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1. Uebersicht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

x 181/97.052 s lnvalldenverslcherung. 4. Revision 
Botschaft vom 25. Juni 1997 Ober die 4. Revision des Bundes­
gesetzes Ober die Invalidenversicherung, erster Teil (4. IV-Revi­
sion, erster Teil) (BBI 1997 IV 149) 

NR/SR Kommission tor soziale Slchelhelt und GesundheH 
Siehe Geschäft 98.3153 Mo. SGK-NR (97.052) 

1. Bundesgesetz Ober die Invalidenversicherung (IVG) 

17.12.1997 Ständerat. Beschluss abweichend vom Entwurf des 
Bundesrates. 
18.06.1998 Natlonalrat. Abweichend. 
23.06.1998 Ständerat. Abweichend. 
24.06.1998 Natlonalrat. Zustimmung. 
26.06.1998 Ständerat. Das Bundesgesetz wird In der Schluss­
abstimmung angenommen. 
26.06.1998 Natlonalrat. Das Bundesgesetz wird in der Schluss• 
abstimmung angenommen. 
Bundesblatt 1998 3479; Ablauf der Referendumsfrist: 15. Okto­
ber 1998 

2. Bundesbeschluss Ober die Verlagerung von Mitteln des Aus­
gleichsfonds der Erwerbsersatzordnung in die Invalidenversi­
cherung 

24.09.1997 Ständerat. Beschluss nach Entwurf des Bundes­
rates. 
06.10.1997 Natlonalrat. Zustimmung. 
10.10.1997 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
10.10.1997 Natlonalrat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 1997 IV 811; Ablauf der Referendumsfrist: 29. 
Januar1998 

3. Bundesbeschluss Ober die befristete Verlagerung von Beiträ­
gen der Erwerbsersatzordnung zugunsten der Invalidenversi­
cherung 

24.09.1997 Ständerat. Nichteintreten 
06.10.1997 Nationalrat. Beschluss abweichend vom Entwurf 
des Bundesrates. 
09.10.1997 Ständerat. Nichteintreten 

x 181/97.052 e Assurance-lnvalldlte. 4e revlslon 
Message du 25 Juln 1997 relatif a la 4e revision de la lol federale 
sur l'assurance-invalidite, premlere partle (4e revision de l'AI, 1 re 
partle) (FF 1997 IV 141) 

CN/CE Comm/sslon de Ja secutite sociale etde Ja sante pub/ique 
Volr objet 98.3153 Mo. CSSS-CN (97 .052) 

1. Lol federale sur l'assurance-invalldite (LAI) 

17.12.1997 Consell des Etats. Declslon modifiant le projet du 
Conseil federal. 
18.06.1998 Consell national. Divergences. 
23.06.1998 Consell des Etats. Divergences. 
24.06.1998 Conseil national. Adhesion. 
26.06.1998 Consell des Etats. La lol est adoptee en votation 
finale. 
26.06.1998 Consell natlonal. La loi est adoptee en votation 
finale. 
Feuille federale 1998 3065; delai referendaire: 15 octobre 1998 

2. Arräte federal concemant le transfert de capitaux du Fonds de 
compensatlon du regime des allocatlons pour perte de galn en 
faveur de l'assurance-lnvalldite 

24.09.1997 Consell des Etats. Decision conforme au projet du 
Conseil federal. 
06.10.1997 Consell national. Adhesion. 
10.10.1997 Consell des Etats. L'arrflte est adopte en votatlon 
finale. 
10.10.1997 Consell national. L'arräte est adopte en votatlon 
finale. 
Feuille federale 1997 IV 747; delai referendalre: 29 Janvler 1998 

3. Arräte federal concemant le transfert temporaire de cotisa­
tions du regime des allocations pour perte de gain en faveur de 
l'assurance-invalldite 

24.09.1997 Consell des Etats. Ne pas entrer en matiere 
06.10.1997 Conseil national. Decision modifiant le projet du 
Conseil federal. 
09.10.1997 Consell des Etats. Ne pas entrer en matiere 
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97.052 Invalidenversicherung. 4. Revision 

Assurance-invalidite. 49 revision 

Botschaft: 25.06.1997 (BBI 1997 IV 149 / FF 1997 IV 141 ) 

Ausgangslage 

Legislaturrückblick 1995-99 

Angesichts der Verschlechterung der finanziellen Situation der IV besteht das vorrangige Ziel der 
vierten IV-Revision in der finanziellen Konsolidierung der Versicherung. Diese soll Massnahmen zur 
Senkung und zur Steuerung der Ausgaben, aber auch zur Erhöhung der Einnahmen der 
Invalidenversicherung beinhalten. 

Vorlage A: Sparmassnahmen in der IV 
Analog zur 10. AHV-Revision soll die Zusatzrente für die Ehepartnerin oder den Ehepartner auch in der 
IV aufgehoben werden. Von dieser Massnahme sind jedoch nur Neurentner/innen betroffen. Weiter will 
der Bundesrat die Viertelsrenten aufheben und die Härtefallrenten in das System der 
Ergänzungsleistungen überführen. Wie die Zusatzrenten sollen die bestehenden Viertelsrenten bis zu 
deren automatischem Erlöschen weitergewährt werden. 

Erste Massnahmen im Bereich der Kostensteuerung 
Mit der Revision sollen die nötigen Vorkehrungen für einen gezielten Einsatz der finanziellen Mittel der 
IV getroffen werden. Dazu gehören die Einführung der Bedarfsplanung für Werkstätten, Wohnheime 
und Tagesstätten für Behinderte sowie die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die 
Finanzierung von statistischen Erhebungen und Wirkungsanalysen durch die IV. 
Weitere Revisionspunkte des ersten Teils, welche sich nicht direkt aus dem Hauptziel der Revision 
ergeben, sind die Präzisierung des lnvaliditätsbegriffs durch eine ausdrückliche Erwähnung der 
psychischen Gesundheitsschäden im Gesetz, die Anpassung der Vorschriften über den Entzug oder 
die Kürzung von Geldleistungen an die Praxis des Eidgenössischen Versicherungsgerichts, die 
Einführung eines Schiedsgerichts für Tarifstreitigkeiten (auf Gesetzesstufe), der Ersatz des geltenden 
Anhörungsverfahrens durch ein Einspracheverfahren sowie neue Rechtspflegebestimmungen im 
Bereich der kollektiven Leistungen. 

Vorlagen B und C: Erste Massnahmen zur Zusatzfinanzierung 
Allein mit den Spar- und Steuerungsmassnahmen kann der Finanzhaushalt nicht wieder ins 
Gleichgewicht gebracht werden. Die Sanierung der IV verfolgt zwei Ziele: einen Abbau der 
aufgelaufenen Schulden sowie - in einem weiteren Schritt - die Sicherstellung der langfristigen 
Finanzierung der laufenden Ausgaben der Versicherung. 
Der Bundesrat will erste Massnahmen zur Zusatzfinanzierung so schnell als möglich umsetzen. Zu 
diesem Zweck unterbreitet er dem Parlament im Sonderverfahren zwei allgemeinverbindliche 
Bundesbeschlüsse, welche eine Zusatzfinanzierung der IV durch Heranziehen finanzieller Mittel der 
heute überfinanzierten Erwerbsersatzordnung vorsehen. Geplant ist eine einmalige Verlagerung von 
Kapital in der Höhe von 2,2 Milliarden Franken vom Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung auf 
die Rechnung der IV beim Ausgleichsfonds der Alters- und Hinterlassenenversicherung sowie eine 
befristete Erhöhung des Beitragssatzes der IV auf Kosten des Beitrags an die Erwerbsersatzordnung 
um 1 Lohnpromille. Dieses Promille soll per 2005 an die EO zurückübertragan werden. Mittels zweier 
allgemeinverbindlicher Bundesbeschlüsse ist es möglich, dass diese Finanztransfers von dar EO zur 
IV bereits auf Anfang 1998 wirksam werden. 

Verhandlungen 
Vorlage B 
SR 
NR 
SR/NR 

Vorlage C 
SR 
NR 
SR 

24.09.1997 
06.10.1997 
10.10.1997 

24.09.1997 
06.10.1997 
09.10.1997 

AB 759 
AB 1942 
Schlussabstimmungen (36:0 / 134:46) 

AB 759 (Nichteintreten) 
AB 1942 
AB 970 (Nichteintreten) 
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Vorlage A 
SR 
NR 
SR 
NR 
SR/NR 

17.12.1997 
17./18.06.1998 
23.06.1998 
24.06.1998 
26.06.1998 

Vorlagen Bund C 

Vfl 
·2· 

AB 1269 
AB 1244 
AB734 
AB 1398 
Schlussabstimmungen (35:4 / 92:77) 

Legislaturrückblick 1995-99 

Die beiden Räte widmeten sich vorerst den beiden dringlichen Bundesbeschlüssen über die 
Verlagerung von Mitteln des EO-Ausgleichsfonds und von EO-Beiträgen auf die IV. Der Ständerat trat 
auf den Bundesbeschluss über die Mittelverlagerung ein. Die Gegner lehnten diesen Mitteltransfer aus 
ganz unterschiedlichen Gründen ab. Erwähnt wurden dabei die gleichzeitige Behandlung der 
Sparvorlage und des Mitteltransfers, die fehlende Gesamtschau auf dem Sozialversicherungsgebiet, 
die Zukunft der Armee und die Situation der Dienstleistenden sowie die Finanzierung der 
Mutterschaftsversicherung. Der Ständerat lehnte mit 23 gegen 15 Stimmen einen Antrag ab, die 
Vorlage an den Bundesrat zurückzuweisen mit der Auflage, den Bundesbeschluss erst vorzulegen, 
wenn dem Parlament umgehend und gleichzeitig die Botschaft zur 6. EO-Revision unterbreitet werden 
kann. Mit 21 gegen 15 Stimmen ebenfalls abgelehnt wurde ein Antrag, nur 1, 1 anstatt 2,2 Milliarden 
Franken zu transferieren. In der Gesamtabstimmung stimmte der Ständerat der Vorlage B, d.h. dem 
einmaligen Kapitaltransfer im Jahre 1998, mit 23 gegen 11 Stimmen zu. Beim zweiten 
Bundesbeschluss (befristete Verlagerung von EO-Beiträgen auf die IV) hingegen beschloss er mit 21 
gegen 16 Stimmen Nichteintreten. 
Im Nationalrat wurden die gleichen Gründe gegen den Mitteltransfer angeführt. Die SVP und die 
Liberalen wandten sich gegen einen Mitteltransfer und verwiesen dabei u.a. auf die Diskrepanz 
zwischen den EO- und den ALV-Leistungen. Die Christlichdemokraten und ein Teil der Linken 
brachten das Argument der Finanzierung der Mutterschaftsversicherung ein. Letztlich schloss sich 
aber der Nationalrat der Meinung seiner Kommission an, wonach eine finanzielle Unterstützung der IV 
durch EO-Mittel unerlässlich sei und sprach sich mit 121 gegen 47 Stimmen für die Verlagerung von 
Mitteln des EO-Ausgleichsfonds und mit 85 gegen 75 Stimmen für die Verlagerung von EO-Beiträgen 
aus, wobei er diesen Transfer entgegen der Vorlage des Bundesrates auf 1998 und 1999 befristete 
(Antrag Guisan). 
Bei der Differenzbereinigung hielt der Ständerat bezüglich des zweiten Bundesbeschlusses mit 25 
gegen 15 Stimmen an seinem Nichteintretensentscheid fest, womit diese Vorlage von der 
Geschäftsliste gestrichen wurde. 

Vorlage A 
Die eidgenössischen Räte behandelten in der Folge die Sparmassnahmen in der 
Invalidenversicherung. Der wichtigste Diskussionspunkt bildete die Aufhebung der Viertelsrente. 
Im Ständerat wandte sich eine Minderheit, zusammengesetzt aus Ratsmitgliedern verschiedener 
politischer Ausrichtungen, gegen die Aufhebung der Viertelsrenten. Sie befürchteten, dass diese in 
ihren Augen illusorische Massnahme nur zu einer Zunahme der Halbrentenbezüge führe; dies hätte 
eine Lastenverschiebung vom Bund zu den Kantonen zur Folge und würde sich nachteilig auf die 
Wiedereingliederungsmassnahmen auswirken. Diese Ansicht fand keine Mehrheitsunterstützung; 
Gehör fand hingegen das Argument des Bundesrates, wonach die Einführung der Viertelsrente u.a. 
deshalb ein Misserfolg war, weil der Arbeitsmarkt nicht genügend geeignete Arbeitsplätze anbieten 
konnte. Die Kommissionsmehrheit drang mit ihrer Meinung, dass die IV nur mit Sparmassnahmen 
saniert werden kann, ebenfalls durch, so dass der Ständerat sich schliesslich mit 23 gegen 13 
Stimmen für die Aufhebung der Viertelsrente aussprach. Die Aufhebung der IV-Zusatzrente für den 
Ehepartner bzw. die Ehepartnerin wurde hingegen nicht angefochten, ebenso wenig die Ausdehnung 
des gesetzlichen lnvaliditätsbegriffs auf psychische Gesundheitsschäden (gemäss 
Rechtsprechungspraxis des Eidg. Versicherungsgerichtes). In der Gesamtabstimmung nahm der 
Ständerat die Vorlage mit 18 gegen 5 Stimmen an. 
Der Nationalrat folgte der Kommissionsminderheit, welche sich mit den gleichen Argumenten wie die 
Minderheit im Ständerat gegen die Aufhebung der Viertelsrente aussprach. Der Rat stimmte mit 84 
gegen 76 Stimmen für die Beibehaltung der Viertelsrente und schuf damit eine bedeutende Differenz 
zum Ständerat. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 76 gegen 33 Stimmen 
bei 26 Enthaltungen an. Nachdem der Ständerat an der Aufhebung der Viertelsrente festgehalten 
hatte, folgte der Nationalrat mit knapper Mehrheit (76 zu 72 Stimmen) dem Beschluss des 
Ständerates. 
Gegen die Revision der Invalidenversicherung, d.h. vor allem gegen die Aufhebung der Viertelsrente, 
ist ein Referendum zustande gekommen. Datum der Volksabstimmung: 13. Juni 1999. 
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97.052 Assurance-invalidite. 48 revision 
Invalidenversicherung. 4. Revision 

Message: 25.06.1997 (FF 1997 IV 141 / BBI 1997 IV 149) 

Situation lnHlale 

Retrospectlve de la leglslature 1996-1999 

La degradation de la situation financiere de l'AI exige que la 4° revision s'attache d'abord a consollder 
l'assise financiere de l'assurance. La revision comprendra des mesures ayant un double objectif: d'une 
part, diminuer et mai'triser les depenses, d'autre part, augmenter las recettes de l'assurance-invalidite. 

Projet A: Mesures d'economies dans le regime de l'AI 
La rente complementaire pour l'epouse ou l'epoux sera aussi supprimee dans l'AI, comme cela a ete 
fait dans le regime de l'AVS avec la 10e revision. Cette mesure ne concernera cependant qua les 
nouveaux beneficiaires de rentes. Le Conseil federal prevoit aussi de supprimer las quarts de rente et 
de transferer les rentes pour cas penibles dans le regime des prestations complementaires. A l'instar 
des rentes complementaires, les quarts de rente verses actuellement continueront a l'etre jusqu'a leur 
extinction. 
Premieres mesures portant sur la mattrise des coats 
La revision doit permettre de prendre les dispositions necessaires pour cibler l'utilisation des 
ressources financieres de l'AI. En font partie divers Instruments tels que la planification des besoins 
pour les ateliers, homes et centres de jour et l'introduction d'une base legale pour le financement 
d'enquetes statistiques et d'analyses des effets induits par la loi sur l'assurance invalidite. 
La premiere partie de la revision comprend encore d'autres points qui ne decoulent pas directement de 
son objectif majeur, solt definir plus precisement la notion d'invalidite en inscrivant explicitement dans 
la loi l'atteinte a la sante psychique, adapter les dispositions sur le retrait ou la reduction de prestations 
a la jurisprudence du Tribunal federal des assurances, introduire dans la loi un tribunal arbitral pour les 
litiges portant sur la tarification, remplacer la procedure d'audition de l'assure par une procedure 
d'opposition et creer de nouvelles dispositions sur les voies de droit dans le domaine des prestations 
collectives. 

Projets B et C: Premieres mesures relatives au financement additionnel 
L'equilibre financier ne peut etre retabli par le seul biais de mesures d'economies et de maltrise des 
coOts. L'assainissement de l'AI poursuit deux objectifs: d'abord amortir la dette accumulee, puis 
assurer a long terme le financement des depenses courantes de l'AI. 
Le Conseil federal se propose de realiser au plus vite les premieres mesures relatives au financement 
additionnel. A cette fin, seront presentes au Parlament, lors d'une procedure speciale, deux arrätes 
federaux de portee generale prevoyant un financement additionnel de l'AI par le biais du regime des 
allocations pour perte de gain (APG), dont le financement est plethorique. II est prevu un transfert 
unique d'un montant de 2,2 milliards de francs du fonds de compensation du regime des APG sur le 
campte de l'AI du fonds de compensation de l'AVS. Un relevement temporaire du taux de cotisation a 
l'AI de O, 1 point aux depens de la cotisation au regime des allocations pour perte de gain est 
egalement prevu. En 2005, ce pour mille retournera au regime des APG. Ces deux arretes federaux 
de portee generale permettront de mettre en vigueur ces transferts de fonds des APG a I' Al au debut 
de 1998. 

Dellberatlons 
Projet B 
CE 
CN 
CE/CN 

Projet C 
CE 
CN 
CE 

24.09.1997 
06.10.1997 
10.10.1997 

24.09.1997 
06.10.1997 
09.10.1997 

BO759 
BO 1942 
Votations finales (36:0 / 134:46) 

BO 759 (Refus d'entrer en matiere) 
BO 1942 
BO 970 (Refus d'entrer en matiere) 
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Projet A 
CE 
CN 
CE 
CN 
CE/CN 

Projets B et C 

17.12.1997 
17./18.06.1998 
23.06.1998 
24.06.1998 
26.06.1998 

-2-

BO 1269 
BO 1244 
BO734 
BO 1398 

R~ospective de la legislature 1995-1999 

Votations finales (35:4 / 92:TT) 

Las Chambres se sont d'abord prononcees sur las deux arretes federaux urgents qul prevolent un 
transfert de fonds et de cotisations des APG a l'AI. Le Conseil des Etats est entre en matiere sur 
l'arrete federal concernant le transfert de capitaux du fonds de compensation du regime des APG en 
faveur de l'assurance invalidite. Les opposants a ce transfert financier l'ont ete pour des raisons fort 
diverses: traitement simultane avec les mesures d'economies, perspective d'ensemble des 
assurances sociales, avenlr de l'armee et situation des mllitalres, flnancement de l'assurance­
matemite. Le Conseil des Etats a refuse par 23 voix contre 15 une propositlon de renvoi avec mandat 
au Conseil federal de ne representer l'amffte federal que lorsqu'il serait possible de soumettre aux 
Chambres immediatement et simultanement le message concemant la 69 revision du regime des 
APG. Par 21 voix contre 15, il a egalement refuse de ne transferer qu'1, 1 mrd. Au vote d'ensemble, il a 
approuve, par 23 voix contre 11, un transfert unique de capitaux pour le debut 1998. Le Conseil des 
Etats a par contre refuse d'entrer en matiere sur le 29 am~te par 21 voix contre 16. 
Au Conseil national, las memes raisons ont marque l'opposition aux transferts financiers. Les voix 
des democrates du centre et des liberaux se sont elevees contre las transferts financiers, etablissant 
une comparaison entre las indemnites de chOmage et las allocations perte de gain des militaires sur la 
base d'un raisonnement qui oubliait totalement la revision de la loi sur l'assurance-chOmage de 1995. 
Les democrates-chretiens ont pense au financement de l'assurance-maternite, suivis par une partie de 
la gauche. Mais, dans l'ensemble, le Conseil national a suivi sa commission qui estimait qu'une 
injection financlere des APG vers l'AI etait indispensable et approuve l'arn\te federal sur le transfert de 
fonds des APG par 121 voix contre 47, celui sur le transfert de cotisations par 85 voix contre 75, en 
limitant toutefois ce transfert a 1998 et 1999, contrairement au projet du Conseil federal (Amendement 
Guisan). 
Lars de l'elimination des divergences, le Conseil des Etats, par 25 voix contre 15, a persiste dans son 
refus d'entree en matiere sur le deuxieme arrete. Cet objet a donc ete biffe de l'ordre du jour. 

Projet A 
Las Chambres ont ensuite traite las mesures d'economie dans le regime de l'AI avec une discussion 
orientee essentiellement sur la suppression du quart de rente. 
Au Conseil des Etats, une minorite de senateurs de tous bords s'est opposee a la suppression des 
quarts de rente, craignant qua cette mesure, illusoire selon eux, ne fasse en fait progresser le nombre 
de beneficiaires des demi-rentes provoquant ainsi a un report de charges de la Confederation vers las 
cantons et ne nuise aux mesures de reinsertion. Cette minorite n'a pas ete entendue. Las arguments 
du Conseil federal, selon lequel l'introduction du quart de rente avait ete un echec, an partie a cause 
d'un marche du travail qui n'a pas permis d'offrir des emplois adequats en suffisance, ont ete 
entendus. Ceux de la majorite de la commission, pour qui seules des mesures d'economie permettront 
un assainissement de l'AI, egalement et le quart de rente a ete supprime par 23 voix contre 13. La 
suppression de la rente complementalre du conjoint dans l'AI n'a par contre pas ete contestee, pas 
plus que l'elargissement prevu de la notion d'invalidite (atteintes psychiques a la sante) pour repondre 
a la jurisprudence du Tribunal federal des assurances. Au vote d'ensemble, le Conseil des Etats a vote 
le projet par 18 voix contre 5. 
Le Conseil national a suivi la minorite de sa commission qui reprenait las arguments avances au 
Conseil des Etats pour s'opposer a la suppression du quart de rente. Par 84 voix contre 76 en faveur 
du maintien du quart de rente, il a cree une divergence majeure avec la Chambre haute. Au vote 
d'ensemble, le Conseil national a accepte le projet par 76 voix contre 33 et 26 abstentions. 
Apres qua le Consell des Etats a maintenu la suppression du quart de rente, le Conseil national 
s'est finalement rallie de justesse a cette proposition par 76 voix contre 72. 
Un referendum contre la revision de l'assurance-invalidite, provoque surtout par la suppression du 
quart de rente a abouti. Date de la votation populaire: 13 juin 1999. 
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Invalidenversicherung. 
4. Revision (erster TeH) 
Assurance-invalidite. 
4e revlsion (1ere partle) 

Botschaft, Gesetz- und BeschlussentwOrfe 
vom 25. Juni 1997 (BBI IV 149) 
Message, proJets de lo! et d'a~te 
du 25 Juln 1997 (FF IV 141) 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: «Die Renten sind 
sicher, und die Erde ist eine Scheibe.» An diesen Werbeslo­
gan einer deutschen Lebensversicherung könnte man sich 
erinnert fühlen, wenn man die heutige und die mittelfristige 
finanzielle Lage der IV betrachtet. Schon seit geraumer Zelt 
wissen wir - Ich habe dies In unserem Rat verschiedentlich 
darzulegen versucht, aber ich meine, bisher eher erfolglos -, 
dass die IV dasjenige Sozialwerk ist,' das sich In der schlimm­
sten finanziellen Lage befindet. 
Mit Botschaft vom 25. Juni 1997 hat uns der Bundesrat die 
4. Revision (erster Teil) des Bundesgesetzes über die Invali­
denversicherung unterbreitet. Besonders aufschlussreich in 
dieser Botschaft sind dabei nicht die Ausführungen Im Text, 
sondern die im Anhang wiedergegebenen Tabellen, nament­
lich diejenige auf Seite 46 der deutschsprachigen Botschaft. 
Die bundesrätliche Botschaft enthält drei formal getrennte 
Vorlagen, die aber doch In einem sehr engen inhaltlichen Zu­
sammenhang zueinander stehen: 
Die erste Vorlage betrifft die Teilrevision des Bundesgeset­
zes über die Invalidenversicherung: Die Kommission hat Ihre 
Beratungen über diese Vorlage A noch nicht abgeschlossen. 
Wir haben in verschiedenen Bereichen zusätzliche Informa­
tionen und Auskünfte verlangt. Diese Vorlage bringt ein rela­
tiv geringfügiges Sparpotential, namentlich durch die Aufhe­
bung von Viertels- und Zusatzrenten, wobei Besitzstände na­
türlich gewahrt werden. Zum Teil aber- und das muss be-
reits jetzt g werden - handelt es sich auch um blasse 
Kostenversch ngen. 
Ich habe von einem relatlv geringfügigen Sparpotential ge­
sprochen. Längerfristig werden es kaum 2 Prozent der Ge­
samtausgaben der Invalidenversicherung sein. 
Die zweite Vorlage betrifft den Bundesbeschluss über die 
Verlagerung von Mitteln des Ausgleichsfonds der Erwerbser­
satzordnung in die Invalidenversicherung: Wir werden heute 
Gelegenheit haben, ausgiebig über diesen Bundesbeschluss 
zu diskutieren. Es geht um einen Mitteltransfer Im Betrag von 
2,2 Milliarden Franken. 
Die dritte Vorlage betrifft den Bundesbeschluss Ober die be­
fristete Verlagerung von Beiträgen der Erwerbsersatzord­
nung zugunsten der Invalidenversicherung: Hierzu wird Herr 
Cottler Bericht erstatten, weil Ich als Kommissionspräsident 
der Minderheit angehöre und damit in einer schwierigen Si­
tuation wäre, wenn ich gleichzeitig den Mehrheitsstandpunkt 
vertreten müsste. 
Bevor Ich auf den Bundesbeschluss über die Mittelverlage­
rung eintrete, erlaube ich mir als Kommissionspräsident ei­
nige allgemeine Bemerkungen zur Lage der Invalidenversi­
cherung und zur bundesrätlichen Vorlage. 
Bereits in der Sommersession, In der Debatte über die 3. EL­
Revlslon, habe ich auf die prekäre finanzielle Lage und die 
düsteren Aussichten mehrerer Sozialwerke, unter anderem 
der Invalidenversicherung, aufmerksam gemacht - damals 
allerdings mit einem relativ geringen Echo. Selbst auf die Ge­
fahr hin, in diesem Rat zum sozialpolitischen «Kassandro» 
zu verkommen, sehe Ich mich veranlasst, Sie erneut auf die 
äusserst prekäre Finanzlage der Invalidenversicherung auf­
merksam zu machen. 
Selbst wenn wir allen Anträgen des Bundesrates entsprä­
chen - woran ich aufgrund der verschiedenen Ergebnisse 
der Kommissionsberatungen und der verschiedenen An-
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träge, die auf dem Tisch liegen, nicht glaube -, könnte unter 
keinen Umständen von einer Sanierung der Invalidenversi­
cherung gesprochen werden. Die vom Bundesrat beantrag­
ten Massnahmen vermöchten bestenfalls bloss dazu zu füh­
ren, dass der Schuldenberg der Invalidenversicherung etwas 
weniger schnell anwüchse. Selbst wenn wir den per Ende 
1997 auflaufenden Schuldenberg der Invalidenversicherung 
von rund 2,2 Milliarden Franken durch den Mitteltransfer aus 
der Erwerbsersatzordnung vollständig tilgen und auch dem 
Lohnpromilletransfer entsprechen, werden in nur vier Jahren 
wiederum Schulden in der Höhe von 2,4 Milliarden Franken 
aufgelaufen sein. Wir stehen dann wieder am selben Ort wie 
heute. Nach dem Jahre 2002 geht es dann rapid «bergab». 
Im Jahre 2005 wird das Jährliche Defizit rund 1,3 Milliarden 
Franken betragen - ein eigentliches Horrorresultat! Wenn 
Sie den Anträgen des Bundesrates nicht entsprechen, dann 
werden wir bereits in zwei bis drei Jahren mit einem jährli­
chen IV-Defizit von 1 Milliarde Franken zu rechnen haben. 
«So weit wird es nicht kommen», wird mir Frau Bundesrätin 
Dreifuss wohl entgegnen. Sie wird darauf hinweisen, dass im 
zweiten Teil der 4. IV-Revision namentlich auch Massnah­
men zur Kostensteuerung ergriffen werden sollen. Wenn Sie 
die Ausführungen In der Botschaft über den zweiten Teil der 
4. IV-Revision lesen, dann sehen Sie, dass dort mehr von 
Leistungsausbau als von Einsparungen die Rede ist. Dass 
man mit dem zweiten Teil der 4. IV-Revision die Kostenstei­
gerungen in der Invalidenversicherung in den Griff bekom­
men kann, glaube ich nicht. Der Finanzhaushalt der IV Ist nur 
noch mit drastischen Mehreinnahmen ab dem Jahre 2000 In 
der Grössenordnung von 1 Milliarde Franken pro Jahr in den 
Griff zu bekommen - oder aber durch drastische Leistungs­
kürzungen, was ich f0r unerträglich halte. 
Der Bundesrat hat sich reichlich lange Zelt gelassen, bis er 
dem Parlament diese Vorlage unterbreitet hat. Jetzt sehen 
wir uns veranlasst, rasch zu handeln und mindestens Ober 
die Entwürfe B und C gleichzeitig In beiden Räten zu ent­
scheiden, und zwar In derselben Session. Das halte Ich für 
eine unzulässige Methode. Der Not gehorchend haben wir 
diesmal diesem Verfahren zugestimmt; das darf aber für die 
zukünftige Behandlung von solchen Vorlagen nicht das nor­
male Szenario werden. 
Wäre die finanzielle Lage der IV nicht derart ernst, würde ich 
sagen: So nicht! Die finanzielle Lage der IV ist aber bitter 
ernst, und deshalb verbieten sich meines Erachtens takti­
sche oder strategische Überlegungen oder auch prozedurale 
Fragen. Wenn ich von taktischen und strategischen Überle­
gungen spreche, so meine Ich Überlegungen im Hinblick auf 
die Einrichtung oder den Ausbau anderer Sozialversiche­
rungszweige. Die Sicherung der heutigen Leistungen der In­
validenversicherung muss klar Priorität haben: vor dem Aus­
bau der Erwerbsersatzordnung und vor der Einrichtung der 
Mutterschaftsversicherung. Wer anders entscheidet, muss 
klar dartun, woher die Invalidenversicherung die unerlässli­
chen Mittel nehmen soll, oder ohne Wenn und Aber die Ver­
antwortung daf0r Obernehmen, dass die IV in wenigen Jah­
ren in ein absolutes finanzielles Desaster hineingerät. 
Der Versicherungszweig der Invalidenversicherung ist lebens­
wichtig für viele Bürgerinnen und Bürger In diesem Land - zu 
wichtig, als dass auf deren Buckel mit taktischen Überlegun­
gen andere Sozialversicherungszweige ausgebaut oder auf­
gebaut werden sollen. Die Überlegung, die vom Bundesrat 
zum Transfer vorgeschlagenen Mittel anderweitig als in der IV 
einzusetzen, weil das Volk letztlich nicht darum herumkom­
men werde, zusätzliche Mittel zur Sicherung und Sanierung 
der Invalidenversicherung aus neuen Quellen zur Verfügung 
zu stellen, basiert auf einem ganz gefährlichen Spiel. Konkret: 
Wer glaubt, der IV den befristeten Lohnpromilletransfer ver­
weigern zu können, um diese Mittel für die Mutterschaftsver­
sicherung zu beanspruchen, und damit die IV Ihrem Schicksal 
überlässt, wird dereinst vom Volk die entsprechende Antwort 
erhalten. 
Die Präsidenten Ihrer Kommissionen haben eine Liste der 
neuen Geschäfte erhalten. In dieser Liste ist eine EO-Revi­
sion aufgeführt. Sie ist den Räten so zugeteilt, dass der Na­
tionalrat im Frühjahr entscheiden soll und der Ständerat Im 

Sommer 1998. Nachdem sowohl In der Kommission als auch 
in der Diskussion mit Kolleginnen und Kollegen hier im Rat 
verschiedentlich Fragen aufgeworfen worden sind, wäre ich 
Frau Bundesrätin Drelfuss dankbar, wenn sie zu einem rela­
tiv frühen Zeitpunkt in dieser Debatte Aufschluss darüber ge­
ben könnte, wie es sich mit dieser In der Liste der neuen Ge­
schäfte aufgeführten EO-Revision verhält. Ich glaube, da­
durch könnten zahlreiche Voten, Fragen und Missverständ­
nisse vermieden werden. Ich wäre Frau Bundesrätin Drelfuss 
also sehr dankbar, wenn sie, vielleicht nach den Voten der 
beiden Berichterstatter, die Fragen beantworten könnte: Wo 
stehen wir mit dieser EO-Revision? Wann wird diese EO-Re­
vision im Bundesrat verabschiedet? Wie könnte sie ausse­
hen? Dieser Punkt wird in dieser Debatte eine ganz zentrale 
Rolle spielen. Es wäre wichtig, die entsprechenden Aus­
künfte zu haben, bevor zahlreiche Voten dazu abgegeben 
werden. 
Noch ein Wort zum Bundesbeschluss über die Verlagerung 
von Mitteln des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung 
in die Invalidenversicherung (Entwurf B): Wie Sie der Fahne 
entnehmen können, beantragt die Mehrheit Ihrer Kommis­
sion Eintreten und Zustimmung zum Entwurf. Es gibt eine 
entsprechende Minderheit, die von Herrn Loretan Willy ange­
führt wird. Diese Minderheit ist nicht gegen Eintreten, aber für 
Rückweisung, d. h. für einen Aufschub der Behandlung. Herr 
Loretan wird diesen Minderheitsantrag erläutern. 
Ich möchte Sie bitten, auf die Vorlage einzutreten. Ange­
sichts der prekären Situation scheint mir das ein klares Zei­
chen zu sein: Wir zeigen so, dass das Parlament gewillt ist, 
die Invalidenversicherung nach Möglichkeit wieder auf ein 
solides finanzielles Fundament zu stellen. 
Ich möchte Sie auch bitten, dem Bundesbeschluss heute zu­
zustimmen - ich werde mich nachher zum Minderheitsantrag 
Loretan Willy äussern -, weil dies ein Zeichen dafür Ist, dass 
wir gewillt sind, der Invalidenversicherung unter die Arme zu 
greifen. Über den Inhalt brauche Ich einstweilen nicht viel zu 
sagen. Der Inhalt Ist relativ einfach. Es geht um einen Mittel­
transfer von 2,2 Milliarden Franken. Die finanziellen Auswir­
kungen sowohl auf den Finanzhaushalt der IV wie auf den Fi­
nanzhaushalt der Erwerbsersatzordnung ersehen Sie ganz 
klar aus den Tabellen im Anhang zur Botschaft. Die übrigen 
Ausführungen zum Minderheitsantrag Loretan Willy und zum 
Einzelantrag Seiler Bernhard werde Ich später machen, 
wenn diese Anträge begründet sind. 
Ich bitte Sie namens der Mehrheit der Kommission um Ein­
treten und Zustimmung zum Entwurf, wie er vom Bundesrat 
vorgelegt worden ist. 

Cottler Anton (C, FR), rapporteur: II etait tout d'abord prevu 
que le debat sur les deux arretes soit separe. Nous venons 
de declder le contraire. Ma täche consiste a presenter l'avls 
de la majorite de la commlsslon sur l'arrete C. 
Bien que n'etant rapporteur que pour l'arrete C, Je voudrais 
aussi m'exprimer sur l'ensemble de cette revision et aussi sur 
l'arrete B. L'assurance-invalldlte (Al) souffre d'un desequl­
libre financier grave: son decouvert aujourd'hul, en 1997, est 
de 2,2 milliards de francs. En revanche, les allocations pour 
perte de gain dlsposent de reserves dont le montant est huit 
fols superieur aujourd'hul aux depenses totales de cette as­
surance. Le transfert de capitaux, comme le prevoit l'arrete B, 
est donc absolument necessaire. II est d'autant plus neces­
salre que la Confederatlon et les cantons supportent en­
semble - la Confederatlon pour 37,5 pour cent et les cantons 
pour 12,5 pour cent - la moltle des depenses de I' Al. Les ln­
terets de la dette de I' Al grevent donc dlrectement le budget 
de la Confederatlon. Sans lnjection flnanclere, ce budget aura 
une charge supplementaire de l'ordre de 100 millions de 
francs. En transferant ces 2,2 milliards de francs, nous alle­
geons le budget de la Confederation, nous accordons un delai 
de gräce de quatre ans a l'AI, et surtout nous ne preJugeons 
pas la reforme des allocations pour perte de gain. Je soutiens 
donc l'arrete B. 
Was hingegen den Bundesbeschluss über die befristete Ver­
lagerung von Beiträgen der Erwerbsersatzordnung zugun­
sten der Invalidenversicherung (Entwurf C) betrifft, so schlägt 
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Ihnen die Mehrheit der Kommission Nichteintreten vor. Ein 
Lohnpromille bedeutet 225 Millionen Franken, und Ich 
möchte Ihnen In Erinnerung rufen, dass ein Promille der 
Mehrwertsteuer ab 2002 ebenfalls der IV zugute kommen 
soll, und dies zu Recht. Die IV wird mit den bundesrätlichen 
Vorschlägen nicht saniert sein. Auch wenn die heutige 
Schuld der IV durch Kapitaltransfer abgetragen sein wird, so 
wird diese Schuld vier Jahre später wiederum Ober 2 Milliar­
den Franken betragen, also sowieso höher sein als heute -
mit oder ohne EO-Beitrag. 
Der Bundesrat muss rasch eine grundlegende IV-Reform 
bringen, um diese Sozialversicherung zu sanieren. Der Bun­
desrat schlägt heute eine Beitragsverlagerung von einem 
Lohnpromille vor, ohne Ober seine Absichten zur EO-Reform 
zu informieren. Immerhin: Diese EO-Reform wurde bereits 
1995 in die Vernehmlassung geschickt, und dort fand sie 
Oberall Zustimmung. Sie war unbestritten. Das Parlament Ist 
heute im ungewissen darüber, was aus dieser Reform wer­
den soll. So hat ein Teil der Kommissionsmehrheit- es ist der 
kleinere Tell - gegen Eintreten auf diesen Bundesbeschluss 
gestimmt, um die EO-Reform nicht negativ zu präjudizieren. 
Es ist dies kein taktisches Überlegen, wie der Kommissions­
präsident Ihnen vorgetragen hat. Es ist nicht taktisch, denn 
es ist absolut natürlich, dass EO-Beiträge zuerst der EO zu­
gute kommen sollen, bevor sie an andere Sozialversicherun­
gen übertragen werden. Das hat mit Taktik nichts zu tun. 
FOr den anderen Teil der Kommissionsmitglieder, die für 
Nichteintreten sind - es ist die Mehrheit -, Ist es auch nicht 
Taktik. Sie wollen die Beitragspromille für die einzuführende 
Mutterschaftsversicherung reservieren. Zwischen der Er­
werbsersatzordnung und der IV besteht Oberhaupt keine in­
nere Verbindung. Hingegen besteht zwischen der Erwerbser­
satzordnung einerseits und der Mutterschaftsversicherung 
andererseits ein tieferer Zusammenhang, ein tieferer Zusam­
menhang als zwischen EO und IV. Werktätige Frauen leisten 
auch Beiträge an die EO. Kraft der EO werden den Dienstlel­
stenden für Ihren Erwerbsausfall Entschädigungen ausbe­
zahlt. Die Mutterschaftsversicherung wiederum wird In erster 
Linie den werdenden Müttern Leistungen für ihren Erwerbs­
ausfall auszahlen. Es besteht also ein direkter Konnex: Der 
Erwerbsausfall bildet eine gemeinsame Grundlage von EO 
und Mutterschaftsversicherung. Das hat mit Taktik nichts zu 
tun. Das Ist eine natürliche Verbindung - eine Gemeinsam­
keit - dieser beiden Versicherungen. Der Erwerbsausfall soll 
In beiden Versicherungen vergütet werden. Deshalb soll das 
überzählige Lohnpromille der Erwerbsersatzordnung ge­
mäss der Mehrheit der Kommission zugunsten der Mutter­
schaftsverslcherung reserviert werden. 
Wir wollen über die EO-Reform also nicht im ungewissen ge­
lassen werden. Das EO-Lohnpromille soll für die Mutter­
schaftsverslcherung reserviert und nicht auf die IV verlagert 
werden. 
Das hat die Mehrheit der Kommission dazu bewogen, Ihnen 
Nichteintreten auf diesen Beschlussentwurf zu beantragen. 

Le presldent: Je donne maintenant, entre deux, la parole a 
Mme Drelfuss, conseillere federale, a la demande de 
M. Schiesser, president de la commlsslon. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Je m'en tlendrai a la re­
ponse a la question qui m'est posee, mais permettez-mol de 
vous remercier cl'accepter la procedure acceleree qui vous a 
ete proposee et de separer de ce fait l'analyse de la revlsion 
de la lol et les deux ar~tes qui dolvent porter sur le finance­
ment, et en partlculler sur le passage de possibllites de flnan­
cement des allocatlons pour perte de galn a l'assurance-ln­
validlte. 
Vous avez pose la questlon de savoir ou en etait cette 
6e revision de la loi sur les APG. Je puls vous donner une re­
ponse complementalre a ce que M. Cottler a rappele, c'est­
a-dire qu'un premier projet elabore par mon departement a 
ete remis en procedure de consultation et a rencontre, de fa­
con assez generale d'allleurs, un accord favorable. 
A la sulte de cette procedure de consultatlon, le Conseil fe­
deral ade nouveau charge mon departement d'elaborer cette 
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fols-cl un projet de revision de cette lol. Ce projet a ete ela­
bore et il attend une decislon. II represente, par rapport au 
modele qui a ete envoye en procedure de consultatlon, une 
formule «light», comme on nous le demande dans tous les 
domalnes actuellement. Cette formule «light» representeralt 
une extenslon des prestations de l'ordre de 82 a 84 millions 
de francs par annee, alors que le projet qui avalt ete envoye 
en procedure de consultatlon etait de !'ordre de 140 millions 
de francs par annee de prestatlons supplementaires. 
Les prestations qul sont retenues comme etant les plus ur­
gentes ou les plus necessaires sur le plan social sont les sui­
vantes: nous renoncons dans ce projet uniquement a une al­
locatlon particuliere pour les prestations de service mllitalre 
de longue duree. Celle-ci pourrait certainement ittre conside­
ree comme soclalement necessalre, mals elle pose au fand 
taut le probleme en soi du financement et de la solde de ces 
servlces de longue duree. Elle n'a de ce fait pas ete retenue. 
Par contre, toutes les autres prestations, en particulier celles 
qui sont liees a des charges de famllle, ont ete retenues. Sur 
ce plan, le Conseil federal, tres rapidement, s'est orlente vers 
une formule qui considerait que si la situation devait ittre 
amelioree et qu'en particuller la relation entre allocations 
pour perte de gain et prestations de chOmage devait etre 
amelioree, II n'etait pas de la täche des APG, payees par 
l'economie comme vous le savez, de financer le recrutement 
ou de favoriser la sltuation des offlciers en vue d'encourager 
leur recrutement. Voila la difference qui existe entre le projet 
qul avalt ete rendu public au moment de la procedure de con­
sultatlon, et le projet qui n'est pas public parce qu'il est a la 
dlspositlon du Conseil federal. II correspond neanmoins aux 
analyses, aux etudes et aux concluslons tirees de la proce­
dure de consultation a laquelle mon departement a procede. 
Au mols de Juin, le Conseil federal s'est pose la questlon de 
savoir s'il voulait prendre une decislon sur les «trlples» - si 
vous me permettez cette expresslon -, c'est-a-dire l'assu­
rance-invalldlte, l'assurance-matemite et l'assurance perte 
de gain, ou s'il souhaitait remettre l'examen de l'une ou 
l'autre a l'annee prochaine dans le cadre de l'analyse IDA­
Flso 2. II a pris la decision que vous savez et que vous sou­
tenez fondamentalement, d'apres ce que Je crois compren­
dre, d'accorder une urgence absolue a l'assurance-invalidite 
en vue d'un assainissement temporaire, comme l'ont dit le 
presldent de votre commlssion et M. Cottler. Le Conseil fede­
ral a considere que l'assurance-matemite, formant un tout, 
etant attendu et promis de longue date et ne modifiant pas 
fondamentalement les conclusions que peut apporter l'ana­
lyse cl'IDA-Fiso 2, pouvait Atre presentee immediatement au 
Parlament. 
Par contre en ce qui conceme les APG, certains problemes 
ne peuvent pas ätre resolus dans le cadre de l'assurance, 
mais dans le cadre du service militaire. Par allleurs, sur le 
plan du financement - et c'est le sens aussi de l'acceptation 
saus forme de postulat par le Conseil federal de la motion 
Hafner Ursula (97.3096) deposee recemment -, il vaut la 
peine de se poser fondamentalement la question de savoir si 
c'est l'economie qui doit payer pour les pertes de galn liees 
au service mllitaire. Cela a amene le Conseil federal a re­
pousser sa decision apres la reception du rapport IDA-Fiso 2. 
Je tiens a faire la remarque suivante: toutes las proposltions 
qui ont ete presentees tlennent campte de la possibilite de 
realiser les reformes dont je viens de vous parler, c'est-a-dlre 
cette augmentation des depenses de l'ordre de 84 mlllions 
de francs par annee. Les proposltlons qui ont ete faites par le 
Conseil federal, tant pour l'AI (possibllites de transferts de 
fonds et de cotisatlons) que pour l'assurance-matemite (sys­
teme de financement propre), n'oberent pas la reforme qu'il 
envisage d'operer dans le systeme des APG s'il devait Atre 
maintenu tel quel quant a ses sources de financement. La 
posslbillte de transferer, au maximum jusqu'en l'an 2004, 
1 pour mille des cotisations APG vers l'assurance-invalidlte 
tlent absolument campte de l'extenslon previsible des APG. 
Je vous rappelle le contenu de l'article 3 alinea 2 de l'arräte 
federal concemant le transfert temporaire de cotisatlons du 
regime des allocations pour perte de gain en faveur de l'as­
surance-invalidite. II est blen precise que ce delai du 31 de-
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cembre 2004 est maximal et qu'une chose dolt de taute fa9on 
ijtre garantie, c'est que le fonds des APG ne descende pas 
en dessous de la moitle du montant des depenses annuelles, 
ce qui correspond il la loi sur le regime des allocations pour 
perte de gain en faveur des personnes servant dans l'armee, 
dans le service civil ou dans la protectlon cMle. Ce fait mani­
feste la volonte du Conseil federal de ne rien toucher aux 
possibilites des APG et, je le dis bien clalrement, aux possi­
bilites d'extenslon dans le cadre modere qu'II envisage a la 
suite de la procedure de consultation. 
Vous savez qu'il na m'appartient de fixer le programme des 
decisions du Conseil federal, mais ce message qui est m0r 
pour une decision ne demande qu'une chose, c'est la re­
flexion qui sera falte a la sulte de la remise du rapport IDA­
Flso 2, qui est prevue pour la fin de l'annee. Je campte donc 
bien pouvoir reprendre ce projet devant le Conseil federal 
des le debut de l'annee prochaine. 

Loretan Willy (R, AG), Sprecher der Minderheit: Zum Min­
derheitsantrag auf Rückweisung des Beschlusses B: Nach 
der breiten Darlegung der Problemlage durch die Kommissi­
onssprecher und durch Frau Bundesrätin Dreifuss bin ich 
nun gezwungen, eine etwas andere Position einzunehmen, 
die - wie Sie noch hören werden - in der politischen Land­
schaft der Schweiz nicht isoliert dasteht: 
Ich wehre mich dagegen, dass Ober die Substanz der Er­
werbsersatzordnung verfügt wird, bevor die vom Bundesrat 
längst versprochene 6. EO-Revision erfolgt ist bzw. bevor 
diese den Räten nicht mindestens gleichzeitig mit der heute 
bereits vorliegenden und zurückzuweisenden 4. IV-Revision 
präsentiert wird. Ich verlange also die zeitliche Koppelung 
dieser beiden Geschäfte, so dass die Räte In voller Kenntnis 
auch von gewichtigen Details in den Bereichen IV und EO 
gleichzeitig entscheiden können. 
Ich fordere den Bundesrat auf, endlich «uno actu» - in Be­
rücksichtigung einer Gesamtschau - zu handeln und die Sa­
lamitaktik bei der Sanierung unserer Sozialversicherungen, 
hier klar zu Lasten der Armeeangehörigen, aufzugeben, 
auch mit Blick auf den Bericht IDA-Fiso 2. Diese Salamitaktik 
ist schlechtweg Inakzeptabel. 
Ich habe als Ersatzmitglied In der vorberatenden Kommis­
sion in bezug auf die Gesamtvorlage den Antrag auf Nichtein­
treten gestellt und für den Fall, dass Eintreten beschlossen 
wird, auf Rückweisung an den Bundesrat, dies mit zwei Auf­
lagen: 
1. gleichzeitige Vorlage von IV-Revision und EO-Revision; 
2. gegenseitige Abstimmung der beiden Vorlagen. 
Ohne dieses Pfand - diese Sicherheit in bezug auf die 6. EO­
Revision, insbesondere auch in bezug auf die Gleichstellung 
von Armeeangehörigen, die länger Militärdienst leisten, und 
Arbeitslosen- kann ich nicht auf die 4. IV-Revision eintreten. 
Ich trage daher den Nlchtelntretensantrag der Mehrheit der 
Kommission, vertreten durch Herrn Cottler, in bezug auf den 
Bundesbeschluss C betreffend das Lohnpromille mit und 
stelle als Vertreter der Minderheit, der auch die Herren Ro­
chat und Wickl angehören, den Antrag auf Rückweisung von 
Bundesbeschluss B betreffend den Kapitaltransfer von 2,2 
Milliarden Franken. 
Für den Fall des Eintretens auf den Bundesbeschluss C be­
treffend Transfer des Lohnpromilles, habe Ich ebenfalls einen 
Rückweisungsantrag, mit denselben, vorher genannten Auf­
lagen an den Bundesrat, gestellt. 
Ich möchte in aller Deutlichkeit unterstreichen, dass mich bei 
meinen Anträgen ganz andere Motive bewegen als diejeni­
gen, die Herr Cottier für die Kommissionsmehrheit punkto 
Nichteintreten auf den Bundesbeschluss C (Transfer des 
Lohnpromilles) dargelegt hat. Obwohl Ich «praktizierender 
Grossvater» bin, geht es mir heute beileibe nicht um die Mut­
terschaftsversicherung. Über die Mutterschaftsversicherung 
werden wir später reden. Um es drastisch auszudrücken: Mir 
geht es heute um die Armeeangehörigen, Frauen wie Män­
ner; es geht mir um die Soldaten, um die Kader der Armee; 
es geht mir heute nicht um die Mutterschaft. Diese Sorgen -
die Mutterschaftsverslcherung, die Mutterschaft ohnehin -
plagen mich nicht oder nicht mehr. 

Es ist unbestritten: Die Situation der IV ist schlecht bis kata­
strophal. Ich bin nicht gegen die Sanierung dieses sehr wich­
tigen Zweiges unserer Sozialversicherungswerke. Ein Blick 
in die Tabelle 1 der Botschaft des Bundesrates, auf Seite 46, 
zeigt diese Situation klar auf. Aber der Blick In diese Tabelle 
zeigt auch, dass mit dem Kapitaltransfer und mit dem Verla­
gem eines Lohnpromilles nur sehr vorübergehend, für einige 
wenige Jahre, eine Verbesserung erzielt werden kann. Die 
Probleme müssen eben auch hier vor allem auf der Aufwand­
seite angegangen werden, sollen die Prämienzahler und der 
Bundeshaushalt nicht immer mehr belastet bzw. durch sol­
che Aussichten bedroht werden. Vom Ausbau der IV, wie er 
in der Botschaft unter Ziffer 115.3, auf den Seiten 13 und 14, 
aufgelistet und auch vom Kommissionspräsidenten ange­
sprochen wurde, darf doch in der heutigen Situation nicht die 
Rede sein! Wenn wir nun dieser Verschiebungsübung, also 
der Verlagerung von der Erwerbsersatzordnung zur IV, zu­
stimmen, nehmen wir damit für die dringend notwendigen 
Konsolidierungen Druck weg. Für mich sind das Aufwandmi­
nimlerungen oder -einsparungen. Dieser Druck muss beste­
henbleiben. Es ist eine Illusion, zu glauben, dass man die So­
zialwerke nur über Mehreinnahmen, die ja vom Volk bewilligt 
werden müssen, sanieren könne. Vor dieser Illusion möchte 
ichwamen. 
Ich komme jetzt zu einigen Details: Die 4. IV-Revision gefähr­
det als isoliertes Geschäft die 6. EO-Revision. Innerhalb von 
7 Jahren sollen von der EO 3,8 Milliarden Franken zur IV 
transferiert werden, neben den einmaligen 2,2 MIiiiarden 
Franken aus dem EO-Fonds noch weitere rund 1,6 MIiliarden 
Franken, nämlich während 7 Jahren je 225 Millionen Fran­
ken, Ober die Verschiebung eines Lohnpromilles von der EO 
zur IV. Die verbleibenden 2 von 3 Lohnpromillen ergäben für 
die EO bei Jahresausgaben von rund 620 Millionen Franken 
lediglich noch einen Mittelzufluss von jährlich etwa 450 Millio­
nen Franken. 
Ich öffne eine Klammer: Es ist bei diesen Überlegungen nach 
wie vor von den Beständen der «Armee 95» auszugehen. 
Was Indiskretionen zufolge in Sonntagsblättem Ober Armee­
reformen geschrieben wurde, mag teilweise irgendeinmal 
nach dem Jahr 2005 zutreffen, muss es aber nicht. Nicht die 
Sonntagsgazetten machen die nächste Armeereform und 
nicht Leute, die via Checkbuch-Joumallsmus Indiskretionen 
aus Kommissionen herausziehen, sondem letztlich bestim­
men wir, die Räte, und das Volk, wie die künftige Armee, ins­
besondere in bezug auf die Bestände, einmal aussehen wird. 
Das möchte ich den Damen und Herren der Sonntagsgazet­
ten und anderer, ähnlich gelagerter Erzeugnisse wieder ein­
mal ins Stammbuch geschrieben haben. Sie können mich ja 
dafür an den nächsten Sonntagen «drannehmen», mir ist das 
völlig «wurst». Die - mit einigen Seitenhieben gespickte -
Klammer ist damit geschlossen. 
Ich komme auf die Unterdeckung des EO-Fonds zurück, die 
eintreten würde, sofem diese IV-Revisionsvorlage heute 
durchkäme. Die Unterdeckung betrüge 170 Millionen Franken 
jährlich. Der EO-Fonds müsste angegriffen werden. Gegen­
über der Überlegung, dass er dies gut ertragen könne, weil er 
hoch bestückt sei, sind Indessen gewichtige Vorbehalte an­
zubringen. Ein Blick in die Tabelle 2 der bundesrätlichen Bot­
schaft, auf Seite 47, zeigt Ihnen nämlich ein rasches Absinken 
des EO-Fonds, wenn es nach dem Entwurf des Bundesrates 
ginge, und zwar selbst nach der auf 2005 zugesagten, aber 
nicht sicheren Rückübertragung des dritten Lohnpromilles an 
die EO - das dritte Lohnprozent der Arbeitslosenversicherung 
lässt grüssenl Es wäre dies ein Absinken auf einen Stand, der 
die Ausrichtung der heute gesetzlich garantierten Leistungen 
ab 2008 nicht mehr ohne massivste Substanzeingriffe in den 
EO-Finanzhaushalt erlauben würde, geschweige denn eine 
6. EO-Revision, Frau Bundesrätin Dreifuss. 
Dies wäre ganz klar eine Folge des Kapitaltransfers von 
2,2 Milliarden Franken, weil wir damit dem EO-Finanzhaus­
halt anfangs Jährlich Zinserträge Im Betrag von 100 Millionen 
Franken - dann von Jahr zu Jahr ansteigend mehr-wegneh­
men würden. 
Ich komme nun zu den sehr komischen Abläufen im Zusam­
menhang mit der 6. EO-Revision. Am 23. September 1996, 
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also vor genau einem Jahr und einem Tag, hat der Bundesrat 
zu Recht entschieden, die Vorarbeiten für eine Mutter­
schaftsverslcherung - hinter die Ich, wie gesagt, ein grosses 
Fragezeichen setze-, die 4. IV-Revision und die 6. EO-Revi­
sion seien parallel voranzutreiben. Möglichen gegenseitigen 
finanziellen Abhängigkeiten und der wirtschaftlichen Lage sei 
Rechnung zu tragen. Die Vorlagen seien zeitlich aufeinander 
abzustimmen. 
In seiner Antwort vom 3. März 1997 auf eine Interpellation 
Langenberger mit dem Titel «Junge Arbeitslose und Militär­
dienst» hält der Bundesrat fest, dass eine zunehmende An­
zahl Dienstpflichtiger es als störend empfinde, wegen ihres 
Militärdienstes auf dem Arbeitsmarkt durch Gesetze benach­
teiligt zu werden. Gemeint ist vor allem das Arbeitslosenver­
sicherungsgesetz. Es heisst in der Antwort des Bundesrates: 
«Diese Situation ist unbefriedigend.» Gemeint Ist die Diskre­
panz zwischen Mllitärdlenstleistenden und Bezügern von Ar­
beitslosenentschädigung. Und weiter: «Der Bundesrat wird 
im Rahmen anstehender Gesetzesrevisionen Lösungen vor­
schlagen.» 
Am 6. März 1997 doppelte Frau Langenberger mit einer wei­
teren Interpellation mit dem Titel «Zur Situation junger Ar­
beitsloser bei längeren Militärdiensten» nach. Sie beanstan­
det Insbesondere die ungenügende Erwerbsausfallentschä­
digung von 31 Franken pro Tag für alle Rekruten. Diese seien 
Jungen Arbeitslosen gegenüber, die keinen Militärdienst zu 
leisten hätten, finanziell krass benachteiligt. Das ist auch so; 
das können Sie an unzähligen Beispielen nachrechnen. 
Im Gegensatz zu seinen letztjährigen, noch im März dieses 
Jahres bekräftigten Absichten hat der Bundesrat am 21. Juni 
dieses Jahres beschlossen, den Entscheid über die 6. EO­
Revision zu vertagen, angeblich wegen mangelnder Dring­
lichkeit und wegen der Mehrausgaben. Dabei geht es ge­
mäss der seinerzeitlgen Vernehmlassung um rund 140 Millio­
nen Franken pro Jahr und neuerdings um rund 80 Millionen 
Franken pro Jahr, die der EO-Fonds, allein von der Wirtschaft 
gespiesen, ohne Bundesbeiträge, mit einer klaren Zweckbin­
dung, ohne weiteres verkraften kann. Der bundesrätliche 
Entscheid, eine Kehrtwende, wird von der Miliz und ihren 
Verbänden als unverständlich bezeichnet. Man sprach hier 
sogar von einer Beleidigung der Militärdienstleistenden. 
Die doch beträchtliche zeitliche Verschiebung der EO-Revi­
sion belässt den notwendigen Verbesserungen keinen Spiel­
raum, Insbesondere nicht Im Kontext mit der vorliegenden 
4. IV-Revision, erster Teil. Die EO-Revision ist nach wie vor 
dringend und, wie gesagt, auch finanzierbar. 
Das Departement des Innern ist offenbar, als es die Ver­
nehmlassung zur 6. EO-Revision losschickte, von der glei­
chen Meinung ausgegangen, insbesondere auch was die 
Zielsetzung anbelangt, es seien die Leistungen zu verbes­
sern: einerseits zugunsten der Rekruten, andererseits zu­
gunsten der Langzeltdlenstleistenden, die in Beförderungs­
diensten in der Armee Grade abverdienen. Die Vernehmlas­
sungsergebnisse sind - wie Frau Bundesrätin Dreifuss sel­
ber gesagt hat - positiv. Verlangt wird insbesondere, was ja 
auch die ursprüngliche Absicht des Bundesrates war, dass 
arbeitslose Armeeangehörige mit längeren Ausbildungsdien­
sten, Rekruten und Kader, finanziell mindestens so gut ge­
stellt werden wie Arbeitslose, die keinen Militärdienst leisten. 
Und genau dieser Punkt, wenn ich das vor einigen Minuten 
richtig verstanden habe, Ist nun in der Vortage des Departe­
mentes an den Gesamtbundesrat nicht mehr enthalten! 
Genau deshalb will ich eben auch Details aus dieser 6. EO­
Revision kennen, bevor ich auf eine 4. IV-Revision eintreten 
kann. Dann kann man unter Umständen mit 80 Millionen 
Franken auch zufrieden sein. 
Es gibt eine ganze Reihe von weiteren Gründen, warum 
diese EO-Revision dringend ist. Ich will Sie aber nicht mehr 
mit weiteren Ausführungen belasten, sondern nur noch einen 
Punkt hervorheben: Weil die EO-Leistungen für Langzeit-Mi­
litärdienstleistende - für Frauen und Männer- ungenügend 
sind, kommt es zu einer zunehmenden Belastung der Solda­
tenfürsorge und der privaten Hilfswerke. Es ist stossend, 
dass Mllitärdlenstpfllchtlge bei Beförderungsdiensten - diese 
Leute tun nichts anderes als ihre Pflicht - die hohle Hand ma-
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chen müssen, selbst wenn andere dies in anderen Situatio­
nen heute leider auch tun müssen. 
Wir verschärfen mit solchen Übungen - das sage ich an die 
Adresse des Gesamtbundesrates - die Probleme der Armee 
mit dem Kadernachwuchs ganz erheblich. Wir liefern sehr 
gute Leute, Frauen wie Männer, einer hoffnungslosen Situa­
tion aus, weil wir ihnen durch diese Praxis auch die Vermitt­
lungsfähigkeit weggenommen haben, wenn sie dann wieder 
In den Arbeitsprozess eintreten sollten. 
Es gibt zahlreiche Vorstösse, die diese Missstände beheben 
wollen, insbesondere im Nationalrat die parlamentarische In­
itiative Allenspach, der einhellig Folge gegeben wurde, die 
aber nicht weiterbehandelt wurde, weil der Bundesrat seiner­
zeit, 1996, aber auch schon 1996, eine rasche Vorlage der 
EO-Revision in Aussicht gestellt hatte. Wir haben in unserem 
Rat die Motion Seiler Bernhard vom 30. April 1997, die von 
27 Ratsmitgliedern - also von über der Hälfte des Rates -
mitunterzeichnet wurde. Ich kann also feststellen, dass klare 
Mehrheiten In beiden Räten die umgehende EO-Revision 
und die Behebung der krassen Benachteiligungen der Militär­
und Zlvilschutzdienstlelstenden verlangen. 
Zusätzllch zu den mannigfachen, sachlich begründbaren Ein­
wänden, die heute zum Nichteintreten bzw. allermindestens 
zur R0ckweisung der beiden Beschlussentwürfe führen müs­
sen, sind zwei weitere Überlegungen anzustellen: 
1. Ich habe grosse Zweifel an der Verfassungsmässigkeit der 
Transferübung, insbesondere in bezug auf den Kapitalanteil 
von 2,2 Milliarden Franken. Die Begründung für die Verfas­
sungsmässigkeit In der Botschaft des Bundesrates, Seite 44, 
ist sehr mager, ebenso diejenige in der Antwort des Bundes­
rates auf die Interpellation Engelberger vom 19. März 1997; 
das Präjudiz von 1947 ist völlig unbehelflich. Aber da wir ja 
hier im Parlament auch noch Verfassungsrichter spielen, ist 
natürlich dieses Bedenken politisch gesehen relativ unerheb­
lich. 
2. Ein weiterer Grund, weshalb man heute für Nichteintreten 
bzw. R0ckweisung sein muss: Warum wird nicht auch für die 
jetzt vorliegende Transferübung der Bericht IDA-Fiso 2 abge­
wartet? Denn, was hier vom Bundesrat vorgeschlagen wird, 
das ist ein Präjudiz In der falschen Richtung und aus dem Ge­
samtzusammenhang herausgerissen. 
Ich könnte mit der Begründung, es sei vorerst - eben Im 
Sinne einer Gesamtschau - der Bericht IDA-Flso 2 abzuwar­
ten, sogar für die 6. EO-Revision eine Verschiebung akzep­
tieren. 
Stimmen Sie, aus welchen Gründen auch immer, dem Nicht­
eintretensantrag der Kommissionsmehrheit zum Bundesbe­
schluss C zu, mindestens aber dem Antrag der Minderheit 
zum Bundesbeschluss B und allenfalls meinem Eventualan­
trag zum Bundesbeschluss C, die beide auf R0ckweisung 
lauten. 

Beerll Christine (R, BE), Sprecherin der Minderheit: ich 
möchte Sie aus der EO-Debatte wieder zu den IV-Beschlüs­
sen zurückführen. 
Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass wir den Begriff der 
Nachhaltigkeit nicht nur im Bereich des Umweltverhaltens 
brauchen dürfen und sollen, sondern dass wir auch eine 
nachhaltige Sozialpolitik zu führen haben. Wer zu sozialer 
Sicherheit Ja sagt, muss auch zu langfristiger Flnanzlerbar­
keit Ja sagen. Nichts ist unsozialer als sozialpolitlsche Lei­
stungen, die nicht dauerhaft erbracht und finanziert werden 
können. Ich habe diesen Satz hier schon einmal geäussert 
und erlaube mir, ihn zu wiederholen, weil dieser Grundsatz 
für mich das A und das O In der sozialpolitischen Diskussion 
ist. 
Soziale Aufgaben dürfen zudem - auch dies ist eine Binsen­
wahrheit- nicht zu Lasten späterer Generationen gehen. Wir 
haben kein Recht, Dinge zu beschliessen, die zwar populär, 
jedoch nicht finanzierbar sind und zu einer immer grösseren 
Verschuldung unseres Staatswesens führen. Wir dürfen den 
heute Wahlberechtigten keine Geschenke machen, dies im 
Wissen darum, dass das, was wir verschenken, gar nicht un­
serer Generation gehört, sondern auf Kosten der noch nicht 
Geborenen finanziert wird. 
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Aus diesen Gründen bin ich nicht bereit, irgend etwas Neues 
einzuführen oder Ausbauten an Bestehendem vorzuneh­
men, wenn das Bisherige - als richtig und gut Erachtete und 
als unabdingbar Erkannte - nicht finanzierbar ist. 
Die Invalidenversicherung, die die Schwächsten und am mei­
sten Benachteiligten in unserer Gesellschaft schützt, ist in 
flnanziellen Nöten- nicht nur kurzfristiger und vorübergehen­
der, sondern schwerwiegender und langfristiger Art. Sie 
haben es bereits ein paarmal gehört: Das Defizit beträgt 
haute bereits 2,2 Milliarden Franken; bis ins Jahr 2005 wird 
es sich - auch mit der heute zur Diskussion stehenden Revi­
sion - auf 5,3 Milliarden erhöhen. 
Es besteht sicher auch bei der IV noch ein gewisses Sparpo­
tential, und Ihre SGK ist bereit, diese Möglichkeit wahrzuneh­
men. Dia SGK ist auch auf die Revisionsvorlage eingetreten, 
die einige Vorschläge enthält, die in diese Richtung gehen. 
Wir dürfen dieses Sparpotential aber nicht überschätzen, und 
wir dürfen nicht glauben, dass die IV rein von der Ausgaben­
seite ausgehend sanierbar Ist. Das wird nicht möglich sein; 
die IV braucht dringend neue Mittel. 
Wir sind uns alle bewusst, dass kaum neue Finanzierungs­
quellen erschlossen werden können - in dar heutigen wirt­
schaftlichen Situation denkt sicher weder auf Arbeitgeber­
noch auf Arbeitnehmerseite irgend jemand daran, die Lohn­
prozente zu erhöhen. Es ist für mich schlicht unverständlich, 
wie die Mehrheit der Kommission in dieser Situation auf die 
Idee kommen kann, auf die Vorlage, die zwar keine definitive 
Sanierung, aber doch eine wesentliche Verbesserung des Fi­
nanzhaushaltes dar IV mit sich bringt, nicht einzutreten. Er­
ahnen tässt sich die Begründung nur, wenn man die takti­
schen Uberlegungan mit einbezieht, die zu einer mehrheits­
fähigen Koalition geführt haben. 
Mit diesem in Frage stehenden Lohnpromille will die eine 
Partei die EO ausbauen und die andere die Mutterschaftsver­
slcherung einführen; dies alles zu Lasten dar Invalidenversi­
cherung - Ich sage dies sehr hart, aber ich empfinde es auch 
so -, zu Lasten der Behinderten, auf dem Buckel der 
Schwächsten dieser Gesellschaft. Ich bin überzeugt, dass 
wir die Verantwortung für den Finanzhaushalt dar IV heute zu 
tragen haben und dass wir diese Verantwortung wahrzuneh­
men haben, bevor wir an Neues danken können. Abgesehen 
davon: Dar EO-Finanzhaushalt erlaubt die Realisierung einer 
Vorlage, wie sie heute von Frau Bundesrätin Dreifuss um­
schrieben wurde, mit Mehrkosten in der Höhe von etwa 
84 Millionen Franken pro Jahr, ohne weiteres. Auch wenn 
diese Vorlage mit der Abzweigung eines Lohnpromilles - be­
fristet bis zum 31. Dezember 2004 - beschlossen wird, wird 
der EO-Haushalt im Jahre 2010 noch einen Überschuss auf­
weisen. 
Ich bitte Sie, dem Bundesrat und der Kommissionsminderheit 
zu folgen und auf beide Vorlagen einzutreten. 

Wlckl Franz (C, LU): In der vorberatenden Kommission ha­
ben wird!~ Eintretensdebatte über alle drei Vorlagen - also 
über die Anderung des IV-Gesetzes wie auch Ober die bei­
den «Verlagerungs-Bundesbeschlüsse» - gesamthaft ge­
führt. 
Die eingehende Diskussion bestätigte die ungünstige Bilanz­
situation dar Invalidenversicherung klar. Es ist also offen­
sichtlich, dass die IV saniert werden muss. Doch die Beratun­
gen in der Kommission wie auch die Ausführungen in der 
Botschaft überzeugen mich nicht davon, dass eine finanzielle 
Sanierung der IV im Schnellverfahren zu Lasten der Er­
werbsersatzordnung erfolgen darf. Denn die heute vorhande­
nen EO-Kapitalien sind klar für einen vom Gesetz definierten 
und festgelegten Zweck alnbazahlt worden. Mir scheint es 
daher äusserst fragwürdig, dieses Geld Im nachhinein für ei­
nen anderen Zweck einzusetzen. Das Schröpfen der EO-Re­
serven und das Verlagern von EO-Beitragsprozenten können 
nur in Frage kommen, wenn wir wissen, welche Aufgabe die 
EO in Zukunft haben soll. Dazu braucht es eine durchdachte 
und auch entsprechend seriös vorbereitete Revision des EO­
Gesetzes und nicht eine Feuerwehrübung, wie sie uns nun 
vorgeschlagen wird. Dazu kommt, dass mit der vorgesehe­
nen Wegnahme von EO-Geldern keine wirkliche Sanierung 

der IV bewirkt wird. Es ist eine Pseudosanlerung; die Ver­
schuldung wird gleichwohl stark anwachsen. 
Dass der Transfer dar EO-Kapitalien und das Verlegen von 
EO-Beitragsprozenten im heutigen Zeitpunkt keine Lösung 
ist, zeigen auch die nun kurzfristig eingereichten Anträge In 
verschiedensten Varianten. Selbst aus dem soeben ausge­
teilten Eventualantrag unseres Kommissionspräsidenten, 
dass die Behandlung des Bundesbeschlusses C zu sistieren 
sal, bis der Bericht IDA-Fiso 2 vorliege, ersehen wir doch, 
dass ein Malaise vorhanden Ist. Aus diesem Malaise kom­
men wir nicht heraus, wenn wir den EO-Transfer hier nun Im 
Schnellverfahren durchführen und das isoliert machen. 
Nachdem die Umverteilung von Geldern aus der EO in die IV 
rechtlich sehr fraglich ist und zudem mit dieser Übung weder 
die Probleme der IV noch jene der EO gelöst werden, unter­
stütze ich einerseits den Rückweisungsantrag der Minderheit 
beim Beschluss B und beim Beschluss C den Nlchtelntre­
tansantrag der Kommissionsmehrheit. 

Rochat Eric (L, VD): Le projet qui nous est soumis au­
jourdhul est singulierement tronque. Alors qua le message 
comprenait das propositions relatives a la 4e revlsion de la loi 
federale sur l'assurance-invalidite, alors qua ca message ad­
mat qu'il na s'agit la qua d'une premiere partie de la revision, 
nous ne discuterons pas da la revision de la loi, las travaux 
n'etant pas termines an commlsslon. Alors qua le messaga 
comprend daux arrAtes federaux, l'un de ces arrAtes vous ast 
presente avec un refus d'entree en matiere de la majorite da 
la commlssion, et le sacond fait l'objet d'une propositlon de 
minorite demandant le renvoi au Conseil federal jusqu'a pre­
santation conjointe de la 6a revislon du regime das alloca­
tions pour perte de gain. 
Sans revenlr sur toutas las explicatlons fort circonstanciees 
qua nous avons antendues de la part da notra presldent et 
des lntervenants successifs, c'est quand mAme un tres cu­
rieux debat qui nous est propose an cette matlera delicate. Je 
me permets d'apportar quelques eclalrcissements comple­
mentaires. 
D'abord, pourquol la commisslon ne vous a+elle pas pro­
pose directement, majoritairemant ou non, de ne pas antrer 
en matlere? Taut semble nous y pousser lorsqu'on analyse 
ce qu'on vient d'entendre. 
1. L'assurance-invalldlte est partie integrante des assuran­
ces sociales federales dont las perspectives financieres as­
sez catastrophlques ont motive le rapport IDA-Fiso. Pas 
completament satisfaite des conclusions de ce rapport, votre 
commission a insiste pour obtenir du Conseil federal une 
etuda IDA-Fiso 2, plus centrea sur las prestatlons, et alle a 
souhalte qua touta revlsion solt suspendue durant cette se­
conda etude. Nous attandons avac lmpatience las resultats 
de cette seconde etude, et notre voau de ne rien entrapren­
dre avantde l'avoiranalysee-qu'il s'agissa de l'AVS, de l'AI, 
des APG ou de l'assurance-matemite - serait une premiere 
raison de ne pas entrer an matiere malntanant. 
2. Comme vient de le dire M. Wlcki, las solutions proposees 
par le Consell federal manquent leur but et n'assainissent 
pas l'assurance-invalidlte. La transfert de 2200 mllllons ap­
porta une emballie de trois ans, puis la dette ratrouve son ni­
vaau anterieur, sans avoir Jamais perdu de son inquietante 
progression. Las masures d'economie proposees, et non en­
core adoptees par la commlssion, sont peu convaincantes et 
ne changeront probablement rien aux resultats futurs. Enga­
ger de tels montants sans projet clair, sans espoir definl, se­
rait una seconde raison da ne pas entrar en matlere. 
3. Las projets de revision de la loi sur le reglma des alloca­
tions pour perte da gain sont, pardonnez-mol l'expression, 
«dans le pipa-line» dapuis de nombreusas anneas. II existe 
de multiples documants temoignant des demandes des poli­
tiques et das militalres, de leur souci da mieux prandra en 
campte la situation financiere des soldats, sous-officlars et 
officiers et de leur offrir pour la moins des prestations equiva­
lentes a celles qua laur offrirait l'assurance-chömage, sans 
qu'il faille faire d'autre analogie entre las daux sltuations. 
Mme Dreifuss, conselllere federala, et je l'en remarcie, nous 
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donne ce matin un certain nombre d'indications. Mais serait­
ce trop demander, avant de faire un tel transfert, que de dis­
poser du texte mäme de cette modification de loi, du texte de 
cette revision, pour permettre aux commissaires, et a nous 
tous dans ce Conseil, d'apprec!er les effets a terme d'un tel 
prelevement sur le fonctionnement futur de l'assurance? 
Sans parler ici des nouvelles missions de l'armee, que nous 
avons aussi adoptees, et de leurs possibles consequences 
sur l'assurance perte de gain. Ce serait une troisieme raison 
de ne pas entrer en matiere, et pourtant votre commission a 
vote l'entree en matiere. Si eile l'a votee cependant, c'est 
bien pour temoigne r de sa conscience des problemes actuels 
des assurances federales et de la necessite d'intervenlr en 
profondeur et rapidement dans leur fonctionnement. 
L'assurance-invalidite a vu ses coats exploser ces demieres 
annees en raison de la situation economique, bien plus que 
de la situation medlcale de ses beneficiaires. L'assurance-in­
validite s'est tres vite posee comme un substitut a l'assu­
rance-chOmage et aux assurances perte de gain pour cause 
de maladle et d'accident. II n'est plus rare, depuis quelques 
annees, d'octroyer des rentes a celul ou celle dont les capa­
cites professlonnelles ne sont plus suffisantes pour trouver 
un travall approprie; il n'est plus rare d'admettre l'invalldlte 
psychlque durable de ceux que la perte de leur emploi a jus­
tement deprimes. 
J'observe trop frequemment les administrations, les entrepri­
ses, les medecins, les syndlcats et les avocats specialises, 
j'observe trop souvent la presslon qu'exercent ces personnes 
pour que celui qui, momentanement ou conjoncturellement, 
n'a pu trouver d'actlvite professionnelle nouvelle soit „an­
nonce a l'AI». En revanche, je vois bien rarement de reduc­
tion ou de suppression de rente, ni de reprise du travail, qu'il 
soit lndependant ou salarie. 
Le besoln d'aglr, le «Handlungsbedarf», existe donc manifes­
tement; il ne saurait concemer que les problemes financiers 
de l'assurance, problemes qul sont le reflet de son actlvite et 
non la cause de ses difflcultes. 
Aevenons en conclusion sur les propositlons qui nous sont 
faites ce matin. 
Nous ne discuterons pas de la premlere partie de la 
4e revlsion aujourd'hui: la commisslon n'a pas flni ses tra­
vaux, nous l'avons deja dlt, et nous manquons ainsi de points 
de repere quant aux premleres mesures d'economies propo­
sees par le Conseil federal. 
L'arrete federal B nous propose de transferer 2200 millions 
de francs du fonds de reserve de l'assurance pour perte de 
gain dans celul de l'assurance-invalidite. Sans entrer dans 
les calculs, nous avons dit plus haut que nous ignorions trop 
des nouvelles mesures prevues pour l'assurance-invalidlte et 
que nous ignorions tout du contenu d'une eventuelle revision 
de l'assurance pour perte de gain, a l'exclusion des propos 
que vient de tenir Mme Dreifuss, conselllere federale. Dans 
ces conditions, il nous semble raisonnable et necessaire de 
renvoyer le projet au Conseil federal pour qu'II le soumette 
aux Chambres federales des qu'il disposera des comple­
ments necessaires a une analyse de l'impact de la mesure 
proposee. Le beneflce modeste lie au flux d'interäts - nega­
tifs dans l'assurance-invalidite, positifs dans l'assurance pour 
perte de gain - ne doit pas nous cacher nos responsabllites 
face a l'ensemble des problemes, ceux de l'assurance-lnva­
lidite, mais aussi, et tout particullerement, ceux de l'assu­
rance pour perte de gain. 
La majorite de votre commission n'est pas entree en matiere 
sur l'arrete federal B. Le transfert durant huit ans de 1 pour 
mille des salaires de l'assurance pour perte de galn vers l'as­
surance-invalidite presumait, en effet, trop de changements 
legislatifs dont nous n'avlons aujourd'hul aucune Idee pre­
clse. Nous avons decide majoritalrement de ne pas entrer en 
matiere pour les raisons evoquees pour le renvoi de l'arräte 
federal B et pour quelques autres ralsons, dont le souhait de 
certains membres de la commission de reserver ce pour mille 
a la future assurance-matemite. 
En conclusion, je vous recommande d'entrer en matiere sur 
l'arräte federal B pour temoigner de notre consclence des 
problemes que connatt aujourd'hui l'assurance-invalldite. 
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Je vous recommande de renvoyer l'objet au Conseil federal 
pour temoigner de notre conviction que ces problemes doi­
vent faire l'objet d'une approche globale, comprenant pour le 
moins les revislons de l'assurance-invalidlte et de l'assu­
rance pour perte de gain. 
Je vous recommande enfln de sulvre la majorlte de votre 
commisslon et de refuser l'entree en matiere a l'arräte 
federal c. 
Brunner Christiane (S, GE): Nous sommes saisis 
aujourd'hui d'un projet de revision de l'assurance-lnvalidlte 
qui se resume pour l'essentiel a un projet de financement a 
court terme de cette assurance. II s'agit de parer au plus 
presse, au deficit de cette assurance, en attendant de pren­
dre de veritables mesures d'assainissement a moyen et a 
long terme. 
La preoccupatlon de combler le deficit du fonds de l'assu­
rance-invalidite est totalement Justifle, et il taut a tout prix evl­
ter le phenomene pervers d'une croissance de la dette de 
l'assurance-invalidite. II taut aussl evlter de desecuriser la 
populatlon quant a la sante et a la vlabllite de cette assurance 
si lmportante qui represente le demler filet de securite pour 
de tres nombreuses personnes. 
N'oublions pas que ce fonds a ete allmente par les tra­
vailleurs et les travailleuses, d'une part, les employeurs, 
d'autre part, hommes et femmes qul paient leurs cotisations 
a cette assurance avec les cotlsations AVS/AI, sans toujours 
savolr precisement qu'ils paient la l'assurance perte de gain 
pour les personnes qui accomplissent leur servlce dans la 
defense generale. Ce fonds affiche des excedents. lls ont ete 
accumules gräce aux cotlsations de toutes ces femmes et de 
tous ces hommes qui ontverse leur contribution par le passe, 
sans trop se poser la questlon de l'affectation de chaque pour 
mille qu'ils versaient. 
II est juste que les cotisations solent peivues pour couvrir un 
risque precis et qu'elles soient fonctlon des depenses de l'as­
surance, mais il est aussi ralsonnable et justifle de transferer 
une partie de cet excedent a l'assurance qui affiche au con­
traire un deficit massif. De mon point de vue, II n'en va pas de 
mäme en ce qul conceme le transfert de 1 pour mille de coti­
sation que le Conseil federal nous demande de transferer 
temporalrement de l'assurance perte de gain a l'assurance­
invalidite. 
En commission, nous avons eu un long debat et parfois 
peut-ätre aussi une absence de clarte dans celui-ci. 
M. Gentil et moi-mäme avons vote avec la majorite pour la 
non-entree en matlere. DeJa auparavant, j'avais depose en 
commission exactement la mäme proposition subsldialre 
que celle que Je presente aujourd'hul consistant a ajourner, 
si nous entrons en matiere, les deliberations sur l'arräte fe­
deral concemant le transfert temporalre de cotisations du re­
gime des allocations pour perte de gain en faveur de l'assu­
rance-lnvalidite, afin de traiter conjointement le projet d'une 
loi federale sur l'assurance-matemite. Bien que je n'ale plus, 
comme M. Loretan Willy d'ailleurs, de preoccupations per­
sonnelles partlculieres en ce qul conceme la question de 
l'assurance-matemite, je pense neanmoins qu'il s'agit d'un 
projet tout a fait prioritaire. 
Le message sur l'assurance-matemite a ete publle par le 
Conseil federal; le Parlament en est salsl et nous sommes le 
premier Conseil a le traiter. II s'agit d'un projet qui est equill­
bre, qui est viable et raisonnable. Au nlveau des prestations, 
le projet satisfait au moins aux exigences minimales de 
l'Unlon europeenne et le coOt global en est tres modeste 
puisqu'il est chiffre a 435 mlllions de francs par an, ce qul est 
une depense supportable pour l'economie, surtout si l'on 
consld~re ce que les employeurs versent deja actuellement 
pour le paiement du conge-matemite. Car, comme l'a dit tout 
a l'heure M. Cottier, il y a une connexite lndiscutable entre 
l'assurance perte de gain pour le service mllitalre et l'assu­
rance-matemite qui couvrent toutes les deux une perte de 
gain temporaire. 
II y a un lien logique et evident qui n'existe pas entre l'assu­
rance perte de gain et l'assurance-lnvalidite. Cette demiere 
n'est, en effet, pas destlnee a couvrir les pertes de gain a 
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court terme, mais ä assurer un revenu permanent aux per­
sonnes qui ne sont plus en mesure de le faire par leurs pro­
pres moyens. Je vous rappelle aussi que la mise sur pied 
d'une assurance-maternlte repond a. une ancienne dette en­
vers les jeunes familles de notre pays qui attend d'ätre hono­
ree depuis plus d'un demi-siecle. 
Pour pouvoir reprendre la discussion sur le financement de 
l'assurance-maternlte lorsque nous tralterons le projet de loi 
dont nous sommes saisis conjointement ä celul relatlf ä l'as­
surance perte de gain, il taut evlter de fermer les portes, ä 
l'avance, ä toute discussion sur des solutions alternatives en 
decidant aujourd'hui dejä du transfert de 1 pour mille de coti­
sation du regime des allocatlons pour perte de gain ä celui de 
l'assurance-invalidite. Maintenant, qu'on adopte cette atti­
tude en le falsant sous la forme de la non-entree en matiere 
sur l'arräte federal C concernant le transfert de cotisations ou 
blen qu'on adopte une mäme volonte de priorite pour l'assu­
rance-maternite en votant l'entree en matiere et en adoptant 
ensuite ma proposition subsidiaire qui demande d'ajoumer 
les deliberations pour traiter les deux objets en mäme temps, 
je crols que la difference n'est pas tres importante. C'est l'in­
tention et la priorite que l'on fixe qui comptent. 
En ce sens-la, sl l'on dlt clairement que l'on veut tralter l'as­
surance--matemlte avant d'attendre d'autres debats sur le fi­
nancement general des assurances sociales et que l'on veut 
la tralter cette annee encore dans notre Conseil, je crois qu'il 
est judlcleux de reporter la declsion sur le transfert de cotisa­
tions. Mals II est tout aussi ]udicleux d'entrer en matiere sur 
l'arrAte federal B concernant le transfert de capltaux. On peut 
mäme envisager d'augmenter ce transfert de capital pour 
soulager encore plus l'AI, ceci sans mettre en perl! l'assu­
rance pour perte de gain. 

Saudan Francoise (R, GE): J'al !'Impression que nous refai­
sons en bonne partie le debat que nous avons eu en commis­
sion. Cela m'lnquiete a plus d'un titre, parce qu'on est en train 
d'occulter ce qui, ä mon avis, est un element essential dans 
la crise de confiance que traverse la populatlon quant ä l'ave­
nlr de ce pays, ä savolr la perennite de notre protection so­
ciale. 
J'almerais revenlr sur trols elements abordes par M. Rochat. 
1. II est vrai que, du point de vue purement concret, le sys­
teme actuel est totalement absurde. II est vral que sl on se 
base sur les rapports du fonds de compensation, Madame la 
Conseillere federale, on constate qu'en 1995, les inter&ts 
payes par l'assurance-lnvalidlte etaient de 0,5 pour cent su­
perieurs au rendement des capltaux places par l'APG, et que 
la difference est a peu pres la mäme en 1996. 
II est vrai que comparaison n'est pas raison, et c'est la suite 
de ma demonstration. L'assurance-lnvalidlte n'emprunte 
qu'aupres du fonds de compensation des APG qui, lui, place 
aupres des collectlvites publlques. C'est lä, l'absurdlte du 
systeme. C'est completement absurde d'emprunter ä un 
fonds de compensation qul a des excedents flnanciers pla­
ces en taveur de collectivites publiques qul vont financer la 
mäme assurance sociale. Si Je voulais faire de l'humour, Je 
dirais, comme mon grand-pere, que c'est «de la belle hor­
logerie»I Mals par rapport a la situatlon de nos assurances 
sociales, ce serait vraiment deplace. Et c'est a ce systeme 
auquel veut mettre fin, dans un premier temps, le Conseil fe­
deral en nous presentant ce transfert qui, independamment 
de l'urgence de la sltuation de l'assurance-invalidlte, va dans 
le bon sens. SI on accepte ce transfert, il est bien evident 
qu'on doit egalement accepter le transfert du pour mille, 
parce qu'II n'y a aucune logique ä boucher un trou qu'on 
laisse par ailleurs se reformer lors des annees suivantes. 
2. Dans le cadre du rapport IDA-Fiso, j'al de]ä detendu de­
vant vous dans un postulat qui n'a ete accepte que partielle­
ment par le Conseil federal, ä savoir la necessite d'avoir une 
approche globale de nos assurances sociales. II ne s'agit pas 
de faire une espece de «machln» comme ia securite sociale 
francalse, mais de reflechir sur la nature de ces assurances 
sociales, sur la manlere dont alles dolvent Atre tinancees, afin 
que l'on s'y retrouve. Une bonne part de nos difficultes ac­
tuelles tiennent ä la complexite de ce systeme. 

Certalns d'entre vous, notamment M. Cottier, ont dit qu'il n'y 
a pas de connexlte entre ces differentes assurances socia­
les. Je ne partage pas cet avls. Je pense qu'il y a une con­
nexlte tres etrolte entre l'assurance perte de gain et l'assu­
rance--maternlte. II y a egalement une connexite avec l'assu­
rance-lnvalidlte, qui est une assurance charniere entre l'AVS 
et ce type d'assurance. En effet, l'assurance-lnvalidite est lä 
pour suppleer a ce qu'on estime une perte de capacite de 
galn, mais etant donne ses buts, qui vlsent essentlellement la 
reinsertion, ce n'est pas une incapaclte qu'on pourrait juger 
comme definitive, d'autant plus qu'elle ne peut Atre que par­
tielle. Je ne partage donc pas l'avis de ceux d'entre vous qui 
pensent qu'il taut avoir une approche tres limitee quant au but 
des assurances sociales. 
3. Autre element que je voulais apporter a la discussion. A 
torce de vouloir les uns defendre l'armee, les autres l'assu­
rance-maternite, on va tout faire capoter. Vous savez que je 
me suis deja. engagee devant vous pour l'assurance-mater­
nite. Je ne renoncerai pas a cet engagement, mais si on veut 
rendre confiance a. la populatlon dans l'avenir de notre Etat 
social, il est absolument Indispensable et urgent d'entrer en 
matiere sur ces deux arrAtes. 

Seiler Bernhard (V, SH): Ich unterstütze beim Bundesbe­
schluss B den Minderheitsantrag Loretan Wllly, d. h. die 
Rückweisung, die mit der Auflage verbunden ist, diesen Bun­
desbeschluss erst dann wieder vorzulegen, wenn den eidge­
nössischen Räten gleichzeitig die Botschaft zur 6. Revision 
der Erwerbsersatzordnung unterbreitet werden kann und die 
beiden Vorlagen IV und EO aufeinander abgestimmt sind. Ich 
unterstütze beim Bundesbeschluss C den Antrag der Mehr­
heit auf Nichteintreten, obwohl ich mit Bezug auf die beiden 
Bundesbeschlüssen an und für sich die schwierige finanzielle 
Lage der IV nicht verkenne. 
Ich kann aber im Jetzigen Zeitpunkt, auch nach den Erklärun­
gen von Frau Bundesrätin Dreifuss zur EO, weder einer Ka­
pitalverlagerung noch dem neuen, gekürzten Beitragssatz 
der EO zustimmen. Vor allem kann ich dies nicht, bevor nicht 
Klarheit darüber herrscht, wie die neue EO aussieht - wir ha­
ben heute etwas darüber gehört -, die seit Jahren vom Par­
lament gefordert wird, d. h., bevor man nicht sehen kann, 
was diese neue Ordnung allenfalls kosten wird. Ich kann 
auch nicht zustimmen, solange uns der Bundesrat nicht ein 
Gesamtkonzept Ober die verschiedenen Sozialversicherun­
gen und Einrichtungen des Bundes vorlegt, damit wir abwä­
gen können, was allenfalls wohin verschoben werden darf 
und was nicht. Deshalb kann Ich beiden Beschlüssen heute 
nicht zustimmen. 
Wir wissen, dass eine neue EO-Vorlage beim Bundesrat 
liegt; wir haben darüber jetzt einiges gehört. Wir wissen auch, 
dass die Vernehmlassung zu dieser EO-Vorlage positiv war, 
aber wie gesagt, die eigentlichen, zusätzllchen finanziellen 
Mittel, die es braucht, wenn die Räte darüber beschlossen 
haben, sind heute noch nicht bekannt. 
Sie haben gesehen, dass auf der Traktandenllste auch noch 
meine Motion - Ich wOrde sagen, eine «EO-Revision light» -
aufgeführt Ist, die - Kollege Loretan hat darauf hingewiesen -
verlangt, dass bei längerdauernden Dienstleistungen Arbeits­
lose nicht so schlechtgestellt werden, wie es heute der Fall Ist, 
sondern dass eine Verbesserung erreicht wird. Sie haben 
auch gehört, dass schon 1993 von Nationalrat Allenspach 
eine Motion, die In diese Richtung zielte, eingereicht wurde. 
Ich habe Im Ständerat eine gleichlautende Motion eingereicht, 
auch um das aus dem Jahr 1952 stammende EO-Gesetz zu 
revidieren. Schon damals ist auf die Problematik von länger­
dauernden militärischen Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit der Arbeitslosenentschädigung hingewiesen worden. 
Beide Motionen sind dann von Frau Bundesrätin Drelfuss mit 
verschiedenen Begründungen nur als Postulate entgegenge­
nommen worden. 
In meiner Motion habe ich eine EO-Revision an und für sich 
auf den Beginn des lnkrafttretens von «Armee 95„ verlangt 
(AB 1994 S 102); es war mir allerdings klar, dass man auf 
diesen Zeitpunkt die Forderungen dieser Motion respektive 
die EO-Revision nicht hätte verwirklichen können. Aber beide 

Bulletin officiel de r Assemblee federale 



24. September 1997 s 767 Invalidenversicherung. 4. Revision 

Male ist auch darauf hingewiesen worden, dass die 6. EO­
Revision Bestandteil der bundesrätlichen Legislaturplanung 
1991-1995 sei. Jetzt haben wir 1997. Der Bundesrat hat da­
mals beiden Motionären versprochen, er werde noch vor 
Ende der Legislaturperiode dem Parlament Botschaft und 
Antrag zu einer 6. EO-Revision vorlegen. Dabei stimmte der 
Bundesrat mit der Forderung überein, dass insbesondere die 
Entschädigungsansätze für die Dienstleistungen im Zusam­
menhang mit militärischen Beförderungen erhöht werden 
sollten. 
Wie gesagt, beide Motionen sind dann als Postulate überwie­
sen worden, und inzwischen hatte Herr Allenspach eine In­
itiative gestartet, die dann allerdings bis heute auch keine 
Wirkung gezeigt hat, weil die SGK des Nationalrates sich 
auch auf ein Versprechen des Bundesrates verlassen hatte, 
der damals einmal mehr gesagt hatte, innert Jahresfrist 
werde eine EO-Revlsionsvorlage vorgelegt. 
Der Bundesrat will nun mit diesen Bundesbeschlüssen einer­
seits 2,2 Milliarden Franken Kapital und vorObergehend auch 
ein Beitragspromille von der EO in die IV transferieren. 
Ich stelle insofern einen zusätzlichen Antrag, als Sie dem 
Beschluss B zustimmen, diesen Betrag von 2,2 Milliarden 
Franken aber auf 1, 1 MIiiiarden Franken zu halbieren. Dar­
über, wo und wie allenfalls dieses Beitragspromille verwen­
det wird - darOber ist heute bereits einiges gesagt worden -, 
werden wir uns später zu unterhalten haben. Die Mittel des 
EO-Fonds sind meines Wissens zweckbestimmt. Auch das 
ist heute bereits gesagt worden, und zwar von Herrn Cottier. 
Ich bin ebenfalls der Meinung, dass diese den dienstleisten­
den Wehrmännern als Erwerbsersatz auszurichten sind. 
Jede andere Verwendung betrachte auch ich als Zweckent­
fremdung. 
Der Kapital- und Beitragstransfer hat zur Folge, dass die EO 
defizitär wird. Das kann doch nur jemand wollen, der davon 
ausgeht, dass es bis in zehn Jahren keine Armee mehr gibt, 
also dass man dann keine Beiträge an die Wehrmänner mehr 
auszahlen muss. Nach den Hochrechnungen In der Bot­
schaft ist die EO ab 1997 defizitär. Der Fonds wird Immer 
kleiner und wird Im Jahr 2008 - ungefähr in zehn Jahren -
aufgezehrt sein. In der Botschaft kann nirgends nachgelesen 
werden, was der Bundesrat nach dem Jahr 2008 vorsieht. 
Ich frage mich: Werden dann keine EO-Beiträge bzw. EO­
Leistungen mehr eingefordert und bezahlt? Das wäre eine 
Katastrophe für unsere Wehrmänner. Oder werden dann die 
Lohnpromille massiv angehoben - das ist die andere Mög­
lichkeit - und damit Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusätzlich 
belastet? Oder- auch das wäre theoretisch denkbar- erstat­
tet die IV der EO die enteigneten Mittel samt Zins und Zinses­
zins wieder zurOck? Das aber ist eher unwahrscheinlich. 
Absolut keine Lösung ist meiner Meinung nach der Vorschlag 
von SP-Politikern, die wollen, dass der Erwerbsersatz im MI· 
lltärdlenst aus Mitteln des EMD-Budgets ausgerichtet wird. 
Angesichts der leeren Bundeskasse wäre das kaum eine 
taugliche Lösung, es sei denn, man wolle der Armee noch 
weitere Finanzen entziehen und sie somit noch zusätzlich 
schwächen. Auch das kann ein Ziel sein, allerdings nicht das 
meine. 
Das Parlament will eine EO-Revision. Die verschiedensten 
Vorstösse, auch aus jüngster Zeit, haben das gezeigt. Wenn 
es dem Bundesrat ernst ist, sein schon vor bald vier Jahren 
abgegebenes Versprechen einzulösen, dann unterbreitet er 
dem Parlament eine Vorlage für die Revision der EO, und 
zwar bevor die EO-Kasse geplündert und für eine Revision 
Oberhaupt kein Spielraum mehr vorhanden Ist. Das wäre zu 
befürchten, wenn wir heute auf die beiden Beschlussent­
würfe eintreten würden. 
Aus diesen Überlegungen und Im besonderen auch aufgrund 
der vielen unbeantworteten Fragen im Zusammenhang mit 
der EO, die ich jetzt auch aufgeworfen habe, beantrage ich 
Ihnen, auf beide Beschlussentwürfe heute nicht einzutreten. 

Frlck Bruno (C, SZ): Als Nichtkommissionsmitglied, das sich 
kurz fassen soll, möchte ich drei Gedanken anbringen und 
begrOnden, weshalb ich Sie bitte, beim Bundesbeschluss B 
den Minderheitsantrag Loretan Willy und beim Bundesbe-
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schluss C die Mehrheit zu unterstützen. Ich kann nicht mit an­
sehen, wie ein Sozialwerk, nämlich die EO, sträflich vernach­
lässigt wird und wie man einseitig nur das Notwendige zur 
Revision der Invalidenversicherung tun will. Ich möchte das 
also in drei Punkten sagen: 
1. Ich glaube den Versprechungen aus Ihrem Departement, 
Frau Bundesrätin Dreifuss, und aus dem Bundesrat nicht 
mehr. Seit 1990 wird die EO-Revision versprochen. Sie war 
in der Legislaturplanung 1991-1995 vorgesehen. Auf eine 
parlamentarische Antrage 1993 erklärte der Bundesrat, sie 
sei Im nächsten Jahr zu erwarten. 1995 hat der Bundesrat in 
seiner Stellungnahme auf eine parlamentarische Initiative 
geantwortet, man könne mit der Revlslonsvorlage möglicher­
weise noch vor Ende 1995, spätestens aber 1996 rechnen. 
Heute haben wir bald Ende 1997, und es kommt einfach 
nichts. Ich kann den Worten allein nicht glauben. Ich stelle 
fest, dass seit dem Vorsteherwechsel im Eidgenössischen 
Departement des Innern keine grosse Liebe mehr zur Revi­
sion der EO vorhanden Ist; darum kann ich nicht weiter blau­
äugig zusehen. 
2. Die vorgeschlagene Revision zugunsten der IV Ist doch 
ein grosses Präjudiz für die Revision der EO. Wenn Sie die 
2,2 Milliarden und die Prozentsätze verlagern, höhlen Sie die 
EO aus. Wir alle wissen, dass sie ab 1998 defizitär und In 
acht bis zehn Jahren ausgehungert sein wird. Was tun wir 
dann in einer Revision der EO? Wir haben nur noch drei Mög­
lichkeiten. Die erste Möglichkeit: Wir stellen die Leistungen 
der EO ein und überlassen alle Zahlungen den Arbeitgebern. 
Die zweite Möglichkeit: Wir setzen die Lohnpromille wieder 
hinauf, was niemand will. Die dritte Möglichkeit: Wir bestrei­
ten den Erwerbsersatz aus den allgemeinen Mitteln des 
EMD, was die SP will. Aber wer ist bereit, die Mittel des EMD 
heraufzusetzen? Ich glaube, wir präjudizieren die EO-Revi­
sion gewaltig, und dieses Präjudiz will ich nicht. 
Ich bitte Sie, Frau Bundesrätin, eine klare Frage zu beantwor­
ten. Ich habe Ihnen genau zugehört, habe aber eine Antwort 
nicht erfassen können, nämlich die Antwort auf die Frage, ob 
bei den Revisionsvorschlägen, die bei Ihnen in Bearbeitung 
sind, junge Leute Im Beförderungsdienst gleich gut gehalten 
werden wie Arbeitslose. Jetzt ist es noch so, dass der Bund 
jene, die einen Dienst für die Gemeinschaft im Beförderungs­
dienst leisten, schlechterstellt, als wenn sie sich arbeitslos 
melden würden. Das darf nicht sein. Ich bitte Sie um eine 
klare Antwort, wie Ihre Anträge in diesem Bereich lauten. 
3. Die Verschiebung der EO-Mittel zur Invalidenversicherung 
helsst für mich Im Ergebnis nichts anderes, als dass wir den 
wahren Zustand der Invalidenversicherung für einige ,lahre 
verbergen. Wir kaschieren die ernsthaften Probleme zu La­
sten der EO, und In drei bis fünf Jahren werden wir wieder in 
der gleichen Situation sein. Wir kaschieren sie, lösen sie aber 
nicht. 
Ich bin bereit, die Probleme der Invalidenversicherung lösen 
zu helfen, aber nicht derart einseitig, wie es heute vorge­
schlagen wird. 

Onken Thomas (S, TG): Die desolate finanzielle Situation 
der Invalidenversicherung zeichnet sich schon sehr lange ab, 
und es soll heute niemand so tun, als sei er gleichsam erst­
mals mit diesen erschreckenden Zahlen konfrontiert. Wir hat­
ten schon 1994 eine Vorlage des Bundesrates zu behandeln, 
bei der es um die Erhöhung des IV-Beitragssatzes ging. Wir 
haben ihn damals von 1,2 auf 1,4 Prozent erhöht. Aber das 
Parlament, Kollege Schiesser, hat damals dem Bundesrat 
die Gefolgschaft verweigert, als er beantragte, ihm die Mög­
lichkeit zuzugestehen, im - absehbaren - Ausnahmefall 
auch noch auf 1,5 Prozent zu gehen. Da wollte das Parla­
ment damals schon nicht mitmachen, obwohl es offensicht­
lich war, dass die erste Erhöhung nicht genügen würde. Hier 
tragen wir meines Erachtens eine gewisse Mitverantwortung. 
Auch der Bundesrat hat seine Mitverantwortung; er hat ja die 
Leistungen an die IV ebenfalls gekürzt. 
Und es gibt drittens noch die Wirtschaft, die hier zu nennen 
ist. Die heutige wirtschaftliche Situation führt zu einer ver­
stärkten Inanspruchnahme der IV; diese dient auch als ein 
Auffangbecken für die von der wirtschaftlichen Situation Be-
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nachteiligten. Es gibt Frühinvalidisierungen; dem Grundsatz 
Eingliederung vor Rente kann schon lange nicht mehr nach­
gelebt werden. Aufträge für die geschützten Werkstätten zu 
finden ist ebenfalls ausserordentlich schwierig. Die wirt­
schaftliche Situation und das Verhalten der Unternehmen tra­
gen wesentlich dazu bei, dass es der IV so schlechtgeht wie 
heute. Die IV muss saniert werden, und zwar nach Möglich­
keit solide und dauerhaft; das ist für mich die allererste Prio­
rität. Da hören wir zu Recht, dass nicht einmal die Vorschläge 
des Bundesrates ausreichen werden, um dies auf Dauer zu 
garantieren. 
Wenn das aber so ist, ist es völlig unverantwortlich, die An­
träge des Bundesrates nun auch noch mutwillig zu schmä­
lern. Herr Cottier hat das Argument, dass die Anträge nicht 
ausreichen, genutzt, um zu folgern: Wenn es schon nicht 
ausreicht, können wir ohne weiteres noch ein wenig zuwar­
ten. Aber das Zurückstellen und Zuwarten scheinen mir keine 
verantwortbare Haltung zu sein - ebensowenig wie der An­
trag Seiler Bernhard, den Kapitaltransfer von 2,2 Milliarden 
Franken auf 1, 1 MIiiiarden Franken zu reduzieren. Man sollte 
die Erwerbsersatzordnung nicht gegen die IV ausspielen. 
Der EO geht es nach wie vor gut; lesen Sie doch die Tabelle 
auf Seite 47, die die zahlen ausweist! Selbst noch bei den 
beantragten Kapitaltransfers und bei der Übertragung des 
Lohnpromilles wird der Ausgleichsfonds auf der vom Gesetz 
verlangten Höhe gehalten. Hier wird nicht «PIOnderung» be­
trieben, nicht «enteignet», wie Kollege Seiler gesagt hat, son­
dern hier wird eine Massnahme getroffen, die der Sanierung 
eines wichtigen Sozialwerkes dient. Man täuscht sich nicht: 
Die IV ist in unserer Bevölkerung ebenso verankert wie die 
AHV und liegt Ihr sehr am Herzen. 
Man sollte die IV aber auch nicht gegen die Mutterschaftsver­
sicherung ausspielen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass eine 
schlingernde, eine marode IV irgendwie helfen könnte, die 
Mutterschaftsversicherung einzuführen. Nur wenn sie solide 
finanziert ist, wenn die Zahlen einigermassen stimmen, wird 
das auch ein gutes Argument zur Einführung der Mutter­
schaftsverslcherung sein, für die vom Bundesrat zudem ein 
kohärentes Projekt vorliegt. 
Ich will aber auch unter keinen Umständen das folgende Sze­
nario: dass nämlich die IV finanziell unsicher und defizitär 
bleibt und man unter diesem Druck bei der Beratung des IV­
Gesetzes dann zu Massnahmen Zuflucht nehmen muss, die 
weit schmerzlicher sind, zu Eingriffen in die Leistungen, ja, zu 
Leistungskürzungen. Es sind zwar Einsparungen vorge­
schlagen und sicher auch möglich, aber Leistungskürzun­
gen, wie sie unter finanziellem Druck anstehen würden, will 
Ich auf alle Fälle vermeiden. 
Von daher gesehen unterstütze ich klar die Auffassung, die 
beispielsweise Frau Saudan oder Frau Beerli dargelegt ha­
ben. Allerdings werden ihre Ausführungen etwas getrübt 
durch den Antrag von Kollege Schlesser, der bereits wieder 
den Bericht IDA-Flso 2 abwarten will. Ich meine, wenn die 
Zahlen so sind, wie sie sind, was er selber als Kommissions­
präsident bestätigt hat, dann muss man handeln, und zwar 
jetzt. 
Von daher plädiere ich ganz klar für Eintreten auf beide Be­
schlussentwOrfe. Auf den Beschluss B sollten wir nicht nur 
eintreten, sondern ihn auch beschliessen und das vorgese­
hene Lohnpromille ohne Verzug an die IV transferieren, da­
mit diese finanziell gesichert werden kann. Das ist eine uner­
lässliche Notwendigkeit und hat absolute Priorität. 

lten Andreas (R, ZG): Ich unterstütze die Vorschläge des 
Bundesrates vorbehaltlos. Unter allen sozialen Aufgaben des 
Staates steht die Finanzierung der AHV und der IV an aller­
erster Stelle. Das wurde soeben von Herrn Onken klar bestä­
tigt. Ich möchte das, was er gesagt hat, unterstützen. Dem­
gegenüber stehen andere soziale Verpflichtungen des Staa­
tes nicht im ersten Rang, jedenfalls für mich nicht. Deshalb ist 
der Vorschlag des Bundesrates zu unterstützen, Mittel aus 
dem Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung In die IV 
und befristet Beiträge der EO zugunsten der IV zu verlagern. 
Frau Bundesrätin Drelfuss hat klar gesagt, dass diese Be­
schlüsse die Revision der EO nicht behindern. Ich finde es 

eine Unterstellung, wenn Herr Flick sagt, der WIiie des Bun­
desrates sei nicht vorhanden, die EO ebenfalls richtig zu sa­
nieren. 
Die katastrophale Lage der IV Ist klar dargelegt worden. Kol­
lege Schiesser hat sogar gesagt, es seien düstere Aussich­
ten. Er hat auf die taktischen Schachzüge hingewiesen, wie 
man andere Wünsche erfüllen könnte, weil die IV am Ende 
doch die Mittel erhalten werde. Ich teile die Auffassung, dass 
diese taktischen Schachzüge vom Volk nicht akzeptiert wer­
den würden. 
Ich habe viele Erfahrungen im Umgang mit der Finanzierung 
von Behindertenwerken. Ich bin selber jahrelang in der Zugar 
Werkstätte für Behinderte tätig gewesen, ich bin auch in an­
deren Behinderteninstitutionen engagiert. Ich habe gesehen, 
wie in den letzten Jahren die 2ahlungen der IV immer verspä­
t~t gekommen sind. Wir mussten in den Kantonen warten, 
Uberbrückungshilfe leisten, und das finde ich nicht gut. Ich 
bin auch Präsident einer Schule, die Behindertenbetreuerin­
nen und -betreuer ausbildet, Sozialpädagoginnen und -päd­
agogen. Ich sehe, wie die Mittel immer knapper werden, so 
dass die Ausbildung teilweise gefährdet wird. Sie muss auf 
dem Niveau, das wir heute haben, erhalten bleiben können. 
Diese Ausbildung ist zum Teil bedroht. Gerade die professio­
nelle Führung von Behindertenheimen ist langfristig zu si­
chern. Wir können uns nicht dorthin zurückbewegen, wo wir 
vor 25 Jahren angefangen haben. Es unterliegt keinem Zwei­
fel, dass ein Staat, eine Gesellschaft an dem gemessen wer­
den müssen, wie er, wie sie mit den Schwächsten des Lan­
des umgeht. Das sind nun einmal die Behinderten. Es sind 
Menschen, die aufgrund von Krankheiten und Behinderun­
gen nicht selbst für ihr Leben aufkommen können. Deshalb 
sind die Anträge auf Rückweisung, auf Verschiebung abzu­
lehnen. Es muss jetzt und nicht später gehandelt werden. 
Nun verbünden sich hier verschiedene Interessen in der Ab­
lehnung der bundesrätlichen Vorschläge. Das Ist schade. Um 
so mehr müssten wir hier in diesem Rat eine Mehrheit finden, 
um die Mittel der IV zur Verfügung zu stellen, wie das der 
Bundesrat In seinen Anträgen vorsieht. Ich bitte Sie darum. 

Spoerry Vreni (R, ZH): Ich muss gestehen, dass Ich mich mit 
dieser Vorlage etwas schwertue, aber nach gewalteter Dis­
kussion kann ich beim Beschluss B der Mehrheit und beim 
Beschluss C der Minderheit folgen. Ich werde also für Eintre­
ten auf beide BeschlussentwOrfe stimmen. Zwei Gründe ver­
anlassen mich dazu: 
1. Die unbestrittenermassen schwierige Situation der Invali­
denversicherung und die Notwendigkeit, hier eine Entschär­
fung des Problems herbeizuführen: Wir wissen, dass es 
keine dauernde Sanierung ist, aber der Mitteltransfer kann 
kurzfristig etwas Entlastung bringen. 
2. Ich habe mit Befriedigung die Äusserung von Frau Bun­
desrätin Dreifuss zur Kenntnis genommen, dass trotz dieses 
Mitteltransfers die aus meiner Sicht notwendige Revision der 
Erwerbsersatzordnung vorgenommen werden kann und 
dass diese uns bald unterbreitet wird. Es gibt nach meinem 
Dafürhalten in diesem Versicherungszweig wirklich stos­
sende Ungerechtigkeiten, die beseitigt werden müssen; dies 
kann offenbar trotz dieses Mitteltransfers geschehen. 
Warum trotzdem ein Unbehagen bleibt, hat folgende Gründe: 
1. Mich stört die dringliche Behandlung der Vorlage parallel 
in beiden Räten - wie das bereits der Kommissionspräsident 
ausgeführt hat -, angesichts einer Situation, die seit einiger 
Zeit bekannt Ist. 
2. Es stört mich auch, dass wir jetzt nur noch Ober den Mittel­
transfer diskutieren; die Gesetzesrevision der IV, die gleich­
zeitig angekündigt wurde und die eigentlich zum Gesamtpa­
ket gehört, ist nicht reif und wird verschoben. 
Das sind die Gründe, weshalb die Vorlage nicht ganz befrle-­
dlgt. 
Und jetzt noch ein Wort zu diesem berühmten Promille für 
die Mutterschaftsversicherung: Man kann zur Mutterschafts­
verslcherung stehen, wie man will, aber etwas ist sicher: 
Zum Nulltarif kann man sie nicht haben. Wenn mit der Ver­
schiebung eines Promilles zur Mutterschaftsversicherung 
der Eindruck erweckt werden sollte, die Mutterschaftsver-

Bulletin offlclel de I' Assemblee federale 



24. September 1997 s 769 Invalidenversicherung. 4. Revision 

sicherung sei damit finanziert, dann ist das ein falscher Ein­
druck. Erfolgt der Transfer befristet, so, wie die Vorlage das 
vorsieht, dann ist er vielleicht eine Starthilfe, aber selbstver­
ständlich keine nachhaltige Finanzierung. Erfolgt der Trans­
fer aber unbefristet und definitiv, dann haben wir mehr Mittel­
bedarf in der Invalidenversicherung oder allenfalls auch in 
der Erwerbsersatzordnung. Ich glaube, dass man auf diese 
Zusammenhänge in aller Deutlichkeit hinweisen muss; den 
Bürgerinnen und Bürgern darf kein X für ein U vorgemacht 
werden. 

Schmid Carlo (C, Al): Als ich diese Vorlage studiert habe, bin 
ich unschlüssig gewesen, was hier zu tun ist. Ich kann nicht 
zu einer Haringa gegen die bundesrätliche Politik ausholen. 
Ich vertraue dem Bundesrat, dass er diese ganz extrem 
schwierige Situation mit allen Kräften und mit allen Mitteln 
seiner Kunst zu meistem versucht. 
Ich kann ihm aber nicht folgen, wenn er uns in dieser Bestre­
bung jetzt praktisch dazu führen will, Massnahmen zu tref­
fen, die in der Sache_vermutllch wenig bringen - das ginge 
noch -, aber in der Offentlichkeit bewusst oder unbewusst 
den Eindruck erwecken, als ob man etwas Positives getan 
hätte. 
Ich glaube nicht, dass wir etwas Positives tun. Mit dem 
Bundesbeschluss B einen Kapitaltransfer von einer Sozial­
versicherung auf die andere zu veranstalten, mag, wenn man 
die einzelne Sozialversicherung gesondert betrachtet, etwas 
bringen. Per saldo aber ändert sich nicht viel. Denn Sie kön­
nen diese Guthaben der EO nennen, wie Sie wollen, per 
saldo, auch wenn sie durch AHV-Zuschläge der Beitrags­
pflichtigen gespiesen sind, ist das irgendwie Bundesgeld und 
ein Aktivum; buchhalterisch beim Bund allerdings ein Passi­
vum. Wem aber denn sonst als dem Bund sollten diese Mittel 
gehören? 
Auf der anderen Seite haben wir einen IV-Fonds, der Schul­
den hat. Wo hat er Schulden? Die hat er beim Bund. Der 
Bund muss ja die entsprechenden Betriebsmöglichkeiten 
weiterhin decken. Wenn Sie also beim Bund etwas von einer 
Kasse in die andere verschieben, ist zwar die Situation nach 
aussen verbessert, faktisch aber ändert sich praktisch nichts. 
In der Frage beim Beschluss C, ob man einen Beitragtransfer 
auf beschränkte Zeit veranstalten will, wird meine Kritik et­
was grundsätzlich: Ich habe hier nicht Mühe wegen der-von 
mir nicht gewünschten - Mutterschaftsversicherung, sondern 
ich habe deswegen Mühe, weil man nach aussen das Zei­
chen setzt, es werde etwas sehr Positives getan. Bei diesen 
Zahlen aber Ist das natürlich nicht richtig. 
Ich wiederhole: Ich bewundere den Bundesrat Tag für Tag 
dafür, wie er sich in schwierigem Umfeld für diese Schweiz 
und diese Institutionen einsetzt. Es tut mir richtig leid, dass 
ich ihm in dieser Frage nicht folgen kann. Ich muss Ihnen al­
lerdings sagen: Es muss noch etwas Druck geben, bis wir 
alle begreifen, was passiert. 
Wenn Sie in der Botschaft in der deutschen Fassung die 
Seite ?anschauen, sehen Sie, dass es Im Jahre 1970 IV-Aus­
gaben Im Betrage von 593 Millionen Franken gab. In jährli­
chen Schritten von zusätzlich rund - das sind gerundete 
Durchschnlttszahlen-155 Millionen Franken ist man dann im 
Jahre 1980 zu Ausgaben im Betrage von 2151 Millionen Fran­
ken, also 2,151 Milliarden Franken, gekommen. In den näch­
sten zehn Jahren waren die Jahresschrittzunahmen noch ei­
nigermassen ähnlich. Statt 155 Millionen waren es dann rund 
180 Millionen Franken, die man jährlich zulegte, um im Jahre 
1990 auf 4,133 MIiiiarden Franken zu kommen. Und jetzt 
kommt es: Im Jahre 1996 haben wir Ausgaben von 7,3 Mil­
liarden, d. h., wir haben Jährlich im Durchschnitt 530 MIiiionen 
Franken mehr ausgegeben als Im Vorjahr, das Dreifache der 
letzten Periode. Hier ist eine Explosion vorhanden, und diese 
Explosion ist zu analysieren. Da sind Massnahmen zu treffen. 
Herr Schiesser, wenn Sie sagen, wir könnten es nicht über 
Einsparungen machen, so sage ich Ihnen eines: Ich bin kein 
Wirtschaftsspezialist. Aber ich weiss nicht, wie wir solche 
Steigerungsraten auf der Einnahmeseite verkraften sollen. 
Wir können das nicht mehr finanzieren. Denn es ist nicht nur 
die IV, die explosionsartig steigt. Es ist auch die Arbeitslosen-
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versicherung, die explosionsartig steigt. Es ist auch die AHV, 
die in Finanzierungsprobleme gekommen ist. 
Wenn Ich auf die Bande schaue, dann haben wir auch noch 
die Krankenkassenvertreter. Dort ist es um kein Haar besser. 
Wir sind «a bout de souffle». Wir müssen hier endlich einmal 
Farbe bekennen; so geht es nicht weiter. 
Ich bin überzeugt, dass der Bundesrat seine Hausaufgaben 
macht. Er hat das auf Seite 11 der Botschaft angekündigt 
und hier wieder gesagt. Aber wenn wir Jetzt Palliative veratr 
reichen, nehmen wir uns selbst etwas den «Drive», die Sa­
che ernst zu nehmen. 
Ich bin daher beim Bundesbeschluss B für die Minderheit, al­
lerdings nicht wegen der EO, sondern weil ich ihn jetzt nicht 
will, und ich bin beim Bundesbeschluss C aus den genannten 
Gründen für den Nichteintretensantrag - dies bei allem Re­
spekt gegenüber dem Bundesrat. 

Danioth Hans (C, UR): Wir stehen am Ende einer sehr aus­
giebigen Diskussion und müssen schauen, wie wir durch das 
Tor der Vernunft kommen, um eine Lösung zu präsentieren, 
welche Bestand hat. 
Ich habe die sehr eindringlichen Kassandrarufe unseres 
Kommissionspräsidenten gehört, der sagte, die IV sei wohl In 
der schlimmsten Finanzlage aller Sozialwerke. Auf der ande­
ren Seite müssen wir einräumen, dass es nicht geht, ein Loch 
nur halbwegs zu stopfen, indem man ein anderes aufreisst, 
indem man das Geld von einer Kasse zur anderen verlagert. 
Wenn Herr Onken sagt, der EO gehe es heute noch gut, 
dann erinnere ich an das Votum der Herren Loretan und Sei­
ler. Ich möchte diese Voten noch durch das Stimmungsbild 
ergänzen, wie es die Schweizerische Nationalspende für un­
sere Soldaten und ihre Familien gezeichnet hat, eine Stif­
tung, die seit 1918 besteht und sich um das Wohl der Wehr­
männer kümmert. Sie stellt fest, dass die letztjährigen Beihil­
fen den Rekordbetrag von 2,5 MIiiionen Franken erreicht ha­
ben und dass die Gefahr besteht, dass sich Wehrmänner 
inskünftig vermehrt wegen Dlenstlelstungen in Rekruten­
schulen und in Beförderungsdiensten an die kantonalen und 
kommunalen Fürsorgeämter wenden müssen. 
Mit Verlaub, ich betrachte es als stossend, dass Wehrmän­
ner wegen Dienstleistungen, zu denen sie ja verpflichtet sind 
und die im Interesse des Staates liegen, in finanzielle Not ge­
raten und der Fürsorge anhelmfallenl Ich glaube, wir müssen 
die Befürchtungen, die Ängste, die Verunsicherung in Ar­
meekreisen ernst nehmen und einsehen, dass es nicht hin­
genommen wird, wenn einfach nur grosse Teile aus der 
Kasse ausgegliedert werden, ohne klaren Kurs, ohne vor al­
lem die Zusicherung, dass nun die dringende und, wie das 
mehrere Votanten gesagt haben, wiederholt angekündigte 
Revision kommt. Ich unterstelle Ihnen, Frau Bundesrätin, ab­
solut keinen schlechten Willen, Frau Bundesrätin. Ich möchte 
nicht so weit gehen. Aber ich glaube, die politische Situation 
ist heute so, dass man andere Sachen als politisch dringli­
cher anschaut. 
Ich bin der Meinung, dass der gesamte Fragenkomplex ge­
prüft werden muss. Ich bin auch der Auffassung, dass der 
Eventualantrag Schlesser aufzeigt, was möglich ist, und dass 
Herr Schiesser nun von seiner ursprünglichen Haltung we­
sentlich abweicht, wenn er vorschlägt, dass die Behandlung 
des Beschlusses C zuerst, aber doch mit der Behandlung 
des Bundesbeschlusses zum Bericht IDA-Flso 2 gemeinsam 
erfolgen soll. Das setzt voraus, dass wir den Beschluss C zu­
rückweisen. Anders wäre das wohl kaum denkbar. 
Beim Beschluss B bin ich der Meinung, dass Druck notwen­
dig ist. Ich könnte mich aber - im Sinne eines gut helveti­
schen Kompromisses und auch, um zu zeigen, dass das Par­
lament den Ernst der Lage erkennt- damit einverstanden er­
klären, dem Antrag Seiler Bernhard zuzustimmen, den Bun­
desrat zu verpflichten, die Revision der EO rasch an die Hand 
zu nehmen, die Problematik gesamthaft zu prüfen und uns 
diese Vorlage raschestmöglich zu unterbreiten. 

Marty Dick (R, Tl): II est evldemment difflclle de dire quelque 
chose d'origlnal apres ca vaste debat. Je me limiterai par 
consequent a faire une remarque a l'adresse de M. Schmid. 
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Elle me parait necessaire vu que nous sommes dans la 
Chambre dlte des cantons. 
Quand M. Schmid dlt que cet exercice consiste a deplacer 
slmplement de l'argent de la Confederation, je rappelle au 
landammann Schmid que ce n'est absolument pas vrai. II y a 
des interllts financlers des cantons qui sont en jeu. Je suis 
taut a falt d'accord que le projet qul nous est soumls ne cons­
titue pas la solution, que ce n'est pas d'un assainissement 
dont il s'agit; c'est un ballon d'oxygene. En transferant tem­
porairement de l'argent des APG, cet argent produit des inte­
rllts actifs qui ne profitent pas aux cantons, alors que le ser­
vlce de la dette de l'assurance-lnvalidite est paye, eher 
landammann, aussi par les cantons. Avec ce transfert, les 
cantons economisent 17 mlllions de francs par an. 

Schmid Carlo (C, Al): Es ist mir vollendet bewusst, dass ge­
mäss Artikel 78 IVG die aus öffentlichen Mitteln an die IV zu 
leistenden Beiträge zu drei Vierteln vom Bund und zu einem 
Viertel von den Kantonen stammen. Die von der Öffentlich­
keit zu leistenden Beiträge betragen dabei die Hälfte der Aus­
gaben. 
Nun sagt Herr Marty zu Recht, dass dann, wenn wir nicht sa­
nieren, die Schuldzinsen immer grösser werden und es dann 
die Kantone sind, die daran zahlen. Da bin ich mit ihm einver­
standen. Das betrifft 17 Millionen Franken. Mit diesen Pallia­
tiven führen Sie uns aber nur dazu, irgendwo wieder eine 
Ruhe zu finden. Hier dürfen wir aber keine Ruhe finden. Das 
sind Ausgaben von 7 MIiiiarden Franken, die heute ausgege­
ben werden. Wir sollten dort als Kantonsvertreter alle Mög­
lichkeiten ausschöpfen, um die Ausgaben wieder zu senken, 
denn wir partizipieren an den Ausgaben. Die kleine Zinslei­
stungsdifferenz macht den Braten nicht fett. Wir Kantone lei­
den darunter, dass wir neben den Zinsleistungen die explo­
dierenden Leistungen der IV mittragen müssen. Es Ist fast 
eine pädagogische Übung, aber wir müssen uns selbst unter 
Druck halten, sonst werden wir in dieser ganzen Geschichte 
keinen Schritt vorwärtskommen. 
Was Sie jetzt tun, sind kleine kosmetische Veranstaltungen 
in der Grössenordnung von diesen 17 Millionen Franken für 
die Kantone. Das bringt uns nichts! 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Als Berichterstatter 
zum Beschluss B gestatte ich mir doch noch einige Bemer­
kungen, nachdem jetzt eine sehr engagierte Debatte in Gang 
gekommen ist. 
Ich beginne gleich bei Kollege Schmid: Herr Schmid, mit Ihrer 
Analyse bin ich völlig einverstanden. Ich glaube, aus meinen 
Bemerkungen zur allgemeinen Situation der IV ergibt sich, 
dass ich in gleicher Art und Weise beunruhigt bin wie Sie; 
Ihre Schlussfolgerungen kann ich allerdings nicht teilen. Das 
Loch in der Invalidenversicherung Ist so gross geworden, 
dass ich meine, es müsste jetzt versucht werden, dieses 
Loch-wenn auch nur für ganz kurze Zeit-zu stopfen. In den 
kommenden Jahren wird sich das Loch wieder enorm stark 
vergrössem. Sie haben die Steigerungsraten aufgezeigt; sie 
sind mehr als beunruhigend. Wenn Sie die Tabelle auf Sei­
te 46 der Botschaft ansehen, so gehen diese Steigerungsra­
ten genau so weiter, mit gewissen zweijährigen Zyklen. Hier 
besteht Handlungsbedarf. 
Wir haben bereits am 14. Dezember 1994 eine Motion unse• 
rer SGK überwiesen. Dort heisst es in Punkt 4: Der Bundes• 
rat werde aufgefordert, «eine finanzielle Konsolidierung der 
IV herbeizuführen, ohne dass einfach zum Mittel von Mehr­
einnahmen gegriffen wird». (AB 1994 S 1308) Zur Kritik, die 
von Herrn Onken im Zusammenhang mit der Erhöhung des 
Beitragssatzes von 1,2 auf 1,4 Prozent - damals übrigens 
auch zu Lasten der Erwerbsersatzordnung - geäussert wor­
den ist, möchte ich folgendes bemerken: Wir haben damals 
eine Erhöhung auf 1,5 Prozent verweigert, nicht zuletzt eben 
auch deshalb, weil wir drei Monate später mit dieser Motion 
den Bundesrat herausgefordert haben, uns weitere Vor­
schläge zu unterbreiten, die das Problem anpacken, das von 
Kollege Schmid aufgegriffen worden Ist. Wenn wir die bean­
tragte IVG-Revlslon, erster Tell, betrachten, besteht dort ein 
gewisses Einsparpotential. Es Ist zwar nicht unbestritten; wir 

werden das in diesem Rat noch sehen. Aber ich habe Ihnen 
bereits In den einführenden Bemerkungen gesagt: Längerfri­
stig beträgt dieses Einsparpotential nach Auffassung des 
Bundesrates aufgrund der heutigen Vorlage etwa 2 Prozent 
der Gesamtausgaben der Invalidenversicherung. Damit wer­
den wir die IV nie sanieren können. Aufgrund der Ausführun­
gen zum zweiten Tell der 4. Revision in der Botschaft des 
Bundesrates habe ich nicht den Eindruck bekommen, als ob 
auf der Ausgabenseite namhafte Einsparungen erzielt wer­
den könnten, die es ertauben würden, die Schere zu schlles­
sen, die sich in der Invalidenversicherung auftut oder schon 
lange aufgetan hat. Ich gebe mich keiner Illusion hin: Wir wer­
den nicht darum herumkommen, den Druck für Einsparungen 
zu erhöhen - das wird aber auch sehr schmerzhaft sein -, 
umgekehrt aber auch, gegenüber dem Volk ganz klar zu sa­
gen, dass es ohne zusätzliche namhafte Mehreinnahmen 
nicht möglich sein wird, die Invalidenversicherung zu sanie­
ren. Betrachten Sie nur den Gleichgewichtssatz in der Ta­
belle auf Seite 46, dann sehen Sie, wie sich dieser Satz er­
höht. Was das finanziell heisst, brauche ich hier nicht weiter 
darzulegen. 
Ein Wort noch zu einem Einwand, den Kollege Onken ge­
bracht hat, wonach die Invalidenversicherung zum Auffang­
becken für Arbeitslose geworden sei: Kollege Onken, ich bin 
auch von dieser Auffassung ausgegangen. Aber in der Bot­
schaft des Bundesrates steht etwas anderes. Dort steht auf 
Seite 11, dass die Neuberentungen bei invalid gewordenen 
Arbeitslosen 3 Prozent der neuen IV-Fälle ausmachen. Ent­
weder stimmt diese Zahl nicht, dann müssen wir uns überle­
gen, ob die anderen Gründe, die hier mit 15 Prozent aufge­
führt sind, auch in diese Kategorie gehören, oder dann trifft 
es wirklich nicht zu, dass die IV zum Auffangbecken für Ar­
beitslose geworden ist. Aus dem Alltag, wie ich ihn jeweils In 
meiner Umgebung erlebe, hätte ich den anderen Schluss ge­
zogen. Der Bundesrat legt uns aber hier Zahlen vor, die die­
sem Eindruck absolut widersprechen. Das haben Sie, Kol­
lege Onken, mit als Grund dafür angeführt, weshalb die Ko­
sten in der IV derart explodiert sind und weiter explodieren. 
Bevor ich auf den Beschluss B und den Antrag Seiler Bern­
hard eingehe, noch eine andere Bemerkung: Das Votum von 
Kollegin Brunner hat mir klargemacht, dass man sich offen­
bar über die Tragweite eines Nlchteintretensbeschlusses 
nicht überall genügend Aufschluss gegeben hat. Sofern wir In 
einer zweiten Runde diesen Beschluss bestätigen, heisst 
Nichteintreten ganz klar, dass die Sache vom Tisch ist. Es 
gäbe keine Vorlage mehr, es müsste vom Bundesrat eine 
neue Vorlage unterbreitet werden. Eine Vorlage, bei welcher 
ein Rat zweimal Nichteintreten beschlossen hat, ist weg vom 
Tisch, auch wenn der andere Rat Eintreten beschllesst. Ich 
möchte diese Tragweite noch einmal in Erinnerung rufen, 
nachdem offenbar innerhalb der Kommission gewisse Miss­
verständnisse über die Tragweite eines Nlchteintretensbe­
schlusses bestanden haben. 
Zum Antrag Seiler Bernhard, 1, 1 Milliarden Franken zu ver­
schieben: Ich meine, das sei keine Lösung. Entweder sind wir 
bereit, den Schuldenberg der Invalidenversicherung, so, wie 
er bis Ende Jahr mutmasslich aufgelaufen ist, zu tilgen. Dann 
müssen wir 2,2 Mllllarden Franken transferieren. Wenn wir 
nur 1, 1 Milliarden Franken transferieren, dann muss Ich Kol­
lege Schmid recht geben: dann machen wir eine Übung zur 
Beruhigung, mehr ist es eigentlich nicht. Deshalb möchte ich 
Ihnen beantragen, einzutreten und den Transfer von 2,2 MIi­
iiarden Franken zu beschliessen, damit wir wenigstens bei 
der Invalidenversicherung, was die aufgelaufenen Schulden 
betrifft, per Ende Jahr Tabula rasa gemacht haben. 
Über die weitere Entwicklung muss ich Ihnen nichts mehr sa­
gen. Wenn der zweite Teil der 4. IV-Revision nicht rasch vor­
gelegt wird, Frau Bundesrätin Dreifuss, und dort auch keine 
Massnahmen aufgezeigt werden, die es erlauben, gewisse 
Einsparungen vorzunehmen, wobei ich mir wie gesagt keine 
Illusionen mache, dann bleibt uns - wenn wir die Invaliden­
versicherung sanieren wollen - nichts anderes übrig, als über 
namhafte Mehreinnahmen auch In diesem Sozialversiche­
rungszweig zu diskutieren, d. h., dem Volk klaren Wein ein­
zuschenken. Ich bin erstaunt, wenn das Volk sagt, Jetzt 
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werde zuerst das Bestehende in Ordnung gebracht und über 
alles andere - Zusatzwünsche, Ausbauwünsche, wo sie 
auch immer vorkommen - solle zu einem späteren Zeitpunkt 
diskutiert werden, nämlich dann, wenn die IV - und ich würde 
anfügen -wie auch die AHV gesichert seien. Das ist die Aus­
gangslage. Ich bitte Sie noch einmal, den Antrag Seiler Bern­
hard abzulehnen, auf den Beschluss B einzutreten, ihn so zu 
verabschieden, wie es die Kommissionsmehrheit und der 
Bundesrat beantragen. 
Von zwei Rednern bin ich auf meinen Eventualantrag zum 
Beschluss C angesprochen worden. Ich bin sofort bereit, die­
sen Antrag zurückzuziehen, sofern auch Frau Kollegin Brun­
ner bereit ist, Ihren Eventualantrag zurückzuziehen. Der An­
trag Brunner Christiane hat mich veranlasst, meinen Antrag 
einzureichen. 
Noch eine Bemerkung in bezug auf die zeitlichen Auswirkun­
gen meines Eventualantrages zur Sistierung: Wenn der Be­
richt IDA-Fiso 2 Ende Jahr vorgelegt wird- Ich glaube daran, 
Frau Bundesrätin Dreifuss --, dann bedeutet dies, dass diese 
Vorlage nicht In der Wintersession 1997, sondern in der Früh­
jahrssession 1998 behandelt wird. Man soll bitte jetzt nicht so 
tun, als ob dieser Antrag zu einer unannehmbaren zeitlichen 
Verschiebung führen würde. Ich bin wie gesagt bereit, auch 
auf den Bundesbeschluss C sofort einzutreten und ihn heute 
zu behandeln, aber dann muss der Antrag Brunner Chri­
stiane ebenfalls vom Tisch. 

Begrüssung -- Bfenvenue 

Le presldent: J'al le plaislr de saluer a la tribune de notre 
Conseil Mme Oidovyn Enkhtuya, deputee au Grand Khural 
de l'Etat et presldente du groupe damitie avec la Sulsse du 
Parlament de la Mongolie. Elle nous fait aujourd'hui le plaisir 
de sa Visite et je vous rappelle qu'au mols de Janvler de cette 
annee, les presldents des Chambres federales ont recu le 
premier ministre de la Mongolie. Ce lointain pays entend 
donc renforcer ses liens avec la Suisse, et cela nous rejouit. 
Je souhaite a Mme Enkhtuya une tres cordiale bienvenue au 
Conseil des Etats. (Applaudlssements) 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Je vals essayer de re­
prendre les questlons et las remarques qui concernent direc­
tement les activites de mon departement ou les declslons du 
Conseil federal formulees au cours de ce debat. 
Je dls clairement a M. Seiler Bernhard qua l'hypothese dans 
laquelle nous avons elabore notre projet relatlf aux APG est 
celle d'«Armee 95», et pas celle d'une reduction supplemen­
taire de J'armee. C'est blen pour la reallsation et dans le ca­
dre d'«Armee 95» qua nous avons travaille. 
Je dols cependant dlre et a M. Seiler et a M. Frick que j'al le 
sentlment qu'lls ont un peu perdu le sens de ce qua sont las 
grandeurs et las servitudes de la collegiallte dans notre pays. 
Je m'en etonne. Je tiens a communlquer icl des decislons du 
Conseil federal; et la decision quant au calendrier des APG 
est celle qua je vous ai lndiquee tout a !'heure. Elle corres­
pond d'ailleurs a l'attitude d'une majorlte, deja exprimee dans 
une fameuse recommandation de l'annee passee exlgeant 
de ne pas presenter de nouveaux projets d'augmentatlon des 
prestatlons; sur ce plan-la, nous t'avons suMe. Mals je sals 
qua ca n'est pas valable sur tous las plans. 
A !'Intention de M. Frick, Je slgnale que tous les travaux pre­
paratolres ont ete realises sous ma responsablllte par le 
Departement federal de !'Interieur et par personne d'autre. 
C'est a moi qu'll appartient de veiller a ce que ces reformes 
solent preparees et a ce qu'elles soient presentees au Con­
seil federal. Les attaques personnelles qui ont ete formulees 
temoignent d'une mauvaise connaissance de ce qua j'ap­
pelle les grandeurs et les servitudes de la collegialite et je les 
regrette. 
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En ce qui concerne le llen qua certains operent avec l'assu­
rance-maternite, je reprends l'expression fort sage de 
Mme Spoerry: II n'y a pas d'assurance-maternite, pas d'as­
sainlssement de l'ensemble des assurances sociales au 
«Nulltarif», c'est la conviction intime du Conseil federal. 
Cela ne signlfie pas qu'II ne doive pas reexaminer l'ensemble 
des prestations des assurances sociales, et c'est le travail 
auquel est attele IDA-Flso 2. Ce rapport sera publie a la fln 
de l'annee. Cela signifle qua vouloir discuter an ayant con­
nalssance de ce rapport, sans attendre un message du Con­
seil federal a !'Intention du Pariement, en disposant d'infor­
mations supplementalres par rapport a aujourd'hui, permet 
sans autre une dlscussion des le mols de Janvler sur l'assu­
rance-maternite notamment. La reprise pour le Conseil fede­
ral de la discussion sur les allocations pour perte de galn est 
egalement possible; j'al dit suffisamment clairement que les 
informations etaient a sa disposition. C'est la raison pour la­
quelle le Conseil federal fixe aujourd'hul clalrement une prio­
rite causee unlquement par une urgence: celle de l'assainis­
sement temporalre de l'assurance-lnvalidite. 
M. Frick m'a demande ce qua contenait le projet, qua j'ai evo­
que comme etant largement elabore; retatif a une 6e revlsion 
des APG, en particulier la relation entre les APG et le niveau 
des prestations de l'assurance-chömage. Pour des revenus 
appartenant aux categories Interieures, II est prevu que le 
remplacement du salaire par des APG sera plus eleve qua 
par las prestatlons de l'assurance-chömage. Ceci est le cas 
Jusqu'a un salalre d'envlron 3000 francs, compte non tenu 
des charges de famille. En ce qui concerne las salalres 
moyens usuels parml les Jeunes gens, le taux de couverture 
est comparable et du mElme ordre de grandeur. Mais, mElme 
si nous n'introduisons pas une allocatlon speclale pour ser­
vice de longue duree, nous prevoyons de ne pas permettre, 
pour des salaires bas ou moyens, qu'il soit plus avantageux 
d'lltre au chömage plutöt qua de rempllr des obligations mill­
taires. 
J'almerals dire qu'en ce qui concerne des Jeunes qul seraient 
au service milltalre et qui auraient charge de famille, qul 
auralent des enfants, dans ce cas, la 6e revlsion des APG las 
«favorise», entre guillemets, nettement par rapport ä l'assu­
rance-chömage. Le projet prepare par mon departement tlent 
tout a fait compte de ce souci qui est legitime. Par contre, il 
ne tient pas compte d'un autre souci qui avait ete evoque, et 
le Conseil federal est egalement de cet avis: il n'y a pas lieu 
d'inciter, economlquement, par le biais d'une assurance, des 
gens a devenlr des officiers. C'est une position tres claire et 
c'est ce qul fait la dlfference entre las 140 millions de francs 
qul etaient an procedure de consultation et les 82 mlllions de 
francs pour l'annee de depart de cette reforme, qui sont ac­
tuellement dans le document elabore par mon departement, 
et dont le Conseil federal a deja au l'occasion de prendre 
connaissance. 
Je crois avolr repondu alnsl tres clairement a nos Intentions. 
C'est aussl pour realiser ces Intentions qua nous ne souhai­
tons transferer qua pendant sept ans le 1 pour mille de coti­
sations des APG vers l'assurance-invalidite et qua nous sou­
haitons, dans le cadre d'une vision generale des assurances 
sociales, nous poser la question de l'avenir du financement 
des APG, de m~me que nous avons clalrement tranche an 
faveur de l'avenlr dun financement de l'assurance-mater­
nite. 
Si je reprends l'expression «keine Mutterschaftsversicherung 
zum Nulltarif», vous me donnerez quittance, Madame 
Spoerry, qu'actuellement las employeurs palent pour finan­
cer l'absence de leurs employees apres l'accouchement, et 
qu'il y a effectivement aussi des possibilites de transferer une 
partie des charges actuellement assumees par las emplo­
yeurs pour le financement d'une assurance-maternlte. Vous 
savez aussi que le projet du Conseil federal ne coOterait pas 
un centime de plus, au contraire, aux employeurs, mais qu'ef­
fectivement ca sont las salaries qui seralent associes dans 
un financement solidalre de ce risque. C'est le sens du projet 
du Conseil federal dont vous aurez certalnement t'occaslon 
de debattre prochainement, sinon cette annee, du molns au 
debut de l'annee prochaine sl vous deviez en juger ainsi. 



--4 lt 
Assurance-invalidlte. 4e revision 772 E 24 septembre 1997 

Priorite claire a l'assainissement temporalre de l'assurance­
invalidite: nous ne voulons pas, Monsieur Schmid, faire croire 
que nous faisons quelque chose de grand, certainement pas. 
Ce debat le montre bien, mais je crois que le message le 
montre bien aussi. Ce que nous voulons, c'est eviter la situa­
tion absurde dont parlait Mme Saudan, qui consiste en parti­
culier, et c'est vrai, a faire passer aussi les cantons a la 
caisse pour payer des dettes qui ne devralent pas etre, 
lorsqu'il suffit de regarder de l'autre cöte et de voir que nous 
avons la un magot que nous n'utiliserons jamais. Nous pou­
vons payer, si je me rappelle bien, 7 ans et demi d'allocatlons 
pour perte de galn sans prelever un centime de cotlsations. 
Quelle assurance reposant sur un systeme de repartition a 
une teile capitalisatlon? Cela est effectivement absurde, et 
c'est cette absurdite que nous voulons corriger. Nous ne pou­
vons pas avoir cöte a cöte quelqu'un qui est en train de mou­
rir de faim et quelqu'un dont l'obesite est tout a fait contraire 
au systeme, volla la comparaison entre ces deux branches 
d'assurance que je me permets de faire. 
Les Intentions, vous les avez entendues, il s'agit de les main­
tenir. Je comprends, au vu et a l'enonce des dates des diffe­
rentes Interventions et declarations qui ont ete faites par le 
Conseil federal, que cela provoque une certaine mefiance. Je 
ne puis que vous le certifler: les travaux sont faits, le projet 
est sur la table. Pour le Conseil federal, qui se reserve les 
moyens de cette reforme, II s'agit uniquement d'attendre 
d'avoir l'ensemble de la sltuation sur la table, c'est-a-dire 
d'avoir le rapport IDA-Fiso 2. 
Urgence donc de l'assurance-invalidite. Je comprends le ma­
laise de devolr traiter en urgence quelque chose et de devoir 
lalsser la partie reforme de l'assurance, avec les economies 
que nous vous proposons, pour une prochalne sesslon. Mais 
le reproche qul serait falt au Conseil federal de ne pas avoir 
averti, de ne pas avoir de son cöte joue un röle de Cassandre 
quant au desequilibre mena9Snt de l'assurance-invalldite, 
volla un reproche qui me paralt injustifle. 
Je vous rappelle, cela a ete dit, que le desequlllbre financier 
de l'AI s'est d'abord manifeste, les chlffres cites par 
M. Schmid le montrent, lors de la Be revision de l'AVS. Nous 
avons la decide une augmentation des prestations sans ajus­
ter le financement, c'est-a-dlre que des 1973-1975, nous 
avons eu des amellorations sans financement. Des 1988, 
nous avons voulu retablir cet equillbre financier par un nou­
veau relevement des cotlsatlons a l'AI. La situation d'equili­
bre qul a ete realisee a ce moment-la n'a pas dure long­
temps, puisque des le debut des annees nonante, le deficit 
s'est a nouveau dessine. 
Les relations entre la situation conjoncturelle et la situation de 
deterloratlon de l'assurance-invalidlte ne sont pas simples 
parce qua l'on pourralt dire qu'on renvoie des chOmeurs a 
l'assurance-invalidite en masse. Mais II est clalr qua la capa­
cite d'absorption de l'economie pour des personnes qui ne 
sont pas au sommet de leur capacite de prestatlons est re­
duite. La capacite de l'economie de faire travailler des ate­
liers qui occupent par exemple des chOmeurs est egalement 
reduite. II y a certalnement un lien, difflclle a estimer, entre la 
situation conjoncturelle en termes generaux et la deteriora­
tlon rapide de la Situation de l'assurance-lnvalidite. 
Le Conseil federal, conscient de cette deterloratlon de la si­
tuation, a propose des 1993 dameliorer cette situation. II 
avait dit clairement qu'en plus des 2 pour mille transferes des 
APG a l'assurance-invalidite, il faudralt une augmentatlon 
des cotisations. II avait demande a l'epoque la competence 
de prelever ce 1 pour mille cette fois-ci supplementalre de co­
tisatlons a la charge de l'economie pour pouvolr assurer cet 
equilibre. 
Cette competence lui a ete refusee et, entre temps, le Con­
seil federal est arrive a la concluslon qu'il n'etait pas souhai­
table dans la sltuatlon actuelle de demander un effort supple­
mentaire a l'economie, mais qu'il n'etait pas raisonnable par 
ailleurs de laisser reposer des mllliards de francs a cOte, sans 
assainir cette assurance-lnvalidlte. Et c'est la raison pour la­
quelle il revient a la charge, comme il l'avait fait en 1993, en 
disant «Donnez-nous les moyens aujourd'hul d'assalnlr l'as­
surance-lnvalldlte. Evitons cette situatlon qui conslste a creu-

ser des deflclts.» Je crois qua las citoyennes et les citoyens 
de ce pays attendent de nous une teile priorite accordee a 
l'urgence. 
Nous avons propose parallelement, mais nous y reviendrons 
une autre fois, certaines economles, et nous laissons enten­
dre, Monsieur Schiesser, qu'II y aura egalement d'autres eco­
nomies dans la 2e partie de la 4e revislon de l' Al. Nous avons 
tout slmplement mentlonne qu'a cOte de ces mesures d'eco­
nomie, nous pensions qu'il fallait aussl reflechir a ce besoin 
d'autonomle des personnes Invalides, et qu'en particulier cel­
les qui ont besoin de l'alde d'autrui pour accomplir les actes 
ordinalres de la vie devraient pouvoir recevoir l'alde dont al­
les ont besoln. Nous avons egalement indlque un calendrier 
pour cette reforme, en ran 2002. 
Mais j'aimerais souligner lcl le lien entre la 1 ere partie de 
cette reforme et la 2e. Lorsque nous demandons une base le­
gale pour le financement par l'assurance-invalidlte d'enque­
tes statlstiques et d'analyse des effets, c'est blen pour pou­
voir repondre a cette question que nous avons tous presente 
a l'esprit: pourquol y a-t-11 un tel affalbllssement de la capacite 
d'occuper des personnes qui ont un handicap physique ou 
mental? Leurs capacites economiques de gagner leur vie est 
tellement entachee aujourd'hul par un handicap qui peut­
etre, II y a 10 ans, il y a 15 ans, n'aboutissait pas a la meme 
situatlon. Pourquoi y a-t-11 une teile difficulte pour ces person­
nes a subvenlr a leur vie? et pourquol de ce falt l'assurance­
invalidite doit-elle suppleer a ce qui, autrefols, etalt des res­
sources acquises par le travail? C'est ce probleme-la que 
nous souhaitons etudier, et c'est bien pour avoir las moyens 
de le faire que nous devons faire passer cette 1 ere partie 
maintenant. 
Le Conseil federal considere donc qua ce qu'II demande n'est 
pas une operatlon glorieuse par laquelle II aimerait faire 
croire qu'ii a resolu un probleme. II doit faire cette operation 
par precaution, par principe de responsabllite face a une as­
surance soclale qui fluctue avec les annees, mais dont on 
pouvait prevoir depuis plusieurs annees, depuls 1993 en tout 
cas, que sa situatlon economique seralt peu a peu tellement 
preoccupante qu'II faudrait agir a court terme. 
C'est pourquol, au nom du Conseil federal et en remerciant 
les senateurs qui ont parle dans ce sens, je pense qu'il est: 
1. absolument indispensable de transferer une partie du 
fonds des APG a l'assurance-invalldlte; 
2. tres sage de transferer de fa9on limitee, a un moment Oll 
les APG n'en ont pas besoln, mais en etant dispose bien sOr 
a le ieur reaffecter immediatement si le besoin s'en fait sentir, 
1 pour mille de cotisations des APG vers l'assurance-invali­
dite. 
J'ajoute que la clause que nous avons choisie et que nous 
vous proposons permet, mame au cours de ces sept ans, 
d'allouer de nouveau le 1 pour mllle aux APG, par exemple sl 
une reforme des APG le rendait souhaitable. Ca n'est donc 
vraiment qu'une mesure temporaire a un moment Oll, si nous 
ne le falsons pas, les excedents s'accumulent d'un cOte et les 
deficlts s'accumulent de l'autre, avec toutes les consequen­
ces que nous avons vues. 
Je pense egalement que si votre commission pensait pouvoir 
reprendre tous ces travaux tres rapidement et ne perdre 
qu'une session pour prendre de telles decisions, la catastro­
phe ne serait pas si grande. Elle serait vralment reelle si votre 
commission decldait de ne pas entrer en matiere sur l'arrate 
federal C qui vous est propose. Si vous decidiez de ne pas 
entrer en matiere, comme l'a dit votre president, ce probleme 
ne pourrait etre reprls qu'a la suite, soit d'une initiative parle­
mentaire, soit d"un nouveau projet du Conseil federal. Par la, 
vous indiqueriez clairement l'absence de volonte de contrl­
buer a la solutlon du probleme de l'assurance-invalldite puis­
que vous ne permettriez meme pas qua cette possibilite de 
transfert de cotlsations solt examinee par votre commission 
et par votre Conseil. II s'agirait alors d'un clalr signal qui dirait 
que l'assurance-invalldite n'est pas votre souci numero un. 
Ce signal serait ressenti tres douloureusement par tous ceux 
pour qui cette assurance est la garantie qu'ils continuent a 
atre aldes avec d'abord une volonte de relntegration, ou, 
celle-ci butant sur toute une serie d'obstacles aujourd'hul, du 
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molns avec la volonte tres claire de leur assurer les moyens 
d'une existence digne. 
Vollä., en relation avec cette urgence, la raison pour laquelle 
le Conseil federal donne aujourd'hul la priorite ä. la revision de 
l'assurance-invalidite et vous prie en fait d'entrer en mattere 
sur les deux arretes federaux relatifs au lien entre ces deux 
assurances. 

Loretan Willy (R, AG), Sprecher der Minderheit: Es ist nicht 
etwa so, dass ich jetzt den Antrag der Minderheit zurückzie­
hen werde. Ich möchte aber noch zwei, drei Sätze dazu sa­
gen: 
Ich danke den Kollegen Schmid und Danioth für die Bei­
steuerung weiterer Argumente. Ich danke vor allem Frau 
Bundesrätin Dreifuss für die Umrisse, die sie im Zusammen­
hang mit der 6. EO-Revision - Insbesondere in ihrem zweiten 
Votum - präsentiert hat. Ich muss aber sagen, dass es mir 
ähnlich geht wie meinem Kollegen Rochat. Ich möchte «voir 
les textes», bevor Ich mich von der Koppelung der Vorlagen 
IV-Revision und EO-Revision abmelden könnte. Es geht mir 
darum, dass wir beide Vorlagen gemeinsam beurteilen und 
gemeinsam darüber befinden können. Weil uns die Botschaft 
mit den Einzelheiten zur EO-Revision nicht vorliegt, muss ich 
auf dieser Koppelung beharren. 
Ich bitte Sie deshalb, dem R0ckweisungsantrag der Minder­
heit In diesem Sinne - es handelt sich nicht um einen Verhin­
derungsantrag in bezug auf die IV-Sanierung - zuzustim­
men. Dasselbe gilt dann mutatis mutandis auch für meinen 
Eventualantrag auf Rückweisung beim Bundesbeschluss C. 

B. Bundesbeschluss über die Verlagerung von Mitteln 
des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung In die 
lnvalldenverslcherung 
B. Arrät6 federal concemant le transfert de capltaux du 
Fonds de compensatlon du reglme des allocatlons 
pour perte de galn en faveur de l'assurance-lnvalldlte 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 

Minderheit 
(Loretan Willy, Rochat, Wlcki) 
Eintreten und R0ckweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, den Bundesbeschluss erst dann wieder vor­
zulegen, wenn: 
- den eidgenössischen Räten umgehend und gleichzeitig die 
Botschaft zur 6. Revision der Erwerbsersatzordnung unter­
breitet werden kann; und 
- die beiden Vorlagen aufeinander abgestimmt sind. 

Proposition de Ja commlsslon 
Maforlte 
Entrer en matiere 

Minorite 
(Loretan Willy, Rochat, Wicki) 
Entrer en matiere et renvoi au Conseil federal 
avec mandat de ne representer rarrete federal que: 
- iorsqu'il sera possible de soumettre aux Chambres federa­
les immediatement et simultanement le message concemant 
la 6e revlsion du reglme des allocatlons pour perte de galn; et 
- lorsque les deux projets auront ete harmonises. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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23 Stimmen 
15 Stimmen 

Tltre et preambule 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Seiler Bernhard 
.... werden 1100 MIiiionen Franken dem Ausgleichsfonds ...• 

Art.1 
Proposition de Ja commission 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Proposition Seiler Bernhard 
1100 millions de francs seront transferes du Fonds de 
compensation .... 

Seiler Bernhard (V, SH): Ich möchte den Schaden möglichst 
klein halten und statt 2,2 nur 1, 1 Milliarden Franken transfe­
rieren. 
Herr Schlesser hat gesagt, dass die 2,2 Milliarden Franken 
für den EO-Fonds erträglich seien. Nun hat Herr Schmid klar 
gesagt, dass auch 2,2 Milliarden Franken die IV eben nicht 
sanieren. Ich bin seiner Meinung. Weil Ich mir aber vor allem 
Sorgen um den EO-Fonds mache, den wir künftig wahr­
scheinlich noch stärker brauchen werden als bisher, bean­
trage ich Ihnen, jetzt nur die Hälfte, also die 1, 1 Milliarden 
Franken, zu überweisen und später, wenn es sich zeigt, dass 
es mögllch ist, vlellelcht einen zusätzlichen Tell zu transferie­
ren. Aber im Moment bleibe Ich bei meinem Antrag, bei den 
1, 1 Milliarden Franken. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Le fonds de l'AI sera de­
ficltaire d'environ 2,2 milllards de francs d'lci la fin de l'annee 
1997. Donc, un transfert en 1998 de la moitie de cette somme 
ne constitue qu'un emplätre sur une jambe de bois. 
Je crois que cela fait remonter - je ne peux pas le calculer de 
täte ici - quasi immediatement les lnteräts negatifs ä. pres de 
1 oo mlllions de francs des le debut de 1998. Nous retrouve­
rons donc exactement la meme problematlque des 1998; 
une problematique qui fait payer non seulement la Confede­
ratlon - qui peut tendre la main mals moins lucrativement -, 
mais surtout les cantons qui doivent prendre en charge un 
huitieme du montant susmentlonne. Je comprends donc 
moins bien cette proposition que celle de renoncer purement 
et simplement a entrer en matiere sur cet arrete, elle n'ap­
porte rien. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Seiler Bernhard 

Art. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemb/e 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

21 Stimmen 
15 Stimmen 

23 Stimmen 
11 Stimmen 
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C. Bundesbeschluss über die befristete Verlagerung 
von Beltrigen der Erwerbsersatzordnung zugunsten 
der lnvalldenverslcherung 
C. Arrite federal concernant le transfert temporalre de 
cotlsatlons du reglme des allocatlons pour perte de 
galn en faveur de l'assurance-lnvalldlte 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Nichteintreten 

Minderheit 
(Beerll, Brändli, Saudan, Schiesser) 
Eintreten 

Eventualantrag Loretan Willy 
(für den Fall, dass Eintreten beschlossen wird) 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit der Auflage, den Bundesbeschluss erst dann wieder vor­
zulegen, wenn: 
- den eidgenössischen Räten umgehend und gleichzeitig die 
Botschaft zur 6. Revision der Erwerbsersatzordnung unter­
breitet werden kann; und 
- die beiden Vorlagen aufeinander abgestimmt sind. 

Eventualantrag Brunner Christiane 
(für den Fall, dass Eintreten beschlossen wird) 
Sistierung der Behandlung des Bundesbeschlusses, um 
gleichzeitig die Vorlage für die Mutterschaftsverslcherung zu 
behandeln (97.055). 

Eventualantrag Schiesser 
(für den Fall, dass Bntreten beschlossen wird) 
Sistierung der Behandlung des Bundesbeschlusses, bis der 
Bericht IDA-Fiso 2 vorliegt. 

Proposition de la commission 
Majorite 
Ne pas entrer en matiere 

Minorite 
(Beerli, Brändli, Saudan, Schiesser) 
Entrer en matlere 

Proposition subsidiaire Loretan Willy 
(au cas oll l'entree en matiere est acceptee) 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat de ne representer l'arr€1te federal qua: 
- lorsqu'il sera possible de soumettre aux Chambres federa­
les immediatement et simultanement le message concemant 
la 6e revision du regime des allocations pour perte de gain; et 
- lorsque les deux projets auront ete harmonises. 

Proposition subsid/aire Brunner Christiane 
(au cas oll l'entree en matlere est acceptee) 
Ajoumer las dellberations sur l'arr€1te federal afin de traiter 
conjointement le projet d'une loi federale sur l'assurance-ma­
temite (97.055). 

Proposition subsidiaire Schiesser 
(au cas ou l'entree en matiere est acceptee) 
Ajoumer les deliberations de l'arr~te federal jusqu'a Ja publl­
cation du rapport IDA-Fiso 2. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

21 Stimmen 
16Stimmen 

Le presldent: Les proposltlons subsidiaires deviennent alnsi 
sans objet. 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

E 24 septembre 1997 
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97.052 

Invalidenversicherung. 
4. Revision (erster Teil) 
Assurance-invalidlte. 
4e revlsion (1ere partie) 

Botschaft. Gesetz- und BeschlussentwOrfe 
vom 25. Juni 1997 (BBI IV 149} 
Message, projets de lol et d'arite 
du 25 Juln 1997 (FF IV 141) 

1942 

Beschluss des Ständerates vom 24. September 1997 
D6cfslon du Conseil des Etats du 24 septembre 1997 
Kategorie III, Art. 68 GRN - Categorle III, art. 68 RCN 

B. Bundesbeschluss Ober die Verlagerung von Mitteln des 
Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung in die Invaliden­
versicherung 
B. Arr~te fflderal concemant le transfert de capitaux du 
Fonds de compensstion du reglme des allocatlons pour perte 
de gain en taveur de fassurance-lnvalidite 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit I 
(Borer, Bortoluzzi, Rychen, Schenk} 
Nichteintreten 
Minderheit II 
(Bortoluzzi, Blaser, Borer, Rychen, Schenk} 
R0ckweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, den Beschluss zusammen mit der Revision 
der Erwerbsersatzordnung dem Parlament möglichst bald 
vorzulegen. 

Antrag Seiler Hanspeter 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, den Entwurf neu vorzulegen unter Berück­
sichtigung folgender Vorgaben: 
- Verlagerung der Mittel im Sinne von Darlehen; 
- Verlagerung von Mitteln in einer Höhe, die dem Defizit der 
IV-Rechnung entspricht; 
- Befristung der Verlagerung von Mitteln zur Deckung des 
Defizits der IV-Rechnung bis spätestens 31. Dezember 
1998; 
- möglichst rasches Vorlegen einer EO-Revision. 

Proposition de la comm/ssion 
Majorlte 
Entrer en matiere 
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Minortte J 
(Borer, Bortoluzzi, Rychen, Schenk) 
Ne pas entrer en matiere 
Minortte II 
(Bortoluzzi, Blaser, Borer, Rychen, Schenk) 
Renvol au Conseil federal 
avec mandat de presenter l'arrflte au Parlament, dans les 
plus brefs delais, avec le projet de revision sur les allocations 
pour perte de gain. 

Proposition Seiler Hanspeter 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat de presenter un nouveau projet tenant compte 
des points suivants: 
- transfert de moyens sous fonne de prets; 
- transfert de moyens par un montant qui correspond au de-
ficit de l'assurance-lnvalidlte; 
- !Imitation au plus tard au 31 decembre 1998 du transfert 
des moyens pour la couverture du deficit de l'assurance-in­
validite; 
- presentation aussi rapide que possible d'une revision de la 
loi sur les APG. 

C. Bundesbeschluss über die befristete Verlagerung von Bei­
trägen der Erwerbsersatzordnung zugunsten der Invaliden­
versicherung 
c. Ar~te federa/ concemant Je transfert temporaJre de coti­
sations du regime des a/locations pour perte de gain en fa­
veur de l'a.ssurance-invalidite 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit J 
(Borer, Bortoluzzi, Rychen, Schenk) 
Nichteintreten 
Minderheit II 
(Deiss, Donnann, Fasel, Hochreutener) 
Nichteintreten 
(der Beschluss ist Im Zusammenhang mit der Beratung zur 
Mutterschaftsversicherung zu behandeln) 
Minderheit 1/1 
(Bortoluzzi, Blaser, Borer, Rychen, Schenk) 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, den Beschluss zusammen mit der Revision 
der Erwerbsersatzordnung dem Parlament möglichst bald 
vorzulegen. 

Antrag Langenberger 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, auf diesen Bundesbeschluss nach der Eva­
luierung der Kosten zurückzukommen, welche zur Finanzie­
rung des EO-Ausgleichsfonds einer Armee mit reduziertem 
Soll-Bestand nötig sind. 

Eventualantrag Dormann 
(falls Eintreten beschlossen wird) 
Rückweisung an die Kommission 
mit dem Auftrag, diesen Beschluss zusammen mit dem zwei­
ten Teil der 4. IV-Revision und mit der Vorlage «Schaffung ei­
ner Mutterschaftsversicherung» zu behandeln. 

Proposition de Ja commission 
Majorite 
Entrer en matiere 
Minorite J 
(Borer, Bortoluzzi, Rychen, Schenk) 
Ne pas entrer en matlere 
Mlnorite II 
(Deiss, Dormann, Fasel, Hochreutener) 
Ne pas entrer en matiere 
(tralter le projet lors des deliberations concemant l'assu­
rance-matemite) 
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Minortte III 
(Bortoluzzi, Blaser, Borer, Rychen, Schenk) 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat de presenter l'arrflte au Parlament, dans Jes 
plus brefs delais, avec le projet de revision sur les allocations 
pour perte de gain. 

Proposition Langenberger 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat de traiter cet arrete apres l'estimatlon du capital 
necessaire a. financer le fonds de compensatlon APG d'une 
annee aux effectifs reduits. 

Proposition subsidiaire Dormann 
(au cas ou l'entree en matlere serait decldee) 
Renvol a. la commlsslon 
avec mandat de tralter cet arrete en meme temps que la 
deuxleme partie de la revision de l'assurance-invalldite et 
l'objet «Instauration d'une assurance-matemite». 

Eymann Christoph (L, BS), Berichterstatter: Es ist offen­
kundig, dass sich die Invalidenversicherung in einer sehr 
schlechten finanziellen Lage befindet. In Anbetracht der enor­
men Wichtigkeit dieses Sozialwerkes drängt sich eine Revi­
sion auf, welche die langfristige Sicherung der Finanzen der 
IV zum Ziel hat. Mit Datum vom 25. Juni 1997 hat der Bun­
desrat die Botschaft Ober die 4. Revision des Bundesgeset­
zes über die IV, erster Teil, unterbreitet. Diese Botschaft sieht 
drei Massnahmenpakete vor: 
1. Spannassnahmen in der IV: Die Zusatzrente für die Ehe­
partnerin bzw. den Ehepartner soll neu tor neue Versiche­
rungsfälle aufgehoben werden; die Viertelsrenten sollen auf­
gehoben und die Härtefallrenten ins System der Ergänzungs­
leistungen überführt werden. 
2. Erste Massnahmen im Bereich der Kostensteuerung: Die 
IV-Mittel sollen noch gezielter eingesetzt werden. Für Werk­
stätten, Wohnheime und Tagesstätten für Behinderte soll 
eine Bedarfsplanung eingetohrt werden. Statistische Erhe­
bungen und Wirkungsanalysen sollen aufgrund der Schaf­
fung einer gesetzlichen Grundlage mithelfen, diese Zielset­
zung zu erreichen. 
3. Erste Massnahmen zur Zusatzfinanzierung: Zusätzlich zu 
den Spar- und Steuerungsmassnahmen sollen die aufgelau­
fenen Schulden der IV abgebaut werden und - in einem wei­
teren Schritt - die Sicherstellung der langfristigen Finanzie­
rung der laufenden Ausgaben der IV erfolgen. Diese Zielset­
zung soll im Sonderverfahren mit zwei allgemeinverblndli­
chen Bundesbeschlüssen erreicht werden. Um diese Be­
schlussfassung geht es heute. 
Weil sich die finanzielle Situation der IV sehr rasch ver­
schlechtert - es resultierten in den letzten Jahren Ausgaben­
überschüsse von 200 bis 500 Millionen Franken pro Jahr -, 
ist ein rasches Vorgehen notwendig. Deshalb sollen die bei­
den zur Diskussion stehenden BundesbeschlOsse in dieser 
Session behandelt werden. 
ZU den Inhalten dieser beiden Bundesbeschlüsse: Eine Zu­
satzfinanzierung der IV durch Heranziehen finanzieller Mittel 
der heute überfinanzierten Erwerbsersatzordnung wird vom 
Bundesrat Im Ausmass von 2,2 Milliarden Franken vorgese­
hen. Diese Gelder sollen dem Ausgleichsfonds der Erwerbs­
ersatzordnung entnommen werden und der Rechnung der IV 
beim Ausgleichsfonds der Alters- und Hinterlassenenversl­
cherung gutgeschrieben werden. Sehr eindrücklich ist der 
Vergleich der Finanzsituation der IV mit derjenigen der EO: 
Während das Kapitalkonto der IV Ende 1997 einen Minusbe­
trag von 2,197 Milliarden Franken aufweist, beträgt der ent­
sprechende Stand des EO-Fonds Ende 1997 plus 4,868 Mil­
liarden Franken. 
In einem zweiten Bundesbeschluss wird beantragt, es sei 
eine befristete Erhöhung des Beitragssatzes der IV auf Ko­
sten des Beitrages an die EO im Ausmass von einem Lohn­
promille vorzunehmen. Dieses Promille soll 2005 an die EO 
zurückgegeben werden. Diese Massnahme soll bereits auf 
Anfang 1998 wirksam werden. 
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Der Bundesrat betont in der Botschaft, dass die IV zur mittel­
und längerfristigen Gesundung ihres Finanzhaushaltes wei­
terer Einnahmen bedarf. Die heute zur Diskussion stehende 
Zusatzfinanzierung durch Beizug von EO-Mitteln bedeutet ei­
nen ersten Schritt. Frau Bundesrätin Drelfuss hat den Kom­
misslonsmltgliedern die Finanzsituation der IV eindrücklich 
geschildert und auch darauf hingewiesen, dass der Bundes­
rat dem Parlament in den letzten Jahren Immer wieder signa­
lisiert hat, dass die Prämien der IV eigentlich erhöht werden 
müssten. 
Die Kommission hat auch zur Kenntnis genommen, dass der 
Bundesrat diese beiden Massnahmen nicht als ausreichend 
betrachtet, damit die ungenügende Finanzierung der IV be­
hoben werden kann. Weitere Massnahmen werden nötig 
sein, um die Finanzen mittel- und längerfristig ins Gleichge­
wicht zu bringen. 
Es wurde auch ausgeführt, weshalb diese Finanzlerungs­
massnahme für die IV in einem Zeitpunkt unterbreitet wird, in 
welchem die Resultate des Berichtes IDA-Fiso 2 noch nicht 
vorliegen. Es Ist bekanntlich vorgesehen, dass die Arbeiten 
zu IDA-Fiso 2 Ende 1997 abgeschlossen sein werden. Es 
wäre nicht zu verantworten, die Behandlung dieses wichtigen 
Themas so lange aufzuschieben, bis die Resultate dieser Ar­
beitsgruppe von den Kommissionen und den Räten zur 
Kenntnis genommen und aufgearbeitet werden könnten. So 
würde zuviel Zeit verlorengehen; ein Handeln bereits Anfang 
1998 drängt sich auf. Der Bundesrat legt Wert darauf festzu­
stellen, dass es sich bei der raschen Sanierung der Finanzen 
um ein prioritäres Ziel handelt. 
Am 25. Juni 1997 hat sich der Bundesrat gleichzeitig mit drei 
Projekten befasst: mit der 4. IV-Revision, der 6. Revision der 
EO und mit der Mutterschaftsverslcherung. Im Hinblick auf 
die Wirtschafts- und Finanzsituation hat der Bundesrat be­
schlossen, Im Moment auf die Ausdehnung von Leistungen 
im sozialpolitischen Bereich zu verzichten, auch wenn sie 
wünschbar wären. In diesem Zusammenhang wird eine Ent­
scheidung über die 6. Revision der EO zu einem späteren 
Zeitpunkt erfolgen. Bundesrätin Dreifuss hat Im Ständerat am 
25. September 1997 mltgetellt, dass in ihrem Departement 
eine Revision der EO ausgearbeitet worden ist. Eine Be­
schlussfassung über dieses Projekt ist noch nicht erfolgt. 
Was die Einführung der Mutterschaftsversicherung betrifft, 
hat der Bundesrat die entsprechende Botschaft auch am 
25. Juni 1997 akzeptiert. Die parlamentarische Arbeit dazu 
wird nächstens aufgenommen werden. 
Bundesrätin Drelfuss hat betont, dass der Transfer von finan­
ziellen Mitteln von der EO zur IV die Realisierung der beiden 
anderen Projekte Im Bereich der Sozialversicherungen - EO­
Revision und Mutterschaftsversicherung - nicht beeinträch­
tigt, d. h., dass dadurch nichts präjudiziert wird. 
Zur Behandlung des Geschäftes in der Kommission: Einig­
keit in der SGK herrschte über die Notwendigkeit der Sanie­
rung der IV. Es wurde aber auch darauf hingewiesen, dass 
eine Revision der EO ebenfalls als wichtig betrachtet werde 
und dass deshalb Jetzt zu beschliessende Massnahmen ei­
nes Mitteltransfers von der EO zur IV nicht präjudizierend wir­
ken dürften. Die Tatsache, dass der Bundesrat zwei Bundes­
beschlüsse erwirken will, bevor die Gesamtübersicht des Be­
richtes IDA-Fiso 2 vorliegt, Ist in der Kommission bemängelt 
worden. 
Es wurde auch betont, dass die schlechte Finanzsituation der 
IV sehr direkt mit der wirtschaftlichen Lage unseres Landes 
zusammenhänge. Eine Wiedereingliederung behinderter 
Menschen in den Arbeitsmarkt ist heute sehr viel schwieriger 
geworden als in wirtschaftlich besseren Zeiten. Die lnvalidi­
sierung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erfolgt In 
einer wirtschaftlich schlechteren Zeit schneller und häufiger 
als In besseren Zeiten; auch das ist erwähnt worden. Die Tat­
sache, dass Angehörige der Armee, die in keinem Anstel­
lungsverhältnis stehen, EO-Leistungen beziehen, die niedri­
ger sind als die Leistungen der Arbeitslosenversicherung, ist 
kritisiert worden. Es ist auch darauf hingewiesen worden, 
dass die EO-Leistungen nicht einfach mit den Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung verglichen werden können, weil 
die Zielsetzungen beider Sozialwerke eben sehr unterschied-

lieh sind und weil im Normalfall der Arbeitgeber die Mllltär­
dienstteistungen seiner Mitarbeiterschaft finanziell wesent­
lich unterstützt, indem mindestens ein Teil der Differenz zwi­
schen EO-Leistungen und vollem Lohn bezahlt wird. 
Die gegenläufige Entwicklung von IV-Fonds und EO-Fonds 
ist auch damit erklärt worden, dass die Armeereform zu ei­
ner geringeren Anzahl von Insgesamt geleisteten Dienstta­
gen geführt hat. Es ist auch darauf hingewiesen worden, 
dass die vorgegebenen Lohnentwicklungsannahmen unge­
wiss seien. 
Die vorgelegte Lösung ist auch als kreativ bezeichnet wor­
den, well bewusst darauf verzichtet wird, die Lohnnebenko­
sten, wie das früher üblich war, anzuheben. Es Ist auch be­
tont worden, dass es positiv sei, Gelder, die von der Wirt­
schaft bereits bezahlt worden seien, in Anspruch zu nehmen. 
Zu den Anträgen, welche der Kommission vorgelegen haben: 
Zu beiden Bundesbeschlüssen wurde von Herrn Borer ein 
Nlchteintretensantrag eingereicht. Dieser Antrag wurde ab­
gelehnt. Wir finden ihn als Minderheitsantrag bei beiden Be­
schlüssen wieder. 
Herr Bortoluzzi stellte einen Rückweisungsantrag für beide 
Bundesbeschlüsse, mit der Massgabe, beide Beschlüsse ge­
meinsam mit der EO-Revision möglichst schnell dem Parla­
ment vorzulegen. Auch dieses Anliegen finden Sie als Min­
derheitsantrag auf der Fahne, denn dieser Antrag Ist von der 
Kommission ebenfalls abgelehnt worden. 
Herr Deiss beantragte, es sei auf den Bundesbeschluss über 
die befristete Verlagerung von Beiträgen der Erwerbsersatz­
ordnung zugunsten der Invalidenversicherung nicht einzutre­
ten. Dieses Geschäft sei im Zusammenhang mit der Bera­
tung zur Mutterschaftsversicherung zu behandeln; gleichzei­
tig sei Artikel 1 des Bundesbeschlusses über die Verlage­
rung von Mitteln des Ausgleichsfonds der EO in die IV 
abzuändern, indem der Betrag neu auf 2,9 Milliarden Fran­
ken erhöht werde. Herr Deiss führte zu Begründung seines 
Antrages an, dass es gemäss seiner Fraktion nicht ange­
bracht sei, zwei Transferaktivitäten durchzuführen, beim Ka­
pital und bei den Prämien. Mit der Erhöhung des Transfers 
aus dem EO-Fonds um 700 Millionen Franken auf die Ge­
samtsumme von 2,9 Milliarden Franken erübrige sich eine 
befristete Umlagerung der Prämien; dies die Begründung 
von Herrn Deiss. 
Weil der blosse Verzicht auf eine befristete Erhöhung des 
Beitragssatzes der IV auf Kosten des Beitrages an die Er­
werbsersatzordnung im Ausmass von 1 Lohnpromille die 
Pläne des Bundesrates durchkreuzen würde, ist gemäss An­
trag Delss eine Erhöhung des Mitteltransfers aus dem EO­
Fonds um 700 Millionen Franken auf insgesamt 2,9 Milliar­
den Franken ins Auge zu fassen. Diese zusätzlichen 700 Mil­
lionen Franken entsprechen mehr oder weniger drei Jahres­
betretfnlssen auf der Basis einer Prämie von 1 Promille der 
Lohnsumme. In dieser Berechnung ist die Zinssituation be­
rücksichtigt. Mit dieser Lösung gemäss Antrag Deiss wird 
das Ziel, welches der Bundesrat mit zwei Massnahmen zu er­
reichen versucht, auf einen Schlag - mit einer einzigen Mass­
nahme - erreicht. Die fast 5 Milliarden Franken im EO-Fonds 
erlauben diese Erhöhung im Ausmass von 700 Millionen 
Franken. Der Antrag Delss zur Erhöhung des Mitteltransfers 
um 700 Millionen Franken auf insgesamt 2,9 Milliarden Fran­
ken ist von der Kommission mit 12 zu 7 Stimmen bei 2 Ent­
haltungen angenommen worden. 
In der Gesamtabstimmung ist der Bundesbeschluss über die 
Verlagerung von Mitteln des Ausgleichsfonds der Erwerbs­
ersatzordnung in die Invalidenversicherung mit 14 zu 9 Stim­
men angenommen worden, wobei die Vorlage, wie bereits 
gesagt, gemäss Antrag Deiss bereinigt worden ist und ge­
genüber der Version des Bundesrates eine Erhöhung um 
700 Millionen Franken vorgenommen wurde. 
Der Bundesbeschluss über die befristete Verlagerung von 
Beiträgen der Erwerbsersatzordnung zugunsten der Invali­
denversicherung ist wie folgt behandelt worden: Der Nicht­
eintretensantrag Borer wurde mit 12 zu B Stimmen bei 3 Ent­
haltungen abgelehnt. In der Gesamtabstimmung wurde der 
Bundesbeschluss mit 9 zu 6 Stimmen bei 7 Enthaltungen an­
genommen. Die Rückweisungsanträge, die heute bzw. seit 
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letzten Donnerstag vorliegen, konnten in der Kommission 
nicht behandelt werden. Die Argumentation, die in der Kom­
mission gegen ähnlich lautende Anträge vorgebracht wurde, 
führt aber zum Schluss, dass eine Mehrheit der Kommission 
diese ablehnt. 

Jeanpretre Francine (S, VD), rapporteure: Ce sont naturelle­
ment des raisons financieres qui amenent le Conseil federal 
a nous presenter, dans une procedure d'urgence ou les deux 
Conseils ont a traiter de l'objet durant la presente session, 
une 4e revlsion de l'AI, qui se fera en deux etapes. Cette pre­
miere presente etape comprend: 
1. des mesures d'economie dans le regime de l'AI, visant a 
reduire et a mieux maitriser les depenses: suppression des 
rentes complementaires et du quart de rente avec, simulta­
nement, transfert des rentes pour cas penibles dans le re­
glme des prestations complementaires; 
2. des mesures concemant la maitrise des coOts; 
3. des mesures visant a augmenter les recettes. 
Sur ce polnt, le Conseil federal nous presente deux arrates 
federaux de portee generale, soumis au referendum facultatlf 
et llmites dans le temps, chacun pour le but qu'il entend rea­
liser, et cela des 1998. Ces arrätes federaux sur lesquels 
nous devons nous prononcer, comme l'a fait le Conseil des 
Etats, le 24 septembre demier, prevoient un financement ad­
ditlonnel de l'assurance-invalidite par des fonds provenant du 
regime des allocatlons pour perte de gain. 
En date du 12 septembre 1997, votre commlssion s'est occu­
pee de cet objet et personne n'a conteste que la situation fi­
nanciere de l'assurance-invalidite etait tres preoccupante. II 
faut en effet prendre conscience que, d'une part, la situation 
economique et sociale actuelle rend la reintegration des per­
sonnes handicapees dans le monde du travall - veritable but 
de l'assurance-invalidite - toujours plus problematique. 
D'autre part, le moindre flnancement par les cotisations des 
assures et des employeurs, et la coupe lineaire des subven­
tions de 5 pour cent entre 1993 et 1995 ont pejore dramati­
quement l'asslse financiere de l'assurance-invalidite. Un 
coup d'oeil au tableau de la page 50 du message sufflrait au 
besoin a vous en convalncre. Un autre coup d'oell en regard, 
a la page 51, vous renseignera par contre sur !'excellente 
sante du regime des APG. Un trau de 2,2 mllllards de francs 
d'un cöte, et un tresor de 4,8 milllards de francs de l'autre, 
chlffres pour l'annee 1997. 
L'objectlf des assurances sociales ne saurait consister a sur­
flnancer certaines branches et a en endetter d'autres. Mäme 
s'II devait ätre temporaire - ce qui n'est pas le cas ici -, ce 
desequllibre est un signal d'alarme et merite un traitement 
d'urgence. Ainsi, afin d'acquitter, en partle seulement 
cl'ailleurs, les dettes accumulees et de creer des conditions 
necessaires ä garantir le financement a lang terme des de­
penses courantes de l'AI, le Conseil federal vous propose 
deux mesures de financement additionnel: 
1. Le premier arräte federal, le projet B, conceme un transfert 
unique de 2,2 milliards de francs du Fonds de compensation 
du regime des APG dont le financement est plethorique. II 
aurait lleu dans le premier semestre de 1998. 
2. Le deuxieme arrete federal, le projet c. prevoit un transfert 
des APG a l'assurance-lnvalidite, limite a 2004, de cotisa­
tions correspondant a 1 pour mille de salaire. Par cette limi­
tatlon dans le temps, le Conseil federal a souhaite eviter une 
dlminution trop importante du fonds des APG. 
Le transfert de capital permettra de neutraliser les dettes ac­
cumulees jusqu'a fin 1997. Toutefols, ä fin 1998, il faudra 
s'attendre a un deflcit d'environ 500 millions de francs. Le 
transfert de capitaux du regime des APG a I' Al de 1 pour mille 
du salalre, lui, rapporte en moyenne des recettes supplemen­
taires d'un montant de 225 millions de francs par an. 
Autres consequences importantes des arretes federaux: des 
economies sur les interäts de la dette s'elevant en moyenne 
ä 134 millions de francs par an, de 1998 a 2004, ce qui avan­
tagera la Confederation et les cantons qul participent ensem­
ble, a raison de 50 pour cent, aux depenses de l'assurance­
invalidite. Soulignons aussi que c'est afin de ne pas charger 
l'economie et les assures que le Conseil federal a choisi ce 
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principe de transfert financier ou - si vous me permettez l'ex­
pression - des vases communicants. 
Lars des deliberations de la commission, c'est ce transfert de 
fonds, cette maniere de faire certes nouvelle, qui semble 
avoir destablllse une partie de la commlssion. Nous allons 
d'ailleurs retrouver, dans les proposltions de non-entree en 
matiere ou de renvoi, les inquietudes ou griefs qui ont ete for­
mules en commission. Mais curieusement et pour des motifs 
cumules ou divergents, qul pourraient d'ailleurs ätre fatals ä 
cette presente revision, bien que chacun s'accordAt a pren­
dre au serieux la necesslte d'assainir les flnances de I' Al, cer­
tains craignalent qu'on touchAt prematurement au tresor des 
APG et voulaient attendre la 6e revision de leur regime. 
D'autres voulaient un tel type de financement par le transfert 
de cotisations APG pour l'assurance-matemlte, d'autres en­
core voulaient attendre le rapport IDA-Fiso 2. 
II faut ätre consclent qu'il faudra encore du temps pour regler 
l'ensemble de ces revendications et qu'il y a urgence, selon 
le Conseil federal et la majorite de la commission, bien fon­
dee ainsi que priorite, dans la situatlon economique et sociale 
actuelle, a pouvoir garantir aux plus preterites de notre pays 
des prestations financieres indispensables. 
II n'est donc pas question ici de jouer une assurance contre 
une autre en meme temps que le temps passe, mais de re­
connattre qu'II exlste taut de meme une hierarchle des soucis 
que l'on peut et doit legitlmement se faire quant au statut et 
au financement de nos assurances soclales. 
Le Conseil federal en a ete parfaitement conscient qui, cet 
ete, en date du 27 juin, souhaitalt presenter, en meme temps 
que cette urgente 4e revision, son projet d'assurance-mater­
nlte et repousser la 6e revision du regime des APG jusqu'a 
connaissance du rapport IDA-Fiso 2, un premier projet pre­
voyant des prestations supplementalres de l'ordre de 
140 mlllions de francs ayant ete renvoye au Departement fe­
deral de !'Interieur pour en faire une variante allegee avolsi­
nant les 80 milllons de francs. 
II y a donc, de la part du Conseil federal, une logique fondee 
sur des analyses chiffrees, la prise en campte des realites so­
ciales, economiques, financieres et demographiques actuel­
les et, finalement, cette determlnation raisonnable, que cer­
tains qualifleront d'audace insupportable de prelever dans 
une caisse en si parfalte sante qu'elle defie taute logique eco­
nomique, pour adoucir momentanement et jusqu'a plus am­
pte inforrne les lourds deficits d'une assurance qui pese non 
seulement sur les epaules de la Confederation, mais sur cet­
les des cantons. 
Convaincue du bien fonde des deux arrätes, votre commis­
sion a accepte l'entree en matiere a une tres large majorite 
pour l'arräte B, repoussant la proposition de la minorite 1 (Bo­
rer) par 18 voix contre 4. 
Pour l'arrete C, le score fut plus serre, la proposition de la 
minorite II (Delss) de non-entree en matiere, qui demande de 
tralter le su]et lors des deliberatlons sur l'assurance-mater­
nite, n'ayant pas falt l'objet en commisslon d'un vote separe. 
Ainsl, l'entree en matlere a ete acceptee, par 12 voix contre 
8 et avec 3 abstentions, pour l'arrete C. 
Votre commlssion a egalement repousse tres nettement les 
propositions de la minorite II et III (Bortoluzzi) de renvoi au 
Conseil federal, alors que la proposition Dormann - Mme 
Dorrnann etant membre de la commission - de renvoyer l'ob­
jet de l'arrete C a la commlssion n'a pas ete presentee et dis­
cutee en commisslon, de meme que n'ont pas ete dlscutees 
bien s0r les proposltions qui flgurent sur votre table depuis 
jeudi dernier et aujourd'hui encore. 
Au vote sur l'ensemble, l'arräte B a ete accepte par 14 voix 
contre 9, l'arrete C par 9 voix contre 6 et avec 7 abstentions. 
Au nom de la commission, et a ce stade des discussions, Je 
vous invite donc a accepter l'entree en matiere. A titre d'infor­
mation, le Conseil des Etats, dans sa seance du 24 septem­
bre demier, a accepte l'entree en matiere sur l'arräte B par 
23 voix contre 15 et a refuse l'entree en matiere sur l'arräte C 
par 21 voix contre 16. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 
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Borer Roland (F, SO), Sprecher der Minderheit: Ich hoffe, 
dass die Vergesslichkeit dieses Parlamentes nicht gesund­
heitsbedingt Ist, sondern daraus resultiert, dass wir im Jahre 
1995 Wahlen hatten und nicht alle neuen Mitglieder der SGK 
wissen, was in der letzten Legislaturperiode beschlossen 
wurde. 
Bel diesem Geschäft, wo ich die Minderheit 1, d. h. den An­
trag auf Nichteintreten, vertrete, geht es darum, aus der an­
geblich überfinanzierten EO Gelder in die stark defizitäre -
man könnte schon fast sagen, bankrotte - IV zu transferie­
ren. Ich möchte an dieser Stelle klar festhalten: Es geht nicht 
darum, den Invaliden in unserem Land Leistungen vorzuent­
halten. Es geht mir ausschliesslich darum, für die IV nicht 
Gelder aus einem anderen Sozialwerk abzuziehen. Im übri­
gen erlaube ich mir, darauf hinzuweisen, dass es darum ge­
hen muss, endlich Nägel mit Köpfen zu machen und die IV 
umfassend zu sanieren. Was wir hier machen, funktioniert in 
dieser Form nicht. 
Gestatten Sie mir ein Beispiel aus der Praxis: Man sagt im­
mer, die EO sei überfinanziert. Diese Versicherung ist «über­
finanziert», weil Ihre Leistungen einfach schlecht sind. Ein 
Beispiel: Ein zwanzigjähriger Mann, arbeitslos, der aus ver­
schiedensten Gründen nicht in den Militärdienst einzurücken 
braucht, erhält Arbeitslosenunterstützung zum Minimalan-

Bulletin officlel de I' Assemblee federale 



22 
6. Oktober 1997 N 1947 Invalidenversicherung. 4. Revision 

satz von 2100 Franken Im Monat. Wenn dieser junge Mann 
aber, statt länger Arbeitslosenversicherungsgelder zu bezie­
hen, plötzlich in den Militärdienst müsste, wäre er per defini­
tionem nicht mehr vennlttelbar. Er würde in die Rekruten­
schule einrücken, die Zahlungen für ihn würden jetzt durch 
die EO vorgenommen, und da erhielte er plötzlich statt 21 oo 
Franken nur noch 900 Franken. Ich glaube, wir brauchen 
darüber gar nicht zu diskutieren: Das ist eine schreiende Un­
gerechtigkeit gegenüber den jungen Mitbürgerinnen und Mit­
bürgern, die Ihre Staatsaufgabe vielleicht etwas mehr erfüllen 
wollen als andere. 
Diesen Mangel stellte Herr Allenspach In der letzten Legisla­
turperiode fest. Er reichte am 16. Juni 1993 eine Motion zur 
EO-Revision ein. Die Antwort des Bundesrates war klar: Die 
Diskrepanz zwischen der Leistung der AL V und der Leistung 
der EO wurde erkannt. Der Bundesrat versprach damals In 
seinen Leglslaturzielen 1991-1995, dem Parlament eine 
6. EO-Revision vorzulegen, um dieses Problem endgültig zu 
lösen. Herr Allenspach war aus verschiedenen Gründen be­
reit, diese Motion In ein Postulat umzuwandeln. 
Die Angehörigen der Annee und das Parlament warten heute 
noch darauf, dass endlich etwas geschieht. Wenn ich mich 
nicht ganz schwer täusche, Ist die Legislaturperiode 1991--
1995 seit etwa zwei Jahren zu Ende, und wir sind bereits mit­
ten in der Legislaturperiode 1995-1999. 
Ich komme nicht umhin, festzustellen, dass der Bundesrat 
seine mündlichen und schriftlichen Versprechungen nicht 
einhalten kann oder will; was schlimmer ist, das überlasse ich 
Ihrer Beurteilung. 
Zusätzlich reichte Herr Allenspach am 7. Junl 1994 eine par­
lamentarische Initiative zur EO-Revision ein. Die SGK be­
schloss mit 12 zu 0 Stimmen, dieser Initiative sei Folge zu ge­
ben. Der Bundesrat versprach, diese Revision auf Ende des 
Jahres 1995 vorzunehmen. Aber siehe da: Wir haben mittler­
weile bald Ende 1997, und es Ist Immer noch nichts passiert! 
Das Parlament, dieser Rat, Ihre Vorgänger übrigens, haben 
der parlamentarischen Initiative Allenspach ohne eine Ge­
genstimme Folge gegeben. Das sind die Realitäten! 
Noch einige wenige Bemerkungen zur bankrotten IV: Der 
Ausgabenüberschuss der IV beträgt mittlerweile mehr als 
2 Milliarden Franken, ganz genau 2100 Millionen Franken. 
Trotz aller Sparbemühungen des Bundesrates in diesem Be­
reich - es handelt sich da um eine Summe von 80 Millionen 
Franken - ist es unmöglich, die IV mit den vorgeschlagenen 
Massnahmen zu sanieren, auch nicht kurzfristig. Der Kapital­
transfer und der Beitragstransfer können das Problem, das 
die IV hat, nicht lösen. 
Ich habe schon in der Kommission gesagt: Was hier und 
heute praktiziert wird, kommt mir so vor, als ob ein bankrotter 
Unternehmer versuchen würde, die Löhne für seine Beleg­
schaft von mehreren hundert Personen Ober die Kaffee- oder 
Portokasse zu zahlen, und das über eine längere Zeit. So 
geht es doch nicht! 
Meine Damen und Herren von der FDP- und CVP-Fraktlon, 
noch ein Wort zu Ihnen: Vergessen Sie nicht - gerade die­
jenigen unter Ihnen, die vor den Wahlen immer wieder er­
wähnen, dass sie die Wirtschaft, das Unternehmertum ver­
treten --. dass die EO an Sie auch Beiträge bezahlt, nämlich 
dann, wenn Ihre Angestellten Militärdienst leistenl Wenn die 
EO schlussendlich bankrott ist, haben auch Sie ein Problem. 
Die weitere Stufe wäre dann, dass die EO über das ordent­
liche Budget des EMD finanziert werden müsste. Ob das im 
Interesse der militär- und «wehnnannfreundllchen» FDP und 
CVP Ist, das wage ich zu bezweifeln! 
Die Botschaft weist in keiner Art und Weise auf die realen 
Tatsachen hin: Man rechnet für die Periode 1999 bis 2001 mit 
einem jährlichen Lohnanstieg von 2,5 Prozent und einem 
Jährlichen Preisanstieg von 2 Prozent. Es wird damit gerech­
net, dass ab dem Jahre 2002 -- und Jetzt hören Sie gut zu -
die Löhne jährlich um 4,5 Prozent und die Preise jährlich um 
3,5 Prozent ansteigen werden. Auf eine Botschaft, die mit 
derart viel Phantasie und Ungenauigkeit bestückt Ist, dürfen 
wir uns nicht verlassen! 
Ich bitte Sie deshalb bei den Bundesbeschlüssen B und C 
um Nichteintreten und um Unterstützung der Minderheit 1. 
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Suter Marc (R, BE): Herr Borer, Sie haben selber gesagt, die 
Situation der IV-Finanzen sei alannierend. Ich nehme an, 
dass auch Sie davon ausgehen, bei den Lohnprozenten sei 
die Schmerzgrenze erreicht. Nun wollen Sie Nägel mit Köp­
fen machen: Herr Borer, heisst dies, dass Sie einen Lei­
stungsabbau bei der IV ins Auge fassen und meinen, dass 
dort in wesentlichem Umfange gespart werden kann? Wenn 
ja, wie stellen Sie sich das vor? 

Borer Roland (F, SO), Sprecher der Minderheit: Es gibt zwei 
Bereiche, wo wir etwas tun müssen. Das eine ist die Seite der 
Einnahmen - neben den Lohnprozenten gäbe es auch noch 
andere Einnahmen. Ich stelle übrigens fest, dass dieses Par­
lament laut Versprechen des Bundesrates seit ungefähr zwei 
Jahren im Geld schwimmen sollte -- im Geld von den Spiel­
kasinos, zu denen das Volk ja gesagt hat. Herr Suter, Sie wis­
sen selber, dass der Bundesrat zusammen mit der Verwal­
tung auch diese Aufgabe verschlampt hat. Wir haben heute 
noch keine Einnahmen, obwohl solche ab 1996 versprochen 
wurden! 
Selbstverständlich gibt es auch selektiv Ausgabenbereiche, 
wo problemlos gespart werden kann, ohne dass soziale Här­
tefälle produziert werden. Diese lnfonnation habe ich übrigens 
von selten der lnvalldenunterstützungsorgane bekommen. 

Bortoluzzi Toni (V, ZH), Sprecher der Minderheit: Ich bean­
trage Ihnen ganz bewusst Rückweisung der beiden Be­
schlussentwürfe - und eben nicht Nichteintreten -, weil ich 
die Überlegungen bezüglich Verlagerung von Mitteln aus 
dem Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung und von 
Beiträgen der EO nicht einfach grundsätzlich ablehnen 
möchte. Dieser Transfer ist möglich und zweifellos auch rich­
tig, wenn die EO-Revision abgeschlossen und bekannt ist, 
wie viele Mittel aufgrund der Veränderung nicht mehr ge­
braucht werden. Dafür aber muss diese EO-Revision zuerst 
im Parlament beraten werden. 
Leider müssen wir in diesem Zusammenhang feststellen, 
dass der Bundesrat den Auftrag, den er 1994 vom Parlament 
erhalten hat, nicht zu erfüllen gewillt Ist. Wir haben 1994 be­
reits 2 Lohnpromille von der EO zur IV «gezügelt», und wenn 
man heute so tut, als wenn die Situation der Invalidenversi­
cherung - die finanzielle Situation -- eine Überraschung dar­
stellte, dann ist das nicht richtig. Bereits damals haben wir 
deutliche Zeichen gespürt, sonst hätten wir diese Beitrags­
promille nicht verschoben. Die Verschiebung eines weiteren 
Promilles wurde damals mit dem Hinweis abgelehnt, dass die 
Revisionen der Erwerbsersatzordnung und der Invalidenver­
sicherung zuerst zu erfolgen hätten, um dann die verbindlich 
errechneten EO-Reserven der IV zu überlassen und allen­
falls -- aufgrund der IV-Revision - die notwendigen weiteren 
Mittel für die Invalidenversicherung festzulegen. 
Aufgrund dieser Ausgangslage - Herr Borer hat bereits dar­
auf hingewiesen - sistierte unsere Kommission die parla­
mentarische Initiative Allenspach, der Sie ohne Gegen­
stimme Folge gegeben hatten, weil man ja davon ausgehen 
konnte, dass der Bundesrat die EO-Revision demnächst dem 
Parlament zukommen lassen würde, wie es übrigens auch in 
der Legislaturplanung vorgesehen war. 
Der Bundesrat hat es sich in der Zwischenzeit anders über­
legt. i;r ist der EO-Revision gegenüber «unpässlich» gewor­
den. Ubersetzt heisst das, dass es ihm nicht gepasst hat. 
Warum, weiss ich eigentlich auch nicht recht. An sich könnte 
dieser Haltung gegenüber noch Verständnis entgegenge­
bracht werden, wenn dafür ein wirklicher Grund sichtbar 
würde. Aber man weiss eben nicht so recht, warum der Bun­
desrat plötzlich auf diese Revision verzichtet hat. 
In der Botschaft werden Ausführungen über den Gesamtzu­
sammenhang gemacht, also über die Beziehungen zwischen 
der IV und der EO und der neuen, vom Bundesrat zur Einfüh­
rung vorgeschlagenen Mutterschaftsversicherung. Hier und 
heute geht es allerdings um die dringliche 4. IV-Revision, und 
in diesem Zusammenhang spricht der Bundesrat auch in der 
Botschaft von einer Revision, die der Wirtschaft und den Ver­
sicherten eine möglichst geringe Belastung oder - noch lie­
ber - keine neuen Belastungen bringen soll. Das ist eine an 
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sich lobenswerte Aussage. Nun glaube ich aber, dass wir bei 
einer Veränderung, wie sie in diesen beiden Bundesbe­
schl0ssen enthalten ist, auch Ober die Zukunft der übrigen 
Bereiche etwas Genaueres wissen sollten. DarOber macht 
der Bundesrat leider keine verbindlichen Ausserungen. Man 
hat den Eindruck, dass unsere Regierung mit diesen Vorla­
gen etwas im Nebel der Sozialversicherungszukunft herum­
tappt oder dass sie uns ihre wahren Absichten verheimlicht. 
Die Unklarheit kann nicht hingenommen werden. Es Ist unter 
diesen - meines Erachtens fast chaotisch anmutenden -
Voraussetzungen denn auch nicht erstaunlich, dass eine 
ganze Anzahl Nichteintretens- und Rückweisungsanträge 
eingegangen sind. Jeder dieser Anträge hat eine etwas an­
dere Begründung, aber insgesamt sind sie das Resultat einer 
unklaren Führung des Bundesrates in diesem Bereich. 
Meines Erachtens muss folgendes Vorgehen gewählt wer­
den: 
1. Die EO-Revision muss durchgeführt und abgeschlossen 
werden. Darauf erfolgt ein möglicher Transfer zur IV. 
2. Die IV-Revision ist mit allen vorgesehenen Sparmassnah­
men - beispielsweise der Aufhebung der Viertels- und der 
Zusatzrente - durchzuführen. 
3. Die notwendige längerfristige Finanzierung der IV ist vor­
zunehmen. 
4. Zuletzt folgt die neue Mutterschaftsversicherung, weil wir 
uns neue Sozialversicherungszweige, so glaube ich, heute 
schlicht und einfach nicht leisten können. Wir müssen uns 
darauf konzentrieren, die bestehenden - unbestrittenen -
Sozialwerke zuerst zu sichern. 
Wir sollten das Heft diesbezüglich in die Hand nehmen und 
für beide Bundesbeschlüsse R0ckweisung beschliessen. Es 
macht wenig Sinn, wenn wir die Probleme vor uns herschie­
ben -wie der Bundesrat das in letzter Zelt ausgiebig tut- und 
glauben, dass sie mit ein paar Korrekturen vorerst einmal er­
ledigt sind. Die Probleme der Zukunft werden nur um so grös­
ser sein. 
Man kennt das Anliegen EO und das Problem IV nun schon 
seit einigen Jahren, und jetzt müssen richtungswelsende 
Entscheide gefällt werden. Wenn wir dem Bundesrat folgen, 
haben wir als Resultat letztlich keine Lösung für die IV. Wir 
verbessern die Situation zwar etwas, aber das Problem ist 
damit nicht gelöst. Durch diese Verschiebung laufen wir viel­
mehr Gefahr, dass wir mit der EO ein weiteres Sozialwerk in 
Schwierigkeiten bringen. Ich glaube, dass dieser Weg falsch 
ist. Durch eine Rückweisung beider Bundesbeschlüsse kön­
nen wir Lösungen finden - Lösungen, die letztlich schneller 
zu realisieren sind als die Vorschläge und der Weg des Bun­
desrates. 

Seiler Hanspeter (V, BE): Ich habe zwei Vorbemerkungen: 
1. Rückweisen heisst keinesfalls, dass nicht nach einer Lö­
sung zur langfristigen Sicherung der IV gesucht werden 
muss oder dass gar beabsichtigt wäre, die materielle Grund­
lage der IV-Rentenberechtigten zu schmälern - ganz Im Ge­
gentell: Wenn wir die Vorlage nicht zurOckwelsen, wächst 
gleichzeitig auch die Gefahr, dass eine echte IV-Revision 
noch längere Zeit auf sich warten lassen wird. 
2. Ich begrüsse die scheinbar vorhandene Absicht des Bun­
desrates, die Wirtschaft nicht mit zusätzlichen Lohnprozen­
ten zu belasten und damit die lnternatlonale Wettbewerbsfä­
higkeit zu schwächen. 
Der hier vorgeschlagene Weg erscheint mir nun aber als 
Weg des geringsten Widerstandes oder als eine Art Feuer­
wehrübung. Man löscht den Brand und glaubt, die Sache für 
einige Zeit vom Tisch zu haben. 
Ich meine, eine Vorlage, die - einem Sparablanc-Pflaster 
gleich - nur oberflächlich hellt, das Übel aber nicht an der 
Wurzel packt, sei zurückzuweisen; gleichzeitig seien an die 
Neuauflage einige Vorgaben zu knüpfen: 
1. Die Verschiebung von MIiiiardenbeträgen von der EO in 
die IV hat bis zu einer umfassenden und sachgerechten Re­
vision der entsprechenden Gesetze in der Form von Darle­
hen zu erfolgen. zweckbestimmte Gelder - und das sind 
diese EO-Prämien - kann man doch nicht einfach hand­
streichartig anderweitig verwenden! Man würde sie sonst klar 

zweckentfremdet verwenden. Damit würden wir uns auf eine 
juristische Gratwanderung und in die Nähe der Rechtsbeu­
gung begeben. Wählt man aber die Darlehensform, so kann 
man diese Schwachstelle der Vorlage mindestens im Mo­
ment ausmerzen. 
2. Die Bilanz der IV weist per Ende 1996 eine Schuld von 
1,575 Milliarden Franken auf, nachdem die Rechnungen von 
1988 bis 1992 schwarze Zahlen und nun seit 1993 rote Zah­
len aufgewiesen haben. Wenn man schon Gelder ausleiht -
sei es in der Form der Vorlage, sei es in der Form eines Dar­
lehens oder meinetwegen auf Kredit -, so kann man das 
nicht einfach global auf Vorrat tun, sondern man soll nur so­
viel als nötig ausleihen, also bedarfsgerecht, um die Defizite 
während einer Übergangszeit nicht noch mehr ansteigen zu 
lassen. Deshalb meine zweite Bedingung an die Neuauflage, 
damit man nicht auf Vorrat Gelder herumschiebt. 
3. Diese Hilfeleistung der EO an die IV ist zeitlich so zu be­
grenzen, dass sie nicht zum angenehmen, «gäbigen» Dauer­
zustand wird. Die Befristung soll auch bewirken - das hat 
man hier jetzt schon gehört-, dass man endlich die Revisio­
nen der beiden betroffenen Gesetzgebungen EO und IV 
rasch angeht. 
Ich kann nicht verstehen, dass insbesondere die EO-Revi­
sion Immer wieder auf die lange Bank geschoben wird, ob­
schon die Veränderungen und die EO-internen Anliegen 
schon seit spätestens 1992 bekannt sind und obschon die 
Revision in verschiedenen Vorstössen in beiden Räten seit 
mindestens drei Jahren immer wieder gefordert wird. Frau 
Bundesrätin, ist denn Ihr Departement bzw. das zuständige 
Bundesamt so überlastet, oder entspringt das Hinausschie­
ben einer mir nicht bekannten Absicht? Ich wäre froh, wenn 
Sie sich dazu äussern würden. 
Sorgen Sie mit einer R0ckweisung dafür, dass endlich getan 
wird, was schon lange hätte getan werden müssen. 
Ich bitte Sie, meinem Rückweisungsantrag im Sinne der Be­
grOndung zuzustimmen. 

Delss Joseph (C, FR), porte-parole de la mlnorite: Je m'ex­
prime au nom de la minorite II sur l'arräte federal c, qui tou­
che au transfert temporaire des cotisatlons du regime des 
APG vers I' Al. 
Le groupe democrate-chretien ne nie pas la necessite d'as­
salnir l'assurance-invalidite. II soutiendra las solutions dura- · 
blas, lorsque le Conseil federal sera en mesure de las propo­
ser. Cela va prendre encore quelque temps, et des rapports 
importants sont encore attendus. 
Las deux arrätes financiers dont il est question aujourd'hui ne 
sont que des mesures transitoires et n'apportent aucune so­
lution definitive. Le groupe democrate-chretien est toutefois 
favorable au transfert de capital pour 2,2 milliards de francs, 
car avec un capital de 4,8 milliards de francs a la fln de cette 
annee et des depenses annuelles de l'ordre de 600 millions 
de francs approximativement actuellement, le tonds APG dis­
pose d'un pecule fort de six annuites, ce qui est demesure, et 
le deplacement de 2,2 milliards de francs en faveur de l'AI 
permet d'eponger la dette accumulee a la fin de cette 
annee 1997, sans mettre d'aucune fa1,on en peril las APG ou 
une eventuelle revision de celles-ci. 
Le groupe democrate-chretien etait mäme favorable a un 
transfert plus important, de l'ordre de 2,9 milliards de francs. 
C'est d'ailleurs la propositlon que J'avais falte a la commis­
sion, qui l'a acceptee, sans toutefois aller au bout de mon rai­
sonnement qui etait de ne pas entrer en matiere sur le trans­
fert des cotlsatlons dans l'arräte C. 
Flnalement, la majorite de la commlssion a opte pour les 
deux mesures: augmenter a 2,9 milliards de francs le trans­
fert de capital et neanmolns entrer en matiere et transferer 
1 pour mille des cotlsatlons salariales, ce qui, a notre avis, va 
trop loin. C'est la ralson pour laquelle une partie du groupe 
democrate-chretien sera vraisemblablement reservee sur la 
question des 2,9 milliards de francs. 
La deuxieme mesure, celle qui prevoit le transfert de 1 pour 
mille des cotisations salariales des APG a l'AI, ne recueille 
pas le soutlen du groupe democrate-chretlen, cela pour deux 
raisons. 
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1. D'abord, le transfert provisolre Jusqu'en l'an 2005 de coti­
satlons annuelles pour un montant de 225 millions de francs 
ä peu pres ne resout en rien le probleme d'une institutlon 
pour laquelle on prevoit un deficlt annuel superieur a 800 mil­
llons de francs et pour laquelle les chlffres, quelle que soit la 
variante abordee, prevoient un deflclt accumule de plus de 
10 milliards de francs en ran 2010. Ce n'est donc pas 1 pour 
mille de cotlsation salariale (220 millions de francs par an­
nee), ni 1 pour cent de TVA (180 mllllons de francs par an­
nee) qui constituent une solutlon valable et durable. Ce qu'il 
faudra, c'est une solution globale et autre chose que des 
pour-cent ou des pour-mllle salariaux. On ne peut donc pas 
actuellement, au moyen d'une gymnastlque de transferts et 
de pour-mille, trouver une solution. C'est donc lnutile de don­
ner maintenant dans le bricolage. Attendons la solution glo­
bale. 
Mals, pour le groupe democrate-chretien, le refus d'entrer en 
matiere sur l'arräte federal C s'explique aussi par le fait qu'il 
veut enfin en decoudre avec le lanclnant probleme de l'lntro­
duction de l'assurance-maternlte, a quol s'ajoutent pour les 
APG des revendications, en partie legitimes, dans le cadre 
de leur revision. Ces questions devront etre abordees en 
ayant une vue d'ensemble. Ce n'est donc pas jouer une as­
surance contre une autre, mais surmonter les difflcultes en 
mettant les assurances les unes avec les autres. Le temps 
est venu ou les solutlons qui operent par petltes boites sepa­
rees sont depassees et ou II faut une solution d'ensemble. 
D'ailleurs, le groupe democrate-chretien voit davantage de 
parente entre l'assurance-maternite et les APG qu'entre las 
APG et l'assurance-invalldlte. 
Je vous propose donc de suivre la decision du Conseil des 
Etats de ne pas entrer en matiere sur l'arräte federal C, pour 
ne pas preterlter le futur et pour favoriser une solution glo­
bale. 

Goll Christine (S, ZH): Herr Deiss, Sie haben den Antrag der 
Minderheit II auf Nichteintreten auf die Vorlage betreffend 
den Transfer des Lohnpromllles von der EO in die IV unter 
anderem damit begründet, dass Sie für die Mutterschaftsver­
sicherung kein Präjudiz schaffen wollten. Es geht Ihnen also 
offensichtlich darum, dass die Mutterschaftsversicherung 
möglichst bald eingeführt wird. Ich möchte Sie in diesem Zu­
sammenhang fragen, weshalb Sie dann einen Nichteintre­
tensantrag stellen und nicht bereit sind, den Antrag zu stel­
len, dass diese Vorlage aufgeschoben und gemeinsam mit 
der Mutterschaftsversicherung behandelt wird. Diese Bot­
schaft ist Ja bereits auf dem Tisch und der ständerätHchen 
Kommission zugewiesen worden. Weshalb also Nichteintre­
ten? 

Delss Joseph (C, FR), porte-parole de la minorlte: Oui, c'est 
une simple question de logique et de fidelite au vocabulaire. 
L'arräte federal concernant le transfert temporaire de cotisa­
tions du regime des allocations pour perte de gain en faveur 
de l'assurance-invalidlte, solt l'arräte federal C, n'entre pas 
en ligne de compte dans cette solution. Entrer en matiere sur 
cet arrete signifie qu'on est d'accord d'entrer en matlere sur 
le transfert temporaire de cotlsations et nous ne le voulons 
pas. C'est toutl 

Dormann Rosmarie (C, LU): Ich kann mich kurz fassen. Mein 
Eventualantrag kommt nur zur Abstimmung, wenn Eintreten 
beschlossen wird. 
Ich beantrage Ihnen, das Geschäft über die befristete Verla­
gerung von Beiträgen der Erwerbsersatzordnung zugunsten 
der Invalidenversicherung zusammen mit dem zweiten Teil 
der vorliegenden Botschaft, den Sparmassnahmen für die IV, 
und gleichzeitig mit der Mutterschaftsversicherung zu behan­
deln. Warum dies? Die Invalidenversicherung hat in den letz­
ten Jahren aus verschiedenen Gründen ihr finanzielles 
Gleichgewicht verloren. Ob sie es in Zukunft wieder finden 
wird, ist zurzeit völlig offen. 
Die Einnahmen der IV stiegen im letzten Jahr um rund 
6,2 Prozent, während die Ausgaben um 7,1 Prozent zuge­
nommen haben. Der bis Ende 1997 aufgelaufene Schulden-
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berg bei der IV beträgt rund 2,2 Milliarden Franken. Das ist 
exakt jener Betrag, den die Ständeräte gesprochen haben 
und den mit grösster Wahrscheinlichkeit auch wir im Natlo­
nalrat sprechen werden. Das bedeutet, dass sich die Schul­
den ab Neujahr 1998 wiederum anhäufen werden. langfristig 
ist diese Anhäufung kaum mit der Verschiebung eines Lohn­
promilles aufzuhalten. 
Heute 1 Lohnpromille von der Erwerbsersatzordnung in die 
IV zu verschieben, ohne zu wissen, wieviel nach Behandlung 
der Sparmassnahmen der IV langfristig möglich und notwen­
dig Ist, entspricht typisch schweizerischer Klelnkrämerei. Wir 
wissen nämlich, dass die IV ab dem Jahre 2005 ein jährliches 
Defizit von 1,2 Milliarden Franken ausweisen wird. Persön­
lich liegt mir die Sanierung der IV sehr am Herzen. Ihrem 
Image ist nicht gedient, wenn wir alle paar Jahre Lo.hnproM 
zente verschieben und uns nie seriös Rechenschaft über die 
langfristige Sanierung der Versicherung geben. 
Demgegenüber liegt die Botschaft zur Schaffung einer Mut­
terschaftsversicherung auf dem Tisch des Hauses. Wir wis­
sen, dass seit Bestehen der Erwerbsersatzordnung alle er­
werbstätigen Männer und Frauen in diese Kasse Lohnpro­
zente elnbezahlen, obwohl die Frauen nur zu einem ganz 
verschwindend kleinen Tell davon profitieren. Der Einsatz Im 
Militär und die Mutterschaft haben eines gemeinsam: Beide 
sind eine grosse Dienstleistung an unsere Gesellschaft. Des­
halb ist nicht einzusehen, weshalb erstens nur der Lohnaus­
fall bei Mllltärdlenstpfllcht entschädigt wird - dies übrigens 
nicht durch den Staat, sondern durch die Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerschaft - und weshalb zweitens der Lohnausfall 
bei Mutterschaft noch nicht gesetzlich verankert ist. Diese 
beiden Dienstleistungen haben soviel Gemeinsames, dass 
wir sie ohne weiteres auch gemeinsam angehen können, 
nämlich über die bestehende Erwerbsersatzordnung. 
Deshalb bitte ich Sie, bei Eintreten auf den Teil c dieses Ge­
schäftes meinem Eventualantrag zuzustimmen, der verlangt, 
dass die Finanzierung der Invalidenversicherung und die 
Schaffung der Mutterschaftsversicherung gemeinsam ange­
gangen werden, ohne die Erwerbsersatzordnung für die 
Wehrdienstpflichtigen in diesem Land zu schmälern. 

Langenberger Christiane (R, VD): Je m'exprime sur l'arrete 
federal C concemant le transfert temporaire des cotisations. 
Dans cette affaire precipitee, II y a beaucoup de confusion. 
D'abord, on ne nous demande pas d'assalnir le puits sans 
fond de l'assurance-invalidite, on nous demande d'y lnjecter 
des fonds qui auront disparu sous peu sans contribuer a eli­
miner les problemes insuffisamment analyses de cette assu­
rance. Je reviendrai sur ce point. 
Ensuite, nous avons un probleme financier, et on nous pro­
pose de le resoudre en creant un probleme social grave, en 
ce sens qu'une fois de plus on se volt contraint de reporter 
l'ajustement des prestations du regime des APG aux calen­
des grecques. Or, on peut etre oppose a l'armee tout en trai­
tant tout de meme dignement ceux qui sont obliges de servir, 
et parml eux, une Jeunesse malmenee par la crise, et ce, pour 
beaucoup, au plus mauvais moment de leur entree dans le 
monde du travail. 
Nous devons donc nous poser deux questions: 1. quels sont 
les maux qul ont condult 1' Al a la situation actuelle? 2. quel 
avantage escomptons-nous obtenir de ces transferts de 
fonds? 
1. Sans vouloir proceder ici a une analyse approfondie de 
l'AI, je constate neanmoins que les prestations de l'assu­
rance-chömage sont limltees dans le temps, alors que celles 
de l'assurance-invalidite ne s'arretent qu'au moment de la re­
traite. II est donc dans l'interät des ch0meurs, des commu­
nes, des medecins traitants de tenter d'echapper au couperet 
du fln de droit au ch0mage par le bials de l'invalidite. Je ne 
pretends pas qu'il y alt abus, je pretends que ce phenomene 
modifie sensiblement les prestations de 1' Al et qu'il meriterait 
d'etre mieux analyse. 
2. Qual avantage escomptonsMnous obtenlr? On sait que le 
transfert du capital de 2,2 milliards de francs du fonds de 
compensation des APG en faveur de l'AI - et pour lequel je 
vais voter car J'estime que le premier n'a pas besoin de reser-
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ves aussi importantes - perrnettra a la Confederation de rea­
liser une economie de 40,4 millions de francs. 
En effet, ce transtert pennet de diminuer les interets de ta 
dette de !'ordre de 107,B mlllions de francs. La participation 
de la Confederatlon aux depenses de l'AI se montant a 37,5 
pour cent; II en resulte une economie de 40,4 millions de 
francs. On a envie de dire: «Viel Lärm um nichts.» II n'en 
reste pas moins que ce transfert est Juridlquement discuta­
ble, puisqu'on distralt de leur objectif prioritaire des cotisa­
tlons d'employeurs et d'employes, et Je ne manquerai pas de 
rappeler cette entorse lorsque l'on parlera de l'assurance­
matemite, ce que j'espere pour ma part. 
Le transfert de 1 pour mille des cotlsations du regime des 
APG a I' Al, solt environ 225 milllons de francs par an pendant 
sept ans, rapportera a la Confederation uniquement la diffe­
rence entre les taux d'interäts de rendement des APG et de 
la dette de l'AI, soit environ 5 millions de trancs par an. On a 
envie de dire: «Viel Lärm um überhaupt nichts!» On sait pour­
tant que beaucoup de nos jeunes recrues n'arrivent pas a 
subvenir a leurs depenses en raison des prestations insuffi­
santes des APG. Sans entrer dans Je detail des problemes de 
l'explosion des depenses du service social de l'armee, entle­
rement finance par des lnstitutions privees, II taut se rendre a 
l'evldence que l'ajustement des APG est plus urgent que 
d'economiser 5 mlllions de francs par an, car certalnes de 
ces institutlons, tel le Don national sulsse, sont actuellement 
contralntes de puiser dans leur capital pour compenser des 
lacunes d'une leglslatlon supportant mal les a-coups de la 
crise. Or, le Don national sulsse n'est pas tenu de se laisser 
ruiner par nos mesures hätives. 
Je suis donc acqulse a l'idee d'un transtert de capital, lssu du 
tonds de compensation du reglme des APG, sur le compte de 
l'AI, tout de sulte. Mals j'estime premature de proceder a un 
transfert d'une partie des cotlsations avant qua nous ayons 
analyse le rapport IDA-Fiso 2, et avant de connaitre les be­
solns futurs d'une armee reduite, dont nous aurons d'icl peu 
a deflnir les nouveaux effectifs que personne ne connalt 
aujourd'hui. Alors seulement, II sera possible de definir le ca­
pital necessaire au tonds de compensatlon des APG et de 
decider definitivement d'un changement durable d'affectation 
des cotisations en faveur de l'AI, tout en s'etant donne le 
temps d'en analyser les maux. Dans !'immediat, je demande 
que ies prestations des APG soient ajustees, avant toute 
autre chose. 

Gysin Hans Rudolf (R, BL): In Anbetracht der Entwicklung 
unserer Sozialwerke Ist deren Sanierungsbedarf, insbeson­
dere auch derjenige der IV, unbestritten. 
Wie der Bundesrat, so ist auch die FDP-Fraktion der Ansicht, 
dass mit konkreten Massnahmen nicht länger zugewartet 
werden kann. Aus diesem Grund beantragt Ihnen die FDP­
Fraktion Eintreten auf die beiden heute zur Debatte stehen­
den Bundesbeschl0sse. 
Dennoch müssen wir uns bei der weiteren Behandlung die­
ser Geschäfte stets folgendes vor Augen halten: 
1. Mit den beiden Bundesbeschl0ssen versuchen wir quasi In 
einer Art Feuerwehrübung, den Grundsteintor die eigentliche 
Sanierung zu legen. Mit einer einmaligen Zahlung aus dem 
EO-Fonds sowie einer befristeten Verlagerung von Beiträgen 
von der EO In die IV wird das Grundproblem nicht gelöst, 
sondern werden lediglich vorübergehend dessen Auswirkun­
gen gelindert. Es geht darum, heute den frühzeitigen Kollaps 
zu verhindern. 
2. Die 4. IV-Revision verfolgt drei Hauptzielrichtungen: Mit 
dem vom Bundesrat vorgelegten ersten Teil sollen primär 
die Finanzierungsgrundlagen der IV gesichert werden. In ei­
nem zweiten und dritten Schritt müssen in der Folge die for­
mellen wie auch die materiellen Aspekte des lnvalldenversi­
cherungsrechtes - unter ganz spezieller Berücksichtigung 
der dannzumaligen finanziellen Ausgangslage - geprüft wer­
den. 
3. Auch wenn unsere Sozialversicherungen als ganzheitli­
ches System zu betrachten sind, muss doch jeder Teilbe­
reich davon, AHV, IV und EO, auf eine eigene, gesunde und 
langfristige Finanzierungsgrundlage gestellt werden. Es geht 

nicht an, dass Mittel aus der einen Kasse für die Zwecke ei­
nes anderen Bereiches verwendet werden. Die Bewilligung 
der heute zu debattierenden einmaligen Transferzahlung, im 
schlimmsten Fall auch die befristete direkte Verlagerung von 
Beiträgen, kann in jedem Fall nur eine Ausnahmeregelung 
aufgrund der heutigen schwierigen Situation sein. 
Die FDP-Fraktion warnt aus diesem Grund heute schon da­
vor, dass es sich das Parlament zur Gewohnheit macht, Lö­
cher im Haushalt durch die Plünderung von Kassen zu stop­
fen, in denen aufgrund einer vernünftigen Bewirtschaftung 
noch Mittel vorhanden sind. 
An dieser Stelle möchte ich auf die spezielle Ausgangslage 
der EO eingehen. Tatsächlich ist die EO das einzige Sozial­
versicherungswerk, das heute noch auf einer eigenen, intak­
ten Basis steht. Dies ist und war aber nur möglich, weil auf­
grund der relativ bescheidenen Leistungen ein gutes Mass 
an Kapital geäufnet werden konnte. Die Leistungen der EO 
sind derart bescheiden, dass Absolventen von längerdauern­
den Kader- und Führungskursen netto oft weniger als die 
Hälfte jener Unterstützung erhalten, die von Bezügern von 
AL V-Leistungen in Anspruch genommen werden. Dieser Zu­
stand t0hrt einerseits zu stossenden Ungleichbehandlungen, 
andererseits zur Konsequenz, dass die Bereitschaft zu ei­
nem längerfristigen Engagement tor staatstragende Aufga­
ben bzw. tür entsprechende Weiterbildungs- und Kaderkurse 
massiv abnimmt. 
Seit Jahren wird die Revision der Leistungsseite der EO ver­
sprochen. Insbesondere hat das Parlament der parlamenta­
rischen Initiative Allenspach Folge gegeben, wonach die Er­
werbsersatzleistungen zumindest auf das Niveau von ALV­
Lelstungen angehoben werden sollen. Bis heute hat der Bun­
desrat dem Parlament jedoch keine entsprechende Vorlage 
unterbreitet. Unbestritten ist Jedoch die Forderung, dass mit 
der 6. EO-Revision das aufgezeigte Ungleichgewicht beho­
ben werden muss. Das Ausmass der angestrebten EO-Revi­
sion ist allerdings heute ebensowenig absehbar, wie deren fi­
nanzielle Auswirkungen. Die Zukunft der EO ist heute unge­
wisser denn je. 
Zum Bundesbeschluss C: Ich vertrete eine Minderheit der 
FDP-Fraktion. Die Mehrheit wird Kollegin Egerszegi vertre­
ten. Eine Minderheit der FDP-Fraktion ist der Meinung, dass 
eine Beitragsverschiebung aus der EO In die IV nur dann er­
folgen kann, wenn die finanziellen Konsequenzen der 6. EO­
Revision bekannt sind und eine Präjudizlerung der EO-Revi­
sion durch die heutigen IV-Beschlüsse in jedem Fall ausge­
schlossen werden kann. Diese bedeutende FDP-Minderheit 
beantragt deshalb die R0ckweisung des Bundesbeschlus­
ses C Ober die befristete Verlagerung von Beiträgen der Er­
werbsersatzordnung zugunsten der Invalidenversicherung 
an den Bundesrat in der Meinung, diese Frage könne erst 
entschieden werden, wenn die 6. EO-Revision vorliegt und 
damit alle Karten auf dem Tisch liegen. 
Die Minderheit der FDP-Fraktion beantragt Ihnen, bezüglich 
des Bundesbeschlusses C der Minderheit III (Bortoluzzi) zu­
zustimmen. 

Egerszegi Christine (R, AG): Im Namen einer Mehrheit der 
FDP-Fraktion bitte ich Sie, auf das Geschäft einzutreten, alle 
Rückweisungsanträge abzulehnen und beide Bundesbe­
schlüsse gutzuheissen. 
Wir haben die gesetzliche, aber auch die menschliche Pflicht, 
die Leistungen der Invalidenversicherung zu gewährleisten; 
sie ist einer der wichtigsten Pfeiler in unserem bestehenden 
Sozialnetz. Wir werden bis Ende Jahr ein Defizit von 
2,2 Milliarden Franken In der IV-Kasse haben, und ohne 
diese Bundesbeschl0sse werden wir bereits in zwei bis drei 
Jahren mit einem jährlichen Defizit von einer Milliarde Fran­
ken rechnen müssen. Das sind tor uns ganz einfach Fakten, 
die sich nicht unter den Tisch wischen lassen. 
In dieser Situation gibt es drei Möglichkeiten: 
1. Wir sparen bei den Ausgaben. 
2. Wir erhöhen den Beitragssatz durch zusätzliche Abgaben 
und Steuern. 
3. Wir sparen, wo es geht, und versuchen durch Umverteilen 
finanzieller Mittel das Loch dort zu stopfen, wo es am allemö-
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tigsten Ist. So tun wir alles, um neue Steuern und Lohnabga­
ben möglichst weit hinauszuschieben. 
Das ist die 4. IV-Revision: Sparen können wir bei der IV nicht 
allzusehr - machen wir uns nichts vorl Alles, was drinliegt, 
sind Beträge in zweistelliger Millionenhöhe. Wir wollen auch 
keine neuen Einnahmen; das ist für uns klar. Also bleibt doch 
unseres Erachtens nur die dritte Möglichkeit: Wir nehmen die 
Mittel, wo es welche hat - auch wenn wir uns bewusst sind, 
dass dies ein kühner Griff ist. Wir nehmen dazu den Feuer­
wehrteich, den es bei den Sozialversicherungen gibt - es ist 
der letzte-, er ist bei der EO. Wir können das tun, weil es bei 
der IV brennt und der Teich der EO mit 4,8 Milliarden Fran­
ken noch gross genug ist, um damit Brände im eigenen Haus 
löschen zu können. 
Das EO-Fonds-Vermögen hat sich In den letzten_ zehn Jah­
ren verdoppelt; eine Vlertelmllliarde Franken an Uberschüs­
sen kommt jährlich noch dazu. Die EO kann einen Transfer 
verkraften, auch wenn die 6. EO-Revision baldmöglichst rea­
lisiert wird. 
Es Ist störend für alle Freisinnigen, wenn Wehrpflichtige 
schlechter gestellt sind als Arbeitslose. Das Anliegen, diesen 
Zustand zu beheben, steht auf der sozialpolitischen Traktan­
denliste ganz vorne. Zuvorderst steht aber die Sicherung der 
heutigen Leistungen. 
Ich bitte Sie, auch dem Bundesbeschluss C zuzustimmen. 
Der Widerstand kommt hier aus zwei ganz verschiedenen 
Lagern: 
Es zeigt sich, dass der Bundesrat mit der ursprünglichen Ver­
knüpfung von IV, EO und Mutterschaftsversicherung einen 
groben Fehler gemacht hat. Eine solche Verlagerung von ei­
nem Lohnpromille ist keine Plünderung der EO, es ist kein 
«Raubzug auf das Gut der Militärdienstpfllchtigen», keine 
«Provokation von Fürsorgefällen unter den Rekruten», und 
was wir alles aus dem einen Lager zu hören bekamen. Die 
geplante EO-Revision, die ungefähr84 Millionen Franken ko­
stet, wird auch mit einer solchen Verlagerung durchgeführt 
werden können. 
Dieses eine Lohnpromille soll der IV zugeführt werden. Es ist 
nicht ehrlich, über die Sanierung der IV - das betrifft dann 
das andere Lager- dieses Lohnpromille einer Mutterschafts­
verslcherung zuzuführen. Eine solche Lösung hätte vor dem 
Volk keine Chance. Die Vorlage der Mutterschaftsversiche­
rung ist ein anderes Geschäft. Wie diese finanziert wird, dar­
über muss man sich bei deren Behandlung Rechenschaft ge­
ben. 
Natürlich sind wir überzeugt, dass die Realisierung der be­
rechtigten, seit Jahren bekannten Anliegen bezüglich der EO 
bereits vor Jahren, in besseren Zeiten, fällig gewesen wäre. 
Natürllch hätten wir die ganze Vorlage lieber mit Bundesbe­
schlüssen und Sparmassnahmen zum Entscheid gebracht. 
Natürlich hätten wir die Vorlage lieber nach der Fertigstellung 
des Berichtes IDA-Fiso 2 in einen Gesamtzusammenhang 
gestellt. Aber wir beurteilen die Lage der IV als sehr ernst und 
bitten Sie deshalb, dieser Vorlage mit beiden Bundesbe­
schlüssen heute zuzustimmen. 
Jetzt müssen Sie nämlich Farbe bekennen. Wenn Sie der 
Meinung sind, dass wir alles tun müssen, um die bestehen­
den, bewährten Leistungen unserer Sozialwerke sicherzu­
stellen; wenn Sie überzeugt sind, dass wir alles tun müssen, 
um zusätzliche Mehrwertsteuerprozente und Lohnabgaben 
zu vermeiden; wenn Sie sich bewusst sind, dass wir uns zur­
zeit einen Ausbau von Leistungen in irgendeiner Sozialversi­
cherung gar nicht leisten können, bevor nicht alle Entwicklun­
gen offen auf dem Tisch sind, dann müssen Sie diese Vor­
lage so genehmigen und beiden Bundesbeschlüssen zustim­
men. Farbe zu bekennen gilt es nicht nur dann, wenn es für 
einen Teil der Wählerinnen und Wähler angenehm ist. Eben 
nicht, das gilt in jedem Fall! Nur so schaffen wir sozialpoliti­
sche Gerechtigkeit. 

Fasel Hugo (G, FR): Das vorrangige Ziel der vorliegenden 
IV-Revision besteht primär darin, die finanzielle Genesung 
der IV sicherzustellen. Wenn die IV Ende 1996 ein aufgelau­
fenes Defizit von mehr als 1,5 Milliarden Franken auswies, so 
ist dies Ausdruck der gestiegenen Rentenausgaben, aber 
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auch der linearen Beitragskürzungen des Bundes von 5 Pro­
zent. 
Bei näherem Hinsehen zeigt es sich, dass die höheren Aus­
gaben insbesondere auch Ausdruck der schlechten Wirt­
schaftslage sind. Dabei spielt weniger die Tatsache eine 
Rolle, dass arbeitslose Menschen und Ausgesteuerte um so 
eher In die Invalidität getrieben werden, je länger die Be­
schäftigungslosigkeit für sie andauert. Wesentlich wichtiger 
für die Ausgabensteigerungen Ist hingegen die Tatsache, 
dass die Betriebe Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit 
gesundheitlichen Schwierigkeiten, die deshalb meistens 
auch zu den Leistungsschwächeren gehören, aus Effizienz­
grOnden entlassen. Invalide, das ist nicht neu, sind die er­
sten, die entlassen werden. Anderseits wissen wir auch von 
den Regionalstellen der Invalidenversicherung, dass es im­
mer schwieriger, oft sogar unmöglich ist, invalide Menschen 
wieder einzugliedern und für sie eine Stelle zu finden. Sie 
müssen dann - wie es so schön helsst - verrentet werden. 
Es ist deshalb nur richtig, dass nun ein Teil des Vermögens 
der EO auf die IV übertragen wird. Wir stimmen mit der Mehr­
heit der Kommission überein, dass nicht Im Sinne des Bun­
desrates blass 2,2, sondern 2,9 Milliarden Franken auf die IV 
übertragen werden sollen. 
Hingegen sollte man umgekehrt auf den Transfer des einen 
Lohnpromllles von der EO auf die IV absehen. Dem ewigen 
Verfassungsauftrag zur Schaffung einer Mutterschaftsversi­
cherung sollte jetzt endlich auch etwas Konkretes an Taten 
folgen. Das eine Lohnpromille, das die EO entbehren kann, 
soll klar und deutlich für die Mutterschaftsversicherung vor­
gesehen werden. Wir haben heute die einmalige Chance, die 
Mutterschaftsversicherung finanziell auf dem Weg der Reali­
sierung einen Schritt weiter zu bringen. Wer die Mutter­
schattsverslcherung wirklich will, sollte das verfügbare Pro­
mille der EO auch wirklich für die Mutterschaftsversicherung 
reservieren. Ich erhoffe und erwarte von der SP-Fraktlon in 
dieser Frage heute eine klare Position. 
Herrn Barer möchte ich sagen: Wenn er vorher schon die Lei­
stungen für Arbeitslose mit jenen für Diensttuende verglichen 
hat, sollte er den Vergleich auch zu Ende führen und die Lei­
stungen für die Armeeangehörigen mit jenen vergleichen, die 
die Mütter erhalten. Ich bin doch der Auffassung, dass vor al­
lem Mütter einen nicht weniger wichtigen Dienst an der Ge­
meinschaft leisten als Armeeangehörige. Mütter hingegen 
bekommen nichtsl 
Ich bitte Sie aus diesen Überlegungen, dem Minderheitsan­
trag II (Delss) zuzustimmen und, sofern dieser unterliegt, den 
Eventualantrag Dormann zu unterstützen. 

Gonseth Ruth (G, BL): Wir GrOnen stehen dafür ein, dass die 
Sanierung der IV genauso wie die Sanierung der übrigen So­
zialversicherungen rasch an die Hand genommen wird, denn 
dies ist die Voraussetzung für die Sicherung des sozialen 
Friedens in unserem Land. 
Wir Grünen wollen aber auch nicht länger auf eine Mutter­
schaftsversicherung warten. Wir wehren uns dagegen, dass 
heute mit dem Bundesbeschluss C die Mutterschaftsversiche­
rung und die IV-Sanierung gegeneinander ausgespielt werden 
sollen und dass dadurch die Mutterschaftsversicherung ein­
mal mehr gefährdet wird. Unsere Fraktion ist befremdet, wie 
viele taktische Spiele sich bei dieser Vorlage abspielen. 
Da ist zunächst der Bundesrat, welcher das Geld der 0berfi­
nanzierten EO zugunsten der IV einsetzt und mit dieser Prio­
rltätensetzung der Mutterschaftsversicherung selbst eine 
wichtige finanzielle Basis entzieht. Frau Bundesrätin Drel­
fuss, glauben Sie wirklich, dass Sie auf diesem eingeschla­
genen Weg Ihr Versprechen für eine Mutterschaftsversiche­
rung einlösen und dafür zusätzliche Lohnprozente werden 
holen können? 
Da sind zweitens die Strategen der SP-Fraktlon, welche 
durch die Unterstützung der Vorlage offensichtlich die eigene 
Bundesrätin nicht im Regen stehen lassen wollen, obwohl 
auch sie sich bewusst sind, dass damit die Realisierung der 
Mutterschaftsversicherung erneut in die Feme rückt. 
Da ist drittens die CVP-Fraktion, deren Ständeräte nicht das 
gleiche tun wie ihre Nationalräte, zumindest ihre Vertreter In 
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der Kommission. Offenbar wollen sich ihre Mitglieder vom ei­
genen, in unserer Kommission mehrheitsfähigen Antrag nun 
wieder distanzieren und nur 2,2 statt 2,9 Milliarden Franken 
von der EO- in die IV-Kasse überweisen. 
Schllesslich will die FDP-Fraktion dank Marc Suter wenig­
stens die IV sanieren. Der Mutterschaftsversicherung aber 
hat sie längst den Kampf angesagt, und deshalb kommt ihr 
die Prioritätensetzung des Bundesrates gelegen. 
Völlig paradox Ist für uns die Argumentation der SVP-Frak­
tlon und der Fraktion der Freiheits-Partei, welche das Geld im 
übervollen EO-Topf für den grosszügigen Ausbau der EO re­
servieren wollen, sonst aber immer betonen, dass wir uns ei­
nen Ausbau bei den Sozialversicherungen nicht mehr leisten 
können. 
Für uns Grüne Ist es beschämend, dass die reiche Schweiz 
so ziemlich das letzte Land in Europa ist, welches immer 
noch keine Mutterschaftsversicherung kennt, obwohl der 
Auftrag dazu seit bald 52 Jahren In unserer Verfassung ver­
ankert ist. Es ist unglaublich, welch enorm patriarchaler Wi­
derstand in unserem Land auch am Ende des 20. Jahrhun­
derts gegen die Einrichtung einer Mutterschaftsversicherung 
noch auszumachen Ist, sei es offen oder unterschwellig. 
Die Diskussionen In der SGK haben deutlich gezeigt, dass 
die Herren und auch einzelne Damen der FDP- und der SVP­
Fraktlon noch Immer vorschieben, wir könnten uns eine Mut­
terschaftsversicherung nicht leisten. Das Ist lächerlich! Es Ist 
verlogen, wenn sich die SVP als «Hüterin der Moral» gegen 
die Entkrlminalisieri.mg des Schwangerschaftsabbruchs ein­
setzt und gleichzeitig die Schaffung einer Mutterschaftsversi­
cherung ablehnt. Einmal mehr verweigern Ihre Vertreter eine 
sinnvolle Verwendung des überfüllten EO-Tresors, obwohl 
zu dessen Füllung Frauen und Männer gleichermassen bei­
getragen haben. Da lobe ich mir für einmal die CVP, die sich 
jetzt In die Pflicht genommen fühlt und die Schaffung einer 
Mutterschaftsversicherung - gegen jedes taktische Kalkül -
unterstützt. 
Die grüne Fraktion steht dazu, dass sie die IV sanieren will. 
Wir sind auch überzeugt, dass sich dafür Mehrheiten finden 
werden, wahrscheinlich leichter als für die Schaffung einer 
Mutterschaftsversicherung. Deshalb steht zuoberst auf unse­
rer Prioritätenliste nun die Mutterschaftsversicherung. Es 
steht für uns auch fest, dass neue Finanzierungsquellen für 
die Sanierung der Sozialversicherungen erschlossen werden 
müssen. 
Wir wehren uns aber dagegen, dass die Arbeit in Zukunft mit 
neuen Lohnprozenten verteuert wird. Die Sanierung und 
Konsolidierung der Sozialwerke soll möglichst bald über eine 
ökologische Steuerreform geschehen, wie wir dies in unserer 
Volksinitiative ccfür eine gesicherte AHV - Energie statt Arbeit 
besteuern» verlangen; dies kann allenfalls teilweise auch 
über Mehrwertsteuerprozente geschehen. Wir wären froh, 
von Ihnen, Frau Bundesrätin Dreifuss, zu hören, dass Sie der 
Arbeitsgruppe IDA-Fiso 2 auch Aufträge zur vertieften Prü­
fung und zur Beschaffung der entsprechenden Unterlagen 
für eine ökologische Steuerreform erteilt haben. 
Die grüne Fraktion bittet Sie also, im Bundesbeschluss B der 
Mehrheit zuzustimmen, im Bundesbeschluss C die Minder­
heit II (Delss) oder allenfalls den Eventualantrag Dormann zu 
unterstützen und alle anderen Anträge, Insbesondere dieje­
nigen der Minderheit 1 (Borer) und der Minderheit II bzw. III 
(Bortoluzzi), zu verwerfen. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Die CVP-Fraktion ist für Ein­
treten auf den Bundesbeschluss B über die Verlagerung von 
Mitteln des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung in 
die Invalidenversicherung, sie ist aber gegen Eintreten auf 
den Bundesbeschluss C betreffend eine befristete Verlage­
rung eines Lohnpromilles der EO zugunsten der IV. 
Wir haben es gehört: Der IV geht es schlecht. Seit Jahren 
schon Ist die Einnahmen-Ausgaben-Waage im Ungleichge­
wicht. Die steigenden Rentenausgaben können nur ungenü­
gend durch entsprechende Beiträge der Versicherten und 
der Arbeitnehmer finanziert werden. Eine starke Zunahme 
bei der Anzahl der IV-Rentnerinnen und -Rentner von durch­
schnittlich jährlich 5 Prozent kommt dazu. Die Arbeltslosig-

kalt, die Frühpensionierungen über die IV, aber auch die de­
mographische Entwicklung haben das ihre zur Zunahme der 
Rentenbezüge beigetragen. 
Trotz verschiedenen Massnahmen, welche vorübergehend 
die finanzielle Lage der IV beruhigten, resultierten ab 1992 
wieder Fehlbeträge. Seither kommen jedes Jahr Hunderte 
von Millionen Franken Schulden neu hinzu. Die roten Zahlen 
in der IV-Rechnung werden dunkelrot. Ende 1996 betrug die 
Schuld der IV beim Ausgleichsfonds der AHV 1,58 MIiiiarden 
Franken. Ende 1997 wird sie 2,2 Milliarden betragen. Dies 
schlägt sich natürlich auch in einem stetigen Anstieg der 
Schuldzinsen nieder: 1994 betrugen die Schuldzinsen 32 Mil· 
lionen Franken, 1996 stiegen sie bereits auf mehr als das 
Doppelte, nämlich auf 74 MIiiionen Franken, und im Jahr 97 
wird die IV voraussichtlich fast 100 Millionen Franken für die 
Bezahlung von Schuldzinsen aufwenden müssen. Das ist al­
les quasi zum Fenster hinausgeworfenes Geld! Finanzie­
rungsmassnahmen sind also dringend nötig, um die Schuld• 
zinsbeträge zu reduzieren, zumal sich die Lage auch in den 
nächsten Jahren - wir haben es gehört - noch weiter ver­
schlechtert. Auch In den nächsten Jahren wird das Wachs­
tum der Rentenausgaben höher ausfallen als jenes der Bei­
tragseinnahmen. 
Der Bundesrat schlägt nun in einem allgemeinverbindllchen 
Bundesbeschluss vor, finanzielle Mittel vom Ausgleichsfonds 
der EO In jenen der IV zu verlagern. Das ist gerechtfertigt, 
denn der EO geht es sehr gut. Die Einnahmen sind seit Jahren 
höher als die Ausgaben. Im Ausgleichsfonds der EO werden 
sich Ende 1997 4,8 Milliarden Franken befinden. Es Ist also 
sinnvoll, mit einem Teil der übervollen Kasse der Erwerbser­
satzordnung das Loch In der IV-Kasse etwas zu stopfen. Das 
ist der Rettungsanker der IV, den sie dringend nötig hat. 
Der Bundesrat schlägt einen Transfer von 2,2 Milliarden 
Franken vor. Dies scheint der klaren Mehrheit der CVP-Frak­
tlon angemessen und aus der Sicht der EO verantwortbar. 
Dadurch wird die reiche EO keineswegs geplündert. Die 
Mehrheit der SGK möchte einen höheren Betrag von 2,9 Mil­
liarden Franken transferieren. Dies lehnen wir ab, auch die 
Mehrheit der SGK-Mltglieder der CVP-Fraktlon. Nach dem 
Entscheid des Ständerates für 2,2 Milliarden Franken muss 
eine Differenz im Interesse einer dringlichen Lösung vermie­
den werden. 
Die CVP-Fraktion lehnt auch den Antrag der SVP-Fraktion 
ab. Diese will lediglich die Hälfte, 1, 1 Milliarden Franken, 
transferieren. Dieser Betrag Ist zu gering, um die Notlage in 
der IV-Kasse zu beheben. 
Zum Bundesbeschluss C: Die CVP-Fraktion beantragt Ihnen 
Nichteintreten. Wo liegen die Gründe? Zum einen gibt es 
durchaus berechtigte Anliegen aus dem Bereich der EO, 
über die diskutiert werden muss, bevor Lohnpromille - im­
merhin 225 Millionen Franken im Jahr - umverteilt werden. 
Wichtiger ist aber für die CVP-Fraktion ein anderer Grund -
wir verlangten dies schon längst, bevor der Bundesrat mit 
seinem Vorschlag kam -: Wir wollen die zu schaffende Mut­
terschaftsversicherung aus der EO-Kasse finanzieren. Wir 
möchten das Geld dafür einsetzen und nicht für die IV. Kol­
lege Deiss hat den betreffenden Minderheitsantrag ausführ­
lich begründet. Ich bitte Sie, ihm zu folgen und möchte nur ei­
nen Gedanken nochmals ausführen. 
Zwischen der EO und der Mutterschaftsversicherung besteht 
ein innerer Zusammenhang. Bel beiden wird die Erwerbstä­
tigkeit ausgesetzt, einmal für den Militärdienst, das andere 
Mal für die Mutterschaft. Beides ist im Interesse der Gesell­
schaft. Wenn ein Teilbetrag der EO, nämlich diese 0,1 Pro­
zent, auf eine andere Sozialversicherung umgelagert werden 
soll, dann auf jene, die denselben oder einen ähnlichen 
Zweck verfolgt, den Ersatz für den Erwerbsausfall. Die Mut­
terschaftsversicherung, nicht aber die IV, entspricht diesem 
Kriterium. 
Sollte der Nichteintretensantrag der Minderheit II (Deiss) kei­
nen Erfolg haben, bitte ich Sie namens der CVP-Fraktion um 
Unterstützung des Eventualantrages Dormann. Im Unter­
schied zu den anderen Rückweisungsanträgen spricht sie 
von der Mutterschaftsversicherung - wenn schon Rückwei­
sung, dann unter dieser Voraussetzung. 
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Soweit zu den Finanzierungsbeschlüssen, über die wir heute 
entscheiden. 
Ein paar Hinweise zu den übrigen Massnahmen, die auch 
zum ersten Teil der 4. Revision gehören, zu den Sparmass­
nahmen nämlich, die ab 1999 in Kraft treten sollen: Alles in 
allem bringen diese Massnahmen ab 1999 Einsparungen 
von 94 Millionen Franken im Durchschnitt der ersten sechs 
Jahre. Für die CVP-Fraktion ist das ein Minimum. Gerade 
weil unsere Fraktion zu einer sozialen und starken IV steht, 
muss hier gespart werden. Wir erwarten für den zweiten Tell 
der IV-Revision, der sinnvollerweise erst nach dem Bericht 
IDA-Fiso 2 an die Hand genommen und im Jahre 2002 in 
Kraft treten soll, grundlegendere Konsolidierungsmassnah­
men und griffige Massnahmen auch im Bereich der Kosten­
steuerung sowie der Kontrollmechanismen. Die CVP hat in 
der Vernehmlassung auf eine ganze Reihe von Massnahmen 
hingewiesen. Wir erwarten, dass sie für diesen zweiten Teil 
berücksichtigt werden. 

Steinemann Walter {F, SG): Die Fraktion der Freiheits-Par­
tei wird sowohl beim Bundesbeschluss über die Verlagerung 
von Mitteln des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung 
in die Invalidenversicherung als auch beim Bundesbe­
schluss Ober die befristete Verlagerung von Beiträgen der 
Erwerbsersatzordnung zugunsten der Invalidenversicherung 
geschlossen die Nlchteintretensanträge der Minderheit 1 
(Borer) unterstützen. Sie haben die Argumente von Herrn 
Borer gehört. 
Eventualiter unterstützen wir beim Bundesbeschluss B den 
Antrag der Minderheit II {Bortoluzzi) und beim Bundesbe­
schluss C den Antrag der Minderheit III {Bortoluzzi). 
Die Fraktion der Freiheits-Partei wird dagegen den Antrag 
der Minderheit II (Deiss) zum Bundesbeschluss C, den CVP­
Antrag, nicht unterstützen, nach dem die EO-Beiträge auch 
noch zur Finanzierung einer völlig unnötigen Mutterschafts­
verslcherung verwendet werden sollen, die wir uns nicht lei­
sten können. 
Die EO ist ein von Arbeitnehmern und Arbeitgebern gemein­
sam aufgebautes Solidarwerk, das einen Erwerb während 
der Militärdienstleistungen sicherstellen soll. Leider sind die 
EO-Leistungen bis heute nicht dergestalt, dass diese ur­
sprüngliche Absicht auch umgesetzt werden kann. Die maxi­
male EO-Leistung beträgt nämlich nach wie vor monatlich 
rund 900 Franken. Wie Ihnen auch Herr Borer dargelegt hat, 
haben gleichgestellte Arbeitslose ein Vielfaches dieser EO­
Leistungen zu erwarten. 
Die längst versprochene und vom Parlament mit grossem 
Mehr dem Bundesrat in Auftrag gegebene EO-Revision wird 
vom Eidgenössischen Departement des Innern mit faden­
scheinigen Argumenten auf die lange Bank geschoben. 
Gleichzeitig werden neue Sozialwerke in Aussicht gestellt, 
bei denen niemand weiss, wie sie finanziert werden sollen. 
Wenn die Sozialisten den Lohnausgleichsfonds plündern und 
die Lohnausgleichszahlungen über das laufende Militärbud­
get finanzieren wollen, dann kann ihnen ein solches Ansin­
nen nicht einmal übelgenommen werden. Es entspricht ihren 
offen deklarierten politischen Zielsetzungen. Dass nun aber 
CVP- und FDP-Volksvertreter, die niemals müde werden, 
Ihre positive Grundhaltung zur Armee und zu den Dienstlei­
stenden lautstark kundzutun, dieses unrühmliche Spiel mit­
machen, stösst bei uns nicht auf Verständnis. 
Die Fraktion der Freiheits-Partei Ist nicht gegen die Sanie­
rung der in Milliardenhöhe überschuldeten IV. Wir wehren 
uns aber gegen Geldverlagerungen, die der IV wenig bis gar 
nichts bringen und die ein anderes Hilfswerk, nämlich die EO, 
in wenigen Jahren arg in Bedrängnis bringen können. 
Wir erwarten von Ihnen, Frau Bundesrätin, dass Sie in Ihrem 
Departement Remedur schaffen und das Chaos im Bereich 
der eidgenössischen Sozialwerke endlich beseitigen. Das 
diesbezügliche «Kleckern» Ihrer Chefbeamten muss drin­
gend durch «Klotzen» ersetzt werden. All die sozialpoliti­
schen Feigenblätter, die Sie jetzt umzuhängen versuchen, 
bringen nichts. Oder wollen Sie z. B. ab dem nächsten Jahr 
die stark defizitäre Arbeitslosenversicherung durch weitere 
Erwerbsersatzpromille zu retten versuchen oder die stark 
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steigenden Krankenversicherungsprämien über den Rest 
des Lohnausgleichsfonds dämpfen? 
Die Fraktion der Freiheits-Partei wird ebenfalls den Antrag 
der SVP-Fraktion zu Artikel 1, «nur» 1100 Millionen Franken 
zu verschieben, ablehnen. Ebenfalls abgelehnt wird der An­
trag Guisan zu Artikel 3 auf zeitliche Befristung. Beide An­
träge gehören ins Kapitel „unerträgliches Entgegenkommen 
gegenüber den Linken zum nötigen Erhalt des Zauberfilzes». 
Dass wir den Eventualantrag Dormann ablehnen, braucht 
weiter nicht erklärt zu werden. 

Rychen Albrecht (V, BE): Die SVP-Fraktion lehnt diese Vor­
lage ab und empfiehlt Ihnen Nichteintreten. 
1. Wir anerkennen voll und ganz, Frau Bundesrätin, dass die 
IV eine Revision braucht; das steht ausser Zweifel. Eine Sa­
nierung der IV drängt sich auf, weil sie in einer sehr missli­
chen Situation ist, nicht nur finanziell, sondern auch ideell: 
Wer ist eigentlich invalid in diesem Lande? Diese Frage muss 
auch grundsätzlich neu geklärt werden. Wir sind aber etwas 
erstaunt, dass diese Vorlage so schnell kommt, und zwar 
kurz bevor wir die Veröffentlichung des Berichtes IDA-Fiso 2 
erwarten. Dieser hätte uns eine Grundlage für eine ernsthafte 
Diskussion gegeben. 
2. Wir lehnen diese Vorlage ab, weil sie im finanziellen Be­
reich ein unseres Erachtens falsches Vorgehen verfolgt. Die 
EO wird unbesehen - ohne Versprechen, dass es auch noch 
irgendwann zu einer effektiv von der Mehrheit in diesem Par­
lament getragenen EO-Revision kommt - finanziell ge­
schwächt. Es Ist nicht übertrieben, wenn wir darauf hinwei­
sen - im Gegensatz zu einem vorherigen Sprecher -, dass 
die EO durch diese massiven Kapitalkürzungen, durch die 
Kürzung des Fonds, jährlich 100 Millionen und mehr Franken 
an Zinseinnahmen verliert. Man kann entgegnen, die IV habe 
Zinsenlasten von soundso viel; man tauscht einfach Zinsein­
nahmen bei der EO mit Zinsschulden bei der IV. Sagen Sie 
mir einmal, wie sinnvoll diese Politik ist. Können Sie mir hier 
auch rechnerisch darlegen, wie sinnvoll diese Argumentation 
ist? Man sagt, wenn man der IV mehr Kapital zuschanze, 
dann könne man Zinsen sparen, aber der EO geht genau der 
gleiche Betrag an Zinseinnahmen verloren. Wer das als so­
zialpolitisches Argument in die Runde wirft, den muss ich bit­
ten, die Rechnung noch einmal zu machen. So können wir 
keine Sozialpolitik machen. Die EO verliert dann wegen der 
Vermögensverminderung jährlich über 100 Millionen Fran­
ken Zinseinnahmen, und durch das Abspecken bleiben im 
Jahre 2005 nur noch etwa 600 Millionen Franken in diesem 
Fonds; das reicht nicht aus. 
3. Frau Bundesrätin, nun folgt der entscheidende Punkt, 
warum wir heute gegen diese Vorlage sind: Wir haben vom 
Bundesrat noch nichts Konkretes zur Frage gehört, ob die 
EO gleich ausgestaltet werden solle wie die Arbeitslosenver­
sicherung. Ist es gerecht, dass junge Wehrmänner einfach 
den kürzeren ziehen, dass sie schlechter als Arbeitslose ge­
stellt werden? Ist das richtig? Wir wollen jetzt keine Armee­
debatte. Aber man muss sich die Frage stellen, ob es nicht 
auch gewollt Ist, dass man den jungen Leuten völlig den 
«Mumm» nimmt, sich überhaupt noch für Beförderungsdien­
ste zur Verfügung zu stellen, sei das als Unteroffizier, Leut­
nant, Oberleutnant oder für die Zentralschule als Haupt­
mann. Es macht hier in der Debatte den Eindruck - zwar wird 
es nicht ausgesprochen -, dass das im Hintergrund eben 
doch eine Rolle spielt. Das ist nicht In Ordnung! 
Letztes Wochenende, Frau Bundesrätin Dreifuss, hatte ich 
Gelegenheit, mit jungen Leuten, die jetzt gerade den Leut­
nant abverdienen, über diese Frage zu diskutieren. Sie sind 
mit dieser Politik gar nicht einverstanden. Sie rechnen vor, 
dass sie weniger bekommen als Jeder Arbeitslose mit dem 
gleichen Einkommen. Erklären Sie das diesen Leuten ein­
mal! Zudem sind diese Leute, die Beförderungsdienste lei­
sten, in der Wirtschaft gar nicht mehr so beliebt, wie Sie mei­
nen. Im Gegenteil, sie werden heute gar nicht mehr mit offe­
nen Armen willkommen geheissen. Sie werden nicht mehr 
gefördert. 
Trotzdem geht dieses Parlament - wie es sich nun abzeich­
net - in der Mehrheit hin und sagt einfach, das Problem sei 
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zwar anerkannt, aber trotzdem warte man noch mit der EO­
Revision. Das ist eine ungerechte Haltung gegenüber wehr­
willigen jungen Leuten. Das muss ich ganz klar sagen. Die Si­
tuation verschärft sich noch, Indem In der Wirtschaft Leute, 
die weitermachen, heute nicht mehr belohnt, sondern eher 
bestraft werden. So ist die Situation. Diesen Leuten - da 
muss man nicht einmal Armeefan sein -, die nichts anderes 
tun als ihren Dienst gemäss Bundesverfassung, haben wir 
auch beizustehen. 
In diesem Sinne muss ich Sie vielleicht an folgendes erin­
nern: Während ein alleinstehender Arbeitsloser bei einem 
Einkommen von 4000 Franken von der Arbeitslosenversiche­
rung 2800 Franken erhält, bekommt einer, der einen Beför­
derungsdienst macht, nur 1800 Franken. Ist das gerecht? 
Warum warten Sie denn? Warum können Sie nicht eine Vor­
lage bringen, die diese Ungerechtigkeit gleichzeitig korri­
giert? 
Deshalb tritt die SVP-Fraktlon nicht auf diese Vorlage ein. 
Ich möchte sagen, Frau Bundesrätin Dreifuss, dass der Bun­
desrat bisher In allen Antworten auf par1amentarische Vor­
stösse auch zugegeben hat, dass die EO-Revision dringend 
sei. Deshalb haben wir nicht das geringste Verständnis dafür, 
dass die Umfinanzlerung EO-IV jetzt separat vorgezogen 
wird. Damit wird den jungen Leuten sogar der Eindruck ver­
mittelt, man wolle jetzt ihre Kasse - den EO-Fonds - plün­
dern, ohne ihnen zu garantieren, dass sie auch drankommen 
und eine bessere Situation erhalten. 
Wenn man bei der EO nichts macht, wird man den Eindruck 
nicht los, dass damit auch die Armee und der Wehrwille ge­
schwächt werden. Alle hier wissen, dass es in der Wirtschaft 
nicht mehr so leicht durchsetzbar ist wie anno dazumal, wenn 
man In der Armee weitermachen will. Frau Gonseth, wenn wir 
uns da wehren, ist das kein taktisches Spiel, sondern ein Ein­
stehen für alle jungen Wehrmänner, die befähigt und willens 
sind weiterzumachen. 
Wenn die Vor1age heute Im Rat beraten wird, d. h., wenn Ein­
treten beschlossen wird, so wird sich die SVP-Fraktion dafür 
einsetzen, dass der Kapitaltransfer von der EO zur IV höch­
stens 1, 1 MIiiiarden Franken beträgt. Diesen Antrag wird un­
ser Fraktionskollege Peter Föhn begründen. 
Die SVP-Fraktlon anerkennt, dass die IV einen Revisionsbe­
darf hat, will aber gleichzeitig eine EO-Revision haben. Wir 
wollen wissen, ob die Mehrheit nur so redet oder ob sie die 
EO wirklich verbessern will, wie es sich gehört. Wenn bei die­
ser Vorlage Eintreten beschlossen wird, werden wir für Rück­
weisung stimmen. 
Die Haltung der SVP-Fraktion ist klar und eindeutig. Ich bitte 
Sie, auf die Vorlage nicht einzutreten. Wenn Sie trotzdem 
eintreten, weisen Sie sie bitte zurück, mit dem Auftrag, die 
Wehrmänner anständig zu behandeln. 

Nabholz Lili (R, ZH): Herr Rychen, es geht bei dieser Vorlage 
weder um die Arbeitslosenversicherung noch um die Wehr­
männer, sondern es geht um invalide Menschen und damit 
um die schwächsten Mitglieder unserer Gesellschaft. 
Sind Sie sich bewusst, dass eine IV-Rente wegen eines Ge­
burtsgebrechens, das lebenslang zu tragen ist, 45 Franken 
pro Tag beträgt? Ein Wehrmann mit einem Lohn von 3150 
Franken erhält 62 Franken pro Tag, und das immer in einer 
zeitlich !Imitierten Periode, in der er eben nicht seinem nor­
malen Arbeitserwerb nachgeht, sondern im Militärdienst Ist. 

Rychen Albrecht (V, BE): Wir von der SVP-Fraktion sind uns 
sehr bewusst, Frau Nabholz, wie es den Invaliden geht. Wir 
stehen zur Invalidenversicherung; da können Sie sicher sein. 
Sie können aber nicht behaupten, diese Vortage habe keinen 
Zusammenhang mit der Arbeitslosenversicherung. Da müss­
ten Sie die jungen Leute fragen. Sie gäben Ihnen die Antwort 
klipp und klar. Ist es denn richtig, dass ein 25Jähriger Offi­
ziersaspirant weniger bekommt, als wenn er nichts tut und 
arbeitslos Ist? Das ist die Frage, die mit der Kapitalverschie­
bung gestellt wird. 

Rechstelner Paul (S, SG): Ich spreche für die Mehrheit der 
SP-Fraktion - es Ist allerdings nur eine knappe Mehrheit -, 

die für die Anträge der Kommissionsmehrheit und allenfalls 
für den Entwurf des Bundesrates eintritt. Diese knappe Mehr­
heit der Fraktion bewegt sich damit auch auf der Linie des 
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes und im übrigen -
wie wir heute aufgrund von Briefen erfahren haben - auch 
auf jener der Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten. 
Die Lage der IV-Finanzen, wir haben es gehört, ist besorgnis­
erregend. In diesem Sinne sind die Sofortmassnahmen des 
Bundesrates - unabhängig von der IV-Revision, die im 
Gange ist- positiv zu bewerten, zumal die EO wegen der ab­
nehmenden Zahl der Wehrpflichtigen gewisserrnassen im 
Geld schwimmt. 
Zu den Ursachen muss man sagen, dass einerseits die Wirt­
schaft und die Wirtschaftslage zur Problematik der IV-Flnan• 
zierung beigetragen haben - die Wirtschaft beispielsweise 
dadurch, dass die Eingliederung Behinderter heute viel selte­
ner stattfindet und die Rentenleistungen wieder in den Vor­
dergrund rücken; das ist eine bedenkliche Erscheinung. An­
dererseits hat auch der Bund selber mit den linearen Bei­
tragskürzungen seit 1993 unmittelbar zu dieser Misere beige­
tragen. Diese Grundsatzdebatte werden wir im Zusammen­
hang mit der IVG-Revision noch führen·können. 
Die SP-Fraktion ist der Auffassung - hier sind wir uns einig-, 
dass die Finanzierung des zentralen Sozialwerks der IV nicht 
gefährdet werden darf. Denn nach unserer Auffassung erlau­
ben es einzig die Anträge der Kommissionsmehrheit, die IV­
Finanzen wenigstens kurzfristig zu konsolidieren. Aber bei al­
len anderen Varianten - Inklusive derjenigen des Bundesra­
tes, die diesbezüglich aber noch am besten abschneidet-- ist 
es so, dass die IV in den roten Zahlen verbleibt. Jedenfalls ist 
es um die IV-Finanzen schlechter bestellt, wenn man dem 
Antrag der Minderheit II (Deiss) folgt, als wenn Sie dem Bun­
desrat zustimmen. 
Nun zu den taktischen Differenzen innerhalb der SP-Frak­
tion, die sich nur auf das Verhältnis zur Finanzierung der Mut­
terschaftsversicherung beziehen: Die knappe Mehrheit der 
SP-Fraktlon glaubt nicht, dass es für die Mutterschaftsversi­
cherung und ihre Einführung ein Vorteil ist, wenn jetzt darauf 
verzichtet wird, Im Sinne des Bundesrates vorübergehend 
über den Kapitaltransfer hinaus auch ein EO-Beitragspro­
mille auf die IV zu verschieben. Im Gegenteil: Wir sind der 
Auffassung, dass die Sicherung der IV-Finanzierung und die 
entsprechende Verschiebung eines Beltragsprommilles die 
Einführung der Mutterschaftsversicherung begünstigen. 
Dazu kommt: Zur Vor1age über die Mutterschaftsversiche­
rung - über die heute ja nicht Im Detail zu diskutieren ist -­
muss man sagen, dass sie sehr bescheiden Ist. Es ist so, 
dass sie genau 2 Beitragspromille kostet - nicht mehr, aber 
auch nicht weniger. Die Einführung der Mutterschaftsversi­
cherung kostet diese 2 Beitragspromille. 1 Beitragspromllle -
wie Herr Hochreutener angenommen hat - genügt dafür 
nicht. Wer die Mutterschaftsversicherung bejaht, wird am 
Schluss zu den 2 Beltragspromillen ja sagen müssen. Ob 
das nun in der Form einer Verlagerung von der EO in die Mut­
terschaftsversicherung oder in der direkten Zusprache 
zweier Beitragspromille geschieht: Es bleibt sich am Schluss 
unter dem Strich gleich. 
Wer jetzt - wie Frau Gonseth oder Herr Fasel namens der 
grünen Fraktion - behauptet, nur wer dem CVP-Konzept 
folge, sei auch für die Mutterschaftsverslcherung, argumen­
tiert kühn, nachdem der Entwurf des Bundesrates sehr gut 
begründet ist, wie auch die Konferenz der Gleichstellungsbe­
auftragten festhält. Es gibt - wenigstens einstweilen - keinen 
Grund, von diesem Konzept abzuweichen. 
Real gibt es einen einzigen Grund, die Debatte über die Fi­
nanzierung der IV mit der Mutterschaftsversicherung zu ver­
knüpfen, der aber sehr diskutabel ist: Die CVP ist der Auffas­
sung, man könne die Mutterschaftsversicherung nur dann 
einführen, wenn das Beitragspromille jetzt gewissermassen 
für die Mutterschaftsversicherung gespart und nicht für die IV 
ausgegeben werde. Wenn die Mutterschaftsversfcherung nur 
so zu finanzieren wäre, könnte man der CVP ohne weiteres 
zustimmen. 
Es Ist aber so, dass uns diese symbolische Aktion, diese Re­
verenz an die CVP, sehr teuer zu stehen kommt. Sie ist hei-
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kel, weil der Vorschlag der CVP die IV-Finanzierung gefähr­
det. Das Problem liegt darin, dass ab 1. Januar 1998 nach 
dem Vorschlag des Bundesrates pro Jahr 225 MIiiionen 
Franken der IV zugewiesen werden sollen. Diese werden 
beim Antrag der CVP der IV vorenthalten, und zwar in einem 
Zeitpunkt, zu dem es noch keine Mutterschaftsversicherung 
gibt. Wer also die IV finanzieren und sie nicht schwächen will, 
muss zum gegenwärtigen Zeitpunkt die IV-Vorlage in der 
Form des Bundesbeschlusses B gutheissen. 
Der Spardruck bei der Invalidenversicherung ist enorm. Das 
wirkt sich nicht nur im Alltag aus, sondern gerade auch bei 
der IVG-Revision, wo wichtige Errungenschaften wie die 
Viertelsrente abgeschafft werden sollen und wo wegen die­
ser Finanzierungsengpässe kein Platz für neue, dringende 
Verbesserungen Ist. 
Wenn man den Reformbedarf bei der IV Im positiven Sinn be­
jaht, muss man jetzt tun, was getan werden kann. Das heisst, 
dass wir heute die maximal mögliche Verlagerung der finan­
ziellen Mittel von der EO zur IV vornehmen sollen. Das liegt 
nicht nur im Interesse der IV, sondern auch der späteren Ein­
führung der Mutterschaftsversicherung. 

Hafner Ursula (S, SH): Der ganzen BP-Fraktion ist sehr an 
der Entschuldung der IV gelegen, und wir wollen diesen wich­
tigen Sozialversicherungszweig auch mittel- und längerfristig 
auf eine solide Basis stellen. Der Bundesrat schreibt dazu in 
seiner Botschaft, es seien zu diesem Zweck zusätzliche Ein­
nahmen In der Höhe von mindestens 3 Lohnpromlllen per 
1999 erforderlich. Wir sind der Meinung, dass das Notwen­
dige getan werden muss, und werden uns dafür stark ma­
chen, dass schon mit dem ersten Tell der 4. IV-Revision, wel­
chen die Kommissionen von Ständerat und Nationalrat be­
reits beraten, die benötigten Mittel für die IV bereitgestellt 
werden. 
Die BP-Fraktion wird auch auf die beiden Bundesbeschlüsse 
eintreten, die der IV bereits ab 1998 eine Zusatzfinanzierung 
aus Mitteln der EO bringen sollen. Die EO hat ein Polster, das 
sich jedes Jahr vergrössert. Es ist richtig, das Geld für einen 
anderen Sozialversicherungszweig zu verwenden. 
Die CVP-Fraktlon will nur auf die Verlagerung von Kapital aus 
dem Ausgleichsfonds eintreten und lehnt es ab, zusätzlich 
1 Lohnpromille von der EO auf die IV zu verschieben. Sie 
möchte das Lohnpromille der EO für die Mutterschaftsversi­
cherung reservieren. Sie wissen, wie sehr der SP die Mutter­
schaftsversicherung am Herzen liegt. Der Bundesrat hat uns 
dazu endlich eine Botschaft vorgelegt. Der Widerstand Insbe­
sondere des Arbeitgeberverbandes gegen diese Vorlage ist 
völlig fehl am Platz. Der Bundesrat schlägt nämlich vor, die 
Arbeitgeber gesamthaft zu entlasten. Heute werden sie für 
Mutterschaftsurlaub mit 0, 18 Prozent der Lohnsumme zur 
Kasse gebeten, allerdings mit grossen Unterschieden zwi­
schen den einzelnen Branchen. Nach dem Entwurf des Bun­
desrates müssten sie nur noch 0, 1 Lohnprozent bezahlen. 
Unsere wichtigste Bündnispartnerin zur Realisierung der 
Mutterschaftsversicherung hier im Parlament Ist die CVP­
Fraktion. Sie will die Mutterschaftsversicherung über schon 
bestehende Lohnpromille finanzieren. Uns Ist es wichtig, 
dass die Mutterschaftsverslcherung nicht mit Streitereien 
über den Finanzierungsmodus auf die lange Bank gescho­
ben wird. Auch für die SP-Fraktion Ist die Finanzierung über 
die EO eine Option. 
Erwerbstätige Frauen zahlen schon seit eh und je ihre Lohn­
prozente in die EO-Kasse, ohne dass Ihr Erwerbsausfall bei 
Schwangerschaft und Geburt von der EO bezahlt würde. 
Dies ist höchst ungerecht. In unseren Augen wäre es voll­
kommen richtig, den Erwerbsersatz bei Mutterschaft Ober die 
EO zu bezahlen. Dies wäre sogar viel plausibler, als Arbeit­
geber und Arbeitnehmer für den Erwerbsausfall von Soldaten 
und Offizieren zur Kasse zu bitten. Wir wollen, Herr Rychen, 
dass die Dlenstleistenden in Armee und Zivildienst einen an­
ständigen Erwerbsersatz bekommen. Aber wir sind der Mei­
nung, eigentlich sollte das EMD - wie das Eidgenössische 
Militärdepartement vorläufig noch heisst - diesen Erwerbser­
satz bezahlen. Die Landesverteidigung ist nämlich eine allge­
meine Bundesaufgabe und nicht in erster Linie eine Aufgabe 
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der Sozialpartner. Unter diesen Voraussetzungen wäre es 
auch möglich, den Erwerbsersatz für Mütter aus der EO­
Kasse zu bezahlen und vermutlich trotzdem noch ein Lohn­
promille auf die IV zu verlagern. 
Deshalb will die SP-Fraktlon den Bundesbeschluss C nicht 
einfach vom Tisch fegen, wie das der Antrag der Minderheit II 
(Delss) tun will. Ein Teil der SP-Fraktlon Ist aber bereit, das 
Ganze im Zusammenhang in der SGK Im Rahmen der Wei­
terbehandlung des ersten Teils der 4. IV-Revision zu disku­
tieren. 
In diesem Sinne sind wir also bereit, dem Eventualantrag 
Dormann zuzustimmen, nachdem Frau Dormann uns zuge­
sichert hat, dass ihre Formulierung «zweiter Teil der 4. IV­
Revision» missverständlich ist und es ihre Meinung Ist, es 
gehe um die Fortsetzung der Vorlage 97 .052, die wir auf dem 
Tisch haben. 
Damit die Verzögerung, die im Vergleich mit dem Entwurf des 
Bundesrates entsteht, aufgefangen wird, werden wir beim 
Bundesbeschluss B betreffend eine Verlagerung von Kapital 
aus dem EO-Fonds dem Antrag der Mehrheit der Kommis­
sion zustimmen, wonach 700 Millionen Franken mehr trans­
feriert werden sollen, als der Bundesrat vorsieht. 

Baumann Alexander (V, TG): Frau Kollegin Hafner, Sie ha­
ben In den Raum gestellt, dass eigentlich das Militärbudget 
den Erwerbsersatz bestreiten sollte. Ist Ihnen geläufig, dass 
die EO zum Zwecke des Erwerbsausgleichs der Militär­
dienstlelstenden geschaffen wurde, weil das seinerzeit 
grosse soziale Probleme schuf? Die Leute, die sich der Lan­
desverteidigung hingaben, mussten weitgehend auf ihren 
Verdienst verzichten. Diese Sachen waren nicht geregelt, 
und es gab deshalb soziale Probleme und Spannungen. 
Glauben Sie nicht, dass Sie sich mit dem Hinweis auf das 
EMD auf dem falschen Dampfer bewegen? 

Hafner Ursula (S, SH): Das glaube ich absolut nicht! Ich 
weiss, dass die EO nach dem zweiten Weltkrieg dazu ge­
schaffen wurde, um den Dienstlelstenden den Erwerbsersatz 
zu bezahlen. Aber auch die direkte Bundessteuer wurde ei­
gentlich eingeführt, um die Armee zu bezahlen. Das hat sich 
seither sehr gewandelt; die Verhältnisse haben sich gewan­
delt. Die Mütter warten seit fünfzig Jahren, auch seit dem 
Ende des zweiten Weltkriegs, auf die Mutterschaftsverslche­
rung. Es Ist nicht zu leugnen, dass die erste Bundesaufgabe 
die gemeinsame Verteidigung war und dass die Landesver­
teidigung eine Bundesaufgabe ist, welche eigentlich mit allen 
Konsequenzen vom Bund bezahlt werden sollte. Der Er­
werbsersatz ist eine Konsequenz dieser Landesverteidigung. 
Die Wirtschaft trägt ohnehin noch viele Zusatzausgaben für 
die Armee, welche sie dem Bund nicht verrechnet. Es ist 
nicht einzusehen, warum sie auch noch die Kosten fOr die 
Wehrmänner tragen sollte, wenn diese im Militärdienst sind. 

Leuba Jean-Fram,ois (L, VD): II y a fort longtemps que le 
groupe liberal demande qua l'on matte a plat, sur la table, 
l'ensemble des assurances sociales et l'ensemble de leur fl­
nancement. II nous parait evident qu'on ne peut pas jouer 
une assurance soclale contre une autre. 
A premiere vue, nous devrions ätre entlerement satlsfaits par 
le projet qui nous est presente, puisque c'est exactement ce 
qu'on fait: on s'aperyoit qu'une assurance sociale, le reglme 
des allocatlons pour perte de gain, est trop blen dotee, que 
l'assurance-invalidite a des difficultes; par consequent, on 
transfere des fonds de l'une a l'autre. 
II est evident que ce n'est qu'a premiere vue qua nous pou­
vons ätre satisfaits de cette manlere de proceder. II est clalr 
que l'AVS, l'assurance-lnvalldlte, le regime des allocations 
pour perte de gain, pour ne pas parler de l'assurance-chö­
mage, de l'assurance-maternite, ont des connexlons, non 
seulement dans les prestatlons, mais aussi dans las cotisa­
tlons. Pour l'employe comme pour l'employeur, c'est flnale­
ment egal de savoir a quoi servent las pour-cent qui sont re­
tenus; ca qui lui Importe c'est de savoir quel est le montant 
total des pour-cent qui sont retenus sur un salaire ou qua doit 
payer un employeur a cet egard. 
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En l'occurrence, ce qu'on nous propose, ce n'est pas ce que 
nous demandons, a. savolr la mlse a. plat de l'ensemble des 
assurances sociales: c'est une operation de pompiers, un 
exercice de bricolage. Brlcolage saus deux aspects. 
1. On nous annonce une 4e revlslon de l'assurance-invalidite 
qul, dlt-on, n'est d'ailleurs que la premiere partie de la revi­
slon de l'assurance-invalidite. Puls, on extralt de cette pre­
miere tranche de l'assurance-invalldite deux arrlites qui ne 
concement que le financement. Dans le saucissonnage, on 
falt difficllement mleux, a vrai dire. Et comme par hasard, on 
nous propose le financement, alors qu'on raste pour le mo­
ment dans le vague, en taut cas au niveau parlementaire, en 
ce qui conceme les mesures d'economie et les mesures de 
maTtrlse des co0ts. Cela me rappelle curieusement ce qul 
s'est passe avec l'AVS, ou on a d'abord donne les avantages 
de la 1 Oe revislon, et ou, ensulte, on a conteste les charges 
qu'lmplique cette revision. 
2. On est an traln de prendre de l'argent dans le regime des 
allocatlons pour perte de gain pour le verser dans l'assu­
rance-lnvalidite. En realite, II y a un certaln temps qua le re­
glme des allocatlons pour perte de galn est en revision, mais 
cette revislon n'avance pas pour des motifs qui nous echap­
pent completement. Le Conseil federal trouve le temps de re­
viser l'assurance-invalidite, d'adopter un message sur l'assu­
rance-matemite, mals pas le temps d'adopter un message 
sur le reglme des allocatlons pour perte de gain. 
Le groupe liberal ne veut plus de ce brlcolage en matiere 
d'assurances sociales. II souhaite se faire lcl le porte-parole 
d'une certaine inquietude de la populatlon quant a. l'avenir de 
nos assurances sociales. SI, aujourd'hui, on essaie de resou­
dre le probleme de l'assurance-lnvalidite, nous savons bien 
que demain se posera celui de l'assurance-vieillesse et 
apres-demain, ou deja avant-hier, celui de l'assurance-ch0-
mage. 
Nous voterons des lors les proposltions de renvol, celle de la 
minorite III (Bortoluzzi) et celles, individuelles (proposltion 
Langenberger et propositlon subsldialre Dormann), non pas 
en ies opposant les unes aux autres puisque nous les vote­
rons toutes, mals parce qu'elles nous permettront d'avoir sur 
la table a la fols l'assurance-invalidlte, le reglme des alloca­
tions pour perte de galn et l'assurance-maternite. Nous ver­
rons alors, avec cet ensemble, comment financer la totalite 
des assurances sociales. En outre, ce renvoi permettra aussi 
au Conseil federal de se determiner en ce qui conceme le re­
tard lnexplicable de l'adaptatlon du regime des allocations 
pour perte de galn, d'attenuer les critiques de ceux qui y 
voient de la mauvaise volonte, et surtout d'evlter, s'il est ne­
cessaire d'etablir une hierarchie dans les besolns sociaux, 
qua cette hlerarchle se fonde, comme j'al cru le comprendre 
dans las propos du rapporteur de langue franQaise, sur des 
prejuges ideologlques qui n'ont vraiment rien a. voir avec 
cette affaire. 

Grendelmeier Verena (U, ZH): Ich kann es kurz machen: Ich 
habe sehr viel Widersprüchliches gehört. Alle wollen die IV 
sanieren, und keiner sagt wie, auf keinen Fall so, wie es hier 
vorgeschlagen ist. Weil Wehrmänner etwas weniger bekom­
men als Arbeitslose, will man das die Invaliden begleichen 
und ausbaden lassen. 
Zum Beispiel, das Frau Nabholz eben erwähnt hat, wonach 
ein Invalider für ein Geburtsgebrechen 45 Franken pro Tag 
an IV-Leistung erhält, während ein junger Dienstpflichtiger 
mit einem Lohn von 3100 Franken 65 Franken pro Tag an 
EO-Leistung bekommt, also beinahe ein Drittel mehr: Ich 
komme zum Schluss, dass es nicht die Höhe der EO sein 
kann, die einen Wehrmann veranlasst, weiterzumachen oder 
eben nicht weiterzumachen. 
Darum müssen wir jetzt dringend diesen ersten Schritt tun, 
wobei wir uns bewusst sind, dass weitere Schritte folgen wer­
den. Geschehen kann das aber ganz sicher nicht - das ist die 
Überzeugung unserer Fraktion - auf dem Buckel und zu La­
sten der Schwächsten, denn im Gegensatz zu allen anderen 
haben sie keine Lobby. Sie haben keine Netzwerke, wie sie 
die Wehrmänner doch sehr reichlich zu haben pflegen und 
auch reichlich ausnützen können. Daran wird sich nichts än-

dem, ob jetzt mehr oder weniger Wehrmänner in den Genuss 
der EO kommen. 
Ich bitte Sie, die Rückweisungsanträge abzulehnen und der 
Vorlage zuzustimmen. 

Suter Marc (R, BE): Vorweg: Ich beziehe keine IV-Rente, 
aber als Rollstuhlfahrer fühle ich mich nach dieser Debatte 
schon betroffen. Ich beschäftige mich in meiner Praxis jeden 
Tag mit Personen, die von der IV abhängen, die Vertrauen in 
die IV und in ihre Leistungen haben. Sie haben auch Ver­
trauen in die Behörden, dass diese die IV - unverbrüchlich -
auch In schwierigen Zeiten durchtragen. 
Nun stellen wir in dieser Debatte die BIidung einer unheiligen 
Allianz fest, die von Herrn Borer bis hin zu Frau Dormann 
oder von der SVP-Fraktlon bis hin zu einer Minderheit der 
SP-Fraktion und der grünen Fraktion reicht. Alle sagen, dass 
sie die IV stützen und sanieren, dass sie Ihr nicht schaden 
wollten. Diese unheillge Allianz bewirkt aber das Gegenteil. 
Es geht heute vorerst einmal einzig und allein um die IV. Die 
IV versinkt in einem Meer von Schulden. Sie wollen der IV 
den dringend notwen Rettungsring verweigern. Es ist 
zynisch, am Ufer zu s en, viele Ausflüchte zu suchen und 
den Rettungsring dem Ertrinkenden nicht zuzuwerfen. 
Ich bin überzeugt, dass die schwächsten Glieder unserer Ge­
sellschaft - das sind diese IV-Rentner, Frau Grendelmeier 
hat es gesagt, Frau Nabholz hat es Ihnen auch bestätigt -
dieses Signal so empfangen werden. Ihr Vertrauen wird er­
schüttert. Sie schaffen in einer Situation, in der ohnehin 
schon viel Verunsicherung da Ist, noch mehr Unsicherheit, 
wenn Sie nun nicht dem Bundesrat und Ihrer Kommission fol­
gen. 
Ich bitte Sie im Namen der Invaliden unseres Landes: Folgen 
Sie dem Entwurf des Bundesrates, folgen Sie dem Antrag Ih­
rer Kommission, und geben Sie der IV den dringend nötigen 
Rettungsring! 

Rychen Albrecht (V, BE): Das Votum von Kollega Suter hat 
mich dazu gebracht, nach vorne zu kommen. Ich möchte ihn 
dringend bitten, jetzt nicht die Invaliden gegen die Wehrmän­
ner auszuspielen und so zu tun, als ob jemand, der gegen 
diese Vorlage stimmt, gegen die Invaliden ist. 
1. Es Ist nicht richtig und nicht korrekt, wenn Sie behaupten, 
es gehe heute bei dieser Vorlage allein um die IV. Das stimmt 
nichtl Hier geht es nämlich nicht darum, dass Irgendeine 
Rente gekürzt wird. Es steht keine Rentenkürzung in dieser 
Vorlage. Also spielen Sie nicht mit dem Vertrauen der Behör­
den gegenüber den Invaliden. Wir stehen auch zu den Inva­
liden und zur Solidarität gegenüber den Invaliden. 
2. Es geht nicht nur um die IV, sondern es geht auch um die 
EO; denn in dieser Vorlage steht, dass man der EO Geld 
wegnehmen wolle. Also ist die EO mindestens ebensostark 
betroffen. Ich wehre mich dagegen, dass man hier jetzt so tut, 
als ob jene, welche Rückweisen oder Nichteintreten be­
schliessen, einfach gegen die Invaliden sind. Das ist nicht 
wahr und nicht korrekt! 

Eymann Christoph (L, BS), Berichterstatter: Zunächst einige 
allgemeine Bemerkungen: Wir haben zur Kenntnis genom­
men, dass es sich hier um ein Paket von Massnahmen han­
delt - konkret um zwei Massnahmen -, die gemeinsam mit­
helfen sollen, das Problem zu entschärfen. Hier liegt auch 
eine Diskrepanz zu den Voten Verschiedener, die hier aufge­
treten sind. Es wird nirgends behauptet, weder in der Bot­
schaft noch war dies in der Kommission seitens des Bundes­
rates der Fall, dass das Problem vollends gelöst werde. Es ist 
klar darauf hingewiesen worden, dass weitere Massnahmen 
getroffen werden müssten, um die Situation dann definitiv zu 
bereinigen. 
Wir haben jetzt keine Ablehnung festgestellt, was die Sanie­
rung der finanziellen Situation der IV betrifft. Was auseinan­
dergeht, sind die Meinungen über die Wege, wie dies gesche­
hen soll. Ich bin überzeugt davon, dass wir irgendwann -
wenn es heute so sein sollte, dass dieses Gesamtpaket nicht 
angenommen wird -, wieder hier stehen und uns wieder um 
die Sanierung der IV kümmern werden müssen. Denn mit den 
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Massnahmen, die sich im wesentlichen darauf beschränken, 
die Reihenfolge oder gewiss~ Prioritäten im Revisionsablauf 
anders zu setzen, mit diesen Anderungen der Reihenfolge ist 
das Problem der Sanierung der IV noch nicht gelöst. 
Ich glaube, es ist richtig, wenn wir uns vor der Abstimmung 
bewusst sind, dass diese Lösung sehr darauf bedacht ist, 
keine zusätzlichen Belastungen der Wirtschaft zu bewirken, 
nämlich der Arbeitgeber, der Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer. Das finde ich in der heutigen Zeit sehr anerkennens­
wert. Es ist ein ganz wichtiges Postulat, das von der Wirt­
schaft immer wieder gebracht wird, und dem Ist Rechnung 
getragen worden. Es sind aber auch die anderen Bedingun­
gen nicht negiert worden, die hier gestellt worden sind. Es hat 
niemand gesagt oder geschrieben, dass dies nicht der Fall 
ist. Allein die Reihenfolge, z. B. in der Präsentation des Be­
richtes IDA-Fiso 2, der Revision der EO oder der Vorlage der 
Mutterschaftsversicherung, ist umstritten. 
Persönlich bin ich der Meinung - die Mehrheit der Fraktionen 
war dies auch -, dass die Triage, welche vom Bundesrat ge­
macht worden ist, zuerst einen ersten Teil der Sanierung der 
IV zu bringen, richtig ist. Denn da ist die Not zurzeit am gröss­
ten. Dieses vorgehen, das skizziert worden ist, ist ohne Prä­
judiz für die EO-Revision und auch ohne Präjudiz für die Mut­
terschaftsversicherung, und es ist sicher richtig gewählt wor­
den. Das Thema wird uns also sicher wieder beschäftigen. 
Zu einigen Votanten: Herr Borer hat gesagt, es sei unmög­
lich, mit diesen Massnahmen die IV zu sanieren. Da muss Ich 
betonen: Es ist auch nie gesagt worden, dass diese beiden 
Massnahmen eine Totalsanierung der IV-Finanzen darstell­
ten. 
Er hat sich weiter an den Annahmen bezüglich der Lohnent­
wicklung gestört. Da muss man aber berücksichtigen, dass 
die Lohnentwicklung eigentlich nur sekundären Charakter 
hat, denn die Entwicklung einerseits der Beiträge und ande­
rerseits der Leistungen wird am Einkommen bemessen. So 
gesehen ist diese Annahme, die so oder so getroffen werden 
muss, f0r diese Vorlage kein «Killerfaktor». 
Es ist auch darauf hinzuweisen, dass sich die Vorgabe ei­
gentlich geändert hat - das ist ein Argument, das von ver­
schiedenen Votantinnen und Votanten gekommen ist-, seit 
sich der Bundesrat und dieser Rat klar dafür ausgesprochen 
haben, dass die EO revidiert werden soll. Wir haben in der 
Zwischenzeit eine Armeerevision durchgeführt, und von da­
her ergeben sich verschiedene Fragezeichen in bezug auf 
die Gesamtzahl der Diensttage und damit auch auf die Bela­
stung der EO. 
Die Entwicklung hat Herr Bortoluzzi sehr sorgfältig geschil­
dert, und im Normalfall würde man von der Reihenfolge her 
sicher auch ein solches Vorgehen wählen, aber jetzt, wo die 
Not in bezug auf die Finanzen gross ist, drängt sich eine An­
derung auf. 
Verschiedene Vorschläge, die eingebracht worden sind, ver­
mögen das Problem jetzt nicht zu lösen und tragen der vor­
gegebenen Zeitachse und der vorgegebenen Dringlichkeit 
nicht Rechnung. Dies ist ein Element, das die Mehrheit der 
Kommission bei ihren Anträgen stark gewichtet hat: Sie 
wollte keinen Zeitverlust dulden. 
Es ist sicher richtig, dass die Entwicklung der EO sorgfältig 
auch In bezug auf den Bedarf, den sie decken muss, gewichtet 
werden muss. Hier ist aber sicher damit zu rechnen, dass der 
Bedarf sinken wird, weil die Bestände kleiner werden und die 
Intensität der Dienstleistungen nicht grösser wird. Es ist sicher 
richtig, was Frau Langenberger beantragt, aber auch hier lässt 
es die Zeitachse nicht zu, noch die Weiterentwicklung der Ar­
meereform abzuwarten und mit zu berücksichtigen. 
Es Ist auch ein ganz heikles Gebiet angesprochen worden, 
und zwar die Bereitschaft der Wirtschaft, Junge Leute, die Mi­
litärdienst leisten wollen, zu unterstützen. Das ist eigentlich 
eine Diskussion, die nicht hier geführt werden muss. Ich finde 
es sehr bedauerlich, dass es offensichtlich Unternehmen 
gibt, die junge Leute, die sich militärisch weiterbilden lassen, 
schlechter behandeln als andere. Aber wie gesagt, diese Dis­
kussion gehört nicht in diesen Saal. 
Eine sehr präzise Lagebeurteilung hat Frau Egerszegi gelie­
fert. Ich glaube, dass die Gewichtung, die sie hier vorgetra-
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gen hat, absolut Überlegungen entspricht, die sich die Mehr­
heit der Kommission gemacht hat. Es war eine sehr schöne 
Schilderung und Zusammenfassung. 
Ich möchte auch darauf hinweisen, dass bis jetzt kein Frakti­
onssprecher und keine Fraktionssprecherin die richtigen in­
haltllchen Lösungen vorgebracht hat. Man hat Oberall gesagt, 
man könne das machen, aber zuerst müssten wir das und 
das wissen. Wir müssen aber darauf hinweisen, dass im Be­
reich der Invalidenversicherung niemand Fehler gemacht 
hat. Wir sind von einer Entwicklung und deren Auswirkungen, 
die wir alle sehr bedauern, überrollt worden. Diese Entwick­
lung heisst wirtschaftliche Rezession und Folgen der Globa­
lisierung. Es ist von einigen Votanten sehr präzise darauf hin­
gewiesen worden, wie sich das auf die einzelnen Fälle aus­
wirkt: Indem Leute nicht mehr ins Erwerbsleben integriert 
werden und indem vielleicht da und dort jemand schneller als 
invalid erklärt wird, als das früher üblich war. 
Ich möchte Sie bmen, die Anträge auf R0ckwelsung und auf 
Nichteintreten abzulehnen und den Anträgen der Kommissi­
onsmehrheit zu folgen. 

Jeanpretre Francine (S, VD), rapporteure: Le Conseil fede­
ral l'a souligne clairement: avec la presente revision, II veut 
assainir temporalrement l'AI parce qu'il y a urgence. C'est 
une mesure temporaire, et Ja clause qui a ete choisie pennet 
mEime, au besoin, de revenir en arriere au cours de ces huit 
ans, pour reallouer le pour-mille aux allocatlons pour perte de 
gain par exemple, une reforme des APG le rendait souhalta­
ble. 
Cependant, s'il n'y a pas allocation des ressources sous les 
deuxformes prevues actuellement, les excedents s'accumu­
lent d'un cöte, et les deficlts de l'autre. Je laisserai 
Mme Dreifuss, conseillere federale, decrire au besoin le con­
tenu de la Se revlsion du regime des APG. 
Ce que nous pouvons souligner, c'est qu'II est absurde 
d'avoir a passer a Ja caisse, et de faire passer les cantons a 
Ja caisse pour des dettes qui ne devraient pas Eitre, quand on 
jette un coup d'oeil sur une autre assurance au financement 
plethorique, avec un magot que l'on ne touchera jamais. II est 
actuellement possible de payer sept ans et demi d'allocations 
pour perte de gain sans prelever un centime de cotisations, 
comme il est envisageable que d'lci 2004, le fonds ne des­
cendra pas au-dessous de la moitie des depenses annuelles, 
selon la loi federale sur le regime des allocatlons pour perte 
de gain en faveur des personnes servant dans l'arrnee, dans 
le service civil ou dans la protection civile (LAPG}. 
Des lors, quelle assurance reposant sur le systeme de la re­
partltion peut se targuer d'une teile capitalisation? On ne peut 
avoir cöte a cöte, comme l'a dit Mme Dreifuss, conseillere fe­
derale, au Conseil des Etats, queJqu'un qui meurt de faim et 
quelqu'un dont l'obesite est tout a falt contraire au systeme. 
Si le Conseil federal veut prendre le temps pour deposer de­
finltivement la Se revision des APG, c'est qu'il doit evaluer 
l'effet sur l'economie des differentes formes de financement, 
d'une part, parce qu'II emet quelques doutes sur l'opportunite 
a long terrne de financer les APG en prenant sur la masse sa­
lariale, las entreprises completant en general les prestations 
APG et continuant a payer le plein salaire. Le rapport IDA­
Fiso 2 apportera des renseignements sur tel ou tel type de fi­
nancement. 
Dans ce sens-la aussi, le Conseil federal est parti de l'idee 
qu'il ne seralt pas bon de continuer a accumuler des moyens 
dans une assurance qui n'est pas seulement en excedent 
parce que les prestations n'auraient pas ete ameliorees, 
mais surtout parce qu'il y a moins de soldats, et donc moins 
de frais, a cause de la reforme de l'arrnee. II y a un stock de 
capital accumule dans le passe par rapport a une situation 
qul s'est modlflee depuis. 
Dans !'immediat, il ne serait pas sage de garder un montant 
de 4,8 mllliards de francs, alors que, de l'autre cöte, on 
creuse les deflcits. 
M. Deiss a parie ici d'un fonds demesure, on s'est fait du 
souci pour les soldats, mais ces preoccupations ont ete par­
tagees par le Conseil federal et la majorite de votre commls­
sion avec la presentation d'un calendrier dont nous, parle-
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mentaires, avons la maTtrise. Pour ceux et celles, comme 
Mme Langenberger, qui souhaitent etre mleux informes, il 
taut souligner que c'est un volet de la presente revlsion que 
de prevoir les mesures sur la maftrise des coOts. La revision 
doit permettre de prendre des disposltions necessaires pour 
cibler l'utlllsation des ressources financieres de l'AI. 
En resume, quelle que soit l'option que l'on prendra pour at­
tendre - soit se prononcer sur une 6e revision des APG, soit 
se determiner quant au financement de l'assurance-mater­
nite, solt prendre connaissance du rapport IDA-Fiso 2 -, il 
restera toujours une dette impressionnante de I' Al, des trous 
a boucher et des charges d'interets pour la Confederation et 
pour les cantons, qu'il faut ellminer. Cette situation ne fera 
qu'emplrer avec le temps. Or, a entendre ici les differents 
avls, on peut imaginer qu'il va se passer beaucoup de temps. 
Ainsl, on peut comprendre la preoccupation de beaucoup 
d'avoir une vue d'ensemble avant de se prononcer, comme 
on peut aussi comprendre la position du Conseil federal qui, 
apres avoir sortl un quasi «triopack», avec l'assurance-ma­
temlte, la presente 4e revlsion de I' Al et la presque aboutie 
6e revlsion des APG, a opere un choix clalr et responsable 
quant a l'assainlssement indispensable d'une branche des 
assurances sociales, plus necessaire qua jamais dans le 
contexte economique actuel. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Permettez-moi de vous 
remercier d'avolr mis a l'ordre du Jour de cette session cette 
discussion qui n'etait pas prevue dans le programme initial. 
Merci aussi de reconnaitre la necessite incontestable d'un 
assainissement meme temporaire de l'assurance-lnvalidlte, 
ce qui a ete exprime par la plupart des orateurs. 
En effet, il y a un temps pour tout, comme dlt la Bible. II y a 
un temps pour eteindre les incendles puisque certains ont 
parle de «Feuerwehrübung», et il y a un temps pour consoli­
der et construlre un systeme plus rationnel. Face a I' Al, nous 
avons la responsabilite - c'est alnsi que le Conseil federal le 
voit et qu'il a agl - de veiller a retabllr l'equilibre temporaire 
de faeon a ce que les reformes plus profondes puissent ätre 
mlses en place et que les assurances sociales puissent ätre 
consolidees l'une apres l'autre, comme cela est l'intentlon af­
firmee de tous les orateurs. 
L'AI a ete rarement en equilibre durable. Depuis sa creation, 
eile lutte et vit une espece de course entre les prestations et 
les ressources. Je souligne que Jes premlers grands desequi­
libres de 1' Al ont deja ete realises dans les annees septante 
au moment ou, avec la Be revision de l'AVS, nous avons de­
cide un certain nombre de prestatlons sans proceder au rele­
vement des cotisations, ce qui etait necessaire. Si, a la fin 
des annees quatre-vingt, nous avons franchi ce pas, cette si­
tuatlon n'a pas dure. En 1990, les comptes de l'AI affichaient 
un solde positif, mais il etait previsible que cette tendance al­
lait de nouveau s'inverser a court terme et que, dans cette si­
tuation, les dettes allaient s'accumuler. 
Vous le savez, nous avons eu 1,6 milliard de francs de deficit 
a la fin de 1996; nous prevoyons 2,2 milliards de francs de 
deficlt a la fin 1997. Cette deterioration de la situation finan­
ciere a un effet important sur les interäts de la dette. Je tlens 
a dlre icl que nous ne pouvons pas faire le calcul que falsalt 
M. Rychen - ce qu'un compte excedentalre rapporte est a 
mettre en balance avec ce qu'un compte deficitaire coate -
parce que ce ne sont pas les memes qul paient, ce n'est pas 
le meme melange de financement qul existe dans les deux 
assurances. SI ce calcul peut, en particulier, jouer pour la 
Confederation, il ne joue pas pour les cantons qui partlcipent 
jusqu'a concurrence de 12,5 pour cent au flnancement de 
l'AI. Ce calcul ne conceme pas non plus ce 50 pour cent de 
I' Al, qui doit etre couvert par les recettes propres: les cotlsa­
tions des entreprlses et des travailleurs. Le Conseil federal a 
consldere, en consequence, qu'II devalt veiller a ce que l'en­
dettement de l'AI ne se creuse pas, c'est la ralson pour la­
quelle - je le dis incidemment - il n'envisage pas non plus de 
pret d'un fonds a l'autre, cela ne couvrirait qu'une partie des 
financements a assurer. 
Mme Egerszegi a, je crois, fort blen dit que face a cette situa­
tion il y a trois possibilites: celle d'economiser; celle de trou-

ver des ressources supplementalres, en plus de ce qul existe 
par ailleurs; celle de transferer des moyens excedentaires 
d'une assurance a l'autre, comme une mesure effectivement 
unique et exceptionnelle. Ca n'est pas une intention du Con­
seil federal de proceder en permanence a des transferts 
d'une assurance a l'autre, chacune devant en principe trou­
ver sa consolidatlon. Mals dans la situation actuelle, c'est ce 
qui nous permet de vous proposer des mesures d'economies 
llmitees et responsables, de mettre en place, a travers cette 
4e revision de l'AI, les Instruments dont nous avons besoln 
pour approfondlr les questions qui se posent a l'assurance­
lnvalidite, et donc preparer la prochaine etape de cette revi­
sion. Ces Instruments nous permettent egalement de renon­
cer a demander a l'economie, dans la situation actuelle, des 
ressources supplementaires pour l'assurance-invalldlte, res­
sources que nous vous avlons demande de nous accorder il 
y a trois ans aujourd'hui, et que vous nous avlez refusees. 
Ces ressources supplementaires, le Conseil federal entend 
effectivement ne pas les demander maintenant en raison de 
la situation de l'economie, mais egalement en raison de l'at­
tente d'une vislon globale que dolt donner le rapport IDA­
Fiso 2. 
Le Conseil federal vous propose donc deux mesures qui per­
mettent cet assainissement temporaire de l'assurance-invali­
dite: le transfert unique de capital d'un montant de 2,2 mil­
liards de francs, et le transfert pendent sept ans de 1 pour 
mille de Ja masse salariale au proflt de l'assurance-invalidlte. 
Les premieres mesures devraient etre efficaces deja en 
1998; les mesures d'economies proposees actuellement de­
vraient entrer en vlgueur en 1999, et une deuxieme partie de 
la revlsion, qui amenera un certain nombre de proposltions 
d'economies additionnelles, devrait pouvolr entrer en vlgueur 
en l'an 2002. 
II m'appartlent donc de repondre maintenant, rapidement, 
aux questions qul ont ete posees quant a savolr sl le Conseil 
federal avait, ou n'avait pas rempli des obligatlons, qul ne 
sont pas liees dlrectement au present projet, mais a d'autres 
sujets, comme la reforme des allocations pour perte de gain, 
et en particulier cette vue d'ensemble qui, deja presentee 
avec IDA-Fiso 1, doit etre completee avec le rapport IDA­
Fiso 2. 
En ce qui conceme ce deuxieme point et cette exigence 
d'une mise a plat de l'ensemble des problemes de l'avenlr de 
la securite sociale de ce pays, nous avons travaille de f~on 
tout a fait volontariste pour obtenir des resultats clalrs, avec 
le premier et le deuxleme rapport dont nous attendons les re­
sultats a la fln de l'annee. Sur ce plan, nous avons donc re­
pondu a l'exlgence premiere, lors de la dlscusslon de 1993, 
qul etalt de pouvoir mettre une revlsion de l'assurance-inva­
lldite dans un cadre plus general. 
Le Conseil federal a recu des proposltlons, une premiere qu'il 
a envoyee en procedure de consultatlon, et une deuxieme 
apres la procedure de consultation, et qui visent a reformer 
pour la slxieme fois les allocations pour perte de gain. Ce tra­
vail a ete falt dans mon departement avec, la aussi, la ferme 
volonte d'aboutir et de proposer un projet qui reponde aux in­
quietudes qul ont d'allleurs ete exprimees a cette tribune. Je 
puis repondre tres rapidement pour ce qu'il en est du projet 
pendant devant le Conseil federal, celui-ci ayant considere 
que, malgre l'urgence, il pouvait attendre le rapport IDA­
Fiso 2 pour vous transmettre ses propositlons. 
En ce qui conceme les prestations, le projet auquel nous 
avons travaille repose, Madame Langenberger, sur le nom­
bre de soldats d'«Armee 95»; c'est donc un projet qui est su­
perieur a ce que sera peut-etre l'armee 2005 ou l'armee 
201 o. II part de ce nombre et il amellore la situation des per­
sonnes astreintes au service milltaire pour un montant an­
nuel de l'ordre de 82 mlllions de francs, le but etant effective­
ment d'arriver a rapprocher le plus possible les APG de ce 
que representerait l'assurance-chOmage. Je puis vous dire 
que, pourtoute personne ayant un enfant au molns, les APG 
depasseront les prestations de l'assurance-chOmage. Par 
contre, pour des personnes sans obligatlon d'entretien, si les 
APG sont plus basses, il faut tenir compte du fait que la solde 
est versee et qu'il n'y a pas de frais de nourriture. 
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Dans cette Se revision des APG, nous realisons donc l'objec­
tif qui est de ne pas preteriter las personnes au service mili­
taire par rapport aux chömeurs. Le Conseil federal attend uni­
quement d'avoir la vue d'ensemble des APG pour prendre la 
decision de vous transmettre ce projet. 
On a egalement parle ici de l'assurance-maternite. Qui peut 
douter de la volonte du Conseil federal de faire aboutir cette 
importante promesse, alors qu'il en a pris la decision et qu'il 
est persuade que le projet qu'il soumet, qui est modeste, ne 
charge pas las employeurs plus que ce n'est le cas actuelle­
ment? Au contraire, la volonte du Conseil federal est claire, il 
veut que cette assurance puisse ~tre mise en place. 
Mals qul crolra, dans cette salle, qua le fait de renoncer pen­
dant sept ans a donner a l'assurance-lnvalidite une fois 
1 pour mille de la masse salariale permet de realiser l'assu­
rance-maternlte? II est clair qua le calcul n'aboutit pas. Dans 
son projet, Ie Conseil federal a voulu clairement manifester 
sa volonte: 
1. d'assainir temporalrement l'AI en attendant une proposi­
tlon dans le cadre d'IDA-Flso 2 et de mesures d'economie qui 
viendront dans la deuxieme partie de cette revision; 
2. de developper les allocations pour perte de gain dans le 
sens que je viens d'evoquertres brievement; et 
3. de realiser l'assurance-maternlte. 
Mais n'attendez pas du Conseil federal qu'il permette de met­
tre dans le debat politique la fiction que tout ceci peut se rea­
liser sans que l'on cree des ressources reelles pour ces dif­
ferentes assurances, sans que l'on conserve aux APG las 
moyens que le Conseil federal entend lui conserver, sans 
que l'on assainisse l'assurance-invalidite temporairement, 
comme le propose le Conseil federal, et sans que l'assu­
rance-maternite trouve son financement propre, comme le 
propose le Conseil federal avec le souci permanent de ne 
pas charger davantage les employeurs et les entreprises. 
C'est donc dans un soucl de clarte que le Conseil federal 
vous propose aujourd'hul de le suivre dans ses deux projets 
de transferts, parce qu'il est aussi persuade qua c'est ainsi 
qua chacune de ces trois assurances trouvera a la fois son 
flnancement et le volume de prestations qui lui sied dans la 
sltuation actuelle, face aux problemes auxquels nous som­
mes actuellement confrontes. 
Le Conseil federal vous prie d'entrer en matiere. 

Prisldentin: Unsere Kollegin Franziska Teuscher hat am 
Donnerstag morgen einen gesunden Knaben geboren. Mut­
ter und Kind sind wohlauf. Frau Teuscher war am Mittwoch 
noch Im Rat und hat noch ein Geschäft vertreten. Wir werden 
die G!Dckw0nsche des Parlamentes weiterleiten. (Beifall) 

Entwurf B - Projet B 

Erste, namentliche Abstimmung 
Premier vote, nominatif 
(Ref.: 1090) 

Für den Antrag der Mehrheit (Eintreten) stimmen: 
Votant pour Ja proposition de Ja ma/orite (entrer en matiere): 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedi, 
Baumann Stephanie, Baumberger, Bäumlin, Beguelin, Ber­
berat, Bezzola, Bircher, Borel, Bosshard, B0hlmann, B0hrer, 
Burgener, Caccia, Carobbio, Cavadini Adriano, Cavalli, Chif­
felle, Christen, Columberg, Couchepin, David, de Dardel, 
Deiss, Dettllng, Diener, Dormann, Ducrot, Dünki, Dupraz, 
Durrer, Eberhard, Egerszegi, Eggly, Ehrler, Engler, Epiney, 
Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, Filllez, Fischer-Seen­
gen, Frey Claude, Goll, Gonseth, Grendelmeler, Grobet, 
Gros Jean-Michel, Gross Andreas, Gross Jost, Grossenba­
cher, Guisan, Günter, Gysin Hans Rudolf, Gysin Remo, Hae­
rlng Binder, Hafner Ursula, Hämmerte, Heberlein, Helm, 
Herczog, Hass Peter, Hochreutener, Hollenstein, Hubacher, 
Hubmann, lmhof, Jans, Jaquet, Jeanpr~re, Jutzet, Kühne, 
Lachat, Langenberger, Lauper, Leemann, Leuba, Leuenber­
ger, Loeb, Loretan Otto, Lötseher, Maitre, Marti Werner, 
Maury Pasquier, Meier Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, 
Müller Erich, Müller-Hemmi, Nabholz, Ostermann, Pelll, Phili-
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pona, Pidoux, Raggenbass, Randegger, Ratti, Rechsteiner 
Paul, Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruffy, Sandoz 
Marcel, Scheurer, Schmid Odllo, Semadeni, Simon, Spiel­
mann, Steinegger, Steinar, Strahm, Stucky, Stump, Suter, 
Thanei, Theiler, Thor, Tschäppät, Tschopp, Vallendar, Ver­
mot, Vogel, Vollmer, von Allmen, von Feiten, Weber Agnes, 
Wldmer, Widrig, Wiederkehr, Zapf!, Zbinden, Zwygart (138) 

Für den Antrag der Minderheit I (Nichteintreten) stimmen: 
Votant pour Ja proposition de la minorite I (ne pas entrer en 
matlere): 
Aregger, Baumann Alexander, Blasar, Blocher, Bonny, Borer, 
Bortoluzzi, Brunner Toni, Dreher, Engelberger, Fahr Hans, 
Fahr Lisbeth, Flscher-Hägglingen, Föhn, Freund, Frey Wal­
ter, Friderici, Frltschl, Glezendanner, Gusset, Hasler Ernst, 
Hegetschweiler, Hass Otto, Keller, Kunz, Maurer, Moser, 
Mühlemann, Nebiker, Oehrli, Ruckstuhl, Rychen, Sandoz 
Suzette, Schenk, Scharrer J0rg, Schlüer, Schmid Samuel, 
Seiler Hanspeter, Speck. Stamm Luzi, Steffen, Steinemann, 
Tschuppert, Vetterli, Weigelt, Weyeneth, Wittenwiler, Wyss 

(48) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstlennent: 
Kofmel, Pini (2) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Binder, Comby, Gadlent, Ledergerber, Leu, Maspoll, Ruf, 
Schmied Walter, Teuscher, Waber, Zlegler (11) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 
Stamm Judith (1) 

zweite, namentliche Abstimmung 
Deuxleme vote, nomlnatif 
(Ref.: 1091) 

Für den Antrag der Minderheit II (Rückweisung) stimmen: 
Votant pour Ja proposition de 1a minorlte II (renvol): 
Aregger, Baumann Alexander, Blaser, Blocher, Bonny, Borer, 
Bortoluzzi, Brunner Toni, Dettling, Dreher, Eggly, Engelber­
ger, Fehr Hans, Fahr Lisbeth, Rscher-Hägglingen, Föhn, 
Freund, Frey Walter, Friderici, Fritschi, Glezendanner, Gros 
Jean-Michel, Gusset, Hasler Ernst, Hegetschweller, Hess 
Otto, Keller, Kunz, Leuba, Maurer, Moser, M0hlemann, Nebi­
ker, Oehrli, Rychen, Sandoz Suzette, Schenk, Scharrer 
J0rg, Scheurer, Schlüer, Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, 
Speck, Stamm Luzi, Steffen, Steinemann, Tschuppert, Vet­
terli, Weigelt, Weyeneth, Wittenwiler, Wyss (52) 

Dagegen stimmen - Re/ettent /a proposition: 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedi, 
Baumann Stephanie, Baumberger, Bäumlln, Beguelin, Ber­
berat, Bezzola, Bircher, Borel, Bosshard, B0hlmann, B0hrer, 
Burgenar, Caccia, Carobbio, Cavadini Adriano, Cavalli, Chlf­
felle, Christen, Columberg, Couchepin, David, de Dardel, 
Deiss, Diener, Dormann, Ducrot, Dünkl, Dupraz, Durrer, 
Eberhard, Egerszegi, Ehrler, Engler, Epiney, Eymann, Fank­
hauser, Fasel, Fässler, Filliez, Fischer-Seengen, Frey 
Claude, Goll, Gonseth, Grendelmeier, Grobet, Gross 
Andreas, Gross Jost, Grossenbacher, Guisan, Günter, Gysin 
Hans Rudolf, Gysin Remo, Haering Binder, Hafner Ursula, 
Hämmerle, Heberlein, Helm, Herczog, Hess Peter, Hochreu­
tener, Hollenstein, Hubacher, Hubmann, lmhof, Jans, 
Jaquet, Jeanp~tre, Jutzet, Kühne, Lachat, Langenberger, 
Lauper, Leemann, Leuenberger, Loeb, Loretan Otto, Löt­
seher, Maltre, Martl Werner, Maury Pasquier, Meier Hans, 
Müller Erich, M0ller-Hemml, Nabholz, Ostermann, Pelli, 
Phillpona, Pidoux, Raggenbass, Randegger, Ratti, Rechstei­
ner Paul, Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruckstuhl, 
Ruffy, Sandoz Marcel, Schmid Odilo, Semadeni, Simon, 
Spielmann, Stelnegger, Steiner, Strahm, Stucky, Stump, 
Suter, Thanei, Theiler, Thür, Tschäppät, Tschopp, Vallendar, 
Vermot, Vogel, Vollmer, von Allmen, von Feiten, Weber 
Agnes, Widmer, Widrig, Wiederkehr, Zapf!, Zbinden, Zwy-- "~ 
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Der Stimme enthalten sich - S'abstlennent: 
Kofmel, Meier Samuel, Plnl (3) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Binder, Comby, Gadient, Ledergerber, Leu, Maspoli, Meyer 
Theo, Ruf, Schmied Walter, Teuscher, Waber, Ziegler (12) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 
Stamm Judlth (1) 

Dritte, namentliche Abstimmung 
Troisieme vote, nominatif 
(Ref.: 1092) 

Für den Antrag Seiler Hanspeter (Rückweisung} stimmen: 
Votent pour ta proposition Seiler Hanspeter (renvoi}: 
Aregger, Baumann Alexander, Blaser, Blocher, Bonny, Borer, 
Bortoluzzl, Brunner Tonl, Dettling, Dreher, Eggly, Engelber­
ger, Fehr Hans, Fehr Lisbeth, Fischer-Hägglingen, Flscher­
Seengen, Föhn, Freund, Frey Walter, Frlderici, Fritschi, Gie­
zendanner, Gros Jean-Michel, Gusset, Hasler Emst, 
Hegetschweiler, Hess Otto, Keller, Kunz, Leuba, Maurer, 
Moser, Mühlemann, Nebiker, Oehrll, Rychen, Sandoz 
Suzette, Schenk, Scharrer Jürg, Scheurer, Schlüer, Schmid 
Samuel, Seiler Hanspeter, Speck, Stamm Luzl, Steffen, Stei­
nemann, Stucky, Tschuppert, Vetterli, Welgelt, Weyeneth, 
Wlttenwller, Wyss (54) 

Dagegen stimmen - Rejettent /a propositlon: 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedi, 
Baumann Stephanie, Baumberger, Bäumlln, Beguelin, Ber­
berat, Bezzola, Blrcher, Borel, Bosshard, Bühlmann, Bührer, 
Burgener, Caccia, Carobbio, Cavadlni Adriano, Cavalll, Chlf­
felle, Christen, Columberg, Couchepln, David, de Dardel, 
Deiss, Diener, Dormann, Ducrot, Dünkl, Dupraz, Durrer, 
Eberhard, Egerszegi, Ehrler, Engler, Eplney, Eymann, Fank­
hauser, Fasel, Fässler, Filliez, Frey Claude, Goll, Gonseth, 
Grendelmeier, Grobet, Gross Andreas, Gross Jost, Gros­
senbacher, Guisan, Günter, Gysln Hans Rudolf, Gysln 
Remo, Haerlng Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Heber­
leln, Helm, Herczog, Hess Peter, Hochreutener, Hollenstein, 
Hubacher, Hubmann, lmhof, Jans, Jaquet, Jeanprätre, Jut­
zet, Kühne, Lachat, Langenberger, Lauper, Leemann, Leu­
enberger, Loeb, Loretan Otto, Lötseher, Maitre, Marti 
Wemer, Maury Pasquier, Meier Hans, Meyer Theo, Müller 
Erich, M0ller-Hemmi, Nabholz, Ostermann, Pelli, Philipona, 
Pldoux, Raggenbass, Randegger, Ratti, Rechsteiner Paul, 
Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruckstuhl, Ruffy, San­
doz Marcel, Schmid Odilo, Semadenl, Simon, Spielmann, 
Stelnegger, Steiner, Strahm, Stump, Suter, Thanei, Theiler, 
Thor, Tschäppät, Tschopp, Vallendar, Vermot, Vogel, Voll­
mer, von Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Wldmer, Widrig, 
Wiederkehr, Zapfl, Zblnden, Zwygart (131) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstlennent: 
Kofmel, Meier Samuel, Pini (3) 

Entschuldlgtlabwesend sind - Sont excuses/absents: 
Binder, Comby, Gadient, Ledergerber, Leu, Maspoli, Ruf, 
Schmied Walter, Teuscher, Waber, Ziegler (11) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 
Stamm Judlth (1) 

Entwurf C - Projet C 

Namentliche Eventua/abstimmung 
Vote prellmlnaire, nomfnatif 
(Ref.: 1097) 

Für den Antrag der Mehrheit (Eintreten} stimmen: 
Votent pour la proposition de Ja majorite (entreren matlere): 
Aeppll, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedi, 
Baumann Stephanie, Bäumlin, Beguelln, Berberat, Borel, 

Bühlmann, Burgener, Carobblo, Cavadini Adriano, Cavalli, 
Chiffelle, Christen, Couchepin, David, de Dardel, Diener, 
Dormann, Dünki, Dupraz, Durrer, Egerszegi, Engler, 
Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, Frey Claude, Goll, 
Gonseth, Grendelmeier, Grobet, Gross Andreas, Gross Jost, 
Grossenbacher, Guisan, Günter, Gysin Remo, Haering Bin­
der, Hafner Ursula, Hämmerle, Heberlein, Helm, Herczog, 
Hess Peter, Hochreutener, Hollenstein, Hubacher, Hub­
mann, lmhof, Jans, Jaquet, Jeanpretre, Jutzet, Langenber­
ger, Leemann, Leuenberger, Loeb, Loretan Otto, Lötseher, 
Marti Wemer, Maury Pasquier, Meier Hans, Meier Samuel, 
Meyer Theo, Müller Erich, Müller-Hemmi, Nabholz, Oster­
mann, Pelli, Phillpona, Pidoux, Raggenbass, Randegger, 
Rechstelner Paul, Rechstelner Rudolf, Rennwald, Roth, 
Ruffy, Sandoz Marcel, Schmid Odllo, Semadeni, Spielmann, 
Steinegger, Stelner, Strahm, Stucky, Stump, Suter, Thanei, 
Theiler, Thür, Tschäppät, Tschopp, Vallendar, Vermot, 
Vogel, Vollmer, von Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Wld­
mer, Wiederkehr, Zapfl, Zbinden, Zwygart (111) 

Für den Antrag der Minderheit / (Nichteintreten} stimmen: 
Votent pour la proposition de /a mlnorlte I (ne pas entre, en 
matlere}: 
Aregger, Baumann Alexander, Bezzola, Bircher, Blaser, Blo­
cher, Bonny, Borer, Bortoluzzi, Bosshard, BrunnerToni, Cac­
cia, Columberg, Deiss, Dettling, Dreher, Ducrot, Eberhard, 
Eggly, Ehrler, Engelberger, Eplney, Fehr Hans, Fehr Lisbeth, 
Fllllez, Fischer-Hägglingen, Fischer-Seengen, Föhn, Freund, 
Frey Walter, Fridericl, Fritschi, Giezendanner, Gros Jean­
Mlchel, Gusset, Gysin Hans Rudolf, Hasler Ernst, Heget­
schweller, Hess Otto, Keller, Kühne, Kunz, Lachat, Lauper, 
Leuba, Maitre, Maurer, Moser, Mühlemann, Neblker, Oehrll, 
Ratti, Ruckstuhl, Rychen, Sandoz Suzette, Schenk, Scharrer 
J0rg, Scheurer, Schlüer, Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, 
Simon, Speck, Stamm Luzi, Steffen, Steinemann, Tschup­
pert, Vetterll, Weigelt, Weyeneth, Widrig, Wrttenwiler, Wyss 

(73) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Baumberger, Bührer, Kofmel, Pini (4) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Binder, Comby, Gadient, Ledergerber, Leu, Maspoli, Ruf, 
Schmied Walter, Teuscher, Waber, Ziegler (11) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 
Stamm Judlth (1) 

Definitive, namentliche Abstimmung 
Vote definitif, nominatif 
(Ref.: 1106) 

Für den Antrag der Mehrheit (Eintreten} stimmen: 
Votent pour la proposition de /a majorite (entre, en mattere): 
Aeppll, Aguet, Alder, Aregger, Banga, Bangerter, Baumann 
Alexander, Baumann Ruedl, Baumann Stephanie, Bäumlin, 
Beguelin, Berberat, Bezzola, Blocher, Bonny, Borel, Boss­
hard, Brunner Toni, Bührer, Burgener, Carobbio, Cavadini 
Adriano, Cavalll, Chiffelle, Christen, Couchepln, de Dardel, 
Dettling, Diener, Dünkl, Dupraz, Egerszegi, Engelberger, 
Eymann, Fankhauser, Fässler, Fahr Hans, Fehr Lisbeth, 
Fischer-Hägglingen, Fischer-Seengen, Freund, Frey Claude, 
Fritschl, Goll, Grendelmeier, Grobet, Gross Andreas, Gross 
Jost, Guisan, Günter, Gysln Hans Rudolf, Gysln Remo, Hae­
ring Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Heberlein, Heget­
schweller, Herczog, Hess Otto, Hubacher, Hubmann, Jans, 
Jaquet, Jeanpretre, Jutzet, Keller, Kofmel, Kunz, Leemann, 
Leuenberger, Loeb, Martl Wemer, Maurer, Meier Samuel, 
Meyer Theo, Mühlemann, Müller Erich, Müller-Hemm!, Nab­
holz, Nebiker, Pelll, Phllipona, Pldoux, Randegger, Rechstei­
ner Paul, Rechstelner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruffy, 
Rychen, Sandoz Marcel, Schmid Samuel, Semadeni, Spiel­
mann, Stamm Luzl, Steffen, Steinegger, Steiner, Strahm, 
Stucky, Stump, Suter, Thanei, Theiler, Tschäppät, Tschopp, 
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Tschuppert, Vallendar, Vermot, Vetterli, Vogel, Vollmer, von 
Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Weigelt, Weyeneth, Wid­
mer, Wiederkehr, Wittenwiler, Wyss, Zblnden, Zwygart (123) 

Für den Antrag der Minderheit II (Nichteintreten) stimmen: 
Votent pour Ja proposition de Ja minorlte II (ne pas entrer en 
matl/Jre): 
Baumberger, Bircher, Caccia, Columberg, David, Deiss, Dor­
mann, Ducrot, Durrer, Eberhard, Ehrler, Engler, Epiney, 
Fasel, Filliez, Friderici, Gonseth, Gros Jean-Michel, Gros­
senbacher, Helm, Hass Peter, Hochreutener, Hollenstein, 
lmhof, Kühne, Lachat, Lauper, Leuba, Loretan Otto, Löt­
seher, Maitre, Meier Hans, Ostermann, Raggenbass, Ratti, 
Ruckstuhl, Sandoz Suzette, Scheurer, Schmid Odllo, Simon, 
Thür, Waber, Widrig, Zapfl (44) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Blaser, Borer, Bortoluzzi, Bühlmann, Dreher, Eggly, Föhn, 
Frey Walter, Giezendanner, Gusset, Hasler Ernst, Langen­
berger, Moser, Oehrli, Pini, Schenk, Scharrer Jürg, Schl0er, 
Seiler Hanspeter, Speck, Steinemann (21) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Binder, Comby, Gadient, Ledergerber, Leu, Maspoli, Maury 
Pasquier, Ruf, Schmied Walter, Teuscher, Ziegler {11) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 
Stamm Judith (1) 

Präsidentin: Es folgen die Abstimmungen Ober die verschie­
denen Rückweisungsanträge. 

Erste, namentliche Abstimmung 
Premier vote, nominatlf 
(Rat.: 1101) 

Für den Antrag der Minderheit III (Rückweisung) stimmen: 
Votant pour la proposition de Ja minorlte III (renvol): 
Aregger, Baumann Alexander, Baumberger, Bezzola, Blo­
cher, Bonny, Borer, Bortoluzzi, Bosshard, BrunnerTonl, Büh­
rer, Dettling, Dreher, Eberhard, Eggly, Ehrier, Engelberger, 
Engler, Fehr Hans, Fahr Lisbeth, Flscher-Hägglingen, 
Fischer-Seengen, Föhn, Freund, Frey Claude, Frey Walter, 
Friderici, Fritschi, Giezendanner, Gros Jean-Michel, Gusset, 
Gysin Hans Rudolf, Hasler Ernst, Hegetschweiler, Hess 
Otto, Keller, Kunz, Langenberger, Leuba, Loeb, Maurer, 
Moser, Mühlemann, Nebiker, Oehrli, Pldoux, Raggenbass, 
Ruckstuhl, Rychen, Sandoz Suzette, Schenk, Scharrer Jürg, 
Scheurer, Schlüer, Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, 
Speck, Stamm Luzi, Steffen, Steinegger, Steinemann, 
stucky, Tschuppert, Vettern, Waber, Weigelt, Weyeneth, 
Widrig, Wlttenwiler, Wyss (70) 

Dagegen stimmen - Rejettent la proposition: 
Aeppll, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedi, 
Baumann Stephanie, Bäumlin, Beguelin, Berberat, Bircher, 
Borel, Bühlmann, Burgener, Caccia, Carobbio, Cavadinl 
Adriano, Cavalli, Chlffelle, Christen, Columberg, Couchepin, 
David, de Dardel, Deiss, Diener, Dormann, Ducrot, Dünki, 
Dupraz, Durrer, Egerszegi, Epiney, Eymann, Fankhauser, 
Fasel, Fässler, Filliez, Goll, Gonseth, Grendelmeier, Grobet, 
Gross Andreas, Gross Jost, Grossenbacher, Gulsan, Gün­
ter, Gysin Remo, Haering Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, 
Heberlein, Heim, Herczog, Hollenstein, Hubacher, Hub­
mann, lmhof, Jans, Jaquet, Jeanprätre, Jutzet, Kühne, 
Lachat, Lauper, Leemann, Leuenberger, Loretan Otto, Löt­
seher, Maltre, Marti Werner, Maury Pasquler, Meier Hans, 
Meier Samuel, Meyer Theo, Müller Erich, Müller-Hemml, 
Nabholz, Ostermann, Pelli, Phllipona, Randegger, Ratti, 
Rechsteiner Paul, Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth, 
Ruffy, Sandoz Marcel, Schmid Odilo, Semadeni, Simon, 
Spielmann, Stelner, Strahm, Stump, Suter, Thanei, Theller, 
Thür, Tschäppät, Tschopp, Vallendar, Vermot, Vogel, Voll­
mer, von Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Widmer, Wie­
derkehr, Zapfl, Zbinden, Zwygart (114) 
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Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Hochreutener, Kofmel, Plni (3) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Binder, Blaser, Comby, Gadient, Hess Peter, Ledergerber, 
Leu, Maspoli, Ruf, Schmied Walter, Tauschar, Ziegler (12) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 
stamm Judith (1) 

Zweite, namentliche Abstimmung 
Deuxt/Jme vote, nominatff 
{Ref.: 1102} 

Für den Antrag Langenberger (Rückweisung) stimmen: 
Votant pour la proposition Langenberger (renvol): 
Aregger, Baumann Alexander, Baumbergar, Bezzola, Blo­
cher, Bonny, Borer, Bortoluzzi, Bosshard, BrunnerToni, Büh­
rer, Caccia, Christen, Columberg, David, Dettllng, Dreher, 
Eberhard, Eggly, Ehrler, Engelberger, Engler, Eplney, Fehr 
Hans, Fehr Lisbeth, Filllez, Fischer-Häggllngen, Fischer­
Seengen, Föhn, Freund, Frey Claude, Frey Walter, Friderici, 
Fritschi, Giezendanner, Gros Jean-Michel, Gusset, Gysln 
Hans Rudolf, Hasler Ernst, Hegetschweiler, Hess Otto, Hess 
Peter, Kühne, Kunz, Lachat, Langenberger, Lauper, Leuba, 
Loeb, Maitre, Maurer, Moser, Mühlemann, Nebiker, Oehrli, 
Raggenbass, Ruckstuhl, Rychen, Sandoz Marcel, Sandoz 
Suzette, Schenk, Scharrer Jürg, Scheurer, Schlüer, Schmid 
Samuel, Seiler Hanspeter, Simon, Speck, Stamm Luzi, 
Steinegger, Steinemann, Stucky, Tschuppert, Vetterli, 
Waber, Weigelt, Weyeneth, Widrig, Wlttenwiler, Wyss (80) 

Dagegen stimmen - Rejettent la proposltlon: 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedi, 
Baumann Stephanie, Bäumlin, Beguelin, Berberat, Blrcher, 
Borat, Bühlmann, Burgenar, Carobbio, Cavalli, Chiffelle, de 
Dardel, Delss, Diener, Dormann, Ducrot, Dünki, Dupraz, 
Durrer, Egerszegl, Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, 
Goll, Gonseth, Grendelmeier, Grobet, Gross Andreas, Gross 
Jost, Grossenbacher, Guisan, Günter, Gysin Remo, Haering 
Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Heberlein, Helm, Herc­
zog, Hochreutener, Hollenstein, Hubacher, Hubmann, lmhof, 
Jans, Jaquet, Jeanpr~tre, Jutzet, Keller, Leemann, Leuen­
berger, Loretan Otto, Lötseher, Marti Werner, Maury Pas­
quier, Meier Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, Müller Erich, 
Nabholz, Ostermann, Pelll, Phlllpona, Randegger, Rattl, 
Rechsteiner Paul, Rechsteiner Rudolf, Rennwald, Roth, 
Ruffy, Schmid Odllo, Semadeni, Spielmann, Steffen, Stelner, 
Strahm, Stump, Suter, Thanei, Theiler, Thür, Tschäppät, 
Tschopp, Vallendar, Vermot, Vollmer, von Allmen, von Fei­
ten, Weber Agnes, Widmer, Wiederkehr, Zapfl, Zbinden, 
Zwygart (101} 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Cavadini Adriano, Couchepin, Kofmel, Pidoux, Pini, Vogel{6) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Binder, Blaser, Comby, Gadlent, Ledergerber, Leu, Maspoli, 
Müller-Hemm!, Ruf, Schmied Walter, Teuscher, Ziegler (12) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presldente, ne vote pas: 
Stamm Judith (1) 

Dritte, namentliche Abstimmung 
Trolsieme vote, nominstff 
{Ref.: 1103) 

Für den Eventualantrag Dormann (Rückweisung) stimmen: 
Votant pour la proposition subsldlaire Dormann (renvoi): 
Aeppli, Baumann Ruedi, Baumann Stephanie, Baumbergar, 
Bäumlln, Bircher, BQhlmann, Caccia, Columberg, David, 
Delss, Diener, Dormann, Ducrot, Durrer, Eberhard, Eggly, 
Ehrier, Engler, Epiney, Fankhauser, Fasel, Fässler, Filllez, 
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Friderici, Goll, Gonseth, Gros Jean-Michel, Gross Andreas, 
Gross Jost, Grossenbacher, Gysin Remo, Hafner Ursula, 
Heim, Hass Peter, Hochreutener, Hollenstein, Hubmann, 
lmhof, Jans, Jaquet, Jutzet, Kühne, Lachat, Lauper, Lee­
mann, Leuba, Loretan Otto, Lötseher, Maitre, Maury Pas• 
quier, Meier Hans, Meier Samuel, Müller-Hemmi, 
Ostermann, Raggenbass, Ratti, Rechsteiner Rudolf, Renn­
wald, Roth, Ruckstuhl, Sandoz Suzette, Scheurer, Schmid 
Odllo, Semadeni, Simon, Stump, Thanei, Th0r, Vermot, von 
Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Widmer, Widrig, Wieder­
kehr, Zapfl, Zbinden (78) 

Dagegen stimmen - Re}ettent Ja. proposition: 
Aguet, Alder, Aregger, Banga, Bangerter, Baumann Alexan­
der, Beguelin, Berberat, Bezzola, Bonny, Bore!, Bortoluzzi, 
Bosshard, Brunner Toni, Bührer, Burgenar, Carobbio, Cava­
dlni Adrlano, Cavalll, Chlffelle, Christen, Couchepin, de Dar­
del, Dettling, Dreher, Dünki, Dupraz, Egerszegi, 
Engelberger, Eymann, Fahr Hans, Fahr Lisbeth, Fischer• 
Hägglingen, Fischer-Seengen, Frey Claude, Frey Walter, 
Fritschi, Giezendanner, Grendelmeier, Grobet, Gulsan, G0n• 
ter, Gusset, Gysin Hans Rudolf, Haering Binder, Hämmerte, 
Hasler Ernst, Heberlein, Hegetschweiler, Herczog, Hass 
Otto, Hubacher, Jeanpt-atre, Keller, Kofmel, Langenberger, 
Leuenberger, Loeb, Martl Werner, Maurer, Meyer Theo, 
M0hlemann, Müller Erich, Nabholz, Nebiker, Oehrli, Pelli, 
Philipona, Pidoux, Rechsteiner Paul, Ruffy, Rychen, Sandoz 
Marcel, Schenk, Schlüer, Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, 
Speck, Spielmann, Stamm Luzi, Steffen, Stelnegger, Stei­
nar, Strahm, Stucky, Suter, Theller, Tschäppät, Tschopp, 
Tschuppert, Vallendar, Vettern, Vogel, Vollmer, Welgelt, 
Weyeneth, Wittenwiler, Wyss, Zwygart (99) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Blocher, Borer, Föhn, Moser, Pini, Scharrer Jürg, Steine­
~M m 
Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/a.bsents: 
Binder, Blaser, Comby, Freund, Gadient, Kunz, Ledergerber, 
Leu, Maspoli, Randegger, Ruf, Schmied Walter, Teuscher, 
Waber, Ziegler (15) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 
Stamm Judith (1) 

B. Bundesbeschluss über die Verlagerung von Mitteln 
des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung In die 
lnvalldenverslcherung 
B. Arrite federal concernant le transfert de capltaux du 
Fonds de compensatlon du reglme des allocatlons 
pour perte de galn en faveur de l'assurance-lnvalldlte 

Detailberatung - Examen de deta.il 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
.... werden 2900 MIiiionen Franken .... 
Minderheit 
(Egerszegi, Blaser, Bortoluzzi, Heberlein, Phllipona, Pidoux, 
Rychen, Schenk, Suter) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag der Fraktion der Schweizerischen Volkspartei 
.... werden 1100 Mlllionen Franken .... 

Art.1 
Proposition de Ja commisslon 
MaJorite 
2900 mlllions de francs .... 
Mlnorite 
(Egerszegi, Blaser, Bortoluzzi, Heberlein, Phlllpona, Pidoux, 
Rychen, Schenk, Suter) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition du groupe de /'Union democratique du centre 
1100 millions de francs .... 

Egerszegl Christine (R, AG), Sprecherin der Minderheit: Im 
Namen einer beachtlichen Kommissionsminderheit bitte ich 
Sie, bei der bundesrätlichen Fassung zu bleiben und aus dem 
EO-Fonds einen Kapitaltransfer von 2,2 Milliarden Franken 
vorzunehmen. Das ist die Summe, die an Schulden bis zum 
geplanten Transfer aufgelaufen sein wird. Damit haben wir 
eine ganz kurze Zeit, um uns mit den Auswirkungen und Kon­
sequenzen des Berichts IDA-Fiso 2 auseinanderzusetzen. 
Wir können uns nach diesem Kapitaltransfer nicht ausruhen; 
wir müssen sofort die wirkliche finanzielle Sanierung der In­
validenversicherung an die Hand nehmen und umsetzen. 
Die 2,9 Milliarden Franken, die von der Mehrheit der SGK be­
antragt werden, sind ein ausgeklügelter Schachzug, um ei­
nerseits die IV-Geldspritze nicht zu gefährden, anderseits 
das Lohnpromille der EO für eine Mutterschaftsversicherung 
über die Runden zu bringen. Dieser höhere Betrag würde 
aber ganz klar die EO-Revision belasten, die endlich die be­
rechtigten Anliegen der Wehrmänner anerkennen und sie fi­
nanziell besserstellen wird. 
Der Zustupf von 700 Millionen Franken - gegenüber der bun­
desrätlichen Fassung -. die die SGK-Mehrhelt noch auf die 
Vorlage aufgestockt hat, würde die vorgesehene Revision 
der EO während rund acht Jahren alimentieren. 
Ich bitte Sie, auch den Antrag der SVP-Fraktion auf einen 
Transfer von 1,1 Milliarden Franken abzulehnen. Das ist 
dann wirklich Kosmetik, eine Art Schmerzensgeld mit Alibi· 
funktlon: Man tut doch auch noch etwas für die Invaliden. 
Falls Sie im laufe des Nachmittags manchmal vergessen ha­
ben sollten, dass es sich heute nicht um eine EO-Revision 
und auch nicht um eine Vorlage der Mutterschaftsversiche­
rung handelt, dann wiederhole ich noch einmal: Es geht um 
die IV-Revision. Heute geht es um die Tilgung von 
2,2 Milliarden Schulden in der lnvalldenversicherungskasse. 
Diesen Betrag, nicht mehr und nicht weniger, wollen wir aus 
dem 4,8 Milliarden schweren EO-Fonds überweisen. 
Bitte folgen Sie der Kommissionsminderheit, und überweisen 
Sie 2,2 MIiiiarden Franken. 

Präsidentin: Die FDP-Fraktion unterstützt den Antrag der 
Minderheit Egerszegi. 

Föhn Peter (V, SZ): Es scheint, dass die mit den beiden Bun­
desbeschlüssen vorgeschlagene Teilrevision der IV nicht auf 
eine Sanierung der IV, sondern vorerst lediglich auf eine 
Plünderung der EO ausgerichtet ist. Dabei - so wird in die­
sem Haus seit Jahren vorgegeben - besteht mit Bezug auf 
die dringend durchzuführende 6. EO-Revision ein breiter 
Konsens. Auch Sie, Frau Bundesrätin Dreifuss, haben sich 
nicht gegen eine EO-Revision ausgesprochen. Damit diese 
aber, je nach Inhalt, sinnvoll möglich ist, muss eine gewisse 
Handlungsfreiheit - auch bezüglich der Finanzen - beste­
henbleiben. 
Wir müssen auch nicht auf eine Vorlage des Bundesrates war­
ten. 1994 hat Nationalrat Allenspach - wie schon gesagt -
eine parlamentarische Initiative eingereicht, nach der die an 
Dienstleistende ausgerichtete Entschädigung mindestens je­
nem Betrag entsprechen würde, den er im Falle der Arbeits­
losigkeit auch erhielte. Die SGK beantragte einstimmig, dieser 
parlamentarischen Initiative Folge zu geben und unterbreitete 
sie mit Bericht und Antrag dem Ratsplenum. Am 23. Juni 1995 

Bulletin officlel de !'Assemblee tederale 
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stimmte der Nationalrat dem Antrag der Kommission, der In­
itiative Folge zu geben, ohne Diskussion und ohne Gegen­
stimme zu. Das war vor mehr als zweielnviertel Jahren. Was 
wurde nun bis dato in dieser Angelegenheit gemacht? Nichts, 
aber auch gar nichts! 
In die gleiche Richtung zielen die überwiesene Motion Seiler 
Bernhard und auch meine Motion, von welcher ich gehofft 
hätte, dass sie heute Im Zusammenhang mit dem vorliegen­
den Geschäft auch zur Behandlung vorliegen würde. Man 
kann mich also leider nicht von meinem Gedanken abbrin­
gen, dass mit allen Mitteln versucht wird, eine der wenigen 
noch gut situierten Sozialinstitutionen des Bundes unverant­
wortlich zu schwächen oder gar zu plündern. 
Die SVP-Fraktion stellt sich allen Ernstes die Frage nach der 
Rechtmässigkeit eines Kapitaltransfers, denn die Mittel des 
EO-Fonds sind zweckbestimmt. Sie sind mit dem Ziel geäuf­
net worden, Dienstleistenden Erwerbsersatz auszurichten. 
Jede andere Verwendung der Mittel ist eine Zweckentfrem­
dun9: Zudem ist die SVP-Fraktion klar der Meinung.ff dass wir 
das Ubel an der Wurzeln packen müssen, und das Ubel liegt 
leider bei der IV. 
Wir müssen mit allen Mitteln versuchen, diese IV zu retten, 
denn ein Transfer von 1, 1, 2,2 oder gar 2,9 Milliarden Fran­
ken von der EO in die IV rettet die Invalidenversicherung lei­
der nicht. Also müssen andere Wege und Mlttel gesucht wer­
den. Es gilt entsprechende Massnahmen und nicht nur Über­
gangslösungen aufzugleisen. 
Total verwerflich ist es, wenn etwas Gefährdetes, welches 
leider dem Untergang zurast, auch anderes gefährdet. Nach 
Einholung verschiedener Berechnungen kann einem Kapital­
transfer von etwa 1100 MIiiionen Franken zugestimmt wer­
den, ohne dass eine EO-Revision eingeschränkt wird. Um 
den Fehlbetrag zwischen Ausgaben und Einnahmen abzu­
decken, benötigt die EO auch Einnahmen aus den Zinsen 
des Fonds. Dieser Ausgleich bedingt einen Fonds in der 
Grössenordnung von 3, 1 bis 3,5 Milliarden Franken -- es 
kommt auch etwas auf die Zinsentwicklung an -. oder aber 
Sie wollen die Lohnpromille erhöhen. 
Die SVP-Fraktlon will keinesfalls die IV gefährden, Ist aber 
auch nicht bereit, dringende zu lösende Probleme vor sich 
herzuschieben, sie unseren Nachkommen zu überlassen 
und allenfalls noch neue Probleme heraufzubeschwören. 
Die SVP-Fraktion beantragt: 
1. Wir stimmen heute einem Kapitaltransfer von 1, 1 Milliar­
den Franken zu. 
2. Umgehend soll die längst versprochene und beschlossene 
EO-Revision durchgezogen werden. 
3. Danach kann man eventuell einem weiteren Kapitaltrans­
fer zustimmen, aber erst, wenn diese EO-Revision und allen­
falls eine allgemeine IV-Revision über die Bühne gegangen 
sind. 
Ich komme auch nicht darum herum, den Verdacht zu hegen, 
dass etliche vorgetragene Voten zur Eintretensdebatte mit 
Vorwänden der Invaliden und Mutterschaft leider auf eine 
schrittweise Abschaffung der Armee hinzielen. 
Frau Grendelmeier, Herr Suter, Frau Egerszegi, heute und 
hier kann die IV nicht vollends gerettet und saniert werden. 
Das Wie muss intensiv mit einer IV-Revision erarbeitet wer­
den. Wir setzen uns für die Invaliden ein; wir stehen zu den 
Invaliden. Aber wir setzen uns auch -- das erwarte ich von al­
len bürgerlichen Parlamentarierinnen und Parlamentariern -­
für den Wehr- und Militärdienst ein, aber nicht nur mit Über­
gangs- und Scheinlösungen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie innigst: Stimmen Sie dem Antrag 
der SVP-Fraktlon zu; lehnen Sie den Mehrheits- und den Min­
derheitsantrag mit einer Kapitalverlagerung von 2,9 respek­
tive 2,2 MIiiiarden Franken ab. Nur einem Transfer von 
1, 1 Milliarden Franken darf vorerst zugestimmt werden. Wir 
dürfen den Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung nicht 
aushöhlen, zumal es leider für die IV auch nicht eine definitive 
Langzeltlösung darstellt. Ich danke für Ihre Unterstützung. 

Prlsldentin: Die sozialdemokratische Fraktion lässt mittei­
len, dass sie der Mehrheit zustimmt. Die CVP-Fraktion und 
die liberale Fraktion stimmen der Minderheit zu. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Jeanpretre Francine (S, VD), rapporteure: Je m'exprime 
d'abord sur la propositlon de la majorite, les 2,9 milllards de 
francs. En falt, cet enrichlssement de 700 millions de francs 
a ete vote en commlssion sur propositlon de M. Deiss, qui ne 
souhaitait pas entrer en matiere sur l'arl'Ate C jusqu'a con­
naissance du sort et de la discussion sur l'assurance-mater­
nite, qul pourrait aussi beneficier d'un tel type de financement 
par prelevement de cotisations des APG. 
En fait, la proposition d'ajouter 700 mlllions de francs aux 
2,2 milliards de francs prevus par le Conseil federal ne cor­
respond pas au but que s'est fixe le Conseil federal 
pulsqu'elle est flnanclerement moins favorable. En effet, si 
l'on combine le transfert de capltal et le transfert provisolre de 
cotlsatlons, on a 1,4 milllard de francs Jusqu'en 2004, alors 
qu'avec un transfert additionnel de 700 milllons de francs, on 
a juste la moltie. En termes d'assainlssement de l'assurance­
invalidite, ne voter qu'une somme supplementalre en capltal 
de 700 milllons de francs, c'est dlmlnuer l'effet avec, certes, 
un horizon plus limlte. 
La situation est toute autre maintenant qua l'entree en ma­
tlere sur l'arräte C a ete votee. II y a donc la un bonus de 
700 millions de francs en faveur de l'-assurance-lnvalidite. En 
fait, c'est la procedure devote, au sein de la comrnlssion, qui 
a fait qu'a la fois les 700 millions de francs supplementaires 
ont ete acceptes par 12 voix contre 7 et avec 2 abstentions, 
et qu'a ete accepte plus tard le principe du transfert tempo­
ralre de cotisations. C'est pourquoi, dans cet esprit qu'a ex­
prima la commission et par rapport a la decision qul a ete 
prise tout a l'heure par votre Conseil, je vous engage tout de 
mäme a soutenlr la proposition de la majorite de la commis­
slon. 
En ca qui concerne la deuxieme proposltion, celle du groupe 
de l'Unlon democratique du centre qu'a developpee M. Föhn, 
alle a deja ete presentee par M. Seiler Bernhard au Conseil 
des Etats et alle a ete repoussee. Elle n'a, par contre, pas ete 
presentee et developpee dans votre commission. J'imaglne 
qu'elle n'aurait pas rei;u un accueil favorable puisque la pro­
positlon d'augmenter le prelevement de capital de 2,2 a 
2,9 milllards de francs a ete acceptee par la majorlte de votre 
commission. Qui veut le plus ne veut pas le moins. Cette pro­
position n'a, par ailleurs, aucune loglque pour alle, dans la 
mesure ou le transfert de la moitle du capital prevu de 
2,2 milliards de francs correspondant au deficit de l'assu­
rance-invalidite a la fin 1997 ferait immediatement remonter 
les lnteräts negatifs des 1998 pour un montant a calculer pre­
clsement, mals qui doit avolsiner les 100 milllons de francs. 
D'lcl 1998, II y auralt donc la mäme problematique d'une par­
ticipation a la fois de la Confederatlon et des cantons pour un 
quart du montant susmentionne. 
Je vous invite donc a repousser cette proposition du groupe 
de l'Union democratique du centre. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Par rapport a la proposi­
tion qui a ete falte de reduire a 1, 1 milliard de francs le trans­
fert de capital des APG a l'AI, permettez-moi de vous dire 
qu'avec cela on ne resout strictement aucun problemel On ne 
resout mäme pas le probleme des dettes de l'AI en 1997. Je 
me demande a quoi servirait un tel transfert sinon a reduire, 
mais pour une periode tres limitee, les lntel'Ats a payer par 
l'AI, sans que nous ayons mäme le temps de souffler et de 
proposer une revislon qui porte a la fols sur las prestations et 
sur las ressources. Surtout, cette reduction n'a pas de sens 
puisqu'elle pretend sauver des ressources pour les APG dont 
les APG n'ont strictement pas besoin. 
Je vous rappelle tres rapidement qua, sl vous adoptez le pro­
jet du Conseil federal -- un transfert de 2,2 milliards de francs 
du reglme des APG et 1 pour mille de transfert des cotisa­
tions limite a sept ans --, nous passons d'lci l'an 2004, sans 
revision des APG, d'une situation ou actuellement nous 
avons plus de 7 ans de prestations dans le fonds de compen­
sation des APG a une sltuation ou nous aurons un an et deml 
de prestatlons assure sans aucune cotlsation versee dans le 
fonds du reglme des APG, alors que la loi nous oblige a avoir 
50 pour cent des prestations d'une annee dans le fonds de 
compensatlon des APG. Avec la reforme dont je vous ai an-
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tretenus brievement tout a l'heure, nous aurons en l'an 2004 
encore 68 pour cent des depenses d'une annee dans le 
fonds du regime des APG. 
Je vous invite donc a suivre le projet du Conseil federal et a 
accepter le transfert de 2,2 milllards de francs du fonds de 
compensation du regime des APG a l'AI. 

Namentliche Eventualabstlmmung 
Vote prellmfnaire, nominatff 
(Ref.: 1093) 

Für den Antrag der Minderheit stimmen: 
Votent pour la proposition de Ja mlnorite: 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedi, 
Baumann Stephanle, Baumberger, Bäumlin, Beguelin, Ber­
berat, Bezzola, Blrcher, Bore!, Bosshard, Bühlmann, Bührer, 
Burgener, Cavadini Adrlano, Cavalli, Chiffelle, Christen, 
Columberg, Couchepln, de Dardel, Delss, Diener, Dormann, 
Dünki, Dupraz, Durrer, Eberhard, Egerszegi, Eggly, Ehrler, 
Engler, Epiney, Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, Filliez, 
Fischer-Seengen, Goll, Gonseth, Grendelmeier, Grobet, 
Gros Jean-Michel, Gross Andreas, Gross Jost, Grossenba­
cher, Gulsan, Günter, Gysln Hans Rudolf, Gysin Remo, Hae­
ring Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Heberlein, 
Hegetschweiler, Heim, Herczog, Hess Peter, Hochreutener, 
Hollenstein, Hubmann, lmhof, Jans, JeanprAtre, Jutzet, 
Kühne, Langenberger, Lauper, Leemann, Leuenberger, 
Loeb, Loretan Otto, Lötseher, Maltre, Meier Hans, Meier 
Samuel, Müller Erich, Müller-Hemmi, Nabholz, Ostermann, 
Phllipona, Pidoux, Randegger, Rechstelner Paul, Rechstel­
ner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruffy, Sandoz Marcel, Sandoz 
Suzette, Schmid Odllo, Semadenl, Simon, Stelnegger, Stel­
ner, Strahm, Stucky, Stump, Suter, Thanel, Theiler, Th0r, 
Tschäppät, Vallendar, Vermot, Vogel, Vollmer, von Allmen, 
von Feiten, Weber Agnes, Weigelt, Wldmer, Wlttenwller, 
Zapf! (119) 

Für den Antrag der SVP-Fraktion stimmen: 
Votent pour Ja proposition du groupe UDC: 
Aregger, Baumann Alexander, Blocher, Borer, Bortoluzzi, 
Brunner Toni, Dettling, Dreher, Engelberger, Fehr Hans, 
Fehr Lisbeth, Fischer-Hägglingen, Föhn, Freund, Frey 
Claude, Frey Walter, Fridericl, Gusset, Hasler Ernst, Hess 
Otto, Kofmel, Kunz, Maurer, Moser, Mühlemann, Nebiker, 
Oehrli, Ruckstuhl, Rychen, Schenk, Scharrer J0rg, Schlüer, 
Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, Speck, Stamm Luzi, Stef­
fen, Steinemann, Tschuppert, Vetterli, Weyeneth, Wyss (42) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 

Hägglingen, Fischer-Seengen, Föhn, Freund, Frey Claude, 
Frey Walter, Fridericl, Fritschi, Gros Jean-Michel, Grossen­
bacher, Guisan, Gysln Hans Rudolf, Hasler Ernst, Heberleln, 
Hegetschweiler, Heim, Hess Otto, Hess Peter, Hochreute­
ner, lmhof, Kofmel, Kühne, Kunz, Langenberger, Lauper, 
Leuba, Loeb, Loretan Otto, Lötseher, Maltre, Maurer, M0hle­
mann, Müller Erich, Nabholz, Neblker, Oehrli, Pell!, Phlll­
pona, Pidoux, Randegger, Ruckstuhl, Rychen, Sandoz 
Marcel, Sandoz Suzette, Schenk, Scharrer J0rg, Scheurer, 
Schlüer, Schmid Odilo, Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, 
Simon, Speck, Stamm Luzl, Steffen, Stelnegger, Steiner, 
Stucky, Suter, Theiler, Tschuppert, Vallendar, Vetterli, Vogel, 
Weigelt, Weyeneth, Widrig, Wittenwller, Wyss, Zapfl (103) 

FOr den Antrag der Mehrheit stimmen: 
Votent pour /a proposltlon de Ja majorite: 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Baumann Ruedl, Baumann 
Stephanie, Bäumlin, Beguelin, Berberat, Borel, Bühlmann, 
Burgener, Cavalli, ChHfelle, de Dardel, Diener, D0nki, 
Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, Goll, Gonseth, Gren­
delmeier, Grobet, Gross Andreas, Grass Jost, Günter, Gysln 
Remo, Haering Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Herczog, 
Hollenstein, Hubmann, Jans, Jeanpratre, Jutzet, Leemann, 
Leuenberger, Meier Hans, Meier Samuel, Müller-Hemml, 
Ostermann, Rechstelner Paul, Rechstelner Rudolf, Renn­
wald, Roth, Ruffy, Strahm, Stump, Thanel, Thür, Tschäppät, 
Vermot, Vollmer, von Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Wid­
mer, Zblnden (61) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Barer, Gusset, Moser, Steinemann (4) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Binder, Blaser, Caccia, Carobbio, Comby, Ducrot, Gadient, 
Glezendanner, Hubacher, Jaquet, Keller, Lachat, Lederger­
ber, Leu, Marti Werner, Maspoli, Maury Pasquier, Meyer 
Theo, Plni, Raggenbass, Ratti, Ruf, Schmied Walter, Sema­
deni, Spielmann, Teuscher, Tschopp, Waber, Wiederkehr, 
Zlegler, Zwygart (31) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presldente, ne vote pas: 
Stamm Judlth (1) 

Art. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Fritschi, Leuba, Scheurer, Zblnden (4) Angenommen-Adopte 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Binder, Blaser, Bonny, Caccia, Carobbio, Comby, David, 
Ducrot, Gadient, Glezendanner, Hubacher, Jaquet, Keller, 
Lachat, Ledergerber, Leu, Martl Werner, Maspoli, Maury 
Pasquler, Meyer Theo, Pelli, Pinl, Raggenbass, Ratti, Ruf, 
Schmied Walter, Spielmann, Teuscher, Tschopp, Waber, 
Widrig, Wiederkehr, Ziegler, Zwygart (34) 

Präsidentin, stimmt nicht- Presidente, ne vote pas: 
Stamm Judith (1) 

Definitive, namentliche Abstimmung 
Vote deflnltif, nominatff 
(Ref.: 1100) 

Für den Antrag der Minderheit stimmen: 
Votent pour Ja proposition de Ja minorlte: 
Aregger, Bangerter, Baumann Alexander, Baumberger, Bez­
zola, Blrcher, Blocher, Bonny, Bortoluzzl, Bosshard, Brunner 
Tonl, Bührer, Cavadlnl Adriano, Christen, Columberg, Cou­
chepin, David, Deiss, Dettling, Dormann, Dreher, Dupraz, 
Durrer, Eberhard, Egerszegi, Eggly, Ehrler, Engelberger, 
Engler, Eplney, Fehr Hans, Fehr Lisbeth, Fllllez, Fischer-

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur l'ensemble, nomlnatff 
(Ref.: 1095) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent Je pro/et: 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedl, 
Baumann Stephanie, Baumberger, Bäumlin, Beguelin, Ber­
berat, Bezzola, Bircher, Borel, Bosshard, B0hlmann, Bührer, 
Burgener, Cavadini Adriano, Cavalli, Chiffelle, Christen, 
Columberg, Couchepin, David, de Dardel, Deiss, Dettling, 
Diener, Dormann, Dünki, Dupraz, Durrer, Eberhard, Eger­
szegl, Ehrler, Engler, Eplney, Eymann, Fankhauser, Fässler, 
Filllez, Fischer-Seengen, Frey Claude, Goll, Gonseth, Gren­
delmeier, Grobet, Gross Andreas, Grass Jost, Grossenba­
cher, Guisan, Günter, Gysln Hans Rudolf, Gysln Remo, 
Haering Binder, Hafner Ursula, Hämmerte, Heberlein, 
Hegetschweller, Heim, Herczog, Hess Peter, Hochreutener, 
Hollenstein, Hubacher, Hubmann, lmhof, Jans, Jaquet, 
Jeanpratre, Jutzet, Kühne, Langenberger, Lauper, Leemann, 
Leuenberger, Loeb, Loretan Otto, Lötseher, Maitre, Meier 
Hans, Meier Samuel, Müller Erich, M0ller-Hemmi, Nabholz, 
Ostermann, Pelli, Phllipona, Pldoux, Randegger, Rechstei­
ner Paul, Rechstelner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruffy, San-
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doz Marcel, Schmid Odilo, Semadeni, Simon, Steinegger, 
Steiner, Strahm, Stucky, Stump, Suter, Thanei, Theiler, Thür, 
Tschäppät, Vallendar, Vermot, Vogel, Vollmer, von Allmen, 
von Feiten, Weber Agnes, Widmer, Widrig, Zapfl, Zblnden 

(121) 

Dagegen stimmen - Rejettent Je pro}et: 
Aregger, Baumann Alexander, Blocher, Bonny, Borer, Borto­
luzzi, Brunner Toni, Dreher, Engelberger, Fasel, Fahr Hans, 
Fahr Lisbeth, Fischer-Hägglingen, Föhn, Freund, Frey Wal­
ter, Friderici, Fritschi, Giezendanner, Gusset, Hasler Ernst, 
Hass Otto, Kunz, Leuba, Maurer, Moser, Mühlemann, Nebi­
ker, Oehrll, Ruckstuhl, Rychen, Schenk, Scharrer Jürg, 
Scheurer, Schlüer, Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, 
Speck, Stamm Luzi, Steffen, stelnemann, Tschuppert, Vet­
tern, Welgelt, Weyeneth, Wittenwiler, Wyss (47) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Eggly, Gros Jean-Michel, Kofmel, Sandoz Suzette (4) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
Binder, Blaser, Caccla, Carobbio, Comby, Ducrot, Gadlent, 
Keller, Lachat, Ledergerber, Leu, Marti Werner, Maspoli, 
Maury Pasquler, Meyer Theo, Plni, Raggenbass, Rattl, Ruf, 
Schmied Walter, Spielmann, Teuscher, Tschopp, Waber, 
Wiederkehr, Ziegler, Zwygart (27) 

Prfisidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 
Stamm Judith (1) 

C. Bundesbeschluss Qber die befristete Verlagerung 
von Beltrlgen der Erwerbsersatzordnung zugunsten 
der lnvalldenverslcherung 
C. Arrete federal concernant le transtert temporalre de 
cotlsatlons du reglme des allocatlons pour perte de 
galn en faveur de l'assurance-lnvalldlte 

Detailberatung - Examen de d{Jtail 

11tel und Ingress, Art. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

11tre et preambule, art. 1, 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Guisan 
Abs.2 
Er tritt am 1. Februar 1998 In Kraft und gilt bis zum Inkrafttre­
ten der 6. EO-Revision, längstens bis zum 1. Januar 2000, 
und solange der Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung 
nach Artikel 28 EOG den Betrag einer halben Jahresaus­
gabe nicht unterschreitet. 

Art. 3 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Proposition Guisan 
Al.2 
II entre en vigueur le 1 er fevrier 1998 et a effet Jusqu'a la mise 
en appllcation de la Se revision des APG, soit au plus tard au 
1 er janvier 2000 et pour autant que le montant du fonds de 
compensation du regime des allocations pour perte de gain 
prevu a l'article 28 LAPG ne solt pas inferieur a la moitie du 
montant des depenses annuelles. 

Am111ches Bulletin der Bundesversammlung 

Gulsan Yves (R, VD): Madame la Conselllere federale, 
comme vous le savez, sans etre vraiment impatient, je suis 
plutöt presse ou du molns, comme la majorite de mes colle­
gues, j'apprecle partlculierement que les projets aillent de 
l'avant, qu'ils permettent d'avolr la Situation blen en main et 
de reallser vraiment quelque chose. 
Dans ce contexte, j'al quelque peine a admettre qu'il fallle 
prolonger le regime transitolre de financement de l'AI par les 
APG jusqu'en 2004. Ce mode de faire, certes necessaire 
pour assainir l'AI dans !'immediat, ne se caracterise pas par 
une transparence particuliere. Cette operation releve quand 
meme d'un certaln bricolage, cela a ete dlt et redit, et ne sau­
rait se prolonger au-dela, comme je viens de le mentionner, 
du temps necessaire. Soit dit en passant, I' Al devient indubl­
tablement un substitut de l'assurance-chOmage dans de 
nombreuses Situations, et sa gestlon devralt Atre beaucoup 
plus rigoureuse avec effet immediat, - ceci, independam­
ment des mesures legislatives proposees dans le cadre de la 
4e revision. Je crois d'ailleurs que la Commlssion de gestlon 
s'est deja prononcee dans ce sens, et nous avons entendu 
aujourd'hui meme encore M. Piller se prononcer quant a la 
question des medecins-conseils de l'AI qui disposent indubi­
tablement de competences insuffisantes. Mais c'est une 
question qui est a regler par vole d'ordonnance et qui ne fait 
pas l'objet des revisions auxquelles nous sommes confron­
tes. 
Par ailleurs, toutes les remarques deja formulees au cours de 
ce debat ont montre, a l'evldence, a quel point II est urgent de 
clarifier aussi rapidement que possible la situation de l'AI et 
des APG et d'en regler le flnancement. Les prestatlons APG 
sont absolument iniques, ce qui ne contribue pas precise­
ment a raffennir la credibilite de l'armee a un moment ou alle 
en a plus que jamals besoin. II n'est absolument pas normal 
que les compensatlons pour perte de gain versees a la suite 
de service mllitalre ou civil soient Interieures a celles de l'as­
surance-chömage. II a deja ete fait largement alluslon aux In­
terventions de notre anclen collegue, M. Allenspach, et un 
mandat indlscutable avait donc ete donne dans ce sens. 
II s'agit d'aller maintenant de l'avant pour assurer la cohe­
rence de ces differents regimes sociaux. Le rapport IDA­
Fiso 2 devralt Atre disponible a la fin de l'annee et obUgatoi­
rement en tenir compte. Pourquoi des lors contlnuer jusqu'en 
2004 avec des solutlons de financement boiteuses, et qul 
plus est, des prestations vexatoires pour ceux qul se de­
vouent au service du pays? Les premieres mesures d'econo­
mie Al vont entrer en vigueur en 1999, c'est ce que vous ve­
nez de nous declarer, Madame la Conseillere federale. Pour­
quol donc faut-il attendre encore jusqu'en 2002 pour que le 
deuxieme traln de mesures entre en vigueur? 
Ceux qui imaglnent incorporer dans cette operatlon une stra­
tegie machiavelique en faveur de l'assurance-maternite font 
probablement egalement fausse route. L'assurance-mater­
nite est un autre probleme en sol, bien distinct, qui ne se lais­
sera pas mieux resoudre en entretenant la confusion. Alors, 
pourquoi ne pas prendre le taureau par les cornes, clarifler 
les flnancements et les prestatlons Al et APG dans les deux 
ans qui viennent? La 4e revision Al est prete, la Se revlsion 
APG ne pose pas de difflcultes insurmontables. 
Un delai jusqu'au 1 er Janvler 2000 peut donc parfaitement 
Atre respecte. C'est seulement apres avoir fait table rase de 
ces deux problemes qu'il sera posslble de detenniner quelles 
sont les ressources disponibles, quels moyens peuvent Atre 
degages et, par consequent, quelle assurance-maternite peut 
Atre falte. II me parait, en tout etat de cause absolument exclu 
de melanger les differents regimes sociaux a l'avenir, et d'eta­
blir comme principe a long tenne le financement de l'un d'en­
tre eux par l'autre, y compris pour l'assurance-maternite. 
En abaissant le delai du 1 er Janvier 2004 au 1 er janvier 2000 
pour le financement provlsoire de l'AI par les APG, notre 
Conseil montrerait qu'il entend ne pas se lalsser entrainer 
dans les eaux troubles des dispositions transitoires intermi­
nables, et il temoignerait de sa volonte politique. 

Eymann Christoph (L, BS), Berichterstatter: Der Antrag 
Gulsan hat der Kommission nicht vorgelegen. 



4--1 
Assurance-invalidlte. 4e revision 1966 N 6 octobre 1997 

Wie wir den Ausführungen von Frau Bundesrätin Dreifuss 
entnehmen konnten, besteht bereits ein Konzept des Depar­
tementes für eine EO-Revision, die gegenüber dem Modell, 
das in der Vernehmlassung war, eine Modifikation aufweist. 
Die Details haben Sie gehört. Vor diesem Hintergrund ist es 
also nicht nötig, den Druck auf den Bundesrat zu erhöhen. 
die 6. EO-Revision in Angriff zu nehmen. 
Die Furcht vor einer zu starken oder zu langen Inanspruch­
nahme des EO-Fonds, die ebenfalls aus der Formulierung 
dieses Antrages spricht, Ist meines Erachtens unbegründet. 
Die Tabellen in der Botschaft betreffend die finanzielle Situa­
tion zeigen dies mit der finanziellen Situation auch sehr klar 
auf. 
Die angestrebte Zielsetzung des Bundesbeschlusses könnte 
so zwar teilweise erreicht werden, aber es würde bedeuten, 
dass man einen wesentlichen Tell aus dem Gesamtpaket 
herausbricht und die erhoffte Wirkung nicht erzielen kann. 
Mit Blick auf die Diskussion und die Beschlussfassung der 
Kommission muss ich Ihnen, obwohl dieser Antrag nicht vor­
lag, die Ablehnung empfehlen. 

Priaidentln: Die SP-Fraktlon teilt mit, dass sie den Antrag 
Gulsan ablehnt. 

Dreifu88 Ruth, conseillere federale: Je repete, forte du sou­
tien du Conseil federal, ca qua vient de dlre M. Eymann. 
Vous n'avez pas besoin de faire pression pour qua le projet 
de revision des APG solt flnalise - pour utiliser un terme as­
sez barbare de la langue franc;alse. Le projet est ia, II a deja 
fait l'objet d'une procedure de consultation. Si ie Conseil fe­
deral ne vous l'a pas remis, c'est qu'II souhalte voir dans le 
cadre du rapport IDA-Fiso 2 quel est l'equilibre general des 
financements de ces differentes assurances, etant entendu 
que chacune doit trouver son financement propre et celui qui 
lui convient le mleux. Sur ce plan-la, les travaux preparatoires 
sont suffisamment avances pour qua vous receviez ca projet 
dans le courant de l'annee prochaine. Mals est-ce qua cela 
signlfie que, parce qua vous le recevez, l'on peut se conten­
ter d'assainir la situation an fait jusqu'en 1998 en limitant a 
l'an 2000 les prestatlons? C'est an fait a cela que l'on arrive 
malgre tout puisque, m&me avec ce transfert de 1 pour mille, 
nous contlnuons, annee apres annee, a creuser un nouveau 
deficit. 
Je vous rappelle qua le taux d'equilibre de l'assurance-inva­
lidlte serait superieur a ca qu'elle recevra. C'est pour des rai­
sons conjoncturelles, d'une part, et pour nous laisser le 
temps d'examiner les mecanismes qui conduisent a l'invali­
dlte, d'autre part, que nous ne vous demandons pas d'ajuster 
les ressources au niveau qui devrait t¼tre le leur. Donc, m~me 
en augmentant un peu le montant de ca transfert, nous con­
tribuons a evlter qua l'endettement augmente regulierement. 

Prialdentin: Die FDP- und die SVP-Fraktion teilen mit, dass 
sie den Antrag Guisan unterstützen. 

Abs. 1-Al. 1 
Angenommen -Adopts 

Abs. 2-AI. 2 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Guisan 
Für den Antrag der Kommission 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur l'ensemble, nominatif 
(Ref.: 1105) 

85 Stimmen 
71 Stimmen 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Aeppli, Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedl, 
Baumann Stephanie, Bä.umlin, Beguelin, Berberat, Bezzola, 
Borel, Bühlmann, Burgener, Cavadinl Adriane, Cavalli, Chif­
felle, Christen, Columberg, de Dardel, Diener, Dünki, 
Dupraz, Egerszegi, Eymann, Fankhauser, Fässler, Fischer-

Seengen, Frey Claude, Goll, Gonseth, Grendelmeier, Gro­
bet, Gross Andreas, Gross Jost, Guisan, Günter, Gysin 
Remo, Haering Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Heber­
lein, Herczog, Hollenstein, Hubacher, Hubmann, Jans, 
Jaquet, Jeanprt¼tre, Jutzet, Langenberger, Leemann, Leuen­
berger, Meier Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, Müller 
Erich, Müller-Hemmi, Nabholz, Phllipona, Pldoux, Randeg­
ger, Rechsteiner Paul, Rechstelner Rudolf, Rennwald, Roth, 
Ruffy, Sandoz Marcel, Semadeni, Steinar, Strahm, Stump, 
Suter, Thanel, Tschä.ppät, Vallendar, Vermot, Vogel, Vollmer, 
von Allmen, von Feiten, Weber Agnes, Widmer, Zbinden, 
Zwygart (85) 

Dagegen stimmen - Rejettent /e projet: 
Aregger, Baumann Alexander, Baumbergar, Blrcher, Blo­
cher, Bonny, Borer, Bortoluzzl, Bosshard, BrunnerToni, Büh­
rer, David, Deiss, Dettling, Dormann, Dreher, Durrer, 
Eberhard, Eggly, Engelberger, Epiney, Fasel, Fahr Hans, 
Fahr Lisbeth, Filliez, Föhn, Freund, Frey Walter, Friderici, 
Fritschi, Gros Jean-Michel, Grossenbacher, Gusset, Gysin 
Hans Rudolf, Hasler Emst, Hegetschweller, Helm, Hass 
Otto, Hass Peter, Hochreutener, Kühne, Kunz, Lauper, 
Leuba, Loretan Otto, Maurer, Moser, Mühlemann, Neblker, 
Oehrll, Ostermann, Ruckstuhl, Rychen, Sandoz Suzette, 
Schenk, Scharrer Jürg, Scheurer, SchlOer, Schmid Odilo, 
Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, Simon, Speck, Stamm 
Luzi, Steffen, Steinemann, Thür, Tschuppert, Vetterli, 
Weigelt, Weyeneth, Widrig, Wlttenwiler, Wyss, Zapfl (75) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Engler, Kofmel, Loeb (3) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excussslabsents: 
Binder, Blasar, Caccia, Carobbio, Comby, Couchepin, 
Ducrot, Ehrler, Fischer-Hä.gglingen, Gadient, Giezendanner, 
lmhof, Keller, Lachat, Ledergerber, Leu, Lötseher, Maltre, 
Martl Werner, Maspoli, Maury Pasquier, Pelli, Pini, Raggen­
bass, Rattl, Ruf, Schmied Walter, Spielmann, Steinegger, 
Stucky, Teuscher, Theiler, Tschopp, Waber, Wiederkehr, 
Ziegler (36) 

Präsidentin, stimmt nicht - Prssidente, ne vote pas: 
Stamm Judlth (1) 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemä.ss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer las Interventions parlementaires 
seion lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 
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Invalidenversicherung. 
4. Revision (erster Tell) 
Assurance-lnvalldlte. 
4e revlsion (1ere partie) 

Differenzen - Divergences 
Siehe Seite 759 hlervor- Volr page 759 cl-<levant 
Beschluss des Nationalrates vom 6. Oktober 1997 
Dectslon du Conseil national du 6 octobre 1997 

C. Bundesbeschluss über die befristete Verlagerung 
von Beiträgen der Erwerbsersatzordnung zugunsten 
der lnvalldenverslcherung 
c. Arrete federal concernant le transfert temporalre de 
cotlsatlons du reglme des allocatlons pour perte de 
galn en faveur de l'assurance-lnvalldlte 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten (= Nichteintreten) 
Minderheit 
(Beerli, Saudan, Spoerry, Schiesser) 
Eintreten und Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Proposition de la commission 
Majorite 
Malntenir (= Ne pas entrer en matiere) 
Minorlte 
(Beerll, Saudan, Spoerry, Schlesser) 
Entrer en matlere et adherer a la decislon du Conseil national 

Cottier Anton (C, FR), Berichterstatter: Welches ist die Aus­
gangslage nach den Beratungen des Nationalrates? Beim 
Bundesbeschluss B, der die Kapitalverlagerung von 2,2 Mil­
liarden Franken von der Erwerbsersatzordnung (EO) zur In­
validenversicherung (IV) vorsieht, hat der Nationalrat zuge­
stimmt, so dass also am 1. Januar 1998 die Schuld der IV ab­
getragen sein wird. Eine Differenz besteht zwischen National­
rat und Ständerat noch beim Bundesbeschluss C, wo es um 
den Transfer von Beiträgen der EO zugunsten der IV geht. 
Ich erinnere Sie daran: Unser Rat ist auf diesen Beschluss 
nicht eingetreten, weil - so wurde hier argumentiert - zuerst 
die EO-Reform vorliegen soll oder weil das Beitragspromille 
für die Mutterschaftsversicherung zu reservieren sei oder 
weil eine Globallösung präsentiert werden solle. 
Hält unser Rat am Entscheid fest, dann fällt dieser Bundes­
beschluss endgültig vom Tisch und wird von der Geschäfts­
liste gestrichen. Artikel 21 des Geschäftsverkehrsgesetzes 
sieht dies vor. Der Bundesbeschluss wird also nicht mehr an 
den Nationalrat zurückgehen. 
Der Nationalrat hat zu diesem Bundesbeschluss zwei ge­
trennte Elntretensentscheide gefällt, was an und für sich un-
gewöhnlich ist. Beide Male wurde eingetreten. ~ 
Der Nationalrat hat im weiteren eine bedeutende Anderung 
bei Artikel 3 angebracht. Gemäss dem Entwurf des Bundes-

rates ist die Verlagerung eines Beitragspromilles auf sieben 
Jahre befristet, nämlich bis Ende des Jahres 2004. Mit 85 zu 
71 Stimmen hat der Nationalrat- mit offlzleller Unterstützung 
der FDP- und der SVP-Fraktion - diese Beitragsverlagerung 
auf zwei Jahre, auf die Jahre 1998 und 1999, beschränkt. Da­
durch werden die jährlichen Kosten der IV ab dem Jahr 2000 
noch um gut 20 Millionen Franken gesenkt. Das Defizit der IV 
wird aber weiterhin jährlich vorerst 600 Millionen Franken be­
tragen. Dann steigt dieser Betrag sehr rasch an und geht 
dann über eine Milliarde Franken hinaus. 
Falls unser Rat eintreten würde, würde Ihnen die Kommis­
sion beantragen, materiell dem Beschluss des Nationalrates 
zu folgen - im Bewusstsein, dass diese Begrenzung auf nur 
zwei Jahre an der Substanz der Vorlage zehrt. 
Zum ersten Entscheid, den wir zu fällen haben: Die Kommis­
sion beantragt Ihnen mit 7 zu 4 Stimmen bei 1 Enthaltung, 
nicht einzutreten. Zwei Hauptgründe haben uns dazu bewo­
gen, an unserem ersten Beschluss festzuhalten. Der erste 
Hauptgrund: Die 1\{ benötigt eine andere Sanierung als die 
heutige, «magere Ubung - ja, es handelt sich hier nicht ein-
mal um einen R ring, denn im Jahre 2000 betragen die 
Schulden der IV gern euem Beschluss des Nationalrates 
schon wieder fast 2 MIiiiarden Franken. Auch die Tatsache, 
dass Bund und Kantone bei der IV mehr an den Lasten zu 
tragen haben, fällt in dieser Situation weniger Ins Gewicht. 
Der zweite Hauptgrund, der uns zu diesem Entscheid bewo­
gen hat: Drei Sozlalversicherungen sind an diesem Beitrags­
promille interessiert, die EO, die IV und die künftige Mutter­
schaftsversicherung. Die EO wartet immer noch auf eine Re­
fonn; die Refonn Ist dringlich. Es steht fest, dass Arbeitslose 
in gewissen Fällen höhere Entschädigungen erhalten als 
Wehnnänner. Die künftige Mutterschaftsverslcherung wird 
mit der parlamentarischen Initiative Simmen beantragt. Diese 
Initiative liegt seit dem 5. Dezember 1996 auf dem Tisch die­
ses Hauses. 
Was geschieht nun, wenn das EO-Promille zur IV transferiert 
wird? Es besteht Unsicherheit bei der EO; es besteht Unsi­
cherheit mit Blick auf die künftige Mutterschaftsversicherung 
gemäss parlamentarischer Initiative; und die Unsicherheit bei 
der IV, angesichts der schlechten finanziellen Lage, bleibt 
bestehen, denn diese Verlagerung nur für 1998 und 1999 Ist 
keine Lösung. Das Departement muss so oder so sofort eine 
neue, tiefgreifende Sanierung an die Hand nehmen. 
Wenn Eintreten, d. h. Zustimmung zum Beschluss des Natio­
nalrates, beschlossen würde, wäre die Folge also eine allge­
meine Unsicherheit bei allen drei Sozialversicherungen. Das 
Problem IV würde in keiner Weise gelöst, auch nicht proviso­
risch, wie wir gehört haben, denn im Jahre 2000 wäre die 
Schuld der IV bereits wieder bei 1,9 Milliarden Franken. 
Aus diesen Gründen beantragt die Kommission mit 7 zu 
4 Stimmen bei 1 Enthaltung, am Beschluss unseres Rates 
festzuhalten. 

Beerli Christine {R, BE), Sprecherin der Minderheit: Ich 
möchte nicht die Argumentation wiederholen, die wir schon 
bei der ersten Debatte vorgebracht haben. Erlauben Sie mir, 
nur noch einmal zu sagen, dass für mich die Sicherstellung 
der Finanzierung der bestehenden Sozialwerke, namentlich 
der ersten Säule, absolute Priorität hat. Die Argumente, die 
von der Mehrheit der Kommission vorgebracht werden, um 
das Nichteintreten zu begründen, sind für mich schlicht un­
verständlich, namentlich auch deshalb, weil der Nationalrat 
die Vorlage redlmensionlert und auf zwei Jahre befristet hat. 
Ich möchte auf die einzelnen Argumente ganz kurz eingehen. 
Die Begründung, man wolle mit einem Entscheid nicht ein 
Präjudiz für eine allfällige Revision der EO schaffen, hat kei­
nerlei Hintergrund mehr und ist haltlos, wenn man bedenkt, 
dass der Beitragstransfer nur für zwei Jahre erfolgt. Zudem 
hat der Nationalrat eine Bestimmung eingefügt, die besagt, 
dass der Transfer ausser Kraft tritt, sobald die 6. EO-Revi­
sion in Kraft tritt. Mit der EO kann also in keiner Art und Welse 
mehr argumentiert werden. 
Der mentale Vorbehalt wegen der Finanzierung der Mutter­
schaftsversicherung Ist ebenso absurd. Wie kann die Finan­
zierung der Mutterschaftsverslcherung in Frage gestellt wer-
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den, wenn 1 Promille nur für die Jahre 1998 und 1999 Ober­
tragen werden soll? Nicht einmal die grössten Optimisten fOr 
die Einführung der Mutterschaftsversicherung werden davon 
ausgehen, dass wir diese Mutterschaftsversicherung schon 
In den Jahren 1998 und 1999 In Kraft haben. Diese Ubertra­
gung von 1 Promille für diese beiden Jahre kann die Mutter­
schaftsverslcherung In keiner Art und Welse tangieren. Auch 
diese Argumentation ist haltlos. 
Wenn nun - jetzt kommt ein neues Argument dazu -, nach­
dem die Vorlage durch den Nationalrat redimensioniert wor­
den Ist, von «Pflästerllpolitik» gesprochen und gesagt wird, 
dass man nur noch etwas so Geringfügiges mache, dass es 
sich überhaupt nicht lohne, es an die Hand zu nehmen, dann 
erscheint mir auch diese Begründung absolut haltlos. Ich 
nehme an - dies eine Klammerbemerkung -, dass Sie dann, 
wenn das Dach Ihres Hauses ein Loch hat und es in die 
Stube regnet, auch einen Eimer darunterstellen oder einen 
Ziegel auswechseln und nicht bis zur Totalsanierung des Da­
ches warten. 
Die Begründung ist auch Insofern gefährlich, als Sie, wenn 
Sie auf diese Vorlage nicht eintreten, der IV ab dem Jahre 
2000 andauernd - nicht nur für ein paar Jahre, sondern Jahr 
für Jahr - schlicht und einfach 20 Millionen Franken zusätzli­
che Ausgaben für Schuldzlnsen aufbürden. Ich möchte Ihnen 
diese Zahl kurz etwas aufschlüsseln: 
Gemäss dem Beschluss des Nationalrates soll bis Ende 1999 
1 Promille von der EO zur IV verlagert werden. Dies bedeutet 
eine Verschiebung von insgesamt 450 Millionen Franken von 
der EO zur IV. Ein Lohnpromille entspricht 225 Millionen Fran­
ken pro Jahr. Die EO wird - das ist hier wichtig zu wissen -
voll durch Lohnbeiträge finanziert. Bei der IV finanziert die öf­
fentliche Hand die Hälfte der Ausgaben. Davon trägt der Bund 
drei Viertel und tragen die Kantone einen Viertel. Wird tor zwei 
Jahre ein Lohnpromille von der EO zur IV verlagert, so redu­
zieren sich die Schulden der IV um rund 450 Millionen Fran­
ken. Die Folge ist eine Entlastung bei den Schuldzinsen von 
20 MIiiionen Franken, und zwar wiederum - ich habe es be­
reits erwähnt - für jedes Jahr ab dem Jahre 2000. 
Dies bedeutet jährliche Einsparungen von 7,5 Millionen Fran­
ken für den Bund und von 2,5 Millionen Franken für die Kan­
tone. Im Gegenzug dazu vermindern sich natürlich die Zins­
einnahmen der EO entsprechend, nämlich um 20 Millionen 
Franken. Da der EO-Fonds aber noch sehr gut bestückt ist, 
m0ssen wir ihm nicht noch zusätzliche Einnahmen zu Lasten 
der öffentlichen Hand zukommen lassen. Die Reduktion der 
Schuldzinsen um 20 Millionen Franken bei der IV - dies auch 
nur eine Klammerbemerkung, aber sie scheint mir doch we­
sentlich - bzw. diese 20 Millionen Franken entsprechen in 
etwa den Jährlichen Ausgaben für die IV-Viertelsrente. Man 
kann mit diesen Ausgaben von 20 Millionen Franken wesent­
lich bessere Dinge tun, als Schuldzinsen zu bezahlen. 
Es stimmt einfach nicht, wenn von der Mehrheit der Kommis­
sion angeführt wird, das Ganze erfolge praktisch erfolgsneu­
tral, weil es ja nur darum gehe, im gleichen Fonds Finanz­
massen zu verschieben. Dies stimmt nicht, weil wir es hier 
mit einer verschiedenen Finanzierung zu tun haben. Ich habe 
es schon erwähnt: Die EO wird voll über Lohnbeiträge finan­
ziert, während bei der IV die Hälfte von der öffentlichen Hand 
bezahlt wird. 
Dies bedeutet ganz klar folgendes: Wenn Sie auf die Vortage 
nicht eintreten, dann bürden Sie der öffentlichen Hand Jähr­
lich Ausgaben von zusätzlich 10 MIiiionen Franken auf -
7,5 Millionen Franken für den Bund und 2,5 Millionen Fran­
ken für die Kantone. Ich kann nicht begreifen, wie die Mehr­
heit der Kommission in einer Zelt, in der wir im Bereich von 
Hunderttausenden von Franken Sparübungen machen und 
nach Einsparmöglichkeiten suchen, hier sich für ein Nichtein­
treten entscheiden kann und ohne weiteres in Kauf nimmt, 
dass wir auf 1 o Millionen Franken verzichten, dass wir 
10 Millionen Franken praktisch in den Sand setzen. 
Ich bitte Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem Beschluss 
des Nationalrates zu folgen. 

Rochat Erle (L, VD): Mme Beerli vient de dire que les argu­
ments de la majorite de la commisslon etaient «schlicht und 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Invalidenversicherung. 4. Revision 

einfach unverständlich». Je crois qua c'est faire peu de cas, 
malgre tout, des sentiments qul ont gulde, d'une part, notre 
votation lors du premier vote devant ce Conseil, d'autre part 
les debats de la commission hier. 
Nous avons refuse d'entrer en matiere sur ce projet d'arrAte, 
l'arrAte c, en raison des multiples insecurites qu'lmplique 
aujourd'hul cette fac;:on de proceder. Je rappelle qua la revi­
sion de l'AI, dans sa premiere partie, dont las espolrs d'eco­
nomies sont extrAmement mlnces, n'est pas encore termi­
nee. Je rappelle que nous n'avons qua des propos oraux 
quant a l'eventuel contenu d'une revision du regime des allo­
cations pour perte de gain. Je rappelle qua, pour un certain 
nombre de membres de la commisslon, mais pas tous, ie pro­
bleme de l'assurance-matemite se pose de fac;:on aigue, et je 
dis finalement qu'il est peu d'exemples qu'un changement 
d'affectation ou qu'une nouvelle affectation de 1 pour mllle du 
salalre soit un jour supprimee. 
A ce titre, je ne veux pas dire qua la solution proposee par le 
Conseil national est une solution sparadrap. II taut quand 
mAme tenir compte du cadeau important - 2,2 miiliards de 
francs - que nous avons vote avec l'arrete B, mais il taut 
aussl tenlr compte de l'etendue de Ja plale a laquelle il faudra 
blen un jour apporter remede. Mals Ja solutlon du Conseil na­
tional est encore plus insatisfaisante que celle que nous pro­
pose Je Conseil federal. Cette solutlon conslste a limiter a 
deux ans le transfert de 1 pour mille des APG. On augure 
deja qua des prolongations seront necessaires. Ensuite, on 
impose au Conseil federal dans ces deux ans - l'amende­
ment qul a ete depose, c'est presque une motion - de faire 
une revision sectorielle des APG. Or, nous savons qu'a part 
cette assurance, toutes las autres sont dans une sltuatlon 
economique extremement dltficlle qui merite une analyse et 
des solutions globales. 
En concluslon, est-il urgent devoter auJourd'hui cet antlte fe­
deral? Etait-11 mAme urgent de le voter au cours de la mAme 
session dans las deux Chambres? Nous connaissons cette 
situation depuis le rapport IDA-Flso 1 que nous avons etudie 
II y a une annee. C'est vrai qua la situatlon de l'assurance-in­
validite est lnquietante, mais Mme Beerli vient de donner las 
chiffres: l'economie d'interAts qua permettra le transfert de 
ces 2,2 mllliards de francs, soit 20 millions de francs, c'est 
evidemment bien peu par rapport a l'ampleur du deficit de 
cette assurance. 
La veritable solution, non seulement pour l'assurance-lnvali­
dite, mais pourtoutes las autres assurances federales, passe 
par une revlsion du systeme de fonctionnement et une revi­
sion du systeme global de financement, mais aussi de reser­
ves de toutes ces assurances. II n'y a pas d'urgence a voter 
cet antlte federal, mais il y a en revanche urgence a reviser 
la lol sur l'assurance-invalidite et la loi sur le regime des allo­
cations pour perte de gain. 
Je vous recommande de confirmer votre vote du premler de­
bat et de ne pas entrer en matiere sur cet aml!lte. 

Saudan Franc;:oise (R, GE): Je vous rejoins sur un point, 
Monsieur Rochat: c'est vrai qu'il y a une grande insecurite, 
mais aux trois insecurites qua vous avez mentionnees, vous 
aJoutez une insecurite financiere pour une des assurances 
sociales qui est un des piiiers les plus importants de notre 
systeme. C'est en cela que la decision me semble irrespon­
sable. 
Vous avez parle de cadeau, Monsieur Rochat. II ne s'agit pas 
de cadeau en l'occurrence, il s'agit simplement d'eviter, pour 
les cantons, pour les entreprises et pour las assures qui, eux, 
assument ensemble 62,5 pour cent des charges de l'assu­
rance-invalidite, de grever tout a fait artificiellement las comp­
tes de cette assurance par des charges d'interets. Ca n'est 
donc pas un cadeau, c'est une politique blen comprise dans 
l'lnterAt, Je le repete, des cantons, des entreprises et des as­
sures. 
Je n'interviendral pas plus longtemps, parce qua Mme Beerti 
a deja dit l'essentiel de ce que je voulais dire, mais j'al l'im­
presslon qua le Conseil federal se trouve dans la situation 
d'un conseil d'administration qui aurait deux fillales dont l'une 
marche tres bien et l'autre tres mal; on est en train de restruc-
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turer, il y a urgence a transferer des fonds: II y a en projet une 
autre filiale dont l'avenir est greve de beaucoup d'incertitu­
des, et nous dlsons: on va reserver nos moyens pour creer 
cette nouvelle fillale, alors qu'il y an a une qui est dans une 
situation absolument catastrophique. Je trouve cela totale­
ment absurde et irresponsable! 
D'autre part, Mme Beerli a mls l'accent, a juste titre, sur la dif­
ficulte qua nous aurons a realiser des economies. Je ne veux 
pas faire etat lcl des debats en commisslon concemant la 
suppresslon du quart de rente qui a ete proposee par le Con­
seil federal, on a deja vu las retlcences qu'elle suscitait au 
sein de notre propre commisslon. Et je ne parle pas de toutes 
les autres mesures qul devront etre envisagees, qul seront 
lnfiniment delicates a aborder sur le plan politlque. 
C'est pourquoi je vous encourage vivement, simplement par 
esprlt de clarte et de transparence, par esprlt de responsabl­
llte et compte tenu des engagements que nous demandons 
aux cantons, aux entreprlses et aux salaries, a voter la pro­
position de minorlte. 

Loretan Willy (R, AG): Wenn man die Exponenten der bei­
den Seiten votieren hört, muss man sagen: Irgendwo haben 
beide recht. Ich habe diese Situation in jüngeren Jahren als 
Richter häufig erlebt, und der Ausweg war und ist meistens 
so, dass man das Problem von einer anderen Seite anpackt 
und dann zu einer Lösung kommt - gut, Sie kennen meine 
Lösung natürlich-, die einem als richtig erscheinen mag. 
Ich gehe, wie Kollege Rochat, von Grundsatzüberlegungen 
aus und empfehle Ihnen daher, dem Antrag der Mehrheit zu­
zustimmen und am Nlchtelntretensbeschluss festzuhalten. 
Ich möchte der Minderheit und dem Bundesrat in Erinnerung 
rufen, dass Immerhin der Kapitaltransfer von 2,2 Milliarden 
Franken unter Dach und Fach Ist. Auch er war bestritten. 
Mehr als die Hälfte des Ziels Ist damit erreicht. Man sollte sich 
vielleicht für den Moment damit zufrieden geben. 
Vier kurze Bemerkungen, auf die Gefahr hin, mich aus der er­
sten Debatte vom 24. September 1997 zu wiederholen: 
1. Die vom Bundesrat immer wieder versprochene, dringliche 
EO-Revision lässt nach wie vor auf sich warten. Damit blei­
ben die stossenden Ungerechtigkeiten, die auch Herr Cottier 
erwähnt hat, dass nämlich junge Leute besser entschädigt 
werden, wenn sie arbeitslos sind, als wenn sie militärische 
Dienste leisten, bestehen. Das dürfen wir aus grundsätzli· 
chen Uberlegungen nicht hinnehmen. Ich wiederhole: Ich bin 
erst dann bereit, auf «Transferübungen„ einzutreten, wenn 
wir wissen, wie die EO-Revision im Detail aussieht. 
2. Ich frage nach wie vor: Warum hat man uns denn nicht 
gleichzeitig die EO-Revision vorgelegt, wenn man schon den 
Bericht IDA-Flso 2 für diese IV-Revision nicht abwarten 
wollte? Vor Vorliegen dieses Berichtes sollten keine Promil­
letransfers vorgenommen werden. 
3. Eine IV-Sanierung auf Dauer kann nicht auf diesem Weg 
gelingen; sie muss auch von der Aufwandseite her ange­
packt werden. Herr Cottier hat dazu die nötigen Ausführun• 
gen gemacht. 
4. Die Gefahr, dass sich der Promilletransfer von der EO in 
die IV - sei es, einmal vorläufig, gemäss dem Entwurf des 
Bundesrates bis Ende 2007 oder gemäss dem Beschluss 
des Nationalrates für vorläufig zwei Jahre - perpetuieren 
wird, Ist sehr gross. Ich erinnere Sie an das Bestreben des 
Bundesrates, das dritte Lohnprozent für die Arbeitslosenver­
sicherung - das man auch auf Zelt, beschränkt, beschlossen 
hat - jetzt zu verewigen. Wir werden darüber noch zu befin­
den haben. 
Man sollte also heute nicht den kleinen Finger geben, sonst 
ist bald die ganze Hand - ja der ganze Arm - weg; denn an­
dere werden sich auch der Lohnpromille aus der EO-Kasse 
bedienen wollen, wenn wir heute bei dieser «Übung» mitma­
chen. 
Ich beantrage Ihnen daher aus diesen vier Gründen und vor 
allem aus grundsätzlichen Überlegungen, der Mehrheit zu 
folgen. 

Schlesser Fritz (R, GL): Als Mitglied der Minderheit erlaube 
ich mir hier auch noch einige Bemerkungen. 

Zum Argument der dreifachen Unsicherheit, das von Herrn 
Cottier vorgetragen worden ist: Das gibt es schlicht und ein­
fach nicht. In einem Sozialversicherungszweig, der über­
haupt noch nicht existiert, kann keine Unsicherheit entstehen. 
Es wird jetzt immer wieder so getan, als ob wir im «Dreieck» 
lnvalldenversicherung/Mutterschaftsversicherung/Erwerbs­
ersatzordnung gleichsam einen Ausgleich finden m0ssten. 
Wir werden nicht darum herumkommen, in diesem «Dreieck„ 
Prioritäten zu setzen, und die gehören eindeutig der Invali­
denversicherung. 
Wenn es uns nicht gelingt, beim Volk den Eindruck zu erwek­
ken, dass wir vorerst nichts anderes wollen, als das zu erhal­
ten, was wir geschaffen haben, dann werden alle weiteren 
Ausbauwünsche am Volksentscheid scheitern. Davon bin Ich 
überzeugt. Wenn Sie glauben -das möchte Ich vor allem den 
Vertretern der Vorlage zur Mutterschaftsverslcherung hier 
sagen-, dass Sie mit einem Lohnpromilletransfer von der EO 
in die Mutterschaftsversicherung, zu Lasten der Invalidenver­
sicherung, beim Volk durchkommen, dann kann ich Ihnen sa­
gen, dass es kaum eine Vorlage gibt, die im Volk einfacher 
zu bekämpfen sein wird. Man braucht bloss darauf hinzuwei­
sen, dass diese Mutterschaftsversicherung nur auf Kosten 
der Invalidenversicherung entstanden ist. Man sollte hier die 
Realitäten nun wirklich ganz klar sehen. 
Wir sind dazu aufgerufen, die Invalidenversicherung in Ord­
nung zu bringen. Was uns der Bundesrat vorgeschlagen hat, 
Ist ein erster kleiner Schritt in diese Richtung. Wenn wir zu 
derart kleinen Schritten nicht bereit sind, entsteht Verunsi­
cherung Im Volk, namentlich in den betroffenen Kreisen der 
Invalidenversicherung. Aus den Reaktionen, die ich als Kom· 
mlssionspräsident nach unserem ersten Entscheid erhalten 
habe, darf ich Ihnen sagen, dass man in den betroffenen 
Kreisen ganz genau beobachtet, was wir hier machen, vor al• 
lem nach dem Entscheid des Nationalrates. 
Eine Bemerkung zur EO-Revision: Frau Bundesrätin Drel­
fuss hat auf entsprechende Fragen in der ersten Runde hier 
in Aussicht gestellt, dass von selten des Bundesrates eine 
EO-Revision mit Auswirkungen In der Grössenordnung von 
ungefähr 80 Millionen Franken vorgelegt wird. 
Nehmen Sie doch einmal diesen Betrag von 80 Millionen 
Franken, und sehen Sie sich den EO-Finanzhaushalt an -
auch nach einem Transfer von einem Lohnpromille von der 
EO zur IV! Wir können die Vorlage EO-Revision ohne weite­
res finanzieren, selbst wenn wir die vom Nationalrat be­
schlossene Reduktion annehmen. Wenn wir dem Beschluss 
des Nationalrates zustimmen, sind im Jahre 2000 immer 
noch rund 2,5 Milliarden Franken im EO-Finanzhaushalt vor­
handen. Das sind dreieinhalb Jahresausgaben. Man soll also 
bitte nicht so tun, als ob der Beschluss des Nationalrates eine 
EO-Revision, wie sie vom Bundesrat skizziert worden ist, ge­
fährden würde. 
Ich werde In der Budgetdebatte ganz aufmerksam zuhören, 
welche Argumente zur Begründung von schmerzlichen Spar­
schritten vorgebracht werden. Wenn wir es uns leisten kön­
nen, heute mit einem Nichteintretensentscheid die allge­
meine Bundeskasse jährlich mit 7,5 Millionen Franken zu be­
lasten, obwohl wir durch eine einfache Verschiebung für zwei 
Jahre diese Belastung beseitigen könnten, werde ich mir 
dann erlauben, bei anderen Positionen auch zu fragen: Ist 
denn das notwendig, oder könnte man dort nicht auch etwas 
grossz0giger sein? Warum müssen wir denn die allgemeine 
Bundeskasse und die Kassen der Kantone mit 1 0 Millionen 
Franken pro Jahr belasten, wenn wir durch einen einfachen 
Lohnpromilletransfer diese Belastung beseitigen können? 
Ich bitte Sie, auch die Grössenordnung im Auge zu behalten. 
Wir werden in diesem Rat im Rahmen der IVG-Revision eine 
harte Debatte Ober die Viertelsrenten führen. Der Betrag der 
Schuldzinsen, über den wir heute entscheiden, hat die Grös­
senordnung der Ausgaben für die Viertelsrenten. Auch das 
wird man uns vorhalten, je nach Entscheid, den wir heute 
treffen. 
Kollege Rochat hat gesagt, die Lösung des Nationalrates sei 
schlechter als jene des Bundesrates. Ich bin mit ihm vollkom­
men einverstanden. Wir sind aber hier in einem Differenzbe­
reinigungsverfahren. Wir können nicht mehr allzuviel verän-
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dem. Aber wir können wenigstens noch diesen «Spatz» er­
greifen, damit wir bis ins Jahr 2000 eine Verschnaufpause 
bekommen, um den zweiten Tell der 4. Revision der Invali­
denversicherung -ndlich zu erarbeiten. Das ist alles, was 
die Minderheit v gt. 
Ich bitte Sie noch einmal eindringlich: Treten Sie auf diese 
Vorlage ein, nehmen Sie den Kompromissvorschlag des Na­
tionalrates an, entlasten Sie damit die Rechnung der lnvali­
denverslcherungl Niemand spricht davon, dass wir damit die 
Invalidenversicherung sanieren. Aber Sie geben ein klares 
Zeichen, dass die Priorität auch In diesem Rat darin besteht, 
die Invalidenversicherung In Ordnung zu bringen. Weitere 
Wünsche sind nachher zu beurteilen. 

Schmid Carlo (C, Al): Ich glaube: In diesem Rat Ist niemand 
gegen die Auffassung des Kommissionspräsidenten, dass 
die Priorität im Sozialversicherungsbereich im Jetzigen Mo­
ment darin besteht, die bestehenden Sozialversicherungen 
zu sanieren und so zu erhalten, dass sie auch In Zukunft ihre 
Leistungen für unsere Bevölkerung erbringen können. Ich bin 
überzeugt, dass selbst in Kreisen, die mir nahestehen, die Er­
haltung der bestehenden wichtiger und höher eingeschätzt 
wird als die Einführung von neuen Versicherungen. Von da­
her, Herr Schlesser, Ist die Prioritätensetzung durchaus in Ih­
rem Sinne vorzunehmen. Ich gehöre, mit anderen Worten, 
nicht zu jenen, die irgendwelche Geldmittel auf der Seite ha­
ben wollen, um eine Mutterschaftsversicherung finanzieren 
zu können. Ich gehöre auch nicht zu jenen, die jetzt be­
stimmte Geschichten von der IV fernhalten wollen, um im 
Rahmen der EO besser vorwärtszukommen. Mir geht es, 
wenn ich für Festhalten plädiere, ausschliesslich um die IV. 
Auch ich habe ein bestimmtes und recht weit entwickeltes 
Sensorium für die öffentlichen Finanzen. 7,5 Millionen Fran­
ken pro Jahr zu haben oder nicht zu haben, das macht nach 
alter PrimarschOlerrechnung 15 Millionen Franken pro Jahr. 
Ich bin durchaus mit Ihnen einverstanden, Herr Schiesser. 
Aber ich will Ihnen eines sagen - und damit komme ich auf 
die Metapher von Frau Beerli zu sprechen -: Klar Ist es nicht 
sehr intelligent, immer wieder einen Tiegel unten hinzustel­
len, wenn das Dach rinnt; aber es geht ja nicht darum, das 
Dach rinnen zu lassen, bis man eine Gesamtsanierung ma­
(2hen muss; es geht darum, relativ rasch die Wurzel des 
Ubels anzugehen, nämlich neue Ziegel auf das Dach zu tun. 
Darum geht es. 
Ich kenne uns natürlich: Das Interesse daran, das Dach neu 
zu decken, bleibt nur so lange bestehen, als dieses blöde 
Dach rinnt und das tatsächlich stört, weil der Teppich im Zim­
mer nass wird. Wenn wir aber immer einen Tiegel hinstellen, 
dann haben wir absolut keinen Beweggrund, zu einer Sanie­
rung des Daches zu kommen. 
Sie gehen hin und verschieben heute einen bestimmten Teil 
der Beiträge an die EO in die IV. yvenn das eines Tages nicht 
mehr gelingt, kommt die zweite Ubung: Man sagt, man habe 
immer noch ein Volumen von dreieinhalb Jahresauszahlun­
gen in der EO, man mache noch einmal einen Kapitaltrans­
fer. Wenn das dann die Schulden bei der IV wieder einiger­
massen gedeckt hat, dann sagt man: Jetzt holen wir noch ein 
zweites Promille von der EO, dann haben wir wieder ein paar 
Jahre Ruhe. Das ist die Politik, vor der ich mich fürchte! Das 
will ich nicht. 
Ich will nicht die IV aushungern; ich will auch nicht die EO mä­
sten; und Ich will keine Vorräte zugunsten der Mutterschafts­
verslcherung. Ich will, dass wir einen Druck haben, so rasch 
wie möglich das Dach der IV zu sanieren. Das gelingt Ihnen 
nur, wenn Sie am Beschluss unseres Rates festhalten. 

Cottler Anton (C, FR), Berichterstatter: Ich will kurz auf zwei 
Bemerkungen eingehen, die hier In der Debatte gefallen sind. 
Niemand von der Mehrheit spricht von erfolgsneutraler Ope­
ration. Wir kennen die Wirkungen für den Bund und für die 
Kantone. Die Beträge sind gering, aber sie sind immerhin da. 
Dies gestehe ich zu. Aber angesichts der jährlichen Defizite 
von zuerst 600 Millionen, dann 800 Millionen, dann von 
1 MIiiiarde Franken, müssen wir doch anerkennen, dass 
diese Wirkungen sehr, sehr gering sind. 
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Zum Klima der Unsicherheit: Frau Saudan, die Unsicherheit 
bei der IV erzeugen nicht wir, die wir auf diesen Beschlussent­
wurf nicht eintreten wollen, die Unsicherheit bei der IV be­
steht. Aber sie greift auch auf andere Versicherungen über. 
Herr Schiesser, die Vorlage zur Mutterschaftsverslcherung 
liegt auf dem Tisch des Hauses. Wir werden uns damit be­
züglich der Finanzierung In der nächsten Session auseinan­
dersetzen müssen. Die parlamentarische Initiative Simmen 
sieht vor, dass 1 EO-Promille für diese Finanzierung beizu­
ziehen ist. Es Ist ein Problem, das besteht, und wenn wir 
heute diese 2 Promille verlagern, dann tun wir der Initiative 
Simmen bereits unrecht. Ich hoffe auf eine nachhaltige glo­
bale Sanierung, wie Herr Schmid dies gesagt hat. Einer sol­
chen Sanierung der IV werden wir zustimmen. 

Beerli Christine (R, BE), Sprecherin der Minderheit: Die Vo­
ten der Herren Schmid und Cottler veranlassen mich, kurz zu 
zwei Punkten Stellung zu beziehen. 
Ich bin absolut bereit, bei den IV-Sparrnassnahmen aktiv mit­
zuwirken. Wir sind in der Kommission auf die 4. IV-Revision 
eingetreten. Wir versuchen, wo immer möglich, Sparpotential 
zu eruieren und das auch effektiv umzusetzen. Wir müssen 
uns aber darüber im klaren sein, dass man die IV nicht aus­
gabenseltig sanieren kann; das ist schlicht und einfach nicht 
möglich. Die IV Ist ein Sozialwerk, zu dem wir stehen; man 
kann nicht so tun, als ob praktisch alle Leute, die IV beziehen, 
irgendwelche Missbrauchstatbestände setzen worden, und 
daraus ableiten, dass man die Schraube deshalb immer stär­
ker anziehen m0sse. Ich empfinde es als ein sehr fragwürdi­
ges Argument, wenn gesagt wird: Wir lassen nun einmal den 
Finanzhaushalt der IV so schlecht werden, bis das Ganze in 
sich zusammenfällt und wir wirklich gezwungen sind, den 
Gürtel enger zu schnallen. Wenn wir die Möglichkeit haben, 
etwas zur Sanierung des IV-Haushaltes beizutragen, dann 
m0ssen wir es tun. 
Zur Argumentation von Herrn Cottier: Die Mutterschaftsversi­
cherung und die parlamentarische Initiative Simmen können 
schlicht und einfach nicht beigezogen werden. Dieser Trans­
fer von 1 Promille gilt für zwei Jahre. In diesen zwei Jahren 
werden wir die Mutterschaftsversicherung ganz sicher nicht 
haben, auch wenn wir so rasch wie möglich arbeiten würden; 
diese Argumentation zieht überhaupt nicht. 
Zur Geringfügigkeit des Sparpotentials-20 Millionen Franken 
insgesamt, 1 0 Millionen Franken f0r die öffentliche Hand-: Ich 
muss Ihnen sagen: Wer den Rappen nicht ehrt, ist des Fran­
kens nicht wert. Für mich ist das ein Sparpotential, das man 
nicht ungenutzt lassen darf. 

Slmmen Rosemarie (C, SO): Ich bin verschiedentlich ange­
sprochen worden und möchte doch ganz kurz etwas dazu sa­
gen. Wir befinden uns bezüglich der Sozialversicherungen in 
einer Situation des Unglelchgewichtes; das ist mehrfach an­
gesprochen worden. Es gibt eine Sozialversicherung, die wir 
noch nicht haben und die gerade deshalb gefährdet ist. 
Darum ist es für mich auch eine etwas schwierige argumen­
tative Situation. Sie werden mir sagen, es sei ein «proces 
d'lntention», den Ich Ihnen jetzt hier mache, wenn Ich Ihre 
Aussage, die Mutterschaftsversicherung sei überhaupt nicht 
gefährdet, das Ganze habe keinen Einfluss auf sie, be­
zweifle. 
Wir stehen wenige Wochen davor, wieder eine Vorlage für 
die Mutterschaftsversicherung beraten zu können. Das ist ein 
heikles Gebiet; es ist jetzt noch eine zarte Pflanze. Sie alle 
wissen, dass sie nicht unbestritten ist - vor allem wegen des 
Arguments: Wir wollen zuerst einmal das, was wir jetzt ha­
ben, sichern; dann können wir immer noch sehen, ob etwas 
Neues kommt. 
Ich bin der festen Überzeugung, dass jetzt eine Entschei­
dung, die über Promilleverschiebungen gefällt wird, eine prä­
judizierende Wirkung auf die Mutterschaftsversicherung ha­
ben wird - ob wir das wollen oder nicht, ob wir das beabsich­
tigen oder nicht. Aber das wird so sein; Politik hat auch mit 
Psychologie zu tun. 
Deshalb denke ich, dass wir es verantworten können, nicht 
auf den vorliegenden Promilletransfer einzutreten, nachdem 
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wir Ja den Kapitaltransfer von 2,2 Milliarden Franken be­
schlossen haben. Wir haben in den nächsten Wochen die 
Möglichkeit, Ober dieses letzte Glied in der Kette der Sozial­
versicherungen, die Mutterschaftsversicherung, zu beraten; 
wir können dafür sorgen, dass im selben Zeitpunkt, den wir 
für den Promilletransfer aufgrund der Vorlage des National­
rates beschlossen hätten, das Gesamtwerk der Sozialversi­
cherungen fertiggestellt wird. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Permettez-moi de re­
mercier le Parlament d'avoir accepte de transferer 2,2 mll­
liards de francs du fonds de compensation du regime des 
APG a celui de l'assurance-invalidite. Mais permettez-moi 
aussi de plaider pour que l'on fasse davantage, au moins 
dans le sens de ce qu'a declde le Conseil national. En vous 
ecoutant, j'ai le sentlment tres clair qu'II ne s'agit meme plus 
vraiment de ces deux fois 225 millions de francs, en d'autres 
termes de ces 450 milllons de francs, mais d'utlliser une de­
cision pour faire pression sur le Conseil federal et aussi sur 
vous-memes, afln de lier trols oeuvres de la securite sociale 
entre elles. Ce lien n'a pas du taut l'lmportance, l'ampleur qui 
lui permettrait effectivement d'aglr de quelque facon que ce 
sott sur d'autres assurances que celles dont nous parlons ici, 
en particulier sur une autre que l'assurance-invalldite qui, 
alle, en a besoin. 
J'al l'lmpression que la majorite de la commlssion - cela a ete 
dit, ce n'est pas un proces d'intentlon - a pour but de faire 
pression. Faire pression sur qui et pourquoi? Faire pression 
sur le Conseil federal - la, je comprends tres blen la position 
de M. Loretan - pour qu'il «sorte rapidement du bols», si 
vous me permettez l'expresslon, et qu'II vous soumette le 
plus rapidement possible la revislon du regime des APG. La, 
la pression est clalre et alle est taut a fait legitime. Je com­
prends cette impatience, mais je comprends aussi que, dans 
ce Conseil en particulier, la majorite d'entre vous avait cosl­
gne une recommandation, II n'y a pas si longtemps, dlsant en 
substance: «Pour des extensions, veuillez attendre s'il vous 
platt le rapport IDA-Flso 2. Nous ne sommes pas p~ts a en 
discuter avant.» 
Je sais que le Conseil federal n'a ecoute que la moitie de ce 
message. Mals en ce qul conceme les APG, sa seule motl­
vation consiste a dire qu'il vous presentera cette revlsion 
dans le cadre d'un ensemble. Parce qu'il veut aussl voir dans 
quelle mesure, a la suite du rapport IDA-Fiso 2, le type de fi­
nancement qu'il a retenu pour chacune de ces assurances -
il raste fidele a l'idee qu'il faut une vue commune, mais que 
chaque assurance doit avoir sa loglque propre, son propre fi­
nancement - est Ideal, le plus adequat. 
Volla la raison pour laquelle le projet des APG ne vous a pas 
ete soumis et n'a pas ete inclus dans la decision de juln du 
Conseil federal, mais j'ai deJa eu l'occasion de vous dire que 
taut le travail preparatoire est fait. Le modele a ete envoye en 
procedure de consultation. Aux yeux du Conseil federal, ce 
projet paraissait trop luxueux dans un temps ou il faut vrai­
ment serrer tous les boulons. II a donc reajuste ce projet qui 
permet maintenant de resoudre, au niveau des prestatlons, 
ce point qul a ete justement denonce, a savoir que des jeu­
nes au servlce militaire recevraient moins d'argent et 
auraient plus de difflcultes que s'ils etalent au chömage. 
Mais, meme si on cholsissait une formule plus luxueuse, 
nous aurions les moyens, a cause de l'argent accumule dans 
le fonds de compensation du reglme des APG, a cause du 
taux d'equilibre, de faire cette reforme. Je repete donc tres 
clairement les Intentions que le Conseil federal a enoncees 
plusieurs fois. 
La seule modiflcation se rapporte au calendrier, a cause du 
lien a faire avec le rapport IDA-Fiso 2. Le Conseil federal a 
tous les elements pour prendre une decision, et II a l'lntention 
de la prendre au debut de l'annee prochaine, une fois connu 
le rapport IDA-Fiso 2. II n'y a aucune insecurite, vraiment 
aucune, au sujet des possibilites financleres d'une reforme 
du reglme des APG. Encore une fols, on peut prendre une 
decislon pour faire pression sur le Conseil federal et lui de­
mander de mettre ceci aujourd'hul sur la table, mals je pense 
que la motlon que j'al acceptee au nom du Conseil federal 

lors du premier round de la discussion sur ce sujet devralt 
sufflre en plus de ce que je viens de repeter ici. 
Faire pression pour la realisation de l'assurance-matemite, 
c'est aussi un souci legitime. II est blen sOr partage par le 
Conseil federal, qui veut que cette promesse soit realisee et 
qui de ce fait vous a soumls un message allant justement 
dans ce sens, au-dela de ce que la recommandatlon signee 
par une majorlte de membres de votre Conseil lui avait de­
mande de faire. Le Conseil federal a presente un proJet de fi­
nancement pour l'assurance-matemite. II croit que ce projet 
de financement est, au stade actuel, Justement dans la logl­
que de cette assurance. II est bien sOr pret a reconsiderer au 
vu d'IDA-Fiso 2, au vu des discussions que vous allez mener, 
s'il y a une forme de financement plus opportune. Pourquoi 
pas? Mals une chose est certalne: ca n'est pas avec 
450 mllllons de francs repartis sur deux ans que l'on aidera Je 
moins du monde a trouver une nouvelle forme de finance­
ment pour l'assurance-matemite. II n'y a aucun lien. La, il n'y 
a aucune presslon a exercer, sinon sur vous-mEltmes. Mais 
vous savez blen que cette pression est des plus ambiguäs 
puisque les appetits eveilles par ces malheureux 450 millions 
de francs sont tels que chacun a envie de les avolr. 
Je dois dire ici: oui, la demande que je formule au nom de 
l'assurance-invalidite de pouvoir disposer de ces 450 mllllons 
de francs est la plus legitime de ces trois revendications legi­
times. C'est la plus legitime parce qu'elle a un effet immediat, 
parce que les choses sont mOres, que les discussions sont 
engagees et que nous avons besoin de cet argent pour eco­
nomiser- Mme Beerli l'a dit - 20 milllons de francs par annee 
dans le campte de I' Al. 20 Millions de francs par annee, ca 
n'est pas rienl Dans deux ou trois mois, nous devrons «grat­
ter», si vous me permettez l'expression, des centalnes de 
milllers de francs pour arrlver a boucler un budget. Alors, ces 
20 millions de francs existent. Ces 1 O millions de francs, ces 
7,5 mlllions de francs a la charge de la Confederatlon corres­
pondent, on l'a dlt, a une prestation pour laquelle je sais qu'il 
y aura une forte resistance. C'est pourquoi, que ceux en par­
ticulier qui pensent qu'II est cruel de bitter le quart de rente 
malgre toutes les mesures que nous avons prises - et je de­
fendrai ce projet pour eviter les «Härtefälle" -. que ceux qui 
craignent de prendre une teile decision a cause des conse­
quences eventuelles sur la reintegratlon des invalides se ren­
dent quand mEltme campte que l'on parle ici du montant equl­
valent a cette prestation. II ne s'agit donc pas, comme di­
raient certains, de «peanuts». 
M. Cottier m'a fait une promesse que je qualifierais peut-etre 
quand mEltme de temeralre, lorsqu'II dit qu'il sera de taute fa­
,;on prEltt a soutenlr un assainissement durable de I' Al. Ca 
veut dlre quoi? 
D'abord, qu'il nous faudra des ressources supplementaires 
pour I' Al parce que le taux d'equilibre est actuellement de 
1,7 pour cent. Le Conseil federal ne veut pas demander 
aujourd'hul a l'economie d'augmenter ses prestations. II ne 
veut en taut cas pas le faire avant qu'IDA-Fiso 2 nous alt Jus­
tement permls de faire cet examen global. Cette voie-la est 
donc bouchee. 
Ensuite, redulre les prestationsl Nous vous le proposons 
dans une premiere partie et nous vous le proposerons, mal­
heureusement, dans une deuxieme partle de la4e revision 
de l'AI. La premiere partie, vous l'avez sur la table. En quoi 
voulez-vous faire pression dans ce domalne, alors que ce 
dont nous pouvons assumer la responsablllte, nous vous le 
proposons aujourd'hui? Ce dont nous ne pouvons pas assu­
mer la responsabilite - parce que nous avons besoin d'etu­
des supplementaires pour savolr quels sont les effets des 
mesures sur les prestatlons de l'assurance-invalidite -, nous 
vous demandons de nous donner les moyens de le realiser, 
a savoir de faire ces etudes pourvous presenter un projet im­
mediatement apres. 
Enfln, il raste une posslbilite: celle de transferer des ressour­
ces dont on n'a pas besoin a un endroit pour attenuer le pro­
bleme a. un autre endrolt. C'est ce que nous vous proposons. 
Et ces 450 mlllions de francs - je Je dis encore une fois - ne 
sont pas necessalres aux APG, nl, dans l'immedlat, a l'assu­
rance-matemite, parce que cela conceme les annees 1998 
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et 1999, mais ils sont absolument necessaires a l'AI ou ils 
sont utiles et opportuns. 
Volla la raison pour laquelle, au nom du Conseil federal, je 
me dois d'insister. C'est aussi une täche d'assainissement 
des finances publiques et la possibilite de poursuivre le tra­
vail, de preparer les revisions futures de l'assurance-invali­
dite, sans devolr faire du travail bäcle. C'est le sens de ce 
projet que nous vous presentons. 
Je dois terminer cette Intervention en disant que ]'ai insiste II 
maintes reprises sur le falt que ceci n'assainlssait pas le 
fonds de compensation de I' Al, de faQOn definitive ou dura­
ble. Je reviendrai donc devant vous avec d'autres projets 
pour l'AI, mais je dois vous dire que Je reviendrai tres proba­
blement avec un projet prevoyant une augmentation des res­
sources de l'AI, parce que cette assurance-la, element du 
1 er plller, est sollicitee d'une faQOn teile et joue un tel röle 
dans notre societe que je ne peux pas imaginer que les me­
sures d'economies suffiront a l'assainir durablement. 
Voilä la raison pour laquelle c'est deja la deuxieme fois que 
je viens devant vous pour defendre ce projet. Si vous preniez 
la declsion de ne pas entrer en mattere, je reviendrais encore 
plus rapldement. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 

(Nichteintreten) 
Für den Antrag der Minderheit 

(Eintreten) 

25Stlmmen 

15 Stimmen 
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Invalidenversicherung. 
4. Revision (erster Tell) 
Aasurance-invalidite. 
4e revision (1 ere partle) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Siehe Seite 970 hlervor - Volr page 970 cl-devant 
Beschluss des Nationalrates vom 6. Oktober 1997 
Dkislon du Conseil national du 6 octobre 1997 

B. Bundesbeschluss über die Verlagerung von Mitteln 
des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung In die 
lnvalldenverslcherung 
B. Arrete federal concernant le transfert de capltaux du 
Fonds de compensatlon du reglme des allocatlons 
pour perte de galn en faveur de l'assurance-lnvalldlte 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

36 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

E 1 O octobre 1997 
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97.052 

lnvalldenverslcherun9. 
4. Revision (erster Teil) 
Assurance-invalidlte. 
4e revision (1ere partie) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Siehe Seite 1946 hlervor - Volr page 1946 cl-devant 
Beschluss des Ständerates vom 1 0. Oktober 1997 
D6clslon du Conseil des Etats du 10 octobre 1997 

2326 

B. Bundesbeschluss Ober die Verlagerung von Mitteln 
des Ausgleichsfonds der Erwerbsersatzordnung In die 
lnvalldenverslcherung 
B. Arrite federal concemant le transfert de capltaux du 
Fonds de compensatlon du reglme des allocatlons 
pour perte de galn en faveur de l'assurance-lnvalldlte 

Namentliche Abstimmung 
Vote nominatif 
(Ref.: 1233) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen - Acceptent /e projet: 
Aguet, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedi, Baumann 
Stephanle, Baumberger, Bäumlin, Beguelin, Berberat, 

Blrcher, Blaser, Borel, Bosshard, Bühlmann, Bührer, Burge­
ner, Caccia, Carobblo, Cavadinl Adriano, Chiffelle, Christen, 
Columberg, Comby, David, de Dardel, Delss, Dettllng, Die­
ner, Dormann, Dünki, Dupraz, Durrer, Eberhard, Egerszegl, 
Ehrler, Engler, Epiney, Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, 
Filliez, Fischer-Seengen, Frey Claude, Gadient, Goll, Gon­
seth, Grendelmeier, Grobet, Gros Jean-Michel, Gross Jost, 
Grossenbacher, Guisan, Günter, Gysin Hans Rudolf, Gysin 
Remo, Haering Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Heber­
lein, Hegetschweiler, Heim, Herczog, Hess Peter, Hochreu­
tener, Hollenstein, Hubacher, lmhof, Jans, Jaquet, 
Jeanprötre, Jutzet, Kühne, Lachat, Langenberger, Lauper, 
Ledergerber, Leemann, Leu, Leuenberger, Loeb, Loretan 
Otto, Lötseher, Maitre, Marti Werner, Maury Pasquier, Meier 
Hans, Meier Samuel, Müller Erich, Müller-Hemm!, Nabholz, 
Ostermann, Pelli, Philipona, Pini, Randegger, Ratti, Rech­
steiner Paul, Rennwald, Roth, Ruckstuhl, Ruffy, Sandoz 
Marcel, Scheurer, Schmid Odilo, Semadeni, Spielmann, 
Stelnegger, Steiner, Strahm, Stucky, Stump, Suter, Thanei, 
Thür, Tschäppät, Tschopp, Vallendar, Vermot, Vogel, Voll­
mer, von Allmen, von Feiten, Waber, Weber Agnes, Widmer, 
Widrig, Wiederkehr, Wittenwiler, zapfl, Zbinden, Ziegler, 
Zwygart (134) 
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Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
Aregger, Baumann Alexander, Binder, Blocher, Bonny, 
Borer, Bortoluzzl, Brunner Tonl, Dreher, Fehr Hans, Fehr Lis­
beth, Fischer-Häggllngen, Föhn, Freund, Frey Walter, Fride• 
rici, Fritschl, Giezendanner, Gusset, Hasler Ernst, Hess Otto, 
Keller, Kunz, Maspoll, Maurer, Moser, Mühlemann, Neblker, 
Oehrll, Ruf, Schenk, Scharrer Jürg, Schlüer, Schmid 
Samuel, Schmied Walter, Seiler Hanspeter, Speck, Stamm 
Luzi, Steffen, Steinemann, Theiler, Tschuppert, Vetterli, 
Welgelt, Weyeneth, Wyss (46) 

Der Stimme enthalten sich -- S'abstlennent: 
Bezzola, Engelberger, Hubmann, Kofmel, Leuba, Sandoz 
Suzette (6) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Aeppli, Cavalli, Couchepin, Ducrot, Eggly, Gross Andreas, 
Meyer Theo, Pidoux, Raggenbass, Rechsteiner Rudolf, 
Rychen, Simon, Teuscher (13) 

Präsidentin, stimmt nicht- Presldente, ne vote pas: 
Stamm Judith (1) 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 
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1269 Invalidenversicherung. 4. Revision 

97.052 

Invalidenversicherung. 
4. Revision (erster Tell) 
Assurance-invalldlte. 
4e revision (1ere partie) 

Fortsetzung - Suite 
Siehe Seite 1024 hlervor - Volr page 1024 cl-devant 

A. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
A. Lol federale sur l'assurance-lnvalldlte 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commlssion 
Entrer en matiere 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Nachdem wir in der 
Herbstsession die beiden Bundesbeschlüsse - Ober die Ver­
lagerung von Mitteln des Ausgleichsfonds der Erwerbser­
satzordnung in die Invalidenversicherung bzw. über die befri­
stete Verlagerung von Beiträgen der Erwerbsersatzordnung 
zugunsten der Invalidenversicherung - behandelt haben 
(Entwürfe B und C), steht heute noch die Revision des lnva­
lidenversicherungsgesetzes zur Diskussion (Entwurf A). 
Etwas vollmundig ausgedrückt geht es jetzt um die Ausga­
benseite bzw. um Einsparungen. Wie Sie es indessen selber 
sehen können, halten sich die Sparvorschläge von Bundesrat 
und Kommission in einem recht engen Rahmen. Es sind zwei 
Instrumente, durch deren Aufhebung relativ bescheidene Ein­
sparungen, immer in bezug auf die Gesamtausgaben, erzielt 
werden sollen. Dabei ist die Aufhebung der Vlertelsrente, wie 
Sie der Fahne entnehmen können, umstritten und wird auch 
in diesem Rat sicher zu einer längeren Diskussion Anlass ge­
ben. Ich schlage indessen vor, dass wir diese Diskussion bei 
Artikel 28 führen und nicht in der Eintretensdebatte. 
zur Ausgangslage: Ich habe Ihnen gestern bei der Behand­
lung der Vorlage 97.036 (Anhebung der Mehrwertsteuer­
sätze für AHV und IV) bereits dargelegt, dass in finanzieller 
Hinsicht die IV eigentlich das grössere Sorgenkind ist als die 
AHV. Ein Blick auf die in der Zwischenzeit bereits überholte 
Tabelle 1 im Anhang der Botschaft belegt dies deutlich. 
Unter Berücksichtigung der Verweigerung des Transfers des 
Lohnpromilles von der Erwerbsersatzordnung zur Invaliden­
versicherung entstehen bei letzterer In der nahen Zukunft 
voraussichtlich folgende Defizite: 1997 rund 620 Millionen 
Franken, tm folgenden Jahr 750 Millionen Franken, 1999 
dann 850 Millionen Franken, im Jahr 2001 wird es 1 MIiiiarde 
Franken sein, und im Jahr 2005 wären es 1,5 Milliarden Fran­
ken. Die Annahmen, auf denen diese Zahlen beruhen, finden 
Sie ebenfalls in dieser Tabelle. 
Die finanzielle Lage der Invalidenversicherung ist kritisch. Es 
wird kaum möglich sein, diesen Versicherungszweig nur 
durch Mehreinnahmen zu sanieren. Auch auf der Ausgaben­
seite muss demzufolge der Hebel angesetzt werden. Dass 
dies ein äusserst schwieriges und dornenvolles Unterfangen 
ist, werden wir in der heutigen Debatte sicher noch hören. 
Bundesrat und Kommission schlagen Ihnen mit der heutigen 
Vortage folgende konkrete Sparmassnahmen vor: 
1. Aufhebung der Zusatzrenten für Ehepartner analog der 10. 
AHV-Revision tar Neurentner; Ansprüche auf bestehende 
ZUsatzrenten bleiben selbstverständlich gewahrt. 
2. Aufhebung der Viertelsrenten. Ich bin versucht zu bemer­
ken: Wir versuchen es erneut, wobei auch hier bestehende 
Ansprüche selbstverständlich gewahrt bleiben. 
3. Massnahmen zur Kostensteuerung: Hier geht es im we­
sentlichen um die Einführung der Bedarfsplanung für Werk­
stätten, Wohnheime und Tagesstätten. 
Die beiden unter den Punkten 1 und 2 erwähnten Sparmass­
nahmen sollen Ober die ersten sechs Jahre hin ein Sparpo-
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tentlal von durchschnittlich 94 Millionen Franken pro Jahr er­
öffnen. Das sind in etwa 1, 1 Prozent einer Jahresausgabe. 
Erst ab dem Jahre 2007 würde die Grenze von 200 MIiiionen 
Franken Einsparungen überschritten. 
An dieser Stelle erlaube ich mir einen Hinweis zum Finanzie­
rungsmechanismus der Invalidenversicherung. Ich möchte in 
Erinnerung rufen, dass vier Achtel durch Lohnprozente auf­
gebracht werden. Drei Achtel leistet der Bund aus den allge­
meinen Staatsmitteln, und einen Achtel erbringen die Kan­
tone. Diese Aufschlüsselung ist von besonderem Interesse, 
weil wir bei der Behandlung der Botschaft und der Vorlage 
sehen werden, dass es zum Teil Kostenverlagerungen In re­
lativ geringem Ausmasse gibt-von der einen Seite zur an­
deren, vom Bund zu den Kantonen -, je nachdem, welcher 
Finanzierungsschlüssel bei der einzelnen Sozlalversiche­
rung zur Anwendung kommt. 
Ein anderer Hinweis, den ich in der Eintretensdebatte noch 
machen möchte, bezieht sich auf den starken Ausgabenan­
stieg in der Invalidenversicherung. Auf Seite 1 O der Botschaft 
finden Sie die Tabelle 3. Aus dieser Tabelle 3 können Sie er­
sehen, dass die Anzahl der Rentner in der Invalidenversiche­
rung relativ stark angestiegen ist. Wir haben also in den letz­
ten Jahren eine verstärkte lnvalidisierung zur Kenntnis zu 
nehmen. Dabei sind allerdings grosse Unterschiede zwi­
schen den einzelnen Kantonen zu verzeichnen. Der Kanton 
mit der höchsten lnvalidlslerungsrate liegt ungefähr 100 Pro­
zent Ober dem schweizerischen Niveau. 
Interessant ist dabei die Feststellung, dass - jedenfalls ge­
mäss Botschaft des Bundesrates - die häufig vorgebrachte 
Behauptung nicht bewiesen wird, wonach namentlich sehr 
viele invalid gewordene Arbeitslose in die Invalidenversiche­
rung abgeschoben werden. Nach den Ausführungen In der 
Botschaft sind es lediglich 3 Prozent der Neuberentungen, 
die auf invalid gewordene Arbeitslose zurückgehen. Man 
mag an dieser niedrigen Zahl Fragezeichen anbringen, im 
jetzigen Zeitpunkt fehlt es indessen an statistischem Mate­
rial, um diese Feststellung in der bundesrätllchen Botschaft 
zu widerlegen. Wenn also gewisse Fragezeichen bleiben, so 
müssen wir doch einstweilen einmal davon ausgehen, dass 
diese Verschiebung von der Arbeitslosenversicherung in die 
Invalidenversicherung offensichtlich nicht dieses Ausmass 
angenommen hat, wie es häufig dargelegt wird. 
Ich beantrage Ihnen namens der Kommission Eintreten auf 
die Vorlage und Zustimmung zu den Anträgen der Kommis­
sionsmehrheit. Ich werde mich zu den einzelnen Artikeln an 
gegebener Stelle äussem. 

Rochat Eric (L, VD): Devant l'ampleur des deficlts annuels 
de l'assurance-invalidite, devant leur crolssance constante 
qu'a rappelee hier encore notre president de commission, 
devant l'etat de la dette, toutes choses dont nous avons deJä 
parle a la session precedente et sur lesquelles Jene veux pas 
revenir, en chiffres ici, nous pouvons sincerement nous de­
mander si la reforme qui nous est proposee aujourd'hui vaut 
toute la peine que se sont donnee ceux qui l'ont etablie et 
ceux qui l'ont etudiee. 
Supprimer la rente complementaire pour l'epouse ou l'epoux, 
comme cela s'est dllja fait dans l'assurance-vleillesse et sur­
vivants, c'est plus une operatlon d'apurement qu'une vllrita­
ble rllforme. Transferer les rentes pour cas penibles dans les 
prestations complementalres, c'est transferer aux cantons 
une part des charges de la Confederation. Quant ä la sup­
pression du quart de rente, elle egaleralt, si nous l'accep­
tions, les scores de la TVA devant le peuple, ayant ete refu­
see a deux reprises deja par les Chambres federales. Tout 
cela pour une economle, vous venez de le repeter, Monsieur 
Schiesser, de 94 miHlons de francs au maxlmum par an des 
1999. 
Ce montant n'est pourtant pas negllgeable, tant s'en taut, 
mais il correspond prlncipalement a des transferts, et j'ai 
pelne a croire personnellement que les rentiers touchant 
aujourd'hui un quart de rente, ou imaginant le toucher de­
main, acceptent spontanement d'y renoncer. Bien au con­
traire, Je suis assez convaincu que la plupart d'entre eux tou­
cheront a l'avenir une demi-rente, la difference d'appreciation 

dans la capacite de travail etant facilement manipulable, tout 
comme le sont d'ailleurs les medecins qul l'octroient. En con­
sequence, ce ne seront probablement pas 94 mllllons de 
francs qul seront economises, mais moins. 
L'assurance-invalidite, je le repete, joue un rOle de revenu 
substitutif de plus en plus marque. Elle n'est trop souvent que 
le demier maillon d'une chalne comprenant, altemees, les 
prestations de chOmage et les prestatlons de perte de gain 
pour raison de maladie. Plus que dans des transferts, c'est 
dans son fonctionnement et dans les mecanismes d'attribu­
tion des rentes qu'il taut chercher de reelles economies. C'est 
dans les veriflcations regulieres de la perslstance d'une lnca­
pacite reelle, c'est dans la redefinition periodlque de l'impor­
tance de cette incapacite, qu'II faut trouver les causes princl­
pales de l'explosion de coOts qui ne doivent rien a une sou­
dalne epldemie de maladies invalldantes. 
Mon experience personnelle me demontre comblen sont ra­
res les cas oiJ le pourcentage de la rente est aujourd'hul di­
minue, et comblen sont inexistants les cas oiJ la rente est 
supprimee par absence d'lnvalldite ou adaptation de la per­
sonne a son handicap. A titre d'exemple, la depression, nor­
male lors de la perte d'emploi, dure rarement plus de quel­
ques semaines ou de quelques mols; cette depresslon se­
condalre ne devrait pas ätre le motif d'une rente durable d'ln­
valldite, ou seuiement dans des cas tout a falt exceptionneis. 
J'al dit qu'en plus de deux mesures de transfert de charges, 
il ne restait flnalement que la suppression du quart de rente, 
refusee a deux reprises par nos Chambres. Le president a 
bien dit que nous n'en parlerions pas dans l'entree en ma­
tiere, aussi je me contenterai de dire deux mots seulement a 
ce sujet. 
Cette mesure n'est pas blen clblee. II est vrai que le nombre 
de beneficlaires est peu eleve, mais il est tout aussl vrai qu'a 
defaut de quart de rente, tous ces beneficiaires ou presque 
toucheront probablement des demi-rentes, augmentant alnsi 
les charges de l'assurance. II est regrettable que ce quart de 
rente, jusque la, n'alt pas ete utilise ni comme un temps d'ob­
servation, nl comme un moyen de relnsertion: temps d'obser­
vation pour determiner dans quelle mesure la capacite de tra­
vail partial de la personne a tendance a s'aggraver ou a 
s'ameliorer; moyen de relnsertion, car II est plus facile de 
faire passer un beneficialre d'une deml-rente a un quart, puls 
ä la suppression de la rente, que d'obtenir lmmediatement la 
suppression. Encore faudrait-11 que la rente solt limltee dans 
letemps. 
En conclusion, les propositlons qui nous sont faltes recou­
vrent essentiellement des transferts de charges et la sup­
pression d'une classe de rentiers. Les benefices ä en retirer 
sont probablement minimes, et le marlte de cette revlsion doit 
ätre cherche dans l'amorce de la revislon plus importante, la 
deuxieme partie de la revision qui devralt suivre rapldement, 
et dont nous osons penser qu'elle menagera cette fols de 
vraies sources d'economies, et non seulement de nouvelles 
depenses. 
C'est dans cet esprit, et dans cet esprit seulement, que je vo­
terai l'entree en matiere. 

Cottler Anton (C, FR): Je soutiens le projet de revision de 
l'assurance-invalidite que nous presente le Conseil federal. 
Ce projet acheve la premiere partie d'un ensemble d'actes de 
revlsion, qui constitue la 4e revislon de I' Al. 
J'emettrai quelques reflexions sur les projets a entreprendre 
ä l'avenir pour assainir les assurances soclales, et en partl­
culler l'assurance-invalidite. Cette revision nous apporte 
80 millions de francs environ d'amelioration, et si nous met­
tons en face de ces 80 mllllons de francs les montants des 
deflcits annuels de l'AI - un demi-milliard de francs qui ira 
jusqu'ä 1,5 milliard de francs en 2005-, nous constatons qu'il 
y a un ablme. Places devant cet ablme des assurances so­
ciales, nous ressentons, comme le peuple le vit -vous l'avez 
dlt hier, Madame la Conseillere federale - une tres grave 
crise de confiance. Cette grave crise de confiance a l'egard 
des assurances soclales, nous la comprenons. En effet, se­
lon le sondage du Departement federal des finances, une 
partie de notre population estime que d'icl quelques annees 
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la Confederation ne pourra plus offrir l'integralite des rentes, 
et meme les Jeunes, dont une tres forte majorite estlme qu'ils 
ne recevront plus de rente du tout, en sont profondement de­
e;us. 
Or, la conflance en la securite sociale est essentielle pour 
l'identite et la cohesion nationales. Pour retabllr cette con­
flance, le peuple veut voir des actes, et cette revision de la loi 
sur l'assurance-invalidlte n'est de loin pas de nature a restau­
rer la confiance. Meme le transfert de 1 pour mille de la coti­
sation au regime des allocatlons pour perte de galn - qua 
j'avais combattu - n'aurait pas change grand-chose a cet 
etat. Les 80 millions de francs que nous epargne cette revi­
sion nous inspirent un sentiment d'lmpulssance face au 
demi-milliard de francs, ou plus, que constituent ces deficlts 
annuels. Et le sentiment d'impulssance n'est jamais de na­
ture a retablir la confiance du peuple. 
La deuxieme partie de la 4e revision de I' Al sufflra+elle? J'en 
doute. Aussi le programme de stabilisation, qui est entrepris 
par le Conseil federal, ne pourra-t-11 pas assalnir definitive­
ment les assurances sociales. Saul, un concept global qui 
comprendra les trois assurances sociales en difficultes- l'AI, 
l'assurance-chOmage et l'AVS - apportera l'assainissement 
souhaite. Un concept global dans lequel les reductions de 
prestations seront accompagnees de nouvelles recettes, et 
un concept global qui ne considere pas lsolement chaque 
branche d'assurance - les chömeurs, les rentiers ou les inva­
lides, chacun pour soi. Non, par un concept global, nous 
equilibrons les interets et nous partagerons les sacriflces. 
C'est ce qui permettra de retablir la confiance perdue. Le ma­
laise qui existe dans le peuple pourra etre dlssipe, devra dis­
paraitre par un tel acta global, un acte legislatlf global qui de­
vra nous etre presente sans tarder. 
C'est avec ces reflexlons que je soutiens le projet que nous 
presente le Conseil federal. 

Brunner Christiane (S, GE): La necesslte de reviser la lol fe­
derale sur l'assurance-invalldite est incontestable. Cepen­
dant, ce qui nous est propose ici n'est qu'une revision par­
tielle, portant sur quelques points, dont deux mesures de 
suppression de prestatlons. Les autres modifications portent 
sur des points que l'on pourralt, a premiere vue, considerer 
comme mineurs. J'avoue que je ressens un certain malaise 
a entrer en matiere sur cette premiere partle de la revision de 
l'assurance-lnvalidlte, sans connaitre encore le contenu de la 
deuxieme partie qui devrait etre beaucoup plus substantielle, 
sans savoir ce qu'elle apportera comme lot de mesures. 
Certes, parmi la brochette de mesures annoncees dans le 
message, il y en a quelques-unes qui sont a saluer, par 
exemple celles qui repondent aux revendications des handi­
capes, notamment les allocations pour assistance et toutes 
les mesures qul ameliorent les possibilltes d'integration dans 
le marche du travail. Je pense aussi qu'il faudra relever les 
rentes des invalides de naissance et, naturellement, qu'il fau­
dra harmoniser et slmplifler les procedures. Mals j'aurais pre­
fere pouvoir me determlner sur l'ensemble du paquet de re­
vision en toute connaissance de cause, notamment en ce qui 
conceme le bilan global entre les ameliorations et les sacri­
fices de toute la revision, plutöt que de proceder aujourd'hui 
a cette minirevislon. 
Je concede toutefois que quelques points de la revision qui 
nous est proposee aujourd'hul sont lmportants et qu'ils ap­
portent des amelioratlons dans l'amenagement de l'assu­
rance-invalidite en tant que teile. Je pense notamment a la 
nouvelle definltlon de la notion d'invalidite, qul inclut aussi les 
attelntes a la sante psychique, en plus des attelntes a la 
sante physlque et mentale. II ne s'aglt pas la d'une modiflca­
tion de pure forme, mals d'une prise en conslderatlon des 
voeux des milieux concemes qui consideralent que la formu­
latlon actuelle dlscrimine implicitement les personnes qui 
souffrent d'un handicap psychique. Je pense aussi a l'adap­
tatlon de la loi en matiere de refus ou de reduction des pres­
tations en cas de faute grave. II etait indispensable d'adapter 
ici notre lol aux prescriptions dans ce domaine en drolt inter­
national. Quant a l'lntroduction d'un tribunal arbitral pour des 
lltlges portant sur la tarification ainsi que le remplacement de 
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la procedure d'audltion par une procedure d'opposltion, ce 
sont la des modiflcations qui sont utiles pour un meilleur fonc­
tionnement de l'assurance-invalidlte, et II ne serait pas justifie 
de les differer plus longtemps. 
C'est dans ce sens que je peux, a mon tour, vous inviter a en­
trer en mattere sur cette minirevision de l'assurance-invali­
dite. 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Je remercle tout d'abord 
votre commission du travail qul a ete fait. Puisqu'aucune 
questlon n'a ete posee, je dis simplement que nous sommes 
effectivement face a un dilemme: le dilemme exprime d'un 
cöte par M. Cottler, c'est-a-dlre la demande de reforme glo­
bale, qui englobe d'un seul coup toutes les branches des as­
surances sociales, dont l'evolutlon, entre les perspectives de 
financement et les perspectives de prestatlons, demande 
certaines correctlons. Je ne ferai certainement pas miennes 
ici les craintes repercutees par M. Cottier - je pense que ce 
ne sont pas les siennes non plus - qui consisteraient a dlre: 
plus de rente dans 30, 40 ans. II taut cesser de faire peur aux 
gens, mais il y a des evolutions divergentes, II y a des tendan­
ces qu'II taut prendre en consideration. II y a donc un appel a 
une vlsion globale de l'evolutlon et des besoins de correction. 
Puls, il y a le principe de precautlon qul fait que l'on ne modl­
fle pas, dans ce systeme, qui falt finalement offlce de base 
existentielle pour une partie importante, trop importante de 
nos concltoyens et concitoyennes, les ressources qu'ils peu­
vent toucher des assurances. Dans un pays - nous en repar­
lerons peut-etre tout a !'heure - Oll nous lgnorons beaucoup 
de choses quant aux mecanismes tres complexes du Jeu 
conjoint des responsabllltes des assurances sociales et de 
l'alde sociale, Oll nous ignorons beaucoup quant aux meca­
nismes qui conduisent par exemple au chömage ou a l'lnva­
lidlte, nous devons veiller a ne pas lntervenir en provoquant 
des effets negatlfs qui seralent lies a l'lgnorance Oll nous 
sommes des raisons memes qui ont amene cette sltuation. 
Je partage un certain malalse quant a l'ldee que le projet que 
nous vous presentons est, de fae;on evidente, un projet qui 
n'equillbrera pas, dans l'assurance-invalidite, les depenses 
et les ressources. 
En ce qui conceme le besoin de conception globale, vous 
n'aurez plus a patienter tres longtemps avant de recevoir le 
deuxieme rapport du groupe de travall IDA-Fiso. Je ne dis 
pas que c'est un cadeau qui merite forcement d'etre mis sous 
l'arbre de NoAI, mais en tout cas H pourra certalnement etre 
consulte pendant les vacances de fln d'annee et vous per­
mettre, a ce moment-la, de completer l'lmage d'ensemble 
que nous nous effore;ons de donner. II est clair qu'on a besoin 
d'une vue d'ensemble. Est-ce qu'on a besoin dun acte legis­
latlf global? Je n'en suls pas si sOre et le Conseil federal pour­
suit une voie qui consiste a placer dans un cadre global des 
reformes partielles. Le chantier des assurances soclales est 
un chantler qui va durer longtemps. C'est un chantler qui a 
ete ouvert au moment meme ou nous avons commence a 
nous doter d'institutions modernes dans ce domaine. C'est 
un chantier - je ne me lasserai pas de le repeter - qui a 
change d'esqulsse. Ce n'est plus un chantier de construction, 
c'est un chantier de consolidation et de renovation, mals II 
contlnuera a se faire, aux yeux du Conseil federal, en toute 
connaissance de cause et point par point ou branche par 
branche. Mais nous nous engageons a vous donner le plan 
d'ensemble de l'operation et c'est le travail d'IDA-Flso 1 et 
d'IDA-Fiso 2 dont je vous promets justement la publication 
prochaine. 
Dans le cadre de l'assurance-invalidlte, qui est certainement 
la branche d'assurance pour laquelle nous avons peut-etre le 
molns de connalssances quant aux raisons qul conduisent a 
l'invalidation, quant aux effets des differentes instltutlons mi­
ses en place dans un monde du travail, en partlculier, qui a 
change lui-meme quant a ses capacites d'absorption, nous 
vous proposons aujourd'hui une reforme prudente. Nous 
agissons, la Oll nous savons que nous devons agir, dans la 
logique qui est la nötre aujourd'hui et qui a ete developpee 
dans l'assurance-vieillesse et survivants par la suppression 
de la rente complementalre. 
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Nous vous proposons - nous en discuterons tres a fand cer­
talnement aujourd'hul -, et c'est vrai que c'est la trolsleme 
tentative, de remplacer le systeme du quart de rente de l'as­
surance-invalidlte par un autre systeme qui tienne campte 
des cas de rigueur, qui tlenne campte des efforts et des es­
poirs que nous avons d'alder a la relntegratlon, mals qul sup­
prime dans ce domaine un drolt que je qualifierais d'automa­
tique. 
Nous vous proposons d'avancer, de faire les premiers pas 
dans la planificatlon des besoins en ce qui conceme les lns­
titutlons coltectlves, qul nous donnent une base juridlque 
pour ameliorer la connalssance du systeme, en partlculler 
sur le plan statlstlque, qui precisent la notion d'lnvalidite, qul 
nous permettent de modlfler les conditlons pour la reduction 
de prestatlons, qui nous permettent justement, par l'introduc­
tlon d'un tribunal arbitral, d'avolr un Instrumenten ce qul con­
ceme las conflits en termes de tarifs, qul ameliorent d'autres 
domaines quant a la securite juridique des personnes ou des 
instltutions qui ont drolt a des prestations. Volla des proposl­
tlons mlneures, modestes, mais qul ont toutes un but evident, 
celul d'amellorer la sltuation des ayants drolt, celui d'amello­
rer, par ailleurs, les Instruments qul nous permettent de con­
naltre les rlsques d'abus et de reagir a ceux-ci. 
Dans ce domalne, nous ne pouvons pas faire plus. Nous ne 
pouvons pas faire mieux, parce qua si nous faisions plus, 
nous taillerions dans le vif, sans savoir quels sont les effets 
de ces mesures. Ce qui est important, c'est d'lndiquer notre 
volonte de reforme. Ce qui est important, c'est de nous doter 
d'un certain nombre d'instruments pour amorcer les reformes 
futures. Et, dans cette modestie, il y a une grande sagesse. 
En d'autres termes, Monsieur Cottier, votre besoin de vue 
globale, nous l'avons anticipe. Nous voulons effectivement 
pouvolr la donner, mals nous pensons que, dans ce do­
maine, nous devons aglr pas par pas. Dans ce sens, je com­
prends que personne dans cette salle ne ressente un enthou­
slasme particulier a entrer en matlere. En ce qui me con­
ceme, Je ressentlrai quand mAme une reconnaissance a ce 
que vous fassiez le pas que le Conseil federal vous propose. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en mattere est decidee sans opposftlon 

Detailberatung - Examen de detall 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, eh. 1 introduction 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au pro]et du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 4 Abs. 1 ; Art. 5 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 4 al. 1; art. 5 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Bel Artikel 4 
Absatz 1 und bei Artikel 5 Absatz 2 - Ich werde zu diesen 
beiden Artikeln gemeinsam sprechen, weil es sich um die 
gleiche Angelegenheit handelt - geht es um die ausdrückli­
che Eiwähnung des psychischen Gesundheitsschadens im 
Gese~. Ich möchte an dieser Stelle Wert darauf legen, dass 
diese Anderung eine blasse Anpassung des Gesetzestextes 
an die heutige Rechtsprechung des Eidgenössischen Versi­
cherungsgerichtes darstellt. 
Der psychische Gesundheitsschaden wird heute, aufgrund 
des heutigen Gesetzestextes, unter dem Oberbegriff «gei­
stig» subsumiert. Frau Kollegin Brunner hat darauf hingewie­
sen, dass es sich bei der Revision dieser beiden Artikel nicht 

um eine blass formelle Änderung handelt, und zwar deshalb, 
weil psychisch Behinderte sich zurückgesetzt fühlten, da der 
Tatbestand des psychischen Gesundheitsschadens nicht 
selbstän Im Gesetz eiwähnt sei. Diese Auslegung Ist 
grun h richtig. 
Festzuhalten ist aber hier zuhanden der Materialien ganz 
klar, dass keine neue Kategorie von Gesundheitsschäden Ins 
Gesetz aufgenommen wird und dass die Kommission - auch 
aufgrund einer Erklärung des Bundesrates - davon ausgeht, 
dass mit dieser Revision von Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 
Absatz 2 keine zusätzlichen finanziellen Folgen - sprich: 
Mehrkosten - verbunden sind. Es geht - Ich wiederhole das 
noch einmal - darum, eine versteckte Diskriminierung psy­
chisch Behinderter zu beseitigen. 
Ich wäre dankbar, wenn Frau Bundesrätin Dreifuss auch hier 
Im Plenum zuhanden des Amtlichen Bulletins noch einmal 
bestätigen könnte, dass mit dieser Gesetzesänderung keine 
Mehrkosten - und Insbesondere auch keine Leistungseiwei­
terungen - verbunden sind. 

Rochat Eric (L, VD): Pour ce qul touche la verslon franQSl­
se - mais elle n'est pas differente en allemand -, il s'aglt la 
avant taut d'une actuallsation du texte. II y a une cinquan­
taine d'annees, on parlait de «maladies mentales» et on en­
globait la-dedans toutes les affections du cerveau. On a falt 
quelques nuances depuis et on parle de «maladles psychi­
ques». Je crois que c'etalt normal, ne seralt-ce que pour 
mieux correspondre aux decisions, que ce mot figure desor­
mais dans la loi. Pour moi, Jene pense pas que Q8 pulsse 
entrainer une pratique differente au niveau de l'assurance­
invalidlte. L'experlence nous montre tous les jours que mala­
dies mentales ou maladles psychlques sont lntimement con­
fondues dans les declslons que prend l'assurance-invalldlte. 

Dreltuss Ruth, conseillere federale: Je donne volontlers acte 
au president de la commission, qui m'a interpellee, de ce qu'II 
a dlt devant le Conseil. II n'y a pas de modiflcation materlelle 
dans cette definltion amelloree, mlse a jour, correspondant 
mleux au vocabulaire medlcal actuel et deJa a la Jurispru­
dence du Tribunal federal des assurances. Ce demier a blen 
preclse que, parmi les attelntes a la sante mentale qui peu­
vent provoquer une invalidlte au sens de cet article, on doit 
mentlonner, outre les maladles mentales proprement dltes, 
les anomalies psychiques ayant valeur de maladies. Nous 
avons donc unlquement mls a Jour le vocabulalre de la lol. 

Angenommen -Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au pro]et du Conseil federal 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Bei Artikel 7 han­
delt es sich ebenfalls um eine blosse Anpassung des Geset­
zestextes an die neueste Rechtsprechung des Eidgenössi­
schen Versicherungsgerichtes, indem die Grobfahrlässigkeit 
als Kürzungstatbestand Inskünftig entfällt. 

Angenommen --Adopte 

Art. 27 Abs. 2, 3; Art. 27bls 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 27 al. 2, 3; art. 27bls 
Proposition de /a commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Artikel 27 ist be­
dingt durch den Einschub von Artikel 27bls. Es geht hier also 
um eine formelle Anpassung. 

Angenommen -Adopte 
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Art. 28 Abs. 1, 1 bis, 1 ter; Art. 29 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Brändll, Brunner Christiane, Gentil, Respini, Rochat) 
Unverändert 

Art. 28 al. 1, 1 bis, 1ter; art. 29 al. 1 
Proposition de Ja commission 
Maforite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorlte 
(Brändll, Brunner Christiane, Gentil, Respinl Rochat) 
lnchange 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Es geht nicht nur 
um die Artikel 28 und 29, die eine Einheit bilden. Zu diesem 
Gesamtpaket gehören auch Artikel 2c Buchstabe a des Bun­
desgesetzes Ober die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hin­
terlassenen- und lnvalidenversich_!3rung sowie die entspre­
chenden Bestimmungen in den Ubergangsbestimmungen. 
Es sind also zwei Konzepte einander gegenübergestellt. Hier 
fällt der Entscheid, die Viertelsrenten aufzuheben oder beizu­
behalten. Mit der Abstimmung Ober Artikel 28 Absätze 1, 1 bis 
und 1 ter sind auch die übrigen Anträge der Minderheit Brändli 
behandelt. 
Aus der Sicht der Kommissionsmehrheit möchte ich zu 
Artikel 28 folgende Bemerkungen machen: Es geht um die 
Aufhebung der Viertelsrenten. Ich möchte vorausschicken, 
dass es auch für die Mehrheit kein besonderes Vergnügen 
darstellt, bisher gewährte Leistungen aufzuheben bzw. die 
Aufhebung zu beantragen. Ohne entsprechende Eingriffe auf 
der Ausgabenseite wird es aber nie möglich sein, zu Einspa­
rungen zu kommen. 
Welches sind die Gründe, die die Kommissionsmehrheit zum 
Antrag auf Aufhebung von Viertelsrenten gebracht haben? 
Die Viertelsrenten sind 1988 im Rahmen der 2. IV-Revision 
eingeführt worden. Es handelt sich hier um Renten für lnvali­
dltätsgrade von 40 bis 49 Prozent, also für lnvaliditätsgrade, 
die nicht Anspruch auf eine halbe oder ganze Invalidenrente 
geben. 
Man hat damals mit dieser Viertelsrente Erwartungen ge­
weckt, die offensichtlich nicht erfüllt worden sind. Die Zahl der 
Vlertelsrentenbezüger ist eigentlich relativ klein geblieben. 
Grundsätzlich wären heute etwa 6000 Leute Viertelsrenten­
bezüger; davon fallen aber rund 2000 unter die sogenannte 
Härtefälleklausel nach Artikel 28 Absatz 1 bis, so dass heute 
von einem effektiven Bestand von rund 4000 Viertelsrenten­
bezügem auszugehen ist. Es muss festgestellt werden, dass 
damit die ursprünglich erwartete Bedeutung der Viertelsren­
ten nie erlangt worden ist. 
Die Härtefälle würden inskünftig über die Ergänzungsleistun­
gen abgewickelt. Es geht also nur darum, die bisherigen Vier­
telsrenten aufzuheben. Dazu ist zu bemerken, dass mit die­
sem Entscheid der akzessorische Charakter der Ergän­
zungsleistungen aufgegeben wird. Wir haben im Rahmen der 
10. AHV-Revision bereits einen solchen «Sündenfall» be­
gangen. Ergänzungsleistungen sind ja grundsätzlich akzes­
sorische Leistungen zu einer anderen Grundrente. Wir wür­
den hier also den gleichen Schritt tun wie im Rahmen der 
10. AHV-Revlsion. 
Ich möchte bemerken, dass wir bei derartigen Anwendungen 
von Ergänzungsleistungen natürlich vorsichtig sein müssen, 
soll das Feld der Ergänzungsleistungen nicht unbegrenzt 
ausgeweitet werden. Hier aber darf festgestellt werden, dass 
die Absicherung der Härtefälle bzw. die Uberführung der Här­
tefälle in die Ergänzungsleistungen sinnvoll ist. 
Ich komme wieder auf den eigentlichen Viertelsrententatbe­
stand zurück: Gegen die Aufhebung der eigentlichen Vier­
telsrenten wurde und wird vorgebracht, inskünftig würden 
vermehrt halbe Renten ausgerichtet. Das heisst mit anderen 
Worten: Die zuständigen Organe würden einfach den lnvall­
ditätsgrad auf mindestens 50 Prozent anheben und damit 
dann halbe Renten ausschütten. 
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Wenn dem so wäre, müsste das heutige System meines Er­
achtens grundsätzlich überprüft werden, denn dann müsste 
festgestellt werden, dass die heutige Form der Festlegung 
des lnvaliditätsgrades nicht zuverlässig ist. Das wäre eine 
fundamentale Kritik am heutigen System der Festlegung des 
lnvaliditätsgrades. Wenn das die Folge der Aufhebung der 
Viertelsrenten wäre, hätte das heutige System erhebliche 
Lücken und erhebliche Mängel. Der Gesetzgeber hätte ent­
sprechend einzugreifen. 
Ein weiteres Argument, das für die Aufhebung der Viertels­
renten vorgebracht worden ist und auch heute wieder vorge­
bracht werden muss, ist die «Exportpflicht» für Viertelsrenten 
im Falle des Abschlusses einer bilateralen Vereinbarung mit 
der Europäischen Union. Nach heutiger Gesetzesbestim­
mung werden Viertelsrenten nur an Versicherte ausgerichtet, 
die Ihren Wohnsitz oder Ihren gewöhnlichen Aufenthalt In der 
Schweiz haben. Diese Gesetzesbestimmung könnte im Rah­
men einer bilateralen Vereinbarung nicht aufrechterhalten 
werden; Viertelsrenten würden «exportpflichtig». Wir haben 
diese Frage bereits im Rahmen der EWR-Debatte diskutiert. 
Was ist nun aber die Besonderheit bei Viertelsrenten, die 
dazu führen müsste, dass wir die «Exportpflicht» nach Mög­
lichkeit verhindern sollten? Zum einen muss festgestellt wer­
den, dass derartige Viertelsrenten Im Ausland offenbar nicht 
oder nur in ganz bescheidenem Rahmen bekannt sind. Zum 
zweiten müssen solche Viertelsrenten alle zwei bis drei Jahre 
überprüft werden, zum Teil - jetzt spreche ich von den ln­
landverhältnissen - mit hohen Abklärungskosten. Das Ko­
sten-Nutzen-Verhältnis wird dadurch natürlich in Frage ge­
stellt. Wenn aber schon die Abklärung im Inland zu entspre­
chenden Aufwendungen führt, dann tnüssten - wie Sie sich 
vorstellen können - entsprechende Uberprüfungen im Aus­
land wohl noch viel kostenintensiver sein; oder - die Altema­
tive dazu - es müsste auf eine periodische Überprüfung der 
Viertelsrenten, die «exportiert» werden, verzichtet werden. 
Ob das aber von den inländischen Viertelsrentenbezügem 
verstanden würde, wage ich immerhin zu bezweifeln. 
Ein weiterer Grund, der die Kommissionsmehrheit dazu ge­
bracht hat, für die Aufhebung der Viertelsrenten zu plädieren, 
ist die Tatsache, dass es sich bei diesen Viertelsrenten sehr 
oft um Teilrenten handelt, weil die Beitragszeit nicht eine 
volle ist, und dass demzufolge diese Viertelsrentenbeträge 
oft sehr klein, relativ bescheiden sind. Das ersieht man auch 
daraus, dass die Einsparungen aus der Aufhebung der Vier­
telsrenten keinen riesigen Betrag ausmachen. Es geht um 
eine Grössenordnung - in den Jahren 1999 bis 2004 - von 
durchschnittlich 20 Millionen Franken. Aber auch 20 MIiiio­
nen Franken sind in der heutigen finanziellen Situation der In­
validenversicherung nicht ohne weiteres als «Klacks» zu be­
zeichnen. 
Diese Gründe haben die Mehrheit der Kommission dazu ge­
führt, die Aufhebung der Viertels~rten jetzt noch einmal zu 
beantragen, übrigens in absoluter Uberelnstlmmung mit dem 
Bundesrat. Der Besitzstand der bisherigen Vlertelsrentenbe­
z0ger wäre selbstverständlich gewahrt. Es würden keine bis­
herigen Viertelsrenten aufgehoben. 
Ich bitte Sie, trotz den Argumenten, die von selten der Min­
derheit vorgebracht werden, der Mehrheit zu folgen und hier 
ein Zeichen zu setzen, dass auch der Hebel bei den Ausga­
ben angesetzt werden muss. Die Aufhebung der Viertelsren­
ten ist heute verantwortbar. 
Wenn Sie einen anderen Entscheid fällen sollten, würde es 
dem Prinzip der Fairness entsprechen, dass aufgezeigt wird, 
wo denn gespart werden soll, wenn nicht hier. Wir haben 
diese Diskussion In der Kommission auch geführt. Es ist nicht 
einfach, Alternativen aufzuzeigen. Wir werden das bestimmt 
im zweiten Teil der 4. Revision des Bundesgesetzes Ober die 
Invalidenversicherung - es wäre dann eigentlich die 5. Revi­
sion - in aller Deutlichkeit sehen. 

Brindli Chrlstoffel (V, GR), Sprecher der Minderheit: Ich 
muss vorerst meine Interessenbindung bekanntgeben: Ich 
präsidiere seit fast einem Jahr die Pro lnflrmis. Ich kann aus 
dieser Erfahrung sagen, dass die Behindertenorganisationen 
die ganze Frage der IV-Revision sehr gründlich und mit einer 
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meiner Meinung nach grossen Objektivität geprüft haben. Sie 
haben also beispielsweise auch die strelchung der Zusatz­
rente nicht bekämpft, sondern vielmehr aufgrund der Situa­
tion an der Front abgewogen, was im bezug aufs Sparen 
tragbar ist und was eben nicht. Die Organisationen haben ein 
grosses Interesse an den laufenden Revisionen im Bereich 
der Invalidenversicherung, weil sie natürlich hoffen, dass 
diese auf eine gesunde und starke Basis gestellt wird. 
Wir haben drei Phasen der Revision: zuerst die Frage der Fi­
nanzierung, also des Übertrages der EO-Gelder. zweitens 
die Teilrevision der IV, eigentlich eine Sparvorlage. Die dritte 
Phase wäre dann die grundlegende Revision der Invaliden­
versicherung. Wir müssen uns also fragen, ob wir im Rahmen 
dieser Sparilbung die Viertelsrente streichen wollen oder 
nicht. Wir gehen dabei von dem aus, was der Präsident ge­
sagt hat, nämlich dass es sich um bisher bewährte Leistun­
gen handelt, dass aber ohne Eingriffe keine Sanierung erfol­
gen könne. Ein solcher Eingriff wäre z. B. eben das streichen 
der Zusatzrente. Von selten der Behindertenorganisationen 
ist es ja sehr zuvorkommend, dass sie zur Streichung des hö­
heren Betrages Hand geboten haben. 
Ich möchte fünf Punkte kurz anfügen, die dagegen sprechen, 
in diesem ersten Teil die Viertelsrente zu streichen: 
1. Das Parlament hat in letzter Zeit mehrmals über diese 
Frage beraten und Immer an der Viertelsrente festgehalten. 
Schon die Rechtssicherheit verlangt, dass dieselbe Frage 
nicht alle zwei Jahre auf den Tisch kommt, ausser man prilfe 
wirklich einen grundlegenden Systemwechsel. 
2. Es ist in der Tat so, dass eine sehr grobe Abstufung der 
Renten im IV-Bereich besteht: Wir haben Viertelsrenten bei 
einem lnvaliditätsgrad von 40 bis 50 Prozent bzw. einem 
Lohnausfall von 40 bis 50 Prozent; halbe Renten haben wir 
bei 50 bis 66 Prozent und volle Renten dann ab 66 Prozent. 
Diese Abstufung führt dazu, dass es zwischen diesen gros­
sen Schritten immer wieder zu Verschiebungen kommt. 40 
oder 50 Prozent sind nicht eine Frage des lnvallditätsgrades. 
Herr Rochat hat dies in der Kommission sehr deutlich ge­
macht. Es ist auch die Frage, ob jemand noch eine Zusatz­
beschäftigung annimmt und dann eben in die nächste Kate­
gorie fällt, die zu einer wesentlichen Reduktion der Rente 
führt; damit sinkt natürlich auch die Motivation der Integration 
in den Arbeitsmarkt. 
Wir brauchen eine differenziertere Abstufung dieser Renten. 
Ich meine, dass wir die Frage der Rentendifferenzierung 
grundlegend angehen müssten, und erwarte, dass man die­
sen Punkt dann im Rahmen der 2. Revision einbringt. Was 
wir hier jetzt vorschlagen, ist genau das Gegenteil. Wir gehen 
hin und machen nur noch zwei Kategorien, was eindeutig ein 
Schritt in die falsche Richtung ist. 
3. Auch über die sozialpolitische Seite muss man dann im 
Rahmen der 2. Revision diskutieren. Es ist richtig, dass die IV 
finanzielle Probleme hat. Es trifft wahrscheinlich auch zu, 
dass im Vollzug einige Probleme bestehen. Aber man löst die 
Probleme nicht, Indem man Leistungen, die sich bewährt ha­
ben, einfach streicht. So wurde es gesagt. 
Im Bereich der Behinderten sehen wir zwei grosse Themen, 
die wir im nächsten Jahr auch diskutieren müssen. Dabei 
geht es einmal um die Frage der Rechtsgleichheit. Wir 
werden diese Diskussion im Zusammenhang mit dem Ver­
fassungsartikel führen müssen und auch dort substantiell 
weiterkommen. Wir werden aber auch das zweite grosse 
Thema - das Problem der Betreuung, der Assistenzentschä­
digungen - diskutieren müssen. 
Im Hinblick auf diese Probleme, die grundlegend anzugehen 
sind, haben wir uns auch gefragt, ob wir bei der Zusatzrente 
nachgeben sollen. Man hat das getan. 
4. Bei der Viertelsrente gilt es auch das Argument der Quan­
tität zu beachten. Nur 4000 Rentner beziehen eine Viertels­
rente. Das ist allerdings kein valables Argument. Man müsste 
dann an der Front prilfen, welche sozialen Probleme beste­
hen und welche man lösen kann. Es geht hier nicht um das 
gleiche wie bei der ALV, wo man Höchstbeträge von 6000 
oder 6500 Franken im Monat bezahlt. Hier handelt es sich um 
einen Rentenbereich von maximal 2000 Franken bei einer 
vollen Rente und von 500 Franken bei einer Viertelsrente. Es 

geht jedoch um sehr viele Leute, die auf Assistenz angewie­
sen sind, diese selber bezahlen müssen und bei denen die­
ser Betrag dann auch eine Rolle spielt. 
5. Zum «Export» der Renten: Das Argument, man müsse 
Renten «exportieren» und es sei kompliziert, die Berechti­
gung im Ausland abzuklären, also löse man das Problem 
zweckmässlgerweise, indem man die Viertelsrente ab­
schaffe, hat sicher etwas für sich. Nichtsdestotrotz hätte man 
es mit einer etwas zu einfachen Lösung zu tun. 
Ich glaube auch, dass wir im ZUsammenhang mit den bilate­
ralen Verhandlungen generell über den «Rentenexport» dis­
kutieren müssen. Auch bei der AHV ist man übrigens, gleich 
wie bei der IV, mit einem «Exportproblem» konfrontiert. Die 
Kontrolle ist dort allerdings einfacher. Die Frage des «Ex­
ports» von Renten muss politisch thematisiert werden. Jetzt 
aber wäre es etwas problematisch, die Sache im Sinne einer 
Vorwegleistung zu regeln. 
Das sind die Grilnde, die uns bewogen haben, beim Ist-Zu­
stand zu bleiben und den ganzen Fragenkomplex dann im 
Sinne meiner Ausführungen in Richtung einer besseren Dif­
ferenzierung in der 2. Revision anzugehen. 
Noch etwas zu unserer Minderheit: Wir sind in der Minderheit 
wegen der Doppelstimme des Präsidenten der Kommission. 
Wenn der Präsident sich so wie der Präsident des Ständera­
tes verhalten und nicht mitgestimmt hätte, wären wir In der 
Mehrheit. - Das ist keine ernsthafte Bemerkung. Ich möchte 
damit einfach zum Ausdruck bringen, dass die Frage in der 
Kommission sehr kontrovers war. Es waren finanzpolitische 
Gründe, die dann im Endeffekt zum Entscheid der Kommis­
sion führten. 
Von der Sache her müssten Sie der Minderheit zustimmen. 

Rochat Eric (L, VD): Je me suis exprime lors du debat sur 
l'entree en matiere, et je me permettrai donc d'Atre bref. 
Je vous recommande de soutenir la proposition de la mino­
rite, c'est-a-dire de refuser la suppression du quart de rente. 
J'aurais souhaite personnellement introduire, a tltre subsl­
dialre, a cet amendement la notion de duree dans la percep­
tion de la rente, qui me semble importante. 
Souvenez-vous, le quart de rente devralt Atre a la fols un 
temps d'observation et un moyen de reinsertion: un temps 
d'observation, pour savoir dans quelle direction s'oriente une 
invalidite partielle, et un moyen de reinsertion, pour permettre 
le passage d'une rente d'un niveau plus eleve a la suppres­
sion de la rente, lorsque cela s'avere justifie. Je ne vais pas 
presenter cet amendement subsidiaire, parce que je ne suis 
pas certaln de la place a laquelle las emlnents juristes que 
nous comptons dans cet hemicycle l'auraient mis et ne pren­
drai pas le risque de le leur proposer. 
Nous ne devons cependant pas nous priver de cette Idee 
pour la deuxieme partle de la revision de l'assurance-invall­
dite. Nous ne devons pas nous priver d'un outil qui pourrait 
permettre de mieux garer, de mieux contröler, de mleux inci­
ter las beneficialres a une reprise complete d'actlvite, lorsque 
c'est possible. Supprimer le quart de rente, c'est en fait con­
damner las medeclns a annoncer au moins 50 pour cent d'in­
capacite durable de travailler, pour qua leurs patients tou­
chent au moins un debut de rente. C'est ce qui va se passer 
en l'absence de cette disposition. 
Lalssez a la commlssion Je sein d'inclure son travail sur les 
quarts de rente dans la revision complete de la loi sur l'assu­
rance-invalidite. Ne privez pas la commisslon a priori d'un 
outll qui pourrait €1tre utile a la reinsertion, donc a la diminu­
tion des coOts. En utillsant ce quart de rente a des flns inclta­
tives, nous eviterons une derive vers des coQts encore plus 
eleves. 
Je vous recommande d'accepter l'amendement de la mino­
rite de la commission. 

Brunner Christiane (S, GE): J'estime, comme mes deux 
preopinants, qua la suppression du quart de rente n'a pas sa 
place dans ce paquet-la de la revision de l'assurance-invali­
dite. Dans ce contexte, c'est une pure mesure d'economies 
qui est totalement sortie du contexte global d'une revision de 
cette assurance sociale. Je suis egalement persuadee qu'II 
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taut renvoyer ce point a la revision generale de l'assurance­
invalidite qui nous est promise. II est trop tOt pour declder 
aussi categoriquement d'ellminer ce palier interrnediaire sur 
l'echelle des rentes d'invalidlte. D'une part, cette suppression 
reviendralt a penaliser toutes las personnes qul font d'enor­
mes efforts pour rester actlves professionnellement, malgre 
leur handicap. D'autre part, II est faux d'lnvoquer, comme le 
falt la majorite de la commission, le nombre relativement fai­
ble de beneficiaires du quart de rente pour justifier la sup­
pression de cette rente. II s'aglt tout de m&me, a l'heure ac­
tuelle, de plusieurs milliers de personnes. 
Cette suppression, on I' a dlt, ne facilitera pas !'Integration des 
personnes handicapees dans la societe, dans la vie profes­
sionnelle. Les quarts de rente ont ete introduits apres beau­
coup de discussions et d'hesitatlons, il y a dix ans, dans le but 
de promouvoir la readaptation. C'est un but qui garde toute 
son actualite dans le contexte economique actuel. Je suis 
d'accord avec M. Rochat qu'il faudra peut~tre encore affiner, 
mieux cibler cet Instrument dans le cadre d'une revlsion to­
tale ulterieure de l'assurance-invalidlte. 
En depla~nt les quarts de rente au nlveau des prestations 
complementaires, on passe clairement d'un regime d'assu­
rances sociales a un reglme d'assistance. En d'autres ter­
mes, toutes les personnes invalides qui ne sont pas au-des­
sous d'un minimum vital seralent penallsees, et je pense par­
tlcullerement aux femmes qui exe~lent une actlvite profes­
sionnelle a temps partial ou, par exemple, aux petits commer­
~nts. 
Flnalement, cette mesure alibl n'apporte pas grand-chose au 
compte de l'assurance-invalidite. Par contre, on transfere 
une charge flnanciere supplementaire vers les cantons. Si je 
regarde le tableau des economies qui flgure a la page 35 du 
message en fran~is. je vois que les cantons devront assu­
mer 6 millions de francs de coOts supplementaires, suite a la 
suppression des quarts de rente. II est vrai qu'en deduisant 
de ces 6 millions de francs la participation des cantons aux 
depenses de l'assurance-invalldite au titre des quarts de 
rente, on arrive a. un resultat de 4 millions de francs de coOts 
nets supplementaires a la charge des cantons, dus a la sup­
pression du quart de rente. 
Dans ce decompte ne figurent bien sOr pas, parce qu'ils ne 
sont pas chiffrables, les frais consecutifs a l'incidence nega­
tive sur les efforts de readaptatlon des personnes handica­
pees. 
Pour une revlslon qui n'en est pas vralment une, qui n'est que 
transitolre, nous allons nous trouver confrontes a l'opposition 
de tous les groupes et organismes qui combattent farouche­
ment cette suppresslon du quart de rente. De plus, nous se­
rons egalement confrontes a l'opposition des cantons. La 
question sulvante se pose a notre Conseil: est-ce que vrai­
ment nous voulons prendre ce risque pour une economie de 
!'ordre de 20 mllllons de francs? La reponse de la minorite de 
la commisslon est tres claire: c'est non, nous ne voutons pas 
prendre ca risque de susciter une teile oppositlon pour une 
economie de 20 millions de francs seulement. 
C'est la ralson pour laquelle je vous invite a vous rallier a la 
proposition de minorite de la commission. 

Cottler Anton (C, FR): En maintenant le quart de rente, les 
adherents de la propositlon de minorite voudraient mieux en 
differencler l'octroi et mieux clbler les beneficiaires, comme 
l'ont dit M. Rochat et Mme Brunner. 
Je pretends, pour ma part, que c'est en supprimant le quart 
de rente que vous traiterez de fa90n plus nuancee, plus dif­
ferenciee, le probleme de son octroi. Nous saurons mieux ci­
bler par la suite. En effet, nous pouvons faire une distinction 
dans les quarts de rente entre les cas bagatelles et les cas 
de rlgueur, les cas graves. Toutes les personnes gravement 
atteintes qui touchent aujourd'hui un quart de rente en raison 
de l'invalidlte qul les handicape, pourront continuer a en be­
neficier. En revanche, pour las cas bagatelles qui, en somme, 
ne meritent pas l'octroi d'une rente, le quart de rente sera 
supprime. C'est la solution prevue par la loi actuelle, comple­
tee de la suppression du quart de rente. C'est cela qui sera 
deterrninant a l'avenir. 
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Mais l'argument le plus convaincant pour supprimer ce quart 
de rente, c'est malgre tout l'exportation du quart de rente. 
Lorsqu'elle est accordee en Suisse, cette rente peut &tre con­
trOlee, revue, et le cas echeant annulee. Cet esprit corres­
pond parlaitement a notre systeme de securite sociale: aglr 
la Oll il y a un besoin d'agir, et annuler une rente la Oll II n'y a 
plus d'invalldite. Dans notre pays, les lnstances concemees 
continueront a appliquer cette methode. En revanche, ex­
porte a l'etranger, ce quart de rente ne subira plus de con­
tröle, plus de revision. Les instances etrangeres n'ont 
d'allleurs aucun inter&t a ce que soit enleve a leurs citoyens 
le quart de rente octroye et paye par la Suisse. II est donc tout 
a fait natural que la revlsion de ce quart de rente, une fois ex­
porte, ne solt plus effectuee. Par consequent, ce quart de 
rente sera accorde a vle. II est indeniable qu'avec un accord 
europeen, nous devrons accorder la reciproclte des rentes et 
octroyer ce quart de rente aux Europeens aussi. SI nous sup­
primons aujourd'hui ce quart de rente, c'est antlclper en 
somme toutes les negociations avec des pays etrangers qui 
se feront de plus en plus pressants. 
Je vous lnvite donc a soutenir la proposition de la majorite de 
la commission et a. supprimer le quart de rente. 

Saudan Fram;oise (R, GE): Je me perrnets d'lntervenir brie­
vement parce que ce n'est pas de gaiete de coeur qu'on va 
prendre une telle declslon. Et Je dois dire que j'ai soigneuse­
ment pese les intertts an presence. Mals II y a quand mime 
deux remarques que je voudrais faire a 1a suite des Interven­
tions de MM. Cottler et Rochat. 
1. C'est vrai, ce qui, pour ma part, est en train de faire pen­
cher la balance, c'est non seulement le fait que les quarts de 
rente seront exportables, mals c'est aussi que les quarts de 
rente ne sont pas connus dans la quasi-totalite des pays 
europeens. Et c'est cette symetrie que nous devons toujours 
avoir a l'esprit: a ma connaissance, II n'y a qu'un seul pays 
qul connalsse ce type de rente - mais elle y est mAme a 
30 pour cent -, c'est le Danemark, Madame la Conseillere fe­
derale. 
2. Le deuxieme argument, que jene peux pas accepter, c'est 
celul de M. Rochst, parce qu'll montre clairement pourquoi le 
systeme va a la faillite. Quand un medecin nous dit que, si on 
lui enleve cet Instrument, II ne lui restera que le seul Instru­
ment de la rente a 50 pour cent, je me pose serieusement 
des questionsl Car l'attributlon de la rente a 50 pour cent, qui, 
au contraire du quart de rente, est connue dans la majorite 
des pays europeens, repond a des conditlons tres strictes. 
Alors, cet argument-la, Je me perrnets de le relever, parce 
qu'II est absolument non pertlnent, et qu'il me fait reflechlr 
dans un autre sens. 
Je vous invite en consequence a soutenir - et Je ne le fais pas 
de gaiete de coeur - la proposition de la majorite de la com­
mission. 

Danloth Hans (C, UR): Als ehemaliger Präsident einer Re­
kurskommission, u. a. für die Invalidenversicherung, habe Ich 
natürlich praktische Erfahrungen gemacht, und Ich staune et­
was Ober die Aussage des Berichterstatters und jetzt auch 
von Frau Saudan, wonach es möglich sei, auf den Prozent­
satz genau festzulegen, wo eine Invalidität von 40, 45 oder 
50 Prozent besteht. 
Es geht um zwei Operationen, wie es Herr Rochat gesagt 
hat: Zuerst wird der Arzt die Beeinträchtigung der Gesund­
heit, der körperlichen Funktionen, feststellen und nachher 
vorschlagen, es handle sich um eine schwere Beeinträchti­
gung. Der Entscheid Ober die Invalidität wird dann von der IV­
Stelle bzw. von der Kommission gefällt, und zwar dahinge­
hend, welche Mögllchkelten der Betroffene mit den verbliebe­
nen Fähigkeiten im Erwerbsleben hat. Es kommt zu einer 
Schätzung, und jede Schätzung basiert auf einem gewissen 
Ermessen. 
Es Ist also nicht so, dass man mit dem Belassen der Viertels­
rente attestieren würde, etwas stimme nicht, sondern es ist, 
im Gegenteil, dann das menschliche Bestreben vieler Ge­
suchsteller und der ihnen wohlgesinnten Ärzte, die dann sa­
gen: Ja, es sind also doch mehr als 40, 45 und mehr als 49, 
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nämlich 50 Prozent. Der Druck auf halbe Renten wird ganz 
eindeutig zunehmen. 
Ich glaube auch nicht, Herr Schiesser, dass die Zahl der nun 
rund 4000 Bezüger allein die Aufhebung rechtfertigt. Damals 
schon, beim letzten Mal, als unser Rat die Aufhebung immer­
hin mit 25 zu 10 Stimmen abgelehnt hatte, wurde darauf hin­
gewiesen, dass diese 1 0 Prozent durchaus im Rahmen des 
Ermessens lägen und wir per saldo sehr wahrscheinlich 
keine grossen Einsparungen hätten. 
Wer sind die Bezüger dieser Viertelsrente? Es hat sich ge­
zeigt, dass vor allem Berufsleute, Handwerker aus dem Mit­
telstand, auch Bauem, die eine reduzierte Invalidität zwi­
schen 40 und 49 Prozent haben, durchaus in der Lage und 
gewillt sind, ihre verbleibende Arbeitskraft noch sinnvoll ein­
zusetzen. Sie worden entweder in eine L0cke fallen oder 
dann eben ermuntert werden, alles daranzusetzen, diese 
halbe Rente zu erhalten. Auch der Hinweis, dass man derar­
tige Rentenbezüger leichter in «Härtefälle» verwandeln 
könnte, vermag mich persönlich nicht zu überzeugen. 
Die Frage des «Exportes»: Ich gebe zu, das Problem be­
steht, das von Herrn Schiesser und von Frau Saudan darge­
legt wurde: Ich meine, das m0sste gesamthaft angegangen 
werden, wie es Herr Brändli sagte. Ich könnte mir durchaus 
auch vorstellen, dass vielleicht später eine Umgestaltung er­
folgt, eine Befristung. Wenn man dann innerhalb der Frist 
nicht nachweisen kann, dass der lnvallditätsgrad gleich ge­
blieben ist, würde das wegfallen. Auf alle Fälle sollten wir es 
uns schon doppelt überlegen, ob wir eine segensreiche Insti­
tution, die sich bewährt hat - auch für die Kleinen, für diese 
Nische von Bezügern, die ich vorhin erwähnt habe -, jetzt 
leichthin im Rahmen der Sanierung der Bundesfinanzen auf­
heben wollen. 
Ich möchte ebenfalls die Minderheit unterstützen. 

Brändll Christoffel (Y, GR), Sprecher der Minderheit: Ich 
möchte nur ganz kurz doch noch etwas zu zwei Argumenten 
sagen: 
1. Es ist von Herrn Danioth richtig gesagt worden, dass es 
nicht der Arzt sei, der diese 40 oder 50 Prozent Invalidität 
festsetze, sondern dass dies von der IV-Kommission auf­
grund des Lohnausfalles festgelegt werde. Wenn Sie 50 Pro­
zent Lohnausfall haben, bekommen Sie eine halbe Rente, 
wenn sie 45 Prozent Lohnausfall haben, eine Viertelsrente. 
Damit haben Sie natürlich die Situation, dass Sie bei einer 
halben Rente keine Motivation haben, einen Zusatzertrag zu 
erzielen, weil die Rentenkürzung entsprechend hoch ausfällt. 
Aus diesem Grunde muss man zu einer differenzierteren Lö­
sung kommen und nicht zu einer gröberen Lösung, wie sie 
hier vorgeschlagen wird. 
2. Zum Argument der Härtefälle, das heute mehrmals erwähnt 
worden ist: Ich möchte den Standesvertretern nochmals deut­
lich machen, was der Kommissionspräsident gesagt hat. Es 
sei eigentlich ein Sündenfall, die Ergänzungsleistungen in die­
ser Art anzugehen, hat er gesagt. Ich glaube, auch diese Fra­
gen müssen wir im zweiten Paket umfassend prüfen, wenn wir 
das Rentensystem der IV nochmals diskutieren. 
Aus diesem Grunde möchte ich Sie bitten, im Rahmen dieses 
Paketes diese Schnellösung abzulehnen, wie Sie das übri­
gens bei den letzten Versuchen auch getan haben. 

Schiesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Ich erlaube mir 
ganz kurz, Artikel 14 Absatz 2 unseres Ratsreglementes zu 
zitieren, wo es unter dem Titel «Abstimmungen» heisst: «Der 
Kommissionspräsident stimmt mit; bei Stimmengleichheit 
gibt er den Stichentscheid.» Ich habe diese Bestimmung vor­
gelesen, um sie unserem neuen WAK-PrAsidenten In Erinne­
rung zu rufen. 
Zur Diskussion, die wir heute geführt haben: Ich muss es viel­
leicht etwas hart ausdrücken. Ich habe den Eindruck, dass 
man in diesem Rat nicht gewillt Ist, die Realität in der Invali­
denversicherung zur Kenntnis zu nehmen. Aufgrund der Be­
schlüsse, die wir im Herbst gefasst haben, wird die Invaliden­
versicherung in den nächsten drei Jahren, bis zum Ende des 
Jahres 2000, ein Defizit in der Grössenordnung von 2,5 Mil­
liarden Franken produzieren - 2,5 Milliarden Franken! 

Ich wäre sehr dankbar, wenn man von selten der Minderheit 
und derjenigen Personen, die die Minderheit unterstützen, 
Vorschläge einbringen w0rde, bei denen Aussicht auf Einspa­
rungen besteht- ich spreche besser nicht von Einsparungen, 
sondern von Kostenbegrenzungen -, anstatt Vorschläge und 
Forderungen zu unterbreiten, die zusätzliche Mittel erfordern. 
Ich bin 0berzeugt: Wenn das Modell von Kollege Brändli um­
gesetzt werden sollte, wonach eine zusätzliche, differenzier­
tere Abstufung vorgenommen werden m0sste, wäre dies mit 
erklecklichen Mehrausgaben verbunden, die wir uns schlicht 
nicht leisten können. 
Im weiteren muss ich feststellen, dass sich Kollege Danioth 
und Kollege Brändli widersprechen. Kollege Danioth hat ge­
sagt- wenn ich ihn richtig verstanden habe-, eine präzisere 
Abstufung In dem Sinne, dass festgelegt werden könne, ob 
der Grad der Invalidität 40, 45, 49 oder 50 Prozent betrage, 
sei sehr schwierig. Genau das fordert aber Herr Brändli. Eine 
differenziertere Abstufung - vielleicht nach dem Modell der 
Unfallversicherung. 
Herr Danioth, ich habe nicht gesagt, es m0sse eine derart dH­
ferenzlerte Abstufung vorgesehen werden. Es muss aber 
doch In der Praxis einigermassen verlässlich festgestellt wer­
den können, ob jemand einen lnvaliditätsgrad erreicht, der zu 
einer halben Rente berechtigt oder nicht. 
Zum Vorwurf, wir würden diese Frage mehrmals behandeln: 
Wir haben auch andere Fragen In diesem Rat schon mehr­
mals behandelt. Die Viertelsrente stellt Probleme - das ist 
von selten der Minderheit jetzt auch konzediert worden-, na­
mentlich im Zusammenhang mit dem «Export ... Dann stellt 
sich natürlich die Frage: Muss nicht zu gegebener Zeit dieses 
Problem wieder auf den Tisch gebracht werden? 
Ich glaube kaum, dass man in zwei oder drei Jahren, im Rah­
men der nächsten Vorlage, wiederum mit einer Aufhebung 
der Viertelsrenten kommen könnte, wenn deren Aufhebung 
heute nicht beschlossen wird; denn dann gibt dieser Rat ein 
Signal in Richtung einer differenzierteren Ausgestaltung. 
Aber dann müssen wir auch sagen, wo wir die zusätzlichen 
Mittel für diese differenziertere Ausgestaltung hernehmen. 
Es kann mir niemand weismachen, dass wir mit diesen 
20 Millionen Franken, die wir bisher ausgeben, eine differen­
ziertere Gestaltung finanzieren können. Ich bin 0berzeugt: 
Wenn diese Argumentationslinie weitergeht, dann werden 
wir bei der Invalidenversicherung auf der Ausgabenseite nie 
zu Ergebnissen kommen, die zu einer Sanierung dieses Ver­
sicherungszweiges beitragen. 
Nun zu einem Argument, das von Frau Brunner vorgebracht 
worden ist: Es handle sich um eine «pure mesure d'econo­
mie», um eine «mesure d'alibi", und es gehe um 20 Millionen 
Franken, wobei tor die Kantone noch eine zusätzliche Bela­
stung von 7 Millionen Franken entstünde. Wir haben heute 
morgen von der gleichen Seite gehört, dass 12 Millionen Fran­
ken beim Personal aufgestockt werden müssten. Hier sind 20 
MIiiionen Franken eine «mesure d'alibi ... Das ist genau das 
Vorgehen, das uns immer dazu verleitet, bei Jeder Massnahme 
zu sagen: Der Betrag ist ohnehin so klein; die Einsparung 
bringt nichts. So werden wir nie zu Einsparungen kommen. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Mehrheit der Kommission zuzu­
stimmen. Irgendwann werden wir im Bereich der Sozialversi­
cherungen schmerzhafte Entscheide fällen müssen. Frau 
Saudan hat es gesagt: Wir stelle_n diesen Antrag nicht mit 
grosser Freude, sondern aus der Uberzeugung heraus, dass 
nun endlich auch ein Zeichen auf der Ausgabenseite gesetzt 
werden muss, dass wir die kritische Situation bei der Invali­
denversicherung nicht einfach so hinnehmen und uns damit 
trösten können, dass wir im Rahmen der nächsten Revision 
Verbesserungen des Finanzhaushaltes der Invalidenversi­
cherung herbeiführen würden. 
Wenn ich an das Defizit von durchschnittlich 800 bis 
900 Millionen Franken je in den nächsten drei Jahren denke, 
dann glaube ich schlicht und einfach nicht daran, dass eine 
Stabilisierung auch nur annähernd möglich sein wird. 

Rochat Erle (L, VD): Veuillez m'excuser, Monsieur le presi­
dent de la commission, de reprendre la parole apres vous. 
J'aimerais juste faire deux braves reponses. 

Bulletin officlel de rAssemblee federale 
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Tout d'abord a Mme Saudan, qui a ete offusquee par mes 
propos relatant ca qua pouvaient ou ce qu'allaient faire las 
medeclns. M. Danioth lui a partlellement repondu en preci­
sant las conditlons dans lesquelles on etabllt le pourcentage 
d'une rente invalidite. J'almerals y ajouter que le medecin se 
trouve la dans une situatlon qui n'est qua tres partiellement 
medlcale et qu'il est soumis a la fois a la pression des em­
ployeurs, a celle des services sociaux, celle de la personne, 
celle des assurances-maladle et celle des assurances perte 
de gain, et qua c'est dans ce contexte-la, qu'en plus des con­
dltions purement medicales, II doit determlner a 5 pour cent 
pres s'il s'agit d'un quart ou d'une demi-rente. Croyez-moi: 
entre 45 et 50 pour cent, il est plus alse decrire cinquante 
que quarante-cinql 
Ensulte, a M. Schiesser, rapporteur de langue allemande, qul 
a demande ou l'on trouveralt les 20 milllons de francs - et 
cette questlon a ete soulevee a plusleurs reprises. Je dlrai 
que nous avons regrette de n'aborder cette revlslon de l'as­
surance-invalidlte qua par cette premiere partie qul ne prevoit 
pas toute une serie de mesures deja annoncees, qu'on 
trouve dans l'expose general sur la revision de l'assurance­
invalidlte, et qul ne nous permet effectivement pas de trouver 
les 20 millions de francs d'economles correspondant a ce 
quart de rente. 
Mals je crois alors que la seconde partie, qua nous esperons 
dans les plus brefs delais, pourralt tout a fait permettre de 
trouver ces 20 millions de francs et d'eviter de supprimer un 
Instrument dont je souhaite qu'll solt plus utile qu'll ne l'a ete 
Jusqu'a present. 

DreHuss Ruth, conseillere federale: Personne, effectlve­
ment, ne decldera de galete de coeur dans ce domaine qui 
conceme la vie de 4000 a 5000 de nos concitoyens et conci­
toyennes. Chacun d'entre vous se posera la questlon des 
consequences d'une teile decision. Mals j'aimerais faire deux 
remarques prealables. 
1. Tous veulent que l'on reprenne la dlscussion lors de la pro­
chalne revision, alors que j'ai le sentlment que les proposi­
tions qul sont faites de transformer l'instrument, de le rendre 
plus subtil, de repondre mleux aux besolns indivlduels, ne 
pourront pas etre trouvees dans le cadre de la prochalne re­
vislon. Je ne crois pas que la decislon de rente, meme si 
aucune rente ne dolt ätre accordee de fai;on definitive, et 
fixee quant a son volume de fai;on definitive non plus, doive 
ätre une decision probatolre. Je crols que nous avons, dans 
le systeme de l'assurance-lnvalidite, la phase pre-rente qui, 
alle, dolt vraiment mener a mobiliser au maximum !es possi­
bilites de travail et a trouver !'Insertion maximale, a chercher 
les voles de l'integration professionnelle; et puis II y a Ja 
phase rente proprement dite qui reconnait que, pour une 
periode X sujette a reexamen, l'on doit blen constater l'ab­
sence de la possiblllte d'acquerir un revenu a cause d'une in­
validite constituee. 
Je ne crois donc pas que la prochaine reforme nous permet­
tra de modifier cet Instrument et de le rendre plus perfor­
mant. Je ne crois pas non plus - et la Je dois le dire tres clai­
rement - que la prochaine revislon perrnettra de trouver faci­
lement les 20 millions de trancs d'economles auxquels vous 
seriez prets a renoncer maintenant. Pour etre deja tres en­
gagee dans la preparation de cette deuxieme partie, je dois 
dire que, la aussi, il y aura des decisions douloureuses a 
prendre. II y aura des decislons qui seront peut-ätre un pas 
en arriere et qui ne rapporteront pas grand-chose, mais que 
nous devrons sans doute vous proposer quand mäme. 
2. Je remercie et je rends hommage aux invalides qui accep­
tent effectivement de soutenir cette revision avec la suppres­
sion de la rente complementaire. lls acceptent un sacrifice fi­
nancier general plus grand que dans le cas du quart de rente. 
Mais, j'aimerais souligner qu'en proposant cette suppression 
du quart de rente de l'assurance-invalidite, nous ne voulons 
pas confronter les personnes qul la touchent actuellement a 
une situation difficlle.11 y aurait maintlen des acquis selon les 
mämes regles qui consistent a reexaminer periodiquement la 
situatlon. 
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Nous aimerions aussi mettre an place un nouveau systeme 
qui perrnette de prendre en consideratlon les cas de rigueur, 
mais de les faire passer ä l'lnstitution prestatlons comple­
mentalres. M. Brändli parle du «Sündenfall EL» - pardon, je 
ne sais plus qui en a parle, mais en tout cas, rendons a Cesar 
et au president ce que le president a dltl -, a mon avis, i;a 
n'est pas un «Sündenfall EL» que de prevoir la solutlon des 
cas de rigueur, au contralre. Mais qultte a perdre peut-etre le 
soutien de l'un ou l'autre d'entre vous, j'aimerais dire au con­
traire que pour moi, c'est de la musique d'avenir. 
Les prestatlons complementaires, avec la prise en conside­
ration des cas indlviduels, sont, a mon avis, l'instrument dont 
nous aurons de plus en plus besoin pour completer les assu­
rances soclales. Nous aurons besoin de combiner ce que 
certains appellent de fai;on depreciative le «systeme de l'ar­
rosoir» - moi, j'alme jardlner et j'alme avolr un arrosoir, mals 
on ne va pas en dlscuter ici - avec le systeme additlonnel 
qu'on pourrait appeler peut-ätre, pour rester dans le jardi­
nage, le «systeme du tuteur», c'est-a-dire a telle plante Indi­
viduelle, telle reponse particullere. Personnellement, je se­
rais tres heureuse si, par la declsion que vous prendrlez en 
soutenant le Conseil federal, nous arrivions dans un premier 
cas a separer les prestatlons complementaires de l'octroi 
d'une rente. Jusqu'a present, la prestation complementaire 
n'est versee que si la rente est insufflsante pour garantir le 
minimum existential. Pourquoi ne pas reconnaitre que les 
prestations complementaires peuvent aussi etre des Instru­
ments dans d'autres cas qui ne donnent pas lieu au palement 
d'une rente? II est vral que nous lntrodulrions un principe 
nouveau, mals que j'appelle de mes voeux en disant qu'll 
peut y avolr une constatatlon d'invalidlte, que cette invalidlte 
n'est pas suffisante pour donner droit a une rente parce que 
la perte de revenu n'est pas suffisante, mais qua, pour tenir 
campte des besoins materiels qui se posent, II est quand 
mäme necessaire de soutenlr la personne en questlon, et ce 
d'une fai;on souple, modulable qui, de plus, peut ätre appli­
quee avec le principe de la territorialite. 
Dans ce sens, la propositlon du Conseil federal est peut-Atre 
plus revolutlonnaire, entre guillemets, qu'll n'y parait en 
ouvrant la porte vers un nouveau developpement d'une prise 
en consideration des besoins, qul n'est pas de l'aide sociale 
puisqu'il s'agit d'un droit qui dolt effectlvement rester base sur 
la loi et justlflable. 
J'aimerais ajouter une Information: dans le cadre des dlscus­
slons - elles sont censees etre confidentlelles, mais je crols 
que dans ce domalne, II est important que je le dise icl et qu'il 
y aura sans doute un large accord sur cette Idee -, nous pro­
posons actuellement, dans le cadre du programme d'assai­
nissement ou de stabilisation, l'lntroduction dans le systeme 
de l'assurance-lnvalidite du medecin de conflance, type 
Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents, 
parce que nous avons le sentiment qu'il y a la une experience 
qul s'est revelee positive et que nous pourrions, par cet Ins­
trument peut-ätre, ameliorer le contröle. Cela nous permet­
trait d'accorder des rentes a ceux qul, effectivement, en ont 
besoln et d'evlter certalns abus. Dans ce sens, vous voyez 
que nous travaillons de fai;on permanente a l'amelloration du 
mecanisme sain de l'assurance-invalidite. 
Pas de galete de coeur, je l'ai dlt, surtout parce que ce quart 
de rente n'est pas encore vieux de dix ans - il a ete decide 
en 1988 - et qu'il n'a pas rempll les espoirs places en lui. II 
est clair qu'il n'a pas rempli les espoirs places en lul en partle 
a cause de la situatlon du marche du travail, parce qu'il est 
de plus en plus dlfficlle de trouver une source de revenus 11-
mitee et en cas d'invalidite. Mals II est aussi evident que nous 
nous etlons fait des illusions quant a la possibillte de reinte­
grer partiellement une personne dans le processus de travall 
en lui permettant de passer d'une demi-rente a un quart de 
rente si eile ameliorait sa possibilite de travall ou si alle faisait 
l'effort et avait la chance de trouver un emplol mieux remu­
nere. Dans ce sens, cet echec est triste et nous devons tous 
le regretter. Jene pense pas que nous devlons nous cram­
ponner a une mesure qul n'a pas fait ses preuves et, dans le 
besoin d'assainlssement, de contröle et de boulons resserres 
dans lequel nous nous trouvons actuellement, nous pouvons 
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prendre cette declslon. La repousser, comme la minorite le 
propose, la reprendre plus tard, cela ne me parait pas oppor­
tun et ne me parait surtout pas prometteur d'une meilleure 
solution. 
C'est donc sans gaiete de coeur, conscient qu'il y a peut-ätre 
un certain echec ä enregistrer, que le Conseil federal vous 
demande de supprlmer le quart de rente, mais de veiller a ce 
que des mesures compensatoires soient mises en place de 
fa,;on a ce qu'il n'y alt pas de cas de rlgueur. 

Abstimmung - Vote 
Für den Amrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 34; Art. 38 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 34; art. 38 al. 1 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

23Stlmmen 
13Stlmmen 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Zu diesem Artikel 
möchte ich einige Bemerkungen machen, weil es um die Auf­
hebung der Zusatzrenten geht, also um den wesentlichsten 
Posten im Rahmen dieser Vorlage. 
Im Rahmen der 10. AHV-Revision haben wir bei der AHV die 
Zusatzrenten für Ehefrauen aufgehoben. Bei der Invaliden­
versicherung ist das nicht der Fall. Nun soll aber auch bei der 
IV die Rentenausrichtung geschlechtsneutral ausgestaltet 
werden. Ein Anspruch auf Zusatzrenten besteht für rentenbe­
rechtlgte verheiratete Personen, die unmittelbar vor Ihrer Ar­
beitsunfähigkeit eine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben und 
deren Ehegatte keinen Anspruch auf eine Alters- oder Invali­
denrente hat. Die Zusatzrente macht 30 Prozent der Haupt­
rente aus, also 299 Franken im Minimum und 597 Franken 
im Maximum. Heute werden rund 60 ooo Zusatzrenten aus­
bezahlt. Ein Drittel davon wird ins Ausland bezahlt. 
Gründe für die Aufhebung: Das System der Zusatzrente wi­
derspricht dem Spllttingsystem, das die zivilstandsunabhän­
gigen Renten kennt, wie wir sie bei der AHVeingeführt haben 
und wie wir das nun auch In der Invalidenversicherung ein­
führen möchten. 
Ich möchte darauf hinweisen, dass Härtefälle wiederum 
durch Ergänzungsleistungen abgedeckt werden sollen. Es Ist 
also auch hier so, dass nach unten ein Auffangnetz gespannt 
bleibt, dank dem Härtefälle durch Ergänzungsleistungen ab­
gesichert werden. Dies hat zur Folge, dass keine eigentliche 
Ausschüttung mit der «Giesskanne» mehr erfolgt, sondern 
dass bei den Härtefällen ein gezielter Einsatz der Mittel statt­
findet. 
Ein weiterer Grund, der zur Aufhebung der Zusatzrente An­
lass gibt, ist die Feststellung, dass die Zusatzrente gerade je­
nen Personen, die es am nötigsten hätten, nicht zukommt, 
nämlich solchen lnvalidenrentenberechtlgten, die keinen An­
spruch aus der zweiten Säule geltend machen können, weil 
sie nie eine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben, da sie zu ei­
nem Zeitpunkt Invalid geworden sind, als sie noch keine Er­
werbstätigkeit ausüben konnten. Gerade hier greift die Zu­
satzrente nicht. Das wäre ein weiteres Argument dafür, dass 
man die Zusatzrente aufheben kann. 
Das Einsparpotential für die Jahre 1999 bis 2004 wird im 
Durchschnitt mit 74 Millionen Franken veranschlagt. Das Ist 
ein beträchtliches Sparpotential, das in den kommenden Jah­
ren noch ansteigen wird. Selbstverständlich bleibt der Besitz­
stand auch hier gewahrt. 
Die Änderung In Artikel 38 ist eine blosse Folge der Aufhe­
bung von Artlkel 34. 

Angenommen -Adopte 

Art. 68 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2 
Streichen 

Art. 68 
Proposition de la commlssion 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 
Biffer 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Bel Artikel 68 bean­
tragt die Kommission, Absatz 2 zu streichen. Vorerst möchte 
ich zu Artikel 68 ganz allgemein bemerken, dass sich bei den 
Arbeiten in der Kommission erneut gezeigt hat, dass bei der 
Invalidenversicherung ein erheblicher Bedarf an statisti­
schem Material besteht und dass die Erarbeitung von statisti­
schen Unterlagen gefördert werden soll. 
Zur Streichung von Absatz 2: Ziel des Antrages der Kommis­
sion Ist es nicht, die in diesem Absatz 2 erwähnten Tätigkei­
ten zu verhindern. Die Kommission wünscht, im Gegenteil, 
dass diese allgemeine Information gesamtschweizerisch 
durchgeführt wird. 
Aufgrund des uns genannten Betrages von etwa 100 000 bis 
200 000 Franken sind wir Indessen der Auffassung, dass die-­
ser Betrag in den allgemeinen Mitteln des Bundesamtes für 
Sozialversicherung Platz haben und nicht separat In einer 
Bestimmung des Bundesgesetzes Ober die Invalidenversi­
cherung eine Grundlage erhalten sollte. 
Deshalb beamragen wir Streichung von Absatz 2. 

Angenommen -Adopte 

Art. 69 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... Alters- und Hinterlassenenversicherung erhoben werden. 
Die Artikel .... 
Abs. 3(neu) 
Gegen die Entscheide der Rekursbehörden und der Schieds­
gerichte kann beim Eidgenössischen Versicherungsgericht 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde nach dem Bundesgesetz 
über die Organisation der Bundesrechtspflege erhoben wer­
den. 

Art. 69 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 
•••• et survivants. Les artlcles 84 a .... 
Al. 3 (nouveau) 
Les decisions des autorites de recours et des tribunaux arbi­
traux peuvent a leur tour, par la voie du recours de droit 
administratif, ätre portees devant le Tribunal federal des as­
surances, conformement a loi federale d'organisation judi­
ciaire. 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Bei Artikel 69 geht 
es um eine Neufassung, vor allem des Absatzes 3, weil Im ur­
sprünglichen Text des Bundesrates ein Rechtsmittelweg ver­
gessen gegangen ist, den wir hier eingefügt haben. 

Angenommen -Adopte 

Art. 73 Abs. 4, 5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 73 al. 4, 5 
Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 
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Art. 75bls 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
.... an die Eidgenössische Rekurskommlssion für kollektive 
Leistungen der Invalidenversicherung erhoben werden. Aus­
genommen sind Verfügungen über Beiträge, auf die das 
Bundesrecht keinen Anspruch einräumt. 
Abs.2 
Der Bundesrat bestellt die Eidgenössische Rekurskommis­
slon. Er regelt .... 
Abs. 3 
Gegen die Entscheide der Eidgenössischen Rekurskommis• 
sion kann Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Eldgenös• 
sische Versicherungsgericht erhoben werden. 

Art. 75bls 
Proposition de Ja commisslon 
Al. 1 
.... aupres de la Commlsslon federale de recours en matlere 
de prestatlons collectives de l'assurance-lnvalldite. Font ex­
ceptlon les decislons en matlere de subventlons auxquelles 
la legislatlon federale ne confere pas un droit. 
A/.2 
Le Conseil federal lnstitue la Commlsslon federale de re­
cours. II regle •... 
Al. 3 
Les decislons de la Commisslon federale de recours peuvent 
ätre attaquees par vole de recours de droit administratlf 
aupres du Tribunal federal des assurances. 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Bei Artikel 75bis 
handelt es sich ebenfalls um eine Neufassung, die inhaltllch 
keine Neuerungen bringt. Es liegen keine materiellen Ände­
rungen vor. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Brändll, Brunner Christiane, Gentil, Respini, Rochat) 
Ziff. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Ziff. 2 
Streichen 

Ch. II 
Proposition de /a commission 
Ma/orite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Brändll, Brunner Christiane, Gentil, Respini, Rochat) 
Ch. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Ch.2 
Biffer 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on Ja proposition de la majorite 

Zlff. III 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Brändli, Brunner Christiane, Gentil, Respini, Rochat) 
Streichen 

Amtliches BUiietin der Bundesversammlung 

Ch. III 
Proposition de Ja commission 
MaJorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Mlnorite 
(Brändli, Brunner Christiane, Gentil, Respinl, Rochat) 
Biffer 

Präsident: Über Ziffer III haben wir bei der Abstimmung Ober 
die Artikel 28 und 29 entschieden. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon Ja proposition de Ja majorite 

Zlff. IV 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.IV 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

18 Stimmen 
5 Stimmen 
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Fortsetzung - Suite 
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Siehe Jahrgang 1997, Seite 2326-Volr ann68 1997, page 2326 
Beschluss des Ständerates vom 17. Dezember 1997 
D6clslon du Conseil des Etats du 17 d~mbre 1997 
Kategorie 111, Art. 68 GRN - Categorie III, art. 68 RCN 

A. Bundesgesetz über die lnvalldenverslcherung 
A. Lol federale sur l'assurance-lnvalldlte 

Eintretensdebatte - Debat d'entree en matlere 

Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: In den 
Schwerpunkten und Zielsetzungen der bundesrätllchen Poli­
tik dieser Legislatur Ist u. a. auch die Sicherung der finanziel­
len Grundlagen der IV enthalten. National- und Ständerat ha­
ben, wie Sie wissen, mit der Verlagerung von Kapital In der 
Höhe von 2,2 MIiiiarden Franken vom Ausgleichsfonds der 
EO auf die Rechnung der IV einen ersten wesentlichen 
Schritt in Richtung Sanlerungsmassnahmen beschlossen. 
Das war gewissermassen der Vorlauf zum ersten Tell der 4. 
IV-Revision. Ab heute diskutieren wir nun über den eigentli­
chen ersten Teil der 4. IV-Revision. Dieser soll unabhängig 
vom später folgenden zweiten Teil in Kraft gesetzt werden. 
Was soll mit diesem ersten Tell der Revision geändert wer­
den? Nachdem die dringendsten Massnahmen auf der Ein­
nahmenseite beschlossen worden sind, folgen nun Mass­
nahmen auf der Ausgabenseite. Zentral sind zunächst ein­
mal die Sparmassnahmen: 
1. Die Zusatzrente tor die Ehepartnerin oder den Ehepartner 
soll aufgehoben werden. Bel der AHV Ist die Zusatzrente für 
die Ehefrau bereits anlässlich der 10. AHV-Revlslon aufge­
hoben worden. Das wollen wir nun auch bei der IV nachho­
len. Hier Ist die Zusatzrente Ja noch die einzige zlvllstandsbe­
zogene Leistung, die nicht Ins moderne Spllttlngsystem 
passt, welches nur Individuelle Rentenansprüche kennt. Ich 
werde In der Detailberatung noch ausführlicher darauf zu 
sprechen kommen. 
2. Sehr umstritten war die Aufhebung der Viertelsrenten. 
Diese wurden 1988 mit der 2. IV-Revision eingeführt. Sie 
kommen bei einem lnvalldltätsgrad zwischen 40 und 50 Pro­
zent zur Auszahlung. Eine knappe Mehrheit der Kommission 
ist mit dem Bundesrat und dem Ständerat der Meinung, dass 
ein Zeichen des Sparens gesetzt werden muss. Sie bean­
tragt Ihnen deshalb die Streichung der Viertelsrenten. Auch 
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darauf werde ich in der Detailberatung noch ausführlich zu 
sprechen kommen. 
3. Weiter sind Massnahmen im Bereich der Kostensteue­
rung, die sich kostensenkend auswirken werden, ins Gesetz 
aufgenommen worden. So sind Bau- und Betriebsbeiträge 
des Bundes für Werkstätten, Wohnheime und Tagesstätten 
an einen kantonalen Bedarfsnachweis geknüpft. Es handelt 
sich hier um erste Massnahmen, die in diese Richtung ge­
hen. Weitere werden im zweiten Teil der Revision folgen. 
4. Es sollen gesetzliche Grundlagen für die Finanzierung von 
statistischen Erheb!,mgen und Wirkungsanalysen sowie von 
projektorientlerter Offentllchkeitsarbeit geschaffen werden. 
Um eine bessere Steuerung der Mittelverwendung vorneh­
men zu können, sind statistische Erhebungen und entspre­
chende Wirkungsanalysen nötig; solche fehlen heute. 
Welche Einsparungen hat das zur Folge? Es Ist unmöglich, 
vorherzusagen, wieviel das ausmachen wird. Genau berech­
nen lässt sich das im Moment nur mit Bezug auf die Zusatz­
renten und die Viertelsrenten. Die Aufhebung der Zusatzren­
ten soll Einsparungen von vorerst 74 Mililonen Franken pro 
Jahr und die Aufhebung der Viertelsrenten Einsparungen in 
der Höhe von 20 Millionen Franken zur Folge haben. Das 
macht im Durchschnitt der ersten sechs Jahre insgesamt 
94 Millionen Franken aus. Nach diesen sechs Jahren wird 
dann allein für die Zusatzrente mit Einsparungen von jährlich 
rund 200 Millionen Franken gerechnet werden können. Aller­
dings werden wir auch Mehrkosten bei den Ergänzungslei­
stungen haben; Sie sehen das auf Seite 32 der Botschaft. 
5. Wichtig sind auch einige Revisionspunkte ohne Kostenfol­
gen; zentral Ist hier die Präzisierung der Definition des lnva-

. lldltätsbegriffes. Im geltenden Gesetz werden ausdrücklich 
nur körperliche und geistige Gesundheitsschäden erwähnt; 
die psychischen Schäden gelten gemäss Rechtsprechung 
als geistige Gesundheitsschäden. Was feste Gerichtspraxis 
ist, soll nun auch im Gesetz verankert werden: Psychische 
Schäden sollen auch vom Gesetz und nicht nur von der 
Rechtsprechung her als gleichwertige Krankheitskategorien 
anerkannt und neben den körperlichen und geistigen Ge­
sundheitsschäden explizit erwähnt werden. 
In der Praxis ergibt sich daraus keine materielle Änderung 
und keine Ausdehnung der IV. Frau Bundesrätin Drelfuss hat 
dies bereits In der Kommission gesagt, und Ich bitte sie, dies 
Im Rat zuhanden der Materialien zu wiederholen. 
6. Weitere Revlsionspunkte sind die Anpassung der Ver­
fahrensvorschriften, der Ersatz des bisherigen Anhörungs­
verfahrens durch ein Einspracheverfahren sowie neue 
Rechtspflegebestimmungen im Bereich der kollektiven Lei­
stungen. 
Ich bitte Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Phlllpona Jean-Nlcolas (R, FR), rapporteur: II y a de nom­
breuses annees que l'equllibre entre les recettes et les de­
penses est source de grands soucis pour les responsables 
de l'assurance-lnvalldlte. La necessite et l'urgence de pren­
dre des mesures sont aujourd'hul evidentes. Cette constata­
tion est encore renforcee par d'autres facteurs tels que la si­
tuation economique ou conjoncturelle, les progres technl­
ques et medlcaux ou encore la transformation de la structure 
demographique. La commission a examlne tres attentive­
ment et de fa~on crltlque les modiflcatlons proposees. Nous 
revlendrons dans l'examen de detall sur les artlcles concer­
nant la suppression de la rente complementaire et sur celui 
concernant la suppression du quart de rente. 
La commission accepte la modiflcatlon de l'artlcle 4, qul est 
la sulte loglque de la Jurlsprudence constante qul veut que 
l'attelnte a la sante psychique sott asslmilee aux attelntes a 
la sante mentale. La mentlon expllclte dans la lol ne fera donc 
qu'enterlner la pratlque courante. 
Alnsl, la lol sur l'assurance-lnvalldlte n'en sublra aucune mo­
dlflcatlon materielle. II n'est cependant pas necessaire 
d'ajouter dans la loi une deflnltlon speclale, puisque tout 
comme les attelntes a la sante physlque et a ta sante men­
tale, les attelntes a la sante psychlque doivent, pour fltre re­
connues, fltre lnvalldantes et compromettre la capaclte de 
galn pour une longue duree. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

L'introduction au niveau de la lol d'un trlbunal arbltral pour les 
litlges en matlere de tarif doit fltre soutenue. Cette lnstance 
contrlbuera largement a amellorer la securlte jurldique. II taut 
preclser qu'il n'y aura nul besoln de creer de nouvelles lns­
tances, car les tribunaux arbltraux qul existent deja pour l'as­
surance-maladle, l'assurance-accidents et l'assurance mill­
taire pourront agir dans le domaine de l'assurance-invalidite. 
II faudra que celle-ci soit alors aussi representee. Comme 
Jusqu'ici, les couts afferents a cette prlse en charge seront 
supportes par les cantons. 
Quanta l'lntroductlon d'une procedure d'opposltlon, II taut pre­
ciser qu'elle remplacera l'actuelle procedure d'audltlon. Ceile­
ci prevoit la notlflcatlon des declslons de l'offlce Al a la per­
sonne assuree, sous forme de declslon formelle. Les Interes­
ses auront alors la posslblllte de faire opposltlon aupres de l'of­
flce Al, l'admlnlstratlon entendra l'assure et rendra sa declslon 
sur oppositlon. Cette declslon pourra ensuite fltre attaquee 
par les assures aupres de l'lnstance de recours cantonale. 
L'lntroductlon de cette procedure est justlflee, en partlculler 
dans la perspectlve de l'amelloratlon de la coordlnatlon entre 
les differentes branches des assurances soclales. 
Au vote sur l'ensemble, la commlssion accepte ce projet, par 
15 volx sans oppositlon et avec 9 abstentlons. 

Egerszegl Christine (R, AG): Im Namen der FDP-Fraktion 
bitte Ich Sie, auf die Vorlage einzutreten, auf dieses Mass­
nahmenpaket, wie es der Bundesrat vorgelegt hat und wie es 
vom Ständerat bestätigt worden Ist. Ziele dieses ersten Teils 
der 4. Revision der Invalidenversicherung waren: 
1. Abbau der Schulden: Das haben wir ja mit dem Kapital­
transfer von der EO zur IV gemacht. 
2. Erhöhung der Einnahmen: Das hat die Mehrheit des Par­
lamentes zurückgestellt, weil sie eine «Pflästerllpolltlk» nicht 
akzeptiert hat. Sie hat Im Bewusstsein, dass mehrere Mittel 
nötig sein werden, eine Gesamtschau gewünscht. 
3. Senkung und bessere Steuerung der Ausgaben: Dieser 
letzte Punkt bringt Veränderungen, die auch unangenehm 
und unpopulär sind. Sie führen zum Auslauten der Vlertels­
rente und der Zusatzrente. 
Bel all diesen Massnahmen gilt es Grundsätzliches zu be­
achten: Mit dieser Vorlage wird keinem Behinderten etwas 
weggenommen. Härtefälle müssen in jedem Fall vermieden 
werden. Wir müssen jetzt vorsorgen, damit keine Rosskuren 
nötig sind, und wir sind dazu verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass alle nötigen Leistungen längerfristig gesichert sind und 
dass alle Beltragslelstenden In einem für sie wirklich zumut­
barem Masse belastet werden. 
Es geht bei dieser Vorlage nicht nur um Finanzen, es geht 
auch darum, die IV den neuen gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Bedürfnissen anzupassen, wie wir das bei der 
10. AHV-Revision bereits mit dem anderen Sozialwerk ge­
macht haben. Das führt unweigerlich zum Wegfall der Zu­
satzrenten. Das führt auch zu Leistungsaufträgen an Institu­
tionen und Heime, wie sie eigentlich schon Immer nötig ge­
wesen wären. Das führt auch zur Aufnahme des Begriffes der 
psychischen Behinderung, neben der körperlichen und der 
geistigen Behinderung; dies nicht als Toröffnung für neue Ka­
tegorien, sondern - das wollen wir hier festhalten, wie es in 
der Kommission bestätigt worden ist- allein, um diese Behin­
derungsart auch namentlich mit einzubeziehen. Der Wegfall 
von Viertelsrenten und Zusatzrenten Ist ein Eingriff, eine Lei­
stungskorrektur, die den Kreis der Bezügerinnen und Bezü­
ger einschränkt. Diese Massnahmen sind aber gemildert 
worden. Härtefälle werden In das System der Ergänzungslei­
stungen überführt. Wer wirklich der Hilfe bedarf, dem muss 
geholfen werden. Keinem Behinderten wird etwas wegge­
nommen. Die bisherigen Viertelsrenten und Zusatzrenten 
werden nicht gestrichen. Es Ist so, dass einfach keine Neu­
renten gesprochen werden. 
Wir sind uns völlig bewusst, dass wir mit diesem ersten Teil 
der Revision zwei Ziele nicht erreicht haben: Wir haben we­
der die finanzielle Konsolidierung dieses Sozialwerke noch 
die Rückführung der Invalidenversicherung auf Ihren eigent­
lichen Zweck, «Eingliederung vor Rente», erreicht. Beides 
muss im nächsten Schritt der Revision erfolgen. 
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Die Ausgaben der Invalidenversicherung sind in den vergan­
genen Jahren jährlich um 7 Prozent gestiegen; die Zahl der 
lnvallden stieg jährlich um 5 Prozent. Glelchzeitig hat der 
Bund seine Beiträge gekürzt, und durch die schmerzllche Re­
zession kamen weniger Lohnbeiträge In die Kasse. Die Sa­
nierung der Invalidenversicherung Ist dringend. Mit der Über­
tragung von 2,2 Milliarden Franken aus dem EO-Fonds In die 
IV-Kasse haben wir die Sicherstellung nicht garantieren kön­
nen. Wir werden Ende Jahr ein Defizit von 500 MIiiionen 
Franken haben. Die vorgeschlagenen Sparmassnahmen -
Aufhebung der Viertelsrente und der Zusatzrente - erbringen 
nur kleinere Einsparungen. Zum Jetzigen Zeitpunkt - Sie ha­
ben das vom Berichterstatter gehört - sind ~s 94 Millionen 
Franken pro Jahr; und nach Ablauf einer Ubergangsfrlst, 
wenn alles Neurentenbeträge sind, werden es 230 MIiiionen 
Franken sein. 
Wir werden also neue Mehreinnahmen beschliessen müs­
sen. Die FDP-Fraktion lehnt es aber ab, zum heutigen Zelt­
punkt die Löcher einfach spontan zu stopfen. Eine Erhöhung 
der Lohnprozente kommt für uns nicht In Frage, auch nicht 
die Spontanforderung, die Defizitdeckung über eine Öko­
steuer anzugehen. Wir werden hier - das Ist fast so sicher 
wie das Amen In der Kirche- Mehreinnahmen über die Mehr­
wertsteuer beschliessen müssen. Wir sind aber nur gewillt, 
das in einer Gesamtschau zu tun. 
Jetzt liegt der Ball beim Bundesrat; die Fakten über den Zu­
stand unserer Sozialversicherungen liegen auf dem Tisch. 
Der Bundesrat Ist nun aufgerufen, die strategischen Ziele der 
Sozialpolitik festzulegen, einen dazu nötigen Finanzplan zu 
bestimmen und damit die längerfristige Sicherung unserer 
wichtigsten Sozlalwerke-AHV, IV und ALV-zu gewährlei­
sten. All das hat aber vor dem Hintergrund des Ergebnisses 
der Abstimmung vom 7. Juni 1998 zu erfolgen. Die Bevölke­
rung will, dass wir unseren Ananzhaushait endlich In Ord­
nung bringen. 
Ich habe vorhin gesagt, die Anzahl der Invaliden sei In den 
letzten Jahren sprunghaft angestiegen. Das gibt zu Sorge 
Anlass. Jeder fünfte Mann, wurde uns In der Kommission ge­
sagt, Ist beim Eintritt Ins AHV-Rentenalter IV-Bezüger. Eine 
enorme Zunahme wird auch bei den Fünfundzwanzig- bis 
Fünfzigjährigen verzeichnet. Grund der Störungen sind Lei­
den Im Bereich des Bewegungsapparates, des Rückens, der 
Gelenke und vor allem auch psychische Erkrankungen. Frap­
pant Ist der Unterschied in der Quote in den verschiedenen 
Kantonen. Hier sind nähere Abklärungen und statistische Er­
hebungen nötig; diese werden mit dieser Revision auch er­
möglicht. 
Das andere Ziel, die Rückführung der Invalidenversicherung 
auf Ihren Auftrag, kann nicht Immer nur auf gesetzlichem 
Weg erfolgen. Es braucht auch das Dazutun weiter gesell­
schaftlicher Kreise. Es braucht ein klares Recht mit klaren 
Auflagen, aber es braucht auch andere Beiträge. Es braucht 
Änderungen In der Anspruchshaltung. Es braucht Änderun­
gen bei der Übernahme der Verantwortung von selten der Ar­
beitgeber. 
Menschen sind keine Roboter, sie sind nicht alle In jedem 
Zeitpunkt Ihrer Lebensphase gleich leistungsfähig. Es darf 
nicht sein, dass vor allem ältere Arbeitnehmer entlassen und 
einfach der IV zugeführt werden. Die IV Ist kein Auffangbek­
ken für ausgesteuerte Arbeitslose; die IV-Renten dürfen aber 
auch kein Ersatz für Sozialhilfe werden. Auch wenn das viele 
Gemeinden sehr schätzen, ist das nicht der Zweck der IV; sie 
muss auf Ihren eigentlichen Weg zurückgeführt werden. Sie 
muss Behinderten Im erwerbsfähigen Alter, die wegen Ihrer 
Behinderung nicht erwerbsfähig sind, entweder Umschulun­
gen, oder-wenn das nicht mehr geht- Renten ermöglichen. 
Wir sind hier daran, einen wichtigen Schritt In der Revision 
der Invalidenversicherung zu tun. 
Ich bitte Sie deshalb Im Namen der FDP-Fraktion, auf dieses 
Geschäft einzutreten und es so, wie es vorliegt, ohne Korrek­
turen, gutzuhelssen. 

Suter Marc (R, BE): Sie haben gesagt, dass den Invaliden 
nichts weggenommen würde. Dann frage Ich mich: Warum 
belassen Sie es nicht so, wie es Ist? Aber es wird ja weiter-

gehen, und deshalb meine Frage konkret an Sie: Wann liegt 
eigentlich nach Ihrer Meinung ein Härtefall vor? Können Sie 
das bezogen auf die finanziellen Aspekte, auf die Behinde­
rung und auf die Situation der Betroffenen etwas ausdeut­
schen? 

Egerszegl Christine (R, AG): Ich habe gesagt, es werde nie­
mandem etwas weggenommen; so Ist das. Es werden keine 
neuen Leistungen erbracht, wenn sie nicht nötig sind. Was 
die Härtefälle betrifft: Sie werden erfasst, wie dies auch bei 
den Ergänzungsleistungen nötig und möglich Ist. Sie werden 
aufgrund des zum Existenzminimum Nötigen berechnet, und 
das kann ohne weiteres amtlich abgeklärt werden. 

Grass Jost (S, TG): Eintreten auf diese Vorlage Ist In der SP­
Fraktlon unbestritten. Aber so, wie sich diese Vorlage In der 
Fassung der Mehrheit heute präsentiert, Ist sie eine Abbau­
vorlage und wird deshalb von der SP-Fraktlon einhellig abge­
lehnt. 
Leider sind von diesem ersten Tell zukunftsweisende Punkte, 
die In der Botschaft enthalten sind, auf den zweiten Tell der 
4. IV•Revlslon vertagt, verschoben worden. Deshalb fehlen 
dieser Vorlage die Visionen, die zündenden Ideen, das, was 
wesenUlch wäre, um die IV konzeptionell weiterzubringen. 
Ich denke hier vor allem an die Assistenzentschädigung, an 
Anreizmodelle usw. Ich gestehe dem Bundesrat zu, dass er 
das auf den zweiten Tell der 4. IV-Revision einplanen 
möchte. 
Ich räume auch ein, dass es In dieser Vorlage durchaus po­
sitive Punkte gibt, als Stichwort beispielsweise die Sicherung 
der Finanzierungsgrundlage der IV. Hier liegt der bereits be­
schlossene einmalige Transfer vom Fonds der EO vor. Be­
reits Ende dieses Jahres wird aber der Schuldenberg - wie 
sich das heute präsentiert - wieder 740 MIiiionen Franken 
betragen. Die IV Ist damit fraglos nicht nachhalUg saniert. Po­
sitiv sind die Präzisierung des lnvailditätsbegriffes, die Aner­
kennung des psychischen Gesundheitsschadens als Ursa­
che einer Erwerbsunfähigkeit im Sinne der IV-Richtlinien und 
der bereits bestehenden Praxis. Positiv Ist auch die Ände­
rung der Voraussetzungen über den Entzug oder die K0r­
zung von Geldleistungen. Positiv aus unserer Sicht, wenn 
auch nicht ganz unbestritten, Ist das formelle IV•Recht mit der 
Einführung des Elnspracheverfahrens. Wir können durchaus 
auch der kantonalen Bedarfsplanung für die kollektiven Lei­
stungen etwas abgewinnen. Das sind aus unserer Sicht sinn­
volle Voraussetzungen für eine notwendige Wirkungs- und 
Qualitätskontrolle. 
Diese Fortschritte In Ehren. Aber sie wiegen die Einbrüche im 
System der sozialen Sicherheit nicht auf. Die Abschaffung 
der Viertelsrente zehn Jahre nach Ihrer Einführung Ist nicht 
nur wegen ihrer bescheidenen Sparwirkung höchst proble­
matisch, sondern weil sie auch ein völlig falsches Signal 
setzt. Statt der Wiederherstellung des Primates der Wieder­
eingliederung vor der Berentung werden arbeitswillige Behin­
derte demotiviert, Oberhaupt noch eine Erwerbstätigkeit auf­
zunehmen; denn selbst eine bescheidene Verbesserung des 
Erwerbseinkommens kann zu einem verhältnlsmässig ein­
schneidenden Rentenverlust führen. Das Ist so ziemlich das 
Gegenteil von wirksamen Anreizen zur Wiedereingliederung; 
oder mit anderen Worten: Der eherne Grundsatz ccWleder­
eingllederung vor Rente» wird auf den Kopf gestellt. Dazu 
kommt, dass dieser Sozialabbau nicht einmal eine echte Ein­
sparung Ist, sondern eine Verschiebung finanzieller Lasten 
vom Bund zu Kantonen und Gemeinden. Untersuchungen 
haben nämlich gezeigt, dass Einschnitte Im Bereich der pri­
mären Sozialversicherung oft zu einer Mehrbelastung der 
Sozlalfürsorge führen. 
Damit bin Ich wieder am Ausgangspunkt: Diesem ersten Tell 
der Revision fehlt die Vision, die zündende Idee. Sie packt 
das Übel nicht wirklich an, sie korrigiert keine Fehlentwicklun­
gen, sie löst ketn einziges Problem wirklich. Die finanzielle 
Zukunft der IV Ist weiterhin ungewiss, der Trend zur Beren­
tung ungebrochen, den Ursachen wird nicht ernsthaft genug 
nachgegangen. Als Beispiel folgende Frage: Wie weit fördern 
die wirtschaftliche Rezession und die Wegratlonalislerung 
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unqualifizierter Arbeit die Ausgliederung Lelstungsschwa­
cher aus dem Arbeitsprozess? Die IV vermeldet nicht selten 
unter sanftem Druck gegenüber dem Arbeitgeber die Kündi­
gung oder knüpft an die Leistungen der Arbeitslosenversi­
cherung an. Hier kommt dann gewiss das böse Wort des 
Missbrauchs als Pauschalurteil Ober Betroffene, die In Wlrk­
llchkeit oft genug das Opfer wlrtschaftllcher und sozialer 
Sachzwänge sind. Schllessllch fehlen Im geltenden System 
der IV wirtschaftliche Anreize zur beruflichen Eingliederung, 
zum Beispiel die Belohnung der Anstellung Behinderter 
durch eine entsprechende Senkung der Sozialversiche­
rungsbeiträge, Soziallohnkomponenten, wie sie andere Staa­
ten kennen. 
Das Bundesamt für Sozialversicherung hat zwar zur Prüfung 
dieser Anrelzmodelle eine Kommission eingesetzt - ich bin 
sehr dankbar dafür -, dies auch Im Sinne eines Postulates 
der SGK. Das sind aber Punkte, die erst in der zweiten Phase 
der 4. IV-Revision zum Tragen kommen sollen. Daher stellt 
sich die Frage: Versüsst die Aussicht auf zukünftige echte 
Reformen die Perspektivloslgkelt dieser Vorlage? Unsere 
Fraktion und alle grossen Behindertenorganisationen mei­
nen: nein, wenn der Rat nicht noch echte Korrekturen In der 
materiellen Beratung setzt. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Jutzet Erwin (S, FR): Je m'exprlme excluslvement au sujet 
de la suppresslon du quart de rente. Vous pouvez me croire, 
je sals de quol je parie pulsque j'al eu l'honneur durant 11 
ans, de 1983 a 1994, de preslder la Commlsslon de l'assu­
rance-invalldlte du canton de Frlbourg. Dans cette fonctlon, 
j'al tralte des milllers de dosslers et j'al eu des contacts per­
manents avec des assures. 
En ce qui conceme le quart de rente, j'al vecu les deux sys­
temes, avant et apres 1988. Les pratlclens ont unanlmement 
salue son lntroductlon qul a permls de prendre des declsions 
beaucoup plus appropriees a la sltuatlon, plus souples et 
plus justes aussi. II faut savoir que l'evaluation du taux d'in­
valldlte n'est pas seulement purement emplrique, mais 
qu'elle falt l'objet d'un grand pouvoir d'appreclatlon. II faut sa­
volr que l'invalidlte est une notlon economlque. Sur la base 
de la methode ordlnalre dlte de comparalson des revenus ou 
sur la base de la methode menagere, on compare le revenu 
hypothetlque au revenu exlglble, c'est-a-dire qu'on compare 
le revenu qul pourralt ätre gagne avec le revenu qu'on pour­
rait raisonnablement exiger sl on n'etalt pas invalide. Avec la 
methode menagere, on compare les differentes activltes 
d'une menagere. 
L'experlence prouve que le taux d'lnvalldlte entre 45 et 50 
pour cent n'exlstalt presque pas avant 1988, puisque les 
commlsslons Al poussalent le taux d'lnvalldite a 50 pour cent. 
En fln de compte, nous n'aurlons pas d'economie, mais plutot 
une perte, sl nous supprlmlons les quarts de rente. 
Quels sont les beneficlalres de ces quarts de rente? Ce sont 
surtout des personnes qul travaillent avec un horaire redult a 
cause d'un handlcap physlque par exemple (des personnes 
en chalse roulante) ou des personnes avec un rendement dl­
minue a cause d'un handlcap physlque ou psychlque. Parrni 
les benetlclalres, on trouve egalement des menageres et des 
paysans. 
Pour terminer, je dlrai cecl: le montant du quart de rente n'est 
pas enorme pulsqu'II est respectlvement de molns de 250 
francs et de molns de 500 francs. Mals pour les personnes 
concemees, II est psychologlquement tres lmportant qu'on 
reconnalsse leur lnvalldlte et qu'on recompense les grands 
efforts qu'elles accompllssent pour s'lntegrer dans le clrcult 
economlque. 
Pour ces raisons, Je vous prle de maintenlr la leglslation ac­
tueile et de ne pas supprlmer les quarts de rente. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
La deba.t sur cet objet est Jnterrompu 
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Präsident: Die Fraktionen machen heute ihre Exkursionen. 
Einmal im Jahr mag es das wohl leiden, und deshalb unter­
brechen wir hier unsere Beratungen. 
Ich wünsche Ihnen einen guten Tag, einen fröhlichen Nach­
mittag. Ich bitte Sie, sich morgen Punkt 08.00 Uhr wieder hier 
einzufinden. 

Schluss der Sitzung um 11.30 Uhr 
La seance est Jevee a 11 h 30 
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Bortoluzzl Tonl (1/, ZH): Ich möchte mich für die SVP-Frak­
tlon nicht nur zum Eintreten äussern, sondern auch zum Min­
derheitsantrag auf Seite 11 der Fahne. 
Die Invalidenversicherung Ist ein Sanierungsfall. Wir müssen 
zur Kenntnis nehmen, dass sich daran auch nach dieser Re­
vision nicht sehr viel ändert. Sie wird ein Sanierungsfall blei­
ben. Nachdem wir - es wurde gestern schon darauf hinge­
wiesen - In einem ersten Schritt die gröbsten Finanzpro­
bleme mit der Zuweisung von Geldern aus dem EO-Fonds an 
die IV etwas entschärft haben, geht ~s nun darum, erste 
strukturelle Massnahmen zu treffen: Uberprüfung der Lei­
stungen und Verbesserung der Planung der Einrichtungen 
für invalide. Sie sollen Einsparungen bringen. 
Bel der vorliegenden Revision unterstützt die SVP-Fraktlon 
die Anträge der Mehrheit respektive die Beschlüsse des 
Ständerates. 
Es kommt dazu, dass wir den Antrag der Minderheit Borto­
luzzl unterstützen. Ich möchte mich dazu kurz äussern. 
Wir müssen grundsätzlich davon Kenntnis nehmen, dass un­
sere Sozialversicherungen - nicht nur die IV, auch andere -
defizitär sind. Die Beiträge genügen In verschiedenen bedeu­
tenden Sozlalwerken nicht mehr, um die Ausgaben zu dek­
ken. Es entstehen Finanzierungslücken, die meines Erach­
tens alarmierend sind. Besonders bei der IV ist die Situation 
alarmierend; manchmal nimmt man das zuwenig ernst, auch 
von selten des Parlamentes. Der Bundesrat lässt meines Er­
achtens In der Sanierungsfrage eine konsequente Führung 
vermissen. Bis In wenigen Jahren eine zweite Revision in 
Kraft tritt, werden wir bei der IV vermutlich wiederum etwa 
4 MIiiiarden Franken Schulden haben, und es geht dann 
darum, auch diese neuen Schulden zu tilgen. 
Wir gehen davon aus, dass wir teilweise Einsparungen ma­
chen sollten, um eine Sanierung herbeizuführen, und dass 
wir teilweise neue Einnahmen erzielen sollten. Wir haben der 
IV diese neuen Einnahmen bereits verschafft. Nun sollten 
ernsthaft strukturelle Schritte folgen - eine kleine Tranche 
Reduktion In dieser Vorlage, eine weitere In einem zweiten 
Tell. 
Selbstverständlich sind solche Leistungskorrekturen nicht 
nur von Begeisterung und Freude geprägt, das Ist klar. Nie­
mand streicht gerne Leistungen, die einmal versprochen wor­
den sind und die auch Immer noch bezahlt werden. Es Ist al­
lerdlngs an dieser Stelle nochmals zu betonen, dass der Be­
sitzstand In der IV auch nach diesem Beschluss gewahrt 
bleibt und dass das System der Ergänzungslelstungen dazu 
da ist, sehr gezielt Härtefälle aufzufangen. Es wäre nicht rich­
tig, wenn man sagen würde, dass aufgrund dieser Revision 

nun ein Tell der Bevölkerung der Verarmung ausgesetzt 
würde. Das wäre sicher falsch. 
Meines Erachtens Ist diese Vorlage sozlalpolltlsch ein Schritt 
In die richtige Richtung: Weg vom Umvertellungsautomatls­
mus hin zur gezielten Hllfelelstung. Weitere Schritte In diese 
Richtung - bei der IV, aber auch bei anderen Sozialversiche­
rungszweigen - müssten folgen. Der Antrag unserer Minder­
heit zielt darauf ab, diese Bemühungen zu unterstützen. 
Man muss ja davon ausgehen, dass bereits dieser erste Tell 
der 4. IV-Revision mit einem Referendum bekämpft wird. Ich 
habe an sich Oberhaupt nichts gegen Volksentscheide, Im 
Gegenteil. Wenn beispielsweise die Behindertenorganisatio­
nen den Stimmberechtigten Gelegenheit geben wollen, Ober 
die Streichung der Viertelsrente und der Zusatzrente abzu­
stimmen, so Ist das legitim; diese Diskussion kann durchaus 
geführt werden. 
Allerdings glaube Ich - nun komme Ich zu unserem Minder­
heitsantrag -, dass es nicht angeht, solche Korrekturen zum 
Nulitarlf zu bekämpfen. Es geht also nicht an, die Streichung 
der Renten zu bekämpfen und davon auszugehen, dass die 
Sache dann nichts kosten werde. Wenn man die Bemühun­
gen, die IV durch schrittweise Einsparungen wieder Ins 
Glelchgewichtzu bringen, ablehnt, dann muss man ehrlicher­
weise - so meine Ich - dazu stehen, dass Mehreinnahmen 
nötig sind. Der Antrag der Minderheit nimmt diese Überle­
gung auf. Es gibt nach meiner Meinung eigentlich keinen 
Grund, diesen Antrag abzulehnen. Es geht einzig und allein 
darum, aufzuzeigen, dass man dann, wenn Einsparungen 
abgelehnt werden, dem Bundesrat gleichzeitig die Kompe­
tenz gibt, sich für die entgangenen Einsparungen neue Ein­
nahmen zu verschaffen. 
Wenn Sie die Beibehaltung der Renten befürworten, wie das 
die sozialdemokratische Fraktion mit Ihren Minderheitsanträ­
gen tut, dann hat unser Antrag also Insofern eine Bedeutung, 
als der Bundesrat dann die Möglichkeit hat, sich die entgan­
genen Einsparungen In eigener Kompetenz zu verschaffen. 
Wenn man auf der Seite der Mehrheit steht und die Strei­
chung der Renten befürwortet, dann entfällt der von uns be­
l!ntragte Beschluss ersatzlos. Es Ist also eine sehr einfache 
Uberlegung. Nachdem nun alle glauben, dass sie die Mehr­
heit hinter sich hätten, müsste man unserem Antrag eigent­
lich problemlos zustimmen können, um die Bemühung, die IV 
gelegentlich zu sanieren, zu unterstützen. 
Ich bitte Sie also, unseren Minderheitsantrag genau anzuse­
hen und Ihn zu unterstützen. 

Delss Joseph (C, FR): Realisar des economies dans un do­
malne aussl sensible que l'assurance-lnvalldite est toujours 
une actlon delicate. En effet, nous risquons de creer le senti­
ment que l'on veut s'en prendre aux moyens d'exlstence de 
ceux qul, precisement, vivent dans des condltlons particulle­
rement dlfflclles. Pourtant, II est dans l'lnter!t de l'lnstitutlon 
que les moyens disponibles soient affectes de la manlere la 
plus efflcace. Le groupe democrate-chretlen souscrlt a ces 
programmes d'economles dans la mesure ou la mlsslon cen­
trale et le noyau des prestatlons de l'AI ne sont pas touches. 
Le projet presente par le Conseil federal commence par l'all­
gnement de la deflnltlon de la notlon d'lnvalidlte a l'etat actuel 
des connalssances en la matlere, a savolr qu'II peut s'aglr 
d'attelntes «a la sante physlque, mentale ou psychique pro­
venant d'une infirmite congenitale, d'une maladle ou d'un ac­
cident». Marne si - et d'allieurs contrairement aux affirma­
tions de certalns mllleux opposes- il ne s'agit donc pas d'une 
extenslon du champ d'applicatlon, mals d'une adaptation a 
un vocabulalre medlcal plus precls et a la pratlque des trlbu­
naux, cette adaptation est souhaltable. 
Le groupe democrate-chretlen a souscrlt, des la procedure 
de consultatlon, aux trols prlnclpales mesures d'economles 
Immediates qul sont: la suppresslon de la rente complemen­
talre pour l'epouse, la suppresslon des quarts de rente et les 
dlspositlons pour la mattrlse des coats, notamment en ma­
tlere de planlflcation des besolns de statlstlques en mattere 
d'AI, etc. 
Si les dlsposltlons pour la maitrise des coOts ne sont pas con­
testees et que la suppresslon de la rente complementalre 
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pour l'epouse est une sulte loglque des changements lntro­
duits par la 1 Oe revislon de l'AVS, la suppression des quarts 
de rente donne davantage lieu a des discussions. A ce sujet, 
le groupe democrate-chretlen soullgne que cette Innovation, 
introduite en 1988 pour surmonter les problemes poses par 
des cas d'lnvalldlte ne parvenant pas au 50 pour cent d'inva­
lldlte requls pour l'octrol d'une demi-rente, n'ont pas attelnt 
l'lmportance qu'on a blen voulu leur attrlbuer lnltlalement. La 
suppresslon parait Justlflable en partlculier gräce a une 
meilleure coordination avec les autres institutlons soclales, 
notamment les prestatlons complementalres. L'lmpact de la 
mesure est d'allleurs adoucl gräce a la garantle du verse­
ment, aux memes conditlons, des quarts de rente verses ac­
tuellement, et a la modiflcation de la lol federale sur les pres­
tatlons complementalres a l'assurance-vielllesse, survlvants 
et lnvalldlte a son artlcle 2c lettre a, etendant le drolt aux 
prestatlons aux Invalides qul presentent un degre d'lnvalidlte 
de 40 pour cent au molns. II est vral que le potential d'econo­
mles nettes est relatlvement modeste. Neanmoins, l'assai­
nissement passe par la salsie de toutes les possibilltes, aussi 
modestes fussent-elles. 
Cela ne dolt toutetols pas nous lnclter a pavolser. Les proble­
mes lies au flnancement de l'AI sont loin d'etre resolus. Le 
porte-parole du groupe democrate-chretlen au Conseil des 
Etats a deja eu l'occaslon de le souligner: le groupe demo­
crate-chretlen attend desormals une solutlon globale, regrou­
pant l'ensemble des lnstltutlons sociales, mettant en Jeu et 
les mesures d'economie, et las nouvelles ressources a mobi­
llser. C'est pourquoi le groupe democrate-chretlen s'oppo­
sera aussl a la proposltlon de mlnorlte Rechstelner Paul qul, 
a l'article 3, voudralt une nouvelle fols grever les charges sa­
larlales et proceder par une mesure lsolee. Ce n'est qu'une 
solutlon globale qul, a nos yeux, permettra de parvenlr a la 
consolldatlon de notre systeme de securite soclale. 
Je prends encore posltion sur les deux polnts qul se trouvent 
a la fln de ce dossier. Tout d'abord, ce que l'on pourralt 
appeler l'arrete Bortoluzzi (Assurance-lnvalldlte. Ameliora­
tion du flnancement): au fond, non seulement II pose une 
condltlon vls-a-vls de ceux qui, dans cette enceinte, vote­
ralent dans un sens ou dans l'autre, mafs II voudralt lancer, 
au nom du Parlament, un message au souverain qul devralt 
s'exprimer dans le cadre d'un referendum demande contre 
cette modlficatlon de lol, en luf lndlquant que s'll ne suppri­
malt pas les quarts de rente, on le ferait payer et passer a la 
calsse. 
Je pense que M. Bortoluzzl se veut surtout dldactlque, volre 
educatlf, mals je crols que c'est un langage que le legislatif 
n'a pas a tenlr vls-a-vis du souverain. Nous lui soumettons 
des proposltlons qu'II peut accepter ou refuser sans condl­
tlons. D'allleurs, la mesure proposee par la mlnorite Borto­
luzzi est sans proportlon par rapport a l'en]eu puisque sa de­
mande de deux dlxlemes de pour cent represente un mon­
tant de 400 mllllons de francs alors que les economles en 
questlon n'attelgnent de loln pas ce niveau. 
Enfin, la majorlte de la commisslon soumet au plenum une 
motlon demandant au Conseil federal d'examlner les possl­
bllltes de flnancement de l'AVS et de l'AI au moyen d'un lm­
pöt ecologlque. SI cette Idee d'etudler la questlon est louable, 
la motlon revtit neanmolns un aspect superflu. Toutes ces 
analyses sont actueliement en cours et II semble superfeta­
tolre de voulolr appuyer cela avec des motlons venant de 
commlsslons. D'allleurs, II est difflclle de faire la dlfference 
entre un impöt ecologlque et une taxe lncitatlve plus habi­
tuelle en la matlere, mals moins süre quant a la garantle du 
financement, une taxe lncltatlve visant en fln de compte un 
changement de comportement soumis a la taxe. Pour evlter 
d'accumuler lnutllement des motlons qul, de toute fa9on, sont 
deja prlses en compte, le groupe democrate-chretlen vous ln­
vlte a la rejeter. 
Au total donc, le groupe democrate-chretlen vous propose de 
soutenlr, pour la 4e revlslon de l'AI, les propositlons de la 
commission ou de sa majorlte et de rejeter la proposltlon de 
mlnorlte Bortoluzzl concemant l'amelloratlon du financement 
de l'assurance-invalidlte alnsi que la motlon de la commis­
slon (98.3153). 
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Fasel Hugo (G, FR): Mit der vorgelegten Tellrevlslon, einer 
Etappe unter mehreren, sollen vor allem Sparmassnahmen 
vorgenommen werden. Damit will man den steigenden Aus­
gaben bei der IV entgegentreten. Anfang 1995 wies das Ka­
pitalkonto der Invalidenversicherung einen Negativsaldo von 
800 MIiiionen Franken aus. Angesichts des Defizits wurde 
der Beitragssatz der IV deshalb per 1. Januar 1995 von 1,2 
auf 1,4 Lohnprozente angehoben, gleichzeitig aber der Bel­
trag an die Erwerbsersatzordnung um 2 Promille gesenkt, so 
dass sich für die Versicherten und die Wirtschaft keine Mehr­
belastung ergab. Auf den 1. Januar 1998 wurden sodann 
2,2 Mllllarden Franken von der EO In die IV verschoben, um 
die bestehenden Schulden der IV abzutragen. 
Auch für die Zukunft Ist mit Defiziten und steigenden Ausga­
ben bei der Invalidenversicherung zu rechnen, dies -wie aus 
der Botschaft hervorgeht - In der Grössenordnung von rund 
800 bis 900 Millionen Franken jährlich. Die grüne Fraktion 
unterstOtzt deshalb den Antrag der Minderheit Rechstelner 
Paul, zusätzliche Mittel f0r die Finanzierung der IV zu be­
schaffen. 
Zu den vorgeschlagenen Sparmassnahmen: Es Ist grund­
sätzlich festzuhalten, dass Sparmassnahmen bei der lnvall­
denverslcherung ein äusserst heikles und menschlich sensi­
bles Unterfangen sind, betreffen sie doch Menschen mit 
nachweisbaren gesundheitlichen Problemen, die auf dem Ar­
beitsmarkt mit enormen Schwierigkeiten zu kämpfen haben. 
So möchte Ich fragen: Wo werden denn heute noch Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer eingestellt, die gesundheitli­
che Probleme haben? Dies Ist selten, ja sogar sehr selten der 
Fall. Die neue Untemehmensphllosophle des Shareholder 
value sieht Integrationsleistungen des einzelnen Betriebes 
für Behinderte und kranke Menschen nicht vor, auch wenn 
sich dadurch gesamtwirtschaftlich bedeutende Einsparun­
gen ergeben können. 
Wenn die Invalidenversicherung deshalb Defizite ausweist, 
dann ist das auch ein Ausdruck dafür, wie dringend heute die 
Leistungen der invalldenverslcherung gebraucht werden, wie 
notwendig und unentbehrlich sie sind. Diese steigenden Aus­
gaben zeigen auch, mit welchen Schwierigkeiten kranke und 
behinderte Menschen heute kämpfen, wenn sie wieder eine 
Stelle finden möchten, wo sie auch Ihren Teil an eine Er­
werbstätigkeit beitragen könnten. Die Ausgaben bei der IV 
sind deshalb auch ein Barometer dafür, wie offen Wirtschaft, 
Betriebe und Unternehmungen sind, Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit Behinderungen zu beschäftigen. Wer also 
die Ausgaben In der Invalidenversicherung senken möchte, 
der sollte und müsste sich darüber Gedanken machen, wie 
die Integration Invalider Menschen verbessert werden 
könnte. 
Solche Überlegungen fehlen In der vorgelegten Revision. 
Ideen und Vorschläge dazu liegen keine vor. Im Gegenteil: 
Die Viertelsrente, die gerade mit dem Ziel der Integration teil­
invalider Menschen auf dem Arbeitsmarkt einen äusserst 
wichtigen Beitrag dazu leistet und oft sogar eine Vorausset­
zu dafür Ist, dass telllnvallde Personen wieder eine Be­
schAft1,11,ng finden, soll sogar gestrichen werden. 
Ich gestatte mir an dieser Stelle auch einige Bemerkungen 
zum Vorwurf der Missbräuche: Es Ist zur allgemeinen Mode 
und zur allgemeinen Ausrede geworden, Immer dann, wenn 
bei Sozialversicherungen die Ausgaben steigen, sofort die 
Gründe bei den Missbräuchen zu orten. Statt die Ursachen 
einseitig bei den Missbräuchen zu suchen, sollte man hinge­
gen eine eingehende Ursachenanalyse betreiben. Dazu ein 
paar Bemerkungen: 
1. Zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung und den Ausga­
ben der Invalidenversicherung besteht ein starker Zusam­
menhang. IV-Bezüger mit Teilrenten verlieren immer dann, 
wenn Betriebe In Schwierigkeiten geraten, als erste Ihren Ar­
beitsplatz, denn die Unternehmungen gehen davon aus, 
dass sie dann der Invalidenversicherung als Vollrentner an­
fallen werden, weil sie bereits Teilrentner sind. Konkret helsst 
das: Aus Teilrenten werden Vollrenten. 
2. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die gesundheit­
liche Schwierigkeiten haben, wird es Immer schwieriger, Ar­
beitsplätze zu finden. Auch da gilt: Je schlechter die Aufnah-
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mefähigkeit des Arbeitsmarktes und je schlechter die Anstel­
lungswllilgkelt von Betrieben, um so höher die Verrentung 
und damit die Ausgaben der Invalidenversicherung. 
3. Zwischen den Ausgaben der Invalidenversicherung und 
der Arbeitslosigkeit besteht ein enger Zusammenhang. Nicht 
wenige Langzeitarbeitslose und Ausgesteuerte werden 
krank, psychisch krank. Nicht selten sind deshalb die Ge­
meinden geneigt, Fürsorgeleistungen zu sparen und kranke 
Ausgesteuerte der Invalidenversicherung zuzuschieben. 
Diese Auflistung soll zeigen, dass noch viel Analysearbeit 
zu leisten Ist, wenn die steigenden Ausgaben der IV ursäch­
lich - ich betone: ursächlich - bekannt werden sollen. 
Die grüne Fraktion wird nur dann auf die Vorlage eintreten, 
wenn sie damit den Bundesrat dazu auffordern kann, diese 
zusätzlichen Analysearbeiten an die Hand zu nehmen und 
dadurch auch die Ursachen besser in den Griff zu bekom­
men. 
Die grüne Fraktion wird auch dem Antrag der Minderheit 
Rechstelner Paul zustimmen und die Streichung der Viertels­
rente ablehnen. 
Ich nehme gemäss dem Wunsch des Präsidenten auch be­
zug auf den Antrag der Minderheit Bortoluzzi. Wir können 
dem natürlich nicht zustimmen, weil wir die Streichung der 
Viertelsrente ablehnen. Ich bin aber mehr als erfreut darüber, 
dass auch Herr Bortoluzzi mit seinem Antrag anerkannt hat, 
dass es Ober Sparmassnahmen alleine nicht geht, sondern 
die Invalidenversicherung zusätzlicher Einnahmen bedarf. 
Ich möchte klarstellen, dass Ich zwar hin und wieder mit 
Herrn Bortoluzzi einverstanden bin, dass der Administration 
aber hier ein Fehler unterlaufen Ist: Auf der Fahne steht bei 
den Mitunterzeichnern des Minderheitsantrages Bortoluzzl 
«Fasel», statt dessen sollte Frau Blaser erwähnt sein. Ich ge­
höre also nicht zu dieser Gruppe. Herr Bortoluzzl hätte das 
elgentllch hier am Rednerpult selber sagen sollen, aber weil 
es frühmorgens war, hat er es wohl vergessen. 
Zur Motion der SGK: Die Grüne Partei hat mit Erfolg eine 
Volkslnltlatlve lanciert, die genau In die Richtung der Motion 
der SGK geht, nämlich eine Volkslnltlatlve, die die Energie 
statt die Arbeit besteuern möchte, und dies für eine gesi­
cherte AHV. Der Bundesrat sagt In seiner Stellungnahme zur 
Motion der SGK: «Der Bundesrat wlll die Arbeiten an einer 
solchen Reform vorantreiben.» 
Ich bitte Sie deshalb, den Bundesrat zu unterstützen, dies 
aber In verblndllcher Form zu tun und den Vorstoss als Mo­
tion zu überweisen. 

Borer Roland (F, SO): Die FPS-Fraktlon Ist für Eintreten und 
stimmt den Sparmassnahmen, die Im Rahmen dieses ersten 
Teils der 4. IV-Revision geplant sind, zu. Das hat verschie­
dene Gründe: Die rein finanziellen Aspekte hat Herr Fasel als 
mein Vorredner sehr treffend und genau dargestellt. Darauf 
möchte Ich nicht mehr eingehen. Es Ist aber auch ein Akt der 
politischen Redlichkeit, nachdem man massiv Kapital von der 
EO zur IV transferiert hat, nun zu den notwendigen Spar­
massnahmen ja zu sagen. Auch mit diesen Sparmassnah­
men werden wir mittelfristig die finanziellen Probleme der IV 
nicht lösen können. Es bedarf später noch zusätzllcher 
Massnahmen, um einen halbwegs ausgeglichenen IV-Haus­
halt zu bekommen. 
Die FPS-Fraktlon lehnt demzufolge auch jede Ausdehnung 
der Rentnerkategorien ab. Wir werden den Einzelantrag 
Gross Jost bekämpfen. Es geht nicht an, dass wir versuchen, 
die sozlalpolltlschen Probleme unseres Landes Ober eine IV­
Verrentung der Schweiz zu lösen. So geht es nicht. Die IV Ist 
heute schon gebeutelt genug. Es geht nicht an, mit zusätzli­
chen Rentnerkategorien zusätzllche Bedürfnisse zu schaf­
fen, zusätzliche Begehrlichkeiten abdecken zu wollen. Es ist 
nicht Sache der IV, eine Ober weite Strecken verfehlte So­
zialpolltlk finanziell auszugleichen. 
Im Bereich der Finanzierung der IV unterstützt die FPS-Frak­
tlon geschlossen den Minderheitsantrag Bortoluzzl. Wir se­
hen es etwas anders als Herr Fasel. Es geht Herrn Bortoluzzl 
und der Minderheit nicht darum, neue Mittel für die IV zur Ver­
tagung zu stellen, sondern es geht um ein einfaches Prinzip, 
das anscheinend bis heute der Mehrheit des Parlamentes -

und In einigen Fällen auch der Mehrheit der Bevölkerung -
nicht klar Ist: Leistungen, die man ausschütten will, müssen 
auf Irgendeine Art finanziert werden. Wir können nicht zur 
Kürzung der Viertelsrente und zur Abschaffung der Zusatz­
rente gemäss den Artikeln 28 und 34 dieses Gesetzes nein 
sagen und meinen, das koste nichts. Nur darum geht es. Wir 
finden auch hier, dass es ein Akt der politischen Redlichkeit 
des Parlamentes Ist, dem Volk ganz klar zu sagen: Wenn Ihr 
die Viertelsrente und die Zusatzrente In der heutigen Form 
weiterhin wollt, dann kostet das etwas! Dies sind die von 
Herrn Kollege Bortoluzzi geforderten 0,2 Prozent. 
Sozialleistungen gibt es schlicht und einfach nicht umsonst. 
Jeder Franken, den wir Im Bereich des Sozialen ausgeben, 
muss zuvor durch unsere Volkswirtschaft erwirtschaftet und 
den Sozialwerken zugeführt werden, auf welchem Weg auch 
immer. 
Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung zur Botschaft des 
Bundesrates zu dieser 4. IV-Revision: Die Berechnungs­
grundlagen, die auf Seite 46 dieser Botschaft gezeigt wer­
den, scheinen mir eher zu optimistisch. Vor allem die Preis­
lohn-Entwicklung, bei der man ab nächstem Jahr mit 2,5 
respektive 2 Prozent jährllch rechnet, scheinen mir doch 
optimistisch. Wir können uns daran erinnern, dass zu Beginn 
dieses Jahres verschiedene Konjunkturforschungsstellen 
traumhafte Wachstumsraten schon für dieses Jahr vorausge­
sagt haben. Wöchentllch, fast täglich werden diese aus ver­
schiedensten Gründen - im Moment Ist es die Wirtschafts­
lage in Japan - nach unten korrigiert. Ich glaube also, dass 
man mit Prognosen von 2 und mehr Prozent bezüglich Lohn­
und Preisentwicklung In naher Zukunft doch etwas vorsichti­
ger sein muss. Die Einnahmen scheinen uns hier sehr opti­
mistisch berechnet zu sein. 
Ich habe noch einen persönlichen Wunsch an Frau Bundes­
rätin Drelfuss: Wir haben vor einigen Jahren Ober den Verfas­
sungsartikel Ober die Zulassung von Spielbanken abge­
stimmt; das Volk hat diesen Verfassungsartikel klar und ein­
deutig angenommen. Anscheinend braucht es vielleicht auch 
ein wenig Unterstützung der Sozlalmlnlsterin, damit Herr 
Bundesrat Koller mit diesem Problem endlich vorwärtsmacht 
und dem Staat diese zusätzlichen Mittel für AHV und IV end­
lich zuführt. Wenn wir das Spielbankengesetz noch lange auf 
die lange Bank schieben, dann werden wir noch jahrelang 
auf Einnahmen in dreistelliger MIiiionenhöhe verzichten, die 
schllesslich eben diesen Sozialwerken zugeführt werden 
könnten. Ich finde, dass das eine finanzielle Quelle Ist, die 
man jetzt wirklich ein mal zum Sprudeln bringen sollte. Es gibt 
keinen Grund mehr, dies weiterhin um Jahre zu verzögern. 
Zur Motion der Kommission: Die Fraktion der FPS lehnt die 
Ökosteuer aus folgenden Gründen ab: In diesem Rat hat 
man In dieser Session vorerst einmal Ober eine Energie­
steuer gesprochen, die für den Zweck der Förderung der al­
ternativen Energien eingesetzt werden sollte. Man hat diese 
Energiesteuer positiv zur Abstimmung gebracht. Jetzt will 
man eine Ökosteuer zur Finanzierung der IV und der AHV; 
wahrscheinlich wird dann der nächste Vorstoss eine Öko­
steuer zur Finanzierung der Arbeitslosenversicherung sein, 
und danach wird noch eine als Solldarltätsieistung an die 
leere Bundeskasse gewünscht werden. 
So geht es doch nicht! Mit solchen Vorstössen beweisen wir, 
dass wir National- und Ständeräte nichts anderes als finanz­
politische Chaoten sind. Ich glaube, dass es an der Zeit wäre, 
mit derartigen unsinnigen Vorstössen aufzuhören und eine 
Finanzpolitik zu betreiben, die diesen Namen auch verdient. 
Aus diesem Grund lehnen wir diesen unüberlegten, quer In 
der Landschaft stehenden Vorschlag und die Motion der 
SGKab. 

Eymann Christoph (L, BS): Dieses Paket von Sanlerungs­
massnahmen, dieses Revlslonspaket, Ist uns aus der be­
drohlichen finanziellen Lage der IV heraus unterbreitet wor­
den. Ich möchte ganz kurz die Ursachen etwas näher be­
leuchten: 
Wir haben heute die Situation, dass deutllch mehr Menschen 
invalid sind und dass weniger Möglichkeiten bestehen, diese 
Menschen Im Wirtschaftsleben zu behalten. Für die Wirt-
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schaft wird alles enger, das kennen wir. Die Krise unserer 
Wirtschaft In den vergangenen Jahren widerspiegelt sich In 
der Inanspruchnahme der lnvalldenverslcherung. Gleichzei­
tig stehen weniger Menschen Im Erwerbsleben. Das hat na­
tOrtlch auch Auswirkungen auf das Prämlenvolumen. Dass 
Massnahmen erforderlich sind, ist klar. Die 4. IV-Revision Ist 
uns als Paket vorgelegt worden. Verschiedene Massnahmen 
auf der Einnahmen- und der Ausgabenseite sollen bewirken, 
dass eine Wiederherstellung des Gleichgewichtes erreicht 
wird. 
Wir haben den ersten Tell dieser Vorlage bekanntlich schon 
behandelt, und zwar mit der aus meiner Sicht sehr kreativen 
Lösung eines Mitteltransfers. Da bedaure ich auch, dass 
diese Verschiebung des einen Lohnpromllles nicht zustanda 
gekommen Ist, denn für die liberale Fraktion Ist diese Scho­
nung der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerschaft ein sehr 
wichtiges Ziel, und wir anerkennen die grossen Bem0hun­
gen, dass man versuchte, ohne ein relativ einfaches und in 
der Vergangenheit probates Mittel, nämlich die Erhöhung der 
Beiträge der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, auszukom­
men. 
Wir d0rfen bei der Revision der lnvalldenverslcherung deren 
Grundauftrag nicht aus den Augen verlieren, der darin be­
steht, f0r Menschen, die nicht voli In den Arbeitsprozess Inte­
griert werden können, einen wirtschaftlichen Ausgleich zu 
schaffen. Dies scheint mir wichtig, wenn wir uns hier zwangs­
läufig doch etwas technokratisch ausdrOcken mOssen. Wir 
bedauern, dass auch die Leistungen tangiert werden, sehen 
f!ber ein, dass dies In diesem Gesamtpaket notwendig Ist. 
Uber die Aufhebung der Viertelsrente besteht in unserer 
Fraktion keine Einstimmigkeit. Wir sehen zum einen ein, 
dass hier natürlich Einsparungen erfolgen können. Auf der 
anderen Seite sehen wir aber auch das Risiko, dass statt der 
bisherigen Viertelsrente vermehrt halbe Renten angestrebt 
werden. Damit gibt es die Befürchtungen, die zwangsläufig 
Mutmassungen sind, dass der angestrebte Spareffekt wieder 
verschwinden könnte. Das Ist ein Hauptgrund, weshalb wir 
uns hier nicht einig sind. Voraussetzung Ist natürlich eine 
Sorgfalt derjenigen, welche sich mit der Beurteilung der Ar­
beitsfähigkeit befassen. Wir gehen davon aus, dass diese 
Sorgfalt gegeben ist. Das Thema der Missbräuche darf an­
lässlich dieser Revision nicht Im Vordergrund stehen. 
Die liberale Fraktion möchte - wenn immer möglich - keine 
Erhöhung durch Lohnprozente oder Lohnpromille. Deshalb 
sehen wir auch den Antrag der Minderheit Bortoiuzzi nicht so 
gerne. Wir sehen zwar ein, dass ein erzieherischer Effekt an­
gestrebt wird. Wenn aber die Konsequenz dann die sein 
sollte, dass die Prämien tatsächlich erhöht würden, dann wä­
ren wir darOber gar nicht glücklich. 
Die Motion der SGK betreffend die Finanzierung der AHV/IV 
durch eine Ökosteuer wird von der Mehrheit unserer Fraktion 
abgelehnt, wobei noch zu bemerken Ist, dass - das zeigen 
auch die sehr guten Arbeiten Im Zusammenhang mit den 
IDA-FJso-Berichten - eine vollständige Finanzierung Ober 
eine Okosteuer nie In Frage kommen könnte, dass das eine 
Substituierung anderer Beiträge wäre, die dann noch zu dis­
kutieren wäre. 
Ich bitte Sie Im Namen der liberalen Fraktion um Eintreten. 

Gysln Hans Rudolf (R, BL): Ich rede zur Motion der Kommis­
sion für soziale Sicherheit und Gesundheit zur Finanzierung 
der AHV/IV durch eine Ökosteuer (98.3153). Mit der Einfüh­
rung einer wohlgemerkt noch nicht näher definierten Öko­
steuer sollen einerseits die nach wie vor steigenden Defizite 
der AHV/IV gestoppt, gleichzeitig und zusätzlich auch die 
Lohnnebenkosten gesenkt werden; ein Spagat, der - um es 
vorwegzunehmen - keiner realistischen Lagebeurteilung 
standhält. 
Sowohl die Motionäre als auch der Bundesrat gehen In Ihren 
Stellungnahmen davon aus, dass aufgrund der demographi­
schen Entwicklung zusätzllche Mittel zur Sicherung der er­
sten Säule erforderlich sind. Von jeglicher Beschränkung des 
Ausgabenwachstums oder gar der Ausschöpfung eines In ei­
nem vertretbaren Leistungsabbau liegenden Sparpotentials 
wird In geradezu fatalistischer Welse von vornherein abgese-
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hen. Statt dessen Ist, was hier hinlänglich bekannt Ist, bereits 
ein zusätzliches Mehrwertsteuerprozent beschlossen. Zur 
Deckung des darOber hinausgehenden flnanzfellen Mehrbe­
darfs soll, so der Bundesrat nach seiner Aussprache Ober 
den Bericht IDA-Flso 2, eine weitere Erhöhung des Mehr­
wertsteuersatzes Im Vordergrund stehen. Im Gegensatz zu 
den Motionären, die sich von einer steuerlichen Belastung 
der Energieressourcen einen wahren Geldsegen erhoffen, 
erachtet der Bundesrat die Energiebesteuerung als ergän­
zende Finanzierungsquelle der Sozialversicherungen reali­
stischerweise als nicht ausreichend. Die FDP-Fraktion teilt 
diese Meinung. 
Gleichwohl will der Bundesrat Im Rahmen der Auswertung 
des bereits erwähnten Berichtes IDA-Flso 2 eine Neufinan­
zierung der Sozialversicherung Ober neue verbrauchsabhän­
glge Finanzierungsquellen prüfen. Die entsprechenden Ent­
scheidungsgrundlagen sollen dabei Im Gesamtrahmen der 
ökologischen Steuerreform erarbeitet und beurtellt werden. 
Mit der Motion soll bereits heute In präjudizierender Welse 
ein Stein aus einem Gesamtwerk zur künftigen Finanzierung 
aller Sozialversicherungen herausgebrochen werden. Der 
Bundesrat hat sich aufgrund der verfügbaren Entscheidungs­
grundlagen verpflichtet, dem Parlament ein entsprechendes 
Gesamtkonzept vorzulegen. Somit werden die Forderungen 
der Motionäre ohnehin erfüllt, allerdings mit einem ganzhelt­
llcheren Ansatz. 
Namens der FDP-Fraktion beantrage Ich Ihnen, der Minder­
heit zu folgen und den Vorstoss weder als Motion noch als 
Postulat zu überweisen. Er geht von unrealistischen Voraus­
setzungen aus, verhindert eine ganzheltllche Lagebeurtei­
lung und präjudiziert die Ergebnisse bereits In Angriff genom­
mener Arbeiten für die nachhaltige Ausgestaltung eines künf­
tigen Sozialversicherungssystems der Schweiz. 

Egerszegl Christine (R, AG): Ich kann es kurz machen. Die 
Motion wurde von verschiedenen Vorrednern, die der Kom­
missionsminderheit angehören, bereits zur Ablehnung emp­
fohlen. Die GrOnde zur Ablehnung, die eine grosse Minder­
heit der SGK In dieser Haltung bestärken, sind vor allem fol­
gende: Wir haben jetzt die Diskussion einer Ökosteuer auf 
drei verschiedenen Ebenen. Wir haben hier Im Rat Im Rah­
men des Energiegesetzes eine Energiesteuer beschlossen. 
Der Ständerat Ist mit der UREK dabei, einen Gegenvorschlag 
zur Solar-Initiative auszuarbeiten, auch eine Ökosteuer. Jetzt 
kommen wir noch mit einer dritten Möglichkeit: einer zwack• 
gebundenen Ökosteuer. Diesem Ansinnen sind doch ökolo­
gische und ökonomische Grenzen gesetzt. 
Schauen Sie, wenn wir die AHV/IV mit einer Ökosteuer finan­
zieren würden, dann hätten wir In der AHV drei verschiedene 
Finanzierungssysteme. Sie haben Lohnbeiträge, Sie haben -
die Mehrheit der Bevölkerung hat das beschlossen - Bel­
träge Ober die Mehrwertsteuer, die ja vom nächsten Jahr an 
zum Tragen kommen, und jetzt wollen Sie noch eine neue, 
dritte Flnanzlerungsmöglichkelt über eine Ökosteuer. So 
geht das nicht; wir m0ssen die Finanzierung ganz konkret, 
seriös anschauen. Ich habe gestern gesagt, es gebe keinen 
anderen Weg als Ober eine Gesamtschau. Wir m0ssen 
schauen: Wie viele Finanzmittel brauchen wir, um unsere So­
zialwerke langfristig zu sichern? Wie viele können wir von der 
Bevölkerung erwarten? Dann müssen wir eine Zuteilung ma­
chen. 
Ich bitte Sie, keine Schnellschüsse zuzulassen und die Mo­
tion, die eine Ökosteuer In diesem Bereich fordern, auch als 
Postulat abzulehnen. 

Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: Zur Vorlage 
haben wir gestern ausführlich gesprochen. Ich möchte ei­
gentlich nur noch zu den Anträgen von Herrn Bortoluzzl und 
zur Ökosteuer kurz Stellung nehmen. Herr Bortoluzzl möchte 
ja mit seinem Antrag sicherstellen, dass bei einer Ablehnung 
der 4. IV-Revision -wenn das Referendum ergriffen würde -
der Bundesrat die Beiträge bei den Lohnprozenten um maxi­
mal 0,2 Prozent erhöhen könnte, um die Finanzlücken aus­
zugleichen, die entstehen würden. Das hat eine gewisse Lo­
gik, das muss Ich fQr mich persönlich hier sagen. 
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Als Kommissionssprecher lehne Ich das aber ab. Die Kom­
mission hat sich mit 14 zu 6 Stimmen gegen den Antrag Bor­
toluzzl ausgesprochen. Das hat man wie folgt begründet: Es 
wird als eine Art Drohgebärde gegenOber dem Volk betrach­
tet, wenn man Im Falle eines Referendums kommt und sagt: 
«Wenn Ihr die Viertelsrente nicht streicht, dann habt Ihr einen 
teureren Preis zu bezahlen, nämlich die Erhöhung des Bei­
tragssatzes bei den Lohnprozenten.» Das mag zwar juri­
stisch noch angehen, aber politisch wird dies von der Mehr­
heit der Kommission als unmöglich erachtet. Zudem wOrde 
die Erhöhung der IV-Beiträge bei 0,2 Lohnprozenten etwa 
460 Milllonen Franken ausmachen, was weit Ober die nicht 
getätigten Einsparungen hinausginge. 
Aus diesem Grund bitte Ich Sie Im Namen der Kommission, 
den Antrag der Minderheit Bortoluzzl abzulehnen. 
Zur Ökosteuer: Die Mehrheit der Kommission beantragt Ih­
nen, eine Motion fOr die Finanzierung der AHV/IV durch eine 
Ökosteuer zu Oberweisen. Es geht hier nur darum, einen Im­
puls zu geben. Die Kommission wlll, dass In diese Richtung 
weitergearbeitet wird, dass man bei all den geprüften Projek­
ten hinsichtlich Ökosteuer auch an die Sozialwerke denkt. Es 
geht der Mehrheit der Kommission darum, in diese Richtung 
Druck zu machen. Die SGK, die für die Sozialversicherungen 
zuständig Ist, erachtet es sozusagen als Ihre Pflicht, gegen­
Ober der Öffentlichkeit und dem Bundesrat kundzutun, dass 
wir bei diesen Diskussionen um die ökologische Steuerre­
form zwingend auch an die Sozialwerke denken mOssen. 
Die SGK beschloss zu diesem Zweck eine Motion. Der Bun­
desrat Ist bereit, das Anliegen als Postulat entgegenzuneh­
men, wie ich höre. Well damit das Ziel erreicht werden kann, 
Ist die Kommissionsmehrheit dafür, dass man das auch In 
Form des Postulates Oberwelst. 

Phlllpona Jean-Nlcolas (R, FR), rapporteur: Un complement 
a ce qul a ete dlt hier, lors de l'entree en matlere. Au nom de 
la commlsslon, je vous demande de rejeter la proposltion de 
mlnorlte concemant l'ameiloratlon du flnancement. 
Cette proposltlon de mlnorlte veut donc faire presslon sur le 
Parlament en ce qul conceme la suppresslon des quarts de 
rentes et des rentes complementalres dans le sens propose 
par le Conseil federal et par la majorlte de la commisslon. 
L'ldee generale peut 6tre tout ä. fait comprise, pulsqu'elle va 
dans ie mäme sens. Par contre, la methode est tout ä. falt lna­
dequate. En resume, la mlnorlte nous dlt: «SI vous n'accep­
tez pas les suppresslons prevues, vous serez punls; sl vous 
n'acceptez pas une economle de 80 milllons de francs, on va 
vous piquer un peu plus de 400 milllons de francs sur vos sa­
!aires.» C'est une methode qul peut se concevo!r a l'ecole pri­
maire, elle n'est pas concevab!e au Parlament. Les disposl­
tlons prevues dans le projet du Conseil federal et les propo­
sltlons de la majorlte de la commlsslon dolvent ätre accep­
tees en elles-mämes, parce que nous les Jugeons accep­
tables, utlles et necessaires. Elles ne dolvent pas ätre adop­
tees sous une presslon telle que voulue par la mlnorlte. 
En ce qul concerne la motlon 98.3153, la mlnorlte de la com­
mlsslon propose de la rejeter. lntroduire de nouveaux impöts 
et taxes eco!oglques a chaque occasion n'est certalnement 
nl judlcleux nl adequat, c'est mäme contreproductlf. En re­
vanche, si le Conseil federal propose de l'accepter sous 
forme de postulat, au nom de la commlssion, on peut l'accep­
ter dans !e sens d'une etude globale sur l'opportunite d'un lm­
pöt ecologique. 

Drelfuss Ruth, consel!lere federale: Le rapport de !a com­
mlsslon a permls d'eclalrer Ja plupart des aspects du projet 
dont vous aurez a declder. 
J'almerals souligner le falt que ce projet manifeste la volonte 
du Conseil federal de velller a la fols a ce que l'assurance-ln­
valldlte rec;:olve las ressources dont elle a besoln, et egale­
ment que l'on pulsse reexaminer perlod!quement les presta­
tlons qui peuvent ätre modlflees. II y a donc dans ce projet un 
certaln nombre de reductions de prestatlons qui vous sont 
soumlses et qul ont ete formulees de fac;on a evlter, du molns 
!e croyons-nous et I' esperons-nous fermement, des cas de rl­
gueur ou des problemes sociaux. Cet equlllbre, qui n'est pas 

un equilibre comptable, mals un equlllbre dans l'approche, 
dans la philosophle, entre la repetltlon tenace du fait que 
nous avons besoln d'un flnancement supplementaire et notre 
volonte de reexamlner les prestatlons, est un message politl­
que lmportant. 
Les deux reductlons des prestations que nous prevoyons 
permettent chaque fols de conserver l'acquls pour les per­
sonnes qul rec;:olvent ces prestatlons; elles touchent d'un 
cöte a la suppresslon de la rente complementalre, et de 
l'autre a la modlflcation du systeme qul, reposant actuelle­
ment sur l'octrol d'un quart de rente, devralt pour les nou­
veaux cas ätre transfere dans le systeme des prestatlons 
complementalres et avolr pour mecanlsme de declenche­
ment une clause du besoln. 
Lorsque Je dls que nous evltons par la d'engendrer des cas 
de rlgueur, c'est que nous mettons Justement en place ce fllet 
de sauvetage. II n'en raste pas moins que la suppresslon des 
rentes complementalres cree un certaln nombre de proble­
mes lorsque des personnes s'occupent de personnes Invali­
des et restent au foyer et que cette · rente complementalre 
etalt sensee, dans tous las cas, quelle que solt la sltuatlon 
precise, permettre a ces personnes de renoncer ä. une actl­
vlte economlque pour pouvolr se vouer aux solns a porter a 
la personne Invalide. 
Je regrette de devolr vous soumettre cette mesure avant de 
pouvolr vous presenter celle qul vlendralt avec Ja deuxleme 
partle de cette revislon de l'assurance-lnvalidlte, solt l'lntro­
ductlon d'une allocatlon d'asslstance, c'est-a-dlre une re­
ponse reelle aux besoins de soins, de prise en charge qua le 
conjolnt ou d'autres personnes apportent aux personnes in­
valides. Dans la phase ou nous sommes - l'AI est !'Institution 
qul a vu l'evolutlon des depenses et des ressources se faire 
de fac;on dramatique -, nous devons agir dans le sens des 
declslons qua nous avlons deja prlses dans le cadre de 
l'AVS, mäme sl la sltuatlon dans l'assurance-lnvalldlte n'est 
pas exactement la mäme. Le Conseil federal vous propose 
donc dans son projet ces deux reductlons de prestatlons 
dans le sens des economles- et cela non de galete de coeur, 
loln de lä., mals avec la banne consclence d'avolr mls en 
place ou d'avolr la volonte de mettre en place des mecanls­
mes qui nous perrnettent d'evlter des cas de rlgueur. Dans 
son projet, II vous propose egalement las premieres mesures 
qul permettent un mellleur contröle des coOts. 
1. La planlflcatlon des besoins en ca qul conceme las lnstltu­
tlons collectlves - ateller, home et höpltal de Jour pour des ln­
valldes. II y aura la une responsablllsatlon lmportante des 
cantons, qul est souhaltable et qul devralt condulre a une 
mellleure maitrlse des coOts. 
2. Des mesures dans le domalne des statlstlques et des ana­
lyses, qul nous perrnettront de mleux apprehender le meca­
nlsme qul condult a l'lnvalldlte. 
3. Une dlsposltlon qul sera dlscutee avec les proposltlons ln­
dlvlduelles ou de la commission: nous pensons pouvoir ren~ 
forcer - cela a egalement ete discute dans le cadre de la ta­
ble ronde - les mecanlsmes de contröles medlcaux lndlvl­
duels en nous lnsplrant du modele de l'assurance-accldents, 
pour renforcer et harmonlser au nlveau national les declsions 
qul condulsent a des drolts en appllcatlon de l'assurance-ln­
valldite. 
Et puis, nous avons toute une serie de mesures qul devralent 
nous aider a mleux garer l'assurance-lnvalidlte, mals aussl a 
la rendre plus transparente, plus proche des assures. Parml 
ces mesures, II y a la precislon, donnee a l'artlcle 4, de lade­
flnltion de l'lnvalidlte. Le rapporteur de la commlsslon m'a 
prlee de repeter lcl ce que j'al eu l'occasion de dlre au Conseil 
des Etats, ainsl qu'en commlssion: II n'y a pas de change­
ment material dans l'artlcle preclte. II y a l'adaptatlon aux 
changements de vocabulalre et de deflnltlon que la medeclne 
a connus, en partlculler dans le domalne des maladles psy­
chlques et mentales, et qul nous permet de blen montrer que 
c'est l'ensemble de ces atteintes qui sont prlses en charge -
alles l'etalent deja, mals la definltion nous paraissait un peu 
anachronlque ou trop etroite dans la conceptlon que les me­
declns en ont, mais pas dans la conception que les assureurs 
en avaient deja. Donc, pas d'extension dans ce domaine. SI 
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je range cette modlflcatlon sous les polnts de revision qui 
n'ont pas d'effet sur les coats, c'est la aussl avec une absolue 
bonne conscience. 
Nous avons egalement des dispositlons qui modifient les 
conditlons pour des reductlons de prestatlons en argent et, 
eventuellement, des suppresslons de ces prestatlons. Nous 
nous adaptons la, en talt, a la deflnitlon internationale a la­
quelle nous avons souscrlt en partlculler par la conventlon 
pertlnente de l'OIT, de fai;on a ne pas avolr de consequences 
pour des fautes legeres ou mäme des fautes graves sans In­
tention de provoquer une prestatlon. En falt, la aussi, II n'y a 
pas de changement dans la pratique puisque le Tribunal fe­
deral des assurances nous avait deja obllges a appllquer en 
drolt national les engagements que nous avions pris sur le 
plan International. 
L'lntroductlon d'un trlbunal arbltral pour les conflits de tarifs 
est, a mon avls, une mesure excellente; l'lntroductlon d'une 
procedure d'oppositlon devrait, a nos yeux - M. Gross Jost 
l'a soullgne hier -, nous permettre de rendre la procedure 
plus transparente, plus sQre, de rendre possible, par la vole 
orale, un dlalogue entre l'assurance et l'assure, qul lul per­
mette de savolr sur quelles bases on prend la declslon et 
quelles sont les consequences de cette declslon. Nous 
avons encore des mesures dans d'autres domalnes: les pro­
cedures dans le domalne des prestatlons complementalres, 
notamment l'extension du domaine des «Hilfsmittel», comme 
on dit en allemand, qul sont egalement des mesures neces­
salres. Cela falt partle du tollettage de cette lol. Alnsi, nous 
aurons fait un premler pas ou un pas lmportant vers plus de 
coherence, plus de transparence, un ajustement du cöte des 
prestatlons, mals qul ne devrait pas causer de problemes so­
claux. 
Sur la questlon du flnancement, nous vous avlons presente 
des solutlons que vous avez acceptees en partle, en transfe­
rant 2,2 milllards de francs du fonds de compensatlon du 
reglme des APG sur le compte de l'AI, et cecl a ete fait au 
1 er Janvler de cette annee deja. Je vous en remercle. Vous 
n'avez pas voulu sulvre le Consell federal en ce qul conceme 
le transfert vers I' Al de O, 1 pour cent de cotlsatlons aux APG. 
II est clalr que cette mesure, qul n'auralt d'allleurs pas regle 
deflnltlvement les problemes de l'AI, entraine l'obllgatlon de 
trouver des solutlons du cöte des ressources de l'AI, et nous 
avons besoln, nous aurons besoln de vous soumettre un pro­
Jet prevoyant des ressources supplementalres. Nous le fe­
rons, en un premler temps en tout cas, et j'espere d'allleurs 
de fai;on definitive, avec la 11e revlsion de l'AVS dans le ca­
dre d'un projet qul conslste a moblllser des ressources du 
cöte de la taxe sur la valeur ajoutee pour l'oeuvre d'assainls­
sement que nous devons faire. 
La volonte de retabllr l'equlllbre de l'AI, Je tlens a le dlre, est 
une preoccupatlon majeure du Conseil federal. Mals il est 
consclent, comme l'a soullgne M. Fasel, que l'augmentatlon 
des prestatlons n'est pas le falt d'abus, que ce n'est pas le 
fait, tout d'un coup, d'une degradatlon de la morale soclale 
dans le pays - dans le sens que l'on s'adresserait sans autre 
a des assurances auxquelles on n'aurait pas le drolt de pre­
tendre -, mals que, tres largement, l'augmentatlon des pres­
tatlons est due a une degradatlon de la capaclte de l'econo­
mle a engager des personnes Invalides, et donc a leur four­
nlr, par le salalre, les moyens de leur exlstence. Le Conseil 
federal est aussl consclent que sans doute, et nous devons 
travalller a cela, une partle de ce deflcit est due au fatt que 
des lnstltutlons manquent ou n'ont pas encore assume leurs 
responsabllltes dans d'autres cas: il y a des problemes de 
passage de la vie actlve a la retralte, et II n'est pas bon que 
ce sott l'AI qul les prenne en charge; II y a des lacunes du cöte 
de l'assurance-maladie pour la prlse en charge, par exemple, 
de certalnes personnes et il n'est pas bon que l'on dlse que 
c'est a l'AI de prendre en charge de telles lacunes. II y a donc 
la aussl des reformes, qui concement d'autres branches de 
la politique sociale, qui devront ätre faites. 
Nous avons encore devant nous la solutlon de problemes fl­
nanciers et cela me permet de repondre aux deux questlons 
soulevees, l'une par la proposltlon de minorlte Bortoluzzl, 
l'autre par la motlon CSSS-CN 98.3153. 
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Le Conseil federal vous recommande de rejeter la proposl­
tlon de minorite: alors qu'elle vlse apparemment a plus de 
clarte, a plus de transparence, eile embroullle, a mon avis, la 
perception que l'on peut avolr des problemes de l'AI. Cela a 
ete mentlonne, on ne peut pas dlre aux gens: «SI vous n'ac­
ceptez pas des economles pour 80 mllllons de francs, alors 
nous gardons en reserve la posslblllte d'augmenter les cotl­
satlons de plus de 400 mllllons de francs.» Cela n'accroit pas 
non plus la transparence sl l'on donne par la le sentlment que 
les deux proposltlons sont equlvalentes et, surtout, que les 
deux permettent de resoudre le probleme de l'AI. Tel n'est 
pas le cas. NI l'une nt l'autre ne nous permettent effectlve­
ment de le resoudre. 
De plus, j'almerals vous rappeler ce qu'a dlt M. Eymann a 
cette trlbune: nous nous efforcons de notre cöte - nous ne 
nous engageons pas a tout Jamals, mals nous nous effor­
i;ons - d'evlter que le monde du travall, entreprlses et sala­
ries, alt a assurer le flnancement des assurances sociales. 
Dans ce sens-la, afflrmer qu'automatlquement, 2 pour mllle 
de salalre devront ätre peri;us nous parait de nature a fermer 
plutöt la vole de la recherche des solutlons de flnancement. 
En d'autres termes, la propositlon de mlnorlte Bortoluzzl ne 
nous parait pas adequate, parce qu'elle ne represente pas, 
en fait, une balance equlllbree. Les deux termes de l'altema­
tlve ne sont pas de meme nature et ne sont pas de meme 
grandeur. 
En ce qul concerne la motlon CSSS-CN, le Conseil federal 
vous propose de la transmettre sous forme de postulat. Sous 
forme de postulat ne slgnlfle blen sQr pas que nous allons la 
mettre dans un grand tlrolr, cela slgnifle tout slmplement que 
c'est un element additlonnel a verser au dossler de la reforme 
ecologlque des lmpöts et du flnancement des assurances so­
clales. En d'autres termes, le Conseil federal ne veut pas tral­
ter cette motlon comme la solutlon unlque au flnancement dl­
rectement oriente vers les assurances soclales; et surtout, le 
Consell federal ne peut pas faire la promesse qu'on peut re­
dulre par la les charges soclales des entreprises. 
Nous devons volr l'ensemble des mesures de flnancement 
necessalres. Ce sera peut-ätre pour combler une lacune, 
pour evlter que l'on dolve avolr recours a de nouvelles char­
ges soclales que l'on devra prelever ce type de taxe. Le be­
soln est venu de nouer la gerbe, et non pas d'amener chaque 
epl lsolement. II taut donc cholslr la vole du postulat, sl vous 
voulez blen suivre la proposltlon du Conseil federal. 
J'aurais voulu encore vous dlre que nous travalllons d'arra­
che-pled a la deuxleme partie de cette revlslon. Je crols vous 
avolr deja lndlque que, parml les reformes prlnclpales, nous 
contlnuerons dans la voie d'une amelloratlon administrative, 
d'un mellleur contröle des coQts, mais egalement d'un 
meilleur ajustement et d'une mellleure harmonisatlon avec 
d'autres assurances, en partlculler avec l'assurance-mala­
dle. Et, surtout, nous presenterons - je vous en avertls tout 
de go - de nouveaux projets de prestatlons. Le prlnclpal de 
ces projets est pour nous l'allocatlon d'asslstance, dont j'ai 
parle. On ne peut pas attendre des famllles qu'elles perdent 
des mllllers et des mllllers de francs pour assurer elles-mä­
mes les solns des personnes lnvalldes. 
Nous presenterons un projet decoulant de la necesslte d'har­
monlser et d'amellorer la sltuatlon des enfants nes avec une 
lnvalldlte congenitale, mais aussl celle des enfants devenus 
Invalides au cours de l'enfance. Dans ce domalne, II exlste 
des dlfferences de traltement choquantes qul reposent sur 
des definltlons lncomprehenslbles pour les gens touches par 
le sort, touches par le desttn, confrontes au meme probleme 
et qul, selon les cas, se retrouvent dans une autre categorle. 
Je n'at donc pas flnl de venlr devant vous pour vous deman­
der que vous nous aldlez a faire en sorte que la polltlque so­
ciale devlenne mellleure, et pas seulement mellleur marche. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiere est decidee sans opposltlon 
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Detailberatung - Examen de deta/1 

Tltel und Ingress, Zlff. l Elnleltung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, eh. l lntroductlon 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 3 Abs.1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Unverändert 
Minderheit 
(Rechstelner Paul, Baumann Stephanie, Cavalll, Fasel, Goll, 
Gonseth, Gross Jost, Hafner Ursula, JeanprAtre, Maury Pas­
quler) 
•••• Die Beiträge von Einkommen aus einer Erwerbstätigkeit 
betragen 1,7 Prozent •••• 

Art. 3 al.1 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
lnchange 
Mlnorite 
(Rechstelner Paul, Baumann Stephanle, Cavalll, Fasel, Goll, 
Gonseth, Gross Jost, Hafner Ursula, JeanprAtre, Maury Pas­
quler) 
.... Une cotlsation de 1, 7 pour cent est peri;ue .... 

Rechstelner Paul (S, SG): Namens einer starken Kommissi­
onsminderheit schlage ich Ihnen in Übereinstimmung mit der 
AHV/IV-Kommlssion, der zuständigen Fachkommission des 
Bundes, vor, auf der Einnahmenseite eine Korrektur vorzu­
nehmen, die dann den Weg fOr die Zukunft öffnet, damit die 
strukturellen Probleme der IV im Zusammenhang mit dem 
zweiten Teil der Revision ohne den finanziellen Druck, der 
heute auf der IV lastet, angegangen werden können. 
Wenn man die Finanzlage der IV betrachtet, kann man nicht 
umhin festzustellen, dass auf der Einnahmenseite etwas ge­
schehen muss, dass es unverantwortlich Ist, hier einfach zu­
zusehen, wie die IV erneut In die roten Zahlen gerät. Mit dem 
vorgenommenen Kapitaltransfer von der EO zur IV Ist die IV 
wieder in die schwarzen Zahlen gekommen, aber nur ganz 
kurzfristig am Anfang des Jahres, gewlssermassen fOr eine 
buchhalterische Sekunde. Wenn nicht Korrekturen auf der 
Einnahmenseite vorgenommen werden, wird die IV schon In 
diesem Jahr erneut In den roten Zahlen sein. 
Das Ist In mehrfacher Hinsicht kontraproduktiv und unverant­
wortlich. Diese roten Zahlen werden zur Folge haben, dass 
die IV - dieses zentrale Sozlalwerk- erneut Schuldzinsen zu 
bezahlen haben wird, Schuldzlnsen, die mindestens mit 
5 Prozent pro Jahr zu Buche schlagen werden. Es wird also 
Geld fOr Schuldzinsen ausgegeben, das sinnvoller für die 
Lösung der sozialen Aufgaben der IV - nämlich fOr die Be­
zahlung der Renten und fOr die Finanzierung der Elngliede­
rungsmassnahmen der IV - eingesetzt werden könnte, ja 
müsste. 
Die AHV/IV-Kommlsslon des Bundes war sich dieser Proble­
matik bewusst und hat gesagt, man müsse bereits jetzt kurz­
fristig eine Finanzlerungsmassnahme durchfahren. Diese Fi­
nanzlerungsmassnahme muss In der Grössenordnung die­
ser drei Lohnpromille llegen. Frau Egerszegl hat immer wie­
der von Lohnprozenten gesprochen, es handelt sich jedoch 
nicht um Lohnprozente, sondern um Lohnpromille. 
Die Kommissionsmehrheit hat leider einen anderen Weg ein­
geschlagen, der Jedoch nicht geeignet 1st, die Finanzierungs­
probleme der IV zu lösen, und auch nicht, die sozialen Be-

dOrfnlsse zu befriedigen. Die Kommissionsmehrheit schlägt 
vor, die Zusatzrenten, vor allem auch die Viertelsrenten, ab­
zuschaffen. Das Ist ein falscher Weg. Die Abschaffung der 
Vlertelsrenten trägt netto genau 12 MIiiionen Franken pro 
Jahr ein. Brutto sind es 20 MIiiionen Franken pro Jahr, weil 
aber zusätzliche Ergänzungsleistungen bezahlt werden müs­
sen, bleiben am Schluss 12 MIiiionen Franken pro Jahr übrig. 
Das Ist auf die gesamte IV-Rechnung gesehen ein Klacks, 
das trägt Oberhaupt nichts ein. Umgekehrt jedoch, In bezug 
auf die sozialen Folgen, Ist es fatal. Es kehrt das sozialpolltl­
sche Anliegen der zunehmenden Ausdifferenzlerung der 
Renten um und bestraft die IV-Rentnerinnen und-RentnerfOr 
die Finanzlage der IV. 
Es wird ein sozlalpolltlscher Rückschritt eingeleitet, der von 
den finanziellen Folgen her tor die IV-Rechnung nicht Ins Ge­
wicht fällt, fOr die Betroffenen aber Auswirkungen hat, deren 
Tragweite nicht überschätzt werden kann. Im Gegensatz 
dazu geht es jetzt darum, den finanziellen Problemen ins 
Auge zu sehen und eine Zusatzfinanzierung vorzunehmen. 
im übrigen Ist die Erhebung von Lohnpromlllen für die Bel­
tragspfllchtigen - also für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer in erster Linie; aber auch die Selbständlgerwerben­
den sind beitragspflichtig - nicht einfach lustig. Es Ist klar, 
dass die heutige Belastung durch die Lohnpromille ernst zu 
nehmen ist. Es muss aber trotzdem gesagt werden: Bei der 
IV sind diese Lohnpromlile gut angelegt, weil die öffentliche 
Hand bei der IV Ja 50 Prozent der gesamten Kosten zu tragen 
hat. Der Bund muss einen entsprechenden Beitrag leisten. 
Bel keinem anderen Sozialwerk Ist der Beitrag der öffentli­
chen Hand so hoch. 
Es Ist zu hoffen, dass sich die Beitragsbelastung wieder ver­
ringern wird, wenn es In Zukunft gelingen wird, Im Zusam­
menhang mit der Mehrwertsteuer In einigen Jahren auch der 
IV entsprechende Leistungen zukommen zu lassen - wie es 
der Bundesrat vorschlägt -, und wenn bei der Arbeitslosen­
versicherung Im Zusammenhang mit einer Entspannung der 
Arbeitsmarktlage die Lohnprozente zun.1ckgenommen wer­
den können. 
Heute ist es aber wichtig, mit Blick In die Zukunft und mit Blick 
auf eine verantwortungsvolle Revision der Invalidenversiche­
rung, die IV-Finanzierung wenigstens kurzfristig In Ordnung 
zu bringen und dafOr zu sorgen, dass dieses Geld richtig aus­
gegeben wird, nämlich nicht fQr Schuldzinsen, sondern für 
Leistungen. 
In diesem Sinne ersuche Ich Sie, der Minderheit zuzustim­
men. 

Bortoluzzl Toni (V, ZH): Die Ratsllnke reduziert diesen er­
sten Teil der IV-Revision auf Mehreinnahmen. Mit dem vor­
liegenden Minderheitsantrag Rechstelner Paul sollen die Bel­
träge erhöht, also mehr Lohnabgaben, mehr Lohnpromllle 
entrichtet werden. Demgegenüber folgen anschllessend -
Sie können es der Fahne entnehmen - Minderheitsanträge 
von sozialdemokratischer Seite, die einen Verzicht auf Strei­
chung der Viertelsrente und der Zusatzrente beinhalten, also 
keine Leistungskorrekturen vorsehen. 
Anhand dieser Anträge sieht man die Fantasleloslgkelt der 
Sozlalpolltlk der politischen Linken In unserem Land. Sie 
klammert sich nach wie vor an das Modell der Umverteilung, 
obwohl man spätestens seit den beiden IDA-Fiso-Berlchten 
erkennen muss, dass eine Fortsetzung dieser Sozialpolitik 
schlicht nicht mehr zu bezahlen Ist. Verschiedene Anzeichen 
deuten zudem darauf hin, dass die Bevölkerung nicht mehr 
bereit Ist, In jedem Fall fOr die soziale Sicherheit mehr zu be­
zahlen. Diese Prüfung wird auch noch folgen. 
Die Anträge der Mehrheit gehen - so meinen wir- in die rich­
tige Richtung. Das Versicherungsprinzip mit fast vorbehaltlo­
sem Rechtsanspruch ohne Rücksicht auf die Notwendigkeit 
muss reduziert werden. 
Der Ausbau der Versicherung hat In den vergangenen Jah­
ren dazu geführt, dass die Anspruchsmentalltät verändert 
wurde. Die Zun.1ckhaltung gegenüber den Sozialwerken all­
gemein und der IV Im besonderen Ist nicht mehr Im gleichen 
Masse vorhanden wie noch vor einigen Jahren. Die Entwick­
lung der Zahl der RentenbezOger In den vergangenen paar 
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Jahren ist dementsprechend. Dazu kommt die Herausforde­
rung Im wirtschaftlichen Bereich, auf dem Arbeitsmarkt. 
Zugegebenermassen werden hier höhere Anforderungen ge­
stellt als noch vor wenigen Jahren. Der einzelne muss sich 
dieser Herausforderung stellen. Selbstverständllch sind die­
sen Herausforderungen nicht alle Im gleichen Ausmass ge­
wachsen. Die Sozlalpolltlk Ist entsprechend gefordert. Aller­
dings können solche Probleme nicht mit dem Schema, ein­
fach allen eine Rente zu geben, gelöst werden. 
Wenn man glaubt, dieser Entwicklung sei mit diesem alten 
Muster unverändert zu begegnen, dann muss man sich den 
Vorwurf gefallen lassen, den politischen Herausforderungen 
nicht gewachsen zu sein. Uns~re Sozialversicherungen wer­
den mit solchen Anträgen, wie sie nun von sozlaldemokratl­
scher Seite gestellt werden, weiter entstablllslert und für die 
Zukunft gefährdet. Ich bin überzeugt, dass das Gewicht In 
der Sozialpolltlk In Zukunft schrittweise vermehrt vom Versi­
cherungsprinzip, mit den anonymen Automatismen, zur be­
darfsbezogenen Leistung verschoben werden muss. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie, die Minderheitsanträge von sel­
ten der Sozialdemokraten abzulehnen. 

Hafner Ursula (S, SH): Wir nehmen die politischen Heraus­
forderungen ernster als Sie, Herr Bortoluzzi, würde Ich mei­
nen. Bel der Begründung Ihres Minderheitsantrages heute 
morgen haben Sie darauf hingewiesen, die IV sei ein Sanie­
rungsfall; das werde sich trotz des Zuschusses aus dem EO­
Fonds auch mit dieser Revision nicht ändern. Weiter sagten 
Sie, die Beiträge genügten nicht mehr, um die Leistungen In 
den Sozialversicherungen zu decken, ganz besonders nicht 
bei der IV, wo die Lage bedenklich sei, was das Parlament 
zuwenig ernst nehme, weil wir, wenn wir so weiterfahren, bei 
der IV In wenigen Jahren 4 MIiiiarden Franken Schulden ha­
ben würden. 
Hier haben Sie eine fundierte Meinung vertreten, denn auch 
Im Bericht IDA-Flso 2 können wir lesen, dass sich die finan­
zielle Situation der IV durch den Kapitaltransfer aus der EO 
nur kurzfristig verbessert, dass wir ohne weitere Korrekturen 
Ende 2001 rund 3,6 MIiiiarden Franken Schulden haben wer­
den. Es Ist vollkommen klar, dass sich das-auch angesichts 
all der Verschlechterungen, die für die Behinderten einge­
führt werden sollen - mit dieser Revision nicht gross ändern 
wird; Herr Rechstelner Paul hat schon darauf hingewiesen. 
Die Abschaffung der Viertelsrente bringt allenfalls netto 
12 MIiiionen Franken Einsparungen, aber auch das Ist noch 
nicht sicher, weil die Möglichkeit besteht, dass einfach um so 
mehr halbe Renten ausbezahlt werden; dies kann nicht von 
der Hand gewiesen werden. Ich würde Ihnen empfehlen, den 
Experten zu folgen. Die AHV/IV-Kommlsslon des Bundes be­
fürwortet eine Erhöhung auf 1,7 Lohnprozente. 
Wie kommen wir auf diese 1,7 Lohnprozente? Der Bundesrat 
hat uns auf Seite 34 der Botschaft vorgerechnet, dass -wenn 
ein mittel- und längerfristig ausgeglichener Finanzhaushalt 
erreicht werden soll - per 1999 zusätzliche Einnahmen In der 
Höhe von mindestens 3 Lohnpromille erforderlich sind. Das 
Ist genau das, was wir Ihnen vorschlagen. Ich bitte Sie, las­
sen Sie die Probleme In der IV nicht einfach schlltteml Wir 
haben schon damals bei der Arbeitslosenversicherung zu 
lange gewartet, bevor wir dann trotz einigen Widerständen 
die Lohnprozente erhöht haben. 
Da es Ja weitgehend die Wirtschaft Ist, die diese Leute aus­
gliedert, bin Ich der Meinung, dass sie auch Hand bieten und 
mit Lohnpromlllen - Ich sage es nochmals: es geht um Lohn­
promlllel - dafür sorgen muss, damit wir den IV-Bezügerln­
nen und -bezügern weiterhin das geben können, was sie 
brauchen, und sie nicht auf die Sozialämter schicken müs­
sen. Auch dort werden wieder Kosten anfallen. 
Seien Sie weitsichtig, und stimmen Sie dem Antrag der Min­
derheit Rechstelner Paul zul 

Präsident: Die grüne Fraktion teilt mit, dass sie die Minder­
heit Rechstelner Paul unterstützt. 

Delss Joseph (C, FR): Apres avoir tralte les questlons de fl­
nancement dans la partle avancee de ce projet de modlflca-
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tlon de la lol sur l'assurance-lnvalldlte, on auralt pu crolre que 
cette questlon seralt pour l'instant liquldee. Mals une mlno­
rite, emmenee par le presldent de la Commlsslon de la secu­
rite soclale et de la sante publlque, voudralt relever immedla­
tement le taux de cotlsatlon de 1,4 a 1,7 pour cent de la 
masse salarlale assujettle. Elle falt sulte, Je pense, au refus 
du transfert de O, 1 pour cent de cotlsatlons provenant des 
APG, et voudralt resoudre a lang terme le probleme du flnan­
cement de l'AI. 
Cette proposltlon de mlnorlte est Inopportune a divers titres 
et ne peut ~tre soutenue par notre groupe. Nous ne nlons pas 
les besoins d'assainlssement de l'AI et de consolldatlon de 
l'ensemble de notre systeme de securlte soclale. Mals cette 
proposltlon va a l'encontre des efforts deployes actuellement 
pour trouver une solutlon globale pour le flnancement futur 
de nos assurances soclales et remet en cause cette recher­
che de consensus. Ensuite, eile amplifie encore les charges 
salarlales, et notre groupe, a plusleurs reprlses, a tres clalre­
ment annonce son refus de nouvelles contrlbutlons portant 
sur les salalres. II est temps au contralre d'examlner les 
autres moyens posslbles de flnancement. 
C'est la ralson pour laquelle je vous lnvlte, au nom du groupe 
democrate-chretlen, a rejeter la · proposltlon de mlnorite 
Rechsteiner Paul. 

Egerszegl Christine (R, AG): Für die FDP-Fraktion kommt 
eine Erhöhung der Lohnprozente nicht In Frage. Wir können 
mehr Lohnprozente nicht verantworten. Stellen Sie sich vor: 
Von 100 Franken Lohnkosten gehen bereits 38 Franken für 
Sozlalversicherungsbelträge weg. Wir müssen endlich diese 
unselige Spirale durchbrechen: Wir brauchen Immer mehr 
Sozialleistungen; diese beanspruchen mehr Lohnprozente; 
das führt zu teurerer Arbeit. Dann wird die Arbeit rationali­
siert; dadurch gibt es Arbeitsplatzverluste, und das führt wie­
der zu mehr Sozialversicherungsleistungen, die wieder mehr 
Lohnprozente erfordern .•.• 
Deshalb bitte Ich Sie Im Namen der FDP-Fraktion, auf eine 
Erhöhung der Lohnprozente zu verzichten. 

Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: Die Mehr­
heit der Kommission lehnt diese Erhöhung ab. Wir haben der 
IV mit dem einmaligen Kapitaltransfer von 2,2 MIiiiarden 
Franken einen Flnanzzustupf gegeben. Dies wird zwar nicht 
ausreichen; das Problem Ist damit nicht gelöst, da hat Herr 
Rechstelner Paul an sich recht. Aber bevor wir über weitere 
Einnahmen für die IV diskutieren, wollen wir die Prioritäten 
zunächst auf das Sparen konzentrieren. Dies wurde anläss­
lich der Debatte über den Kapitaltransfer mehrmals gesagt. 
Dieses Versprechen muss jetzt eingelöst werden, bevor wir 
über weitere Mehreinnahmen diskutieren. Zudem Ist der Weg 
der falsche. Mehreinnahmen für die Sozialwerke müssen In 
erster Linie grundsätzlich neu über Mehrwertsteuerprozente 
erfolgen. Selbst wenn wir uns also zum heutigen Zeitpunkt für 
Mehreinnahmen entscheiden würden, wäre der Weg über die 
Lohnprozente der falsche. Der richtige Weg würde dann al­
lenfalls über die Erhöhung der Mehrwertsteuer führen. 
Weiter wurde In der Kommission mehrheitlich die Meinung 
geäussert, dass weitere Finanzierungsmöglichkeiten für die 
IV erst Im Rahmen eines Gesamtpaketes bestimmt werden 
können, wenn wir wissen, wie wir nach der Diskussion um 
den IDA-Flso-Berlcht die Mittel auf die verschiedenen Sozlal­
verslcherungszwelge verteilen können. 

Phlllpona Jean-Nlcolas (R, FR), rapporteur: Au nom de la 
majorlte de la commlsslon, je vous demande de reJeter la pro­
posltion de mlnorite Rechstelner Paul, qul demande une 
hausse des cotlsatlons sur les salalres. II taut preclser que, 
pour la majorite de la commission, c'est une fausse dlrectlon 
dans une sltuatlon du marche de l'emplol dont nous connals­
sons les difflcultes.11 taut aussl rappeler que l'equilibre des fl­
nances de l'AI est un probleme qul dolt ~tre prls en conslde­
ratlon dans l'ensemble des problemes de l'assalnlssement 
de la securite sociale. 
Le Parlament a demande d'etudier cela dans son ensemble; 
il a demande un rapport. Le rapport IDA-Flso 2 est paru. Des 



73 
Assurance-lnvalidlte. 4e revislon 1256 N 18 Juln 1998 

proposltlons de nouvelies recettes par la taxe a la valeur 
ajoutee sont faltes, alnsl que des proposltlons d'economies. 
C'est dans cette dlrectlon-la qu'II taut aller. II y aura certes 
des options a prendre. II y aura de grands debats a ce sujet; 
mals ce probleme-la dolt lltre vu dans tout un ensemble. 
D'autre part, aglr unlquement sur des recettes nouvelles 
n'est pas Judlcleux. II faudra des recettes nouvelles, mais II 
faudra egalement une mellleure maitrlse des coüts. Ce n'est 
donc pas le moment d'accepter aujourd'hul des augmenta­
tlons des prelevements sur les salalres. 
Nous vous demandons de rejeter la proposltlon de minorlte. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Le Conseil federal vous 
recommande de ne pas soutenlr la proposltlon de mlnorite. 
Son analyse est juste dans la mesure ou II raste une lacune 
de flnancement a combler. Nous avons cependant le sentl­
ment que nous pouvons avancer d'une fa1ton prudente dans 
une reforme qul tienne compte des differentes oeuvres de la 
securlte sociale et qul nous permette de trouver le mellleur 
equlllbre dans chaque cas et, en tout cas dans l'ensemble, 
entre les differentes sources de flnancement. 
Mllme sl l'assurance-lnvalldlte contlnue a lltre deflcltalre 
dans la situatlon actuelle, nous pensons, contrairement a 
certalns lntervenants, que la sltuation n'est pas dramatlque 
quand on volt l'ensemble des assurances soclales, et que le 
moment d'une teile declslon n'est pas opportun. La vole pro­
posee n'est certalnement pas la seule. II ne faudralt pas, 
aujourd'hul, prendre cette optlon de fa1ton definitive. 

Abstfmmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 4 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Gross Jost 

94 Stimmen 
55 Stimmen 

.... gilt die voraussichtlich bleibende oder längere Zelt dau­
ernde Erwerbsunfähigkeit wegen eines körperlichen, geisti­
gen oder psychischen Gesundheitsschadens, insbesondere 
als Folge von Geburtsgebrechen, Unfall oder Krankheit. 

Art. 4 al.1 
Proposition de la commission 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Proposition Gross Jost 
••.. provenant en partlculier d'une lnflrmlte congenltale ••.. 

Gross Jost (S, TG): Um gleich eine Interessenbindung trans­
parent zu machen: Als ehrenamtlicher Präsident der schwei­
zerischen Stiftung Pro Menta Sana, aber auch Im Namen al­
ler psychisch Kranken und Behinderten möchte Ich der Kom­
mission und dem Bundesrat sehr herzlich für die Erweiterung 
des lnvalldltätsbegrlffes um die Dimension des psychischen 
Gesundheitsschadens danken. Die Anerkennung entspricht 
seit langer Zelt der gelebten IV-Praxis und den entsprechen­
den IV-Rlchtlinlen. 
Was will mein Antrag? Er will einen etwas offeneren lnvalldl­
tätsbegriff. In der Fassung der Mehrheit muss die Invaliditäts­
begründende, dauernde Erwerbsunfähigkeit Folge eines Ge­
sundheitsschaden sein, der ausschliesslich auf Geburtsge­
brechen, Unfall oder Krankheit zurückzuführen Ist. Das Ist zu 
eng. 
Das Eidgenössische Versicherungsgericht anerkennt die 
Suchtabhängigkeit als Behinderung nur, wenn sie krank­
heltsbedlngt Ist oder zu einer Krankheit führt. Das hat ein­
schneidende Konsequenzen für Suchtbehlnderte, auf die Ich 
noch eingehen werde. 
Es gibt aber noch andere Gesundheitsschäden, die sich der 
Einteilung in Krankheit, Unfall oder Geburtsgebrechen ent­
ziehen. So Ist seit langer Zelt eine Kontroverse in Gang, ob 
eine HIV-Infektion eine Krankheit Ist oder nicht. Ein Gericht 
hat das soeben wieder bestätigt, aber es ist in der Wissen-

schaft heftig umstritten. Sicher Ist aber, dass eine HIV-Infek­
tion ein Gesundheitsschaden Ist, der auch vor Ausbruch der 
Aldserkrankung lnvalidltätsbegründende Erwerbsunfähigkeit 
auslösen kann. Zentrale Grundlage des lnvalidltätsbegriffes 
muss deshalb der Gesundheitsschaden sein, der die Er­
werbsunfähigkeit auslöst. Die Begriffsbestimmung, die Ich Ih­
nen vorlege, Ist nicht nur flexibler, sie Ist auch klarer. 
Sie werden sich nun vielleicht fragen, ob diese Auseinander­
setzung nicht ein akademischer Streit um des Kaisers Bart 
sei. Sie Ist es nicht, denn die enge Umschreibung des lnvall­
dltätsbegriffes hat schwerste Konsequenzen für die kollekti­
ven IV-Leistungen und für Einrichtungen der Suchtrehablilta­
tion. Es kommt hinzu, dass der Bundesrat In seiner Botschaft 
die Suchtproblematik ausdrücklich anspricht und eine mei­
nes Erachtens fragwürdige Abgrenzung vornimmt, um nicht 
zu sagen: Die Suchtbehlnderten werden als Behinderten­
gruppe ausgegrenzt. Dies wiederum hat, zusammen mit der 
restriktiven Praxis des Eidgenössischen Versicherungsge­
richtes, die Subventionspraxis des Bundesamtes für Sozial­
versicherung bezüglich der kollektiven Leistungen wesentlich 
beeinflusst. Vom Suchtbehlnderten wird nämlich seit einiger 
Zelt ein Arztzeugnis zum Nachweis des Krankheitswertes der 
Suchtabhängigkeit verlangt. Es kommt zu nachträglichen 
Subventionskürzungen für Mittel, die In der Budgetplanung 
und In den Jahresabschlüssen dieser Einrichtungen schon 
fest eingeplant sind. Infolge dieser restriktiven Praxis stehen 
zahlreiche Einrichtungen der Suchtrehabilitation vor dem 
Aus, so z. B. - ich bitte vor allem die Bemerlnnen und Berner 
zuzuhören - der Verein Sozlaltherapeutlsche Gemeinschaf­
ten Rüdll In Wlmmis. Hilferufe haben Sie auch von anderen 
Einrichtungen bekommen. Kann sich unser Sozialstaat das 
leisten? 
Die Abstimmung über die Volksinitiative «Jugend ohne Dro­
gen» haben wir Im wesentlichen mit der drogenpolltlschen 
Vernunft des Viersäulenkonzeptes gewonnen. Wollef1 Sie 
drei Pfeiler dieses Konzeptes - Prävention, Therapie, Uber­
lebenshilfe - gefährden, sie zum Einsturz bringen? Wollen 
Sie damit auch die private Selbsthilfe In diesem Bereich ent­
mutigen? 
Natürlich bin Ich mit Ihnen, auch mit Frau Bundesrätin Drel­
fuss, der Auffassung, dass die Invalidenversicherung die 
Lasten der Suchtrehabilitation nicht allein tragen kann. Kan­
tone und Gemeinden müssen mit eingebunden werden. Bel 
den Revisionen des Krankenversicherungsgesetzes und des 
Betäubungsmittelgesetzes muss die Finanzierung der 
Suchtrehabilltatlon thematisiert werden. Eine entsprechende 
Motion habe ich eingereicht. Heute gilt es - ich bitte Sie ein­
dringlich darum -, ein ganz kleines, ein ganz bescheidenes 
Zeichen der Solidarität gegenüber den Suchtbehlnderten zu 
setzen. 
Ich bitte Sie deshalb, meinen Antrag, der von meiner Fraktion 
mitgetragen wird, zu unterstützen. 

Maury Pasquler Llllane (S, GE): Le groupe soclallste sou­
tlent la propositlon Gross Jost, car elle permettralt non pas 
d'lnclure d'eventuels nouveaux beneflclalres de prestatlons 
de l'AI, mals au molns de preserver les acquls de celles et 
ceux qul en beneflclent actuellement. De quoi s'aglt-11 au 
juste? 
Suite a un recent Jugement du Tribunal federal des assuran­
ces, l'Offlce federal des assurances sociales (OFAS) dolt re­
mettre de !'ordre dans sa pratlque dans un domalne tres de­
llcat et confus, celul des lnstltutlons pour les personnes de­
pendantes, notamment les personnes toxlcodependantes. 
L'OFAS durclt donc toujours plus sa polltlque de prestatlons 
a ces lnstltutlons, se desengage de leur flnancement et remet 
alnsl en questlon, nolens volens, la poursuite mllme de leurs 
actlvltes, et cecl mllme sl leurs malsons sont plelnes et mllme 
si alles obtlennent de bons resultats. 
Outre les tenslons tres vives qu'une teile polltlque entraine 
dans ces lnstltutlons, eile est en contradlctlon flagrante avec 
le soutien a la theraple qul est, taut-II le rappeler, un des qua­
tre pillers de la polltlque de la drogue qul a entraine l'adhe­
slon de la majorlte du peuple lors du recent vote sur l'lnltlatlve 
populaire ccJeunesse sans drogue». 
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Peut-Atre bien que la problematique de la toxlcodependance 
ne depend pas seulement du domalne de l'assurance-lnvall­
dite. Peut-Atre blen que nous devons trouver une cte de re­
partltlon adequate des charges entre Confederatlon, cantons 
et communes ou entre les differentes assurances soclales. 
Mals nous devons en tout cas rassurer les personnes et les 
lnstltutlons concernees sur tes Intentions des autorltes fede­
rales et sur notre volonte de ne pas les laisser tomber. Nous 
devons plus generalement admettre qu'un cadre plus souple 
permet de prendre en compte des formes recentes d'invali­
dlte et offre ainsi la possiblllte a notre filet social de reelle­
ment rempllr son röle. 
Pour ces ralsons, je vous lnvlte a soutenir la propositlon 
Gross Jost. 

Egerszegl Christine (R, AG): Ich bitte Sie, den Antrag Gross 
Jost abzulehnen. 
Sie haben einen Brief der Nationalen Arbeitsgemeinschaft 
Suchtpolitik erhalten, in dem die Unterstützung des Antrages 
Gross Jost gefordert wird. Das Anliegen, das da geschildert 
wird, Ist sehr verständlich, weil sich zurzeit etliche Suchtthe­
rapiestationen in flnanzlellen Schwierigkeiten befinden. Das 
Bundesamt fOr Sozialversicherung hat eine restriktivere Pra­
xis eingeschlagen. Das helsst Zahlreiche Therapieinstitutio­
nen erhalten Ihre Subventionen nicht. Und zwar handelt es 
sich dabei um Subventionen, die In diesem Jahr fOr das ver­
gangene Jahr ausgerichtet werden sollen. Diese Institutionen 
hatten mit diesen Beiträgen gerechnet, sie haben sie budge­
tiert. Nun erhalten sie sie nicht, und das bringt sie in Schwie­
rigkeiten. 
Auf der anderen Seite verstehe ich auch das Bundesamt fOr 
Sozialversicherung, weil Sucht Ja auch gemäss WHO als 
Krankheit gllt und teilweise von der Krankenversicherung ge­
tragen wird. Die Lösung dieses Problems wäre nicht eine An­
gerung des lnvaildenverslcherungsgesetzes, sondern eine 
Anderung in der Praxis, indem man diesen Suchttherapiesta­
tionen eine Übergangsfrist von drei Jahren gibt. Dann könn­
ten sie sich einrichten, und auch die Kantone, die da mltbe­
telllgt sind, könnten sich mit dieser neuen Situation befassen. 
Ich bitte Sie daher, diesen Antrag abzulehnen. 
Sie, Frau Bundesrätin Drelfuss, bitte Ich, auf den Entscheid 
zurückzukommen, mit den betroffenen Suchttherapiestatio­
nen Kontakt aufzunehmen und Ihnen eine Übergangsfrist zu 
gewähren, damit eine faire Situation entsteht, auf die sie sich 
einrichten können. 

Bortoluzzl Toni (V, ZH): Kollege Gross Jost beantragt eine 
Erweiterung des lnvalidltätsbegriffes. Bereits der Bundesrat 
hat Im vorliegenden Entwurf den Begriff der Invalidität ausge­
dehnt. Nebst körperlichen und geistigen «Voraussetzungen» 
sollen neu auch psychische Gründe für eine Rentenberechti­
gung GOltlgkelt haben. Frau Bundesrätin Drelfuss hat Im 
Ständerat und auch bei uns in der Kommission die Gründe 
dargelegt, warum der Bundesrat eine Ausdehnung des Be­
griffes vorschlägt. Ich möchte sie bitten, dazu auch Im Natio­
nalrat Stellung zu nehmen, dass es bei der Erwähnung der 
psychischen Gründe nicht um eine Ausdehnung der Ansprü­
che geht, sondern nur um einen Vollzug des bisherigen 
Rechtes. 
Herr Gross will mit seinem Antrag allerdings dle Schwelle, zu 
Leistungen der IV zu kommen, klar senken. Bel allem Ver­
ständnis tar die Therapieeinrichtungen, die nun In Schwierig­
keiten sind, geht es nicht an, Ober die Invalidenversicherung 
Einrichtungen zu erhalten, die In diesem Ausmass möglicher­
weise nicht mehr nötig sind. 
Es geht auch deshalb nicht an, weil damit eine - Ich möchte 
darüber keine Diskussion vom Zaune reissen - verfehlte 
Suchtpolitik aufrechterhalten werden soll. Die IV Ist mit Ihren 
Finanzierungsschwierigkeiten der ungeeignete Ort, diese 
Probleme zu lösen. Der IV-Begriff wurde bis heute so ausge­
legt, dass In den vergangenen Jahren eine ausserordentllche 
Ausdehnung der Anzahl Bezüger möglich war. Es Ist heute 
nicht tragbar, diesem Trend mit einer weiteren Öffnung noch 
Auftrieb zu geben. 
Ich bitte Sie also, den Antrag Gross Jost abzulehnen. 
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Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: Artikel 4 legt 
die Definition des Begriffes Invalidität fest. Ich möchte jetzt 
nicht mehr darauf zurückkommen; Ich habe beim Elntretens­
votum bereits darüber gesprochen. 
Mit der neuen Definition fügen wir auch den psychischen Ge­
sundheitsschaden In das Gesetz ein; wir passen das Gesetz 
an die Praxis an, welche durch die Gerichte so gehandhabt 
wird. Wie Frau Bundesrätin Drelfuss auch hier im Rat, vorhin 
Im Elntretensvotum, gesagt hat, fuhrt das nicht zu einer Aus­
weitung des Kreises der Bezugsberechtlgten. Das hat sie Im 
Ständerat, in der Kommission und heute morgen auch In die­
sem Rat ganz deutlich gesagt. Auch die Diskussion hat ge­
zeigt, dass man mehrheitlich keine Ausweitung will. Wenn 
Sie Jetzt aber dem Antrag Gross Jost zustimmen, führt dies 
zu einer gewaltigen Leistungsausweitung. 
Das Problem existiert; da hat Herr Gross recht. Aber die Lö­
sung des Problems kann nicht Ober die IV erfolgen, es hat 
nicht direkt mit der IV zu tun. 
Deshalb muss ich im Namen der Kommission den Antrag 
Gross Jost ablehnen. 

Gross Jost (S, TG): Herr Hochreutener, Sie behaupten, mein 
Antrag führe zu einer Leistungsausweitung. Sind Sie der Mei­
nung, dass diese Institutionen, die bisher die kollektiven IV­
Leistungen des BSV bezogen haben, hier nicht eine Art Be­
standesschutz geltend machen können? Warum sprechen 
Sie In diesem Zusammenhang von Leistungsausweitung und 
nicht von Bestandesschutz? Nur darum geht es; es gibt keine 
einzige neue Institution, die hier von einer Leistungsauswei­
tung profitieren könnte. Warum brauchen Sie das Wort Lei­
stungsausweitung? 

Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: Ich habe es 
gebraucht, weil Sie mit dieser Definition, vor allem mit dem 
Wort «insbesondere», was so quasi «beispielsweise» helsst, 
im Gesetz ganz klar eine Ausweitung einführen, die wir heute 
nicht im Gesetz haben. Deshalb Ist es gesetzlich gesehen 
eine Ausweitung. Die Gerichte werden sich natOrlich dem an­
passen. 

Phlllpona Jean-Nlcolas (R, FR), rapporteur: Tout a l'heure, 
lors du debat d'entree en matlere, Mme Drelfuss, conseillere 
federaie, nous a parle de ce qui nous sera prochainement 
propose, solt un mellleur flnancement et egalement un elar­
gissement mesure des prestatlons. Ces mesures dolvent 
Mre mOrement etudiees et les consequences bien accep­
tees. 
On peut imaglner que la propositlon Gross Jost pourralt Atre 
examlnee a cette occaslon. Le fait de l'examlner en tant que 
propositlon indlvlduelle a present, sans que toutes les conse­
quences en solent blen deflnles, nous parait Atre quelque 
peu exagere. M. Gross, tout a l'heure, dans son argumenta­
tion, a lie sa propositlon au resultat de la votatlon sur l'lnitla­
tive populaire «Jeunesse sans drogue„ pour justifler cet elar­
glssement, c'est un exercice peut-Atre un peu scabreux. Pour 
la commlsslon, Je crols qu'II faut preclser qu'II taut absolu­
ment evlter que l'AI prenne en charge les frais actuellement 
lies a la maladie, et II taut qu'elle prenne en charge ce qul est 
absolument necessaire pour combattre l'lnvalidlte. 
La propositlon Gross Jost va a l'encontre de ce prlnclpe et 
nous vous demandons de la rejeter. 

Drelfuss Ruth, conseillere tederale: Je m'assocle aux rap­
porteurs pour vous demander de rejeter la proposition Gross 
Jost. 
Je vais d'abord vous expliquer ce qu'II en est, avant d'entrer 
brlevement en matlere sur les questlons ou les remarques 
qul ont ete soulevees a propos du flnancement d'lnstltutlons 
assurant le traltement hospltalier de longue duree de toxico­
manes. 
La propositlon Gross Jost lntroduit d'abord un facteur d'lncer­
tltude jurldlque extreme, pulsque, au fond, elle assouplit le 
llen entre les causes de l'invalidlte et l'lnvalldite. Cela signlfle­
ralt en particuller que toute une serle de problemes Jurldlques 
se poserait, de cas en cas, pour savolr sl, de ce falt, la cause 
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d'une lncapaclte de travalller est a prendre en consideration, 
en tennes d'assurance-lnvalldlte. 
Vous venez de poser la questlon, Monsieur Gross, au rappor­
teur de langue allemande de savolr pourquol on parleralt 
d'extenslon des prestatlons. II est evident qu'II s'aglt d'exten­
slon, et d'extenslon massive si cette deflnitlon permettalt de 
regrouper toute une serle de nouvelles personnes. En effet, 
II ne s'aglt pas lcl uniquement du flnancement des lnstitutlons 
collectlves, II s'aglt de toutes les prestatlons de l'assurance­
lnvalldlte. II s'aglt des rentes egalement. Et, de ce falt, vous 
creez, par une extenslon de la deflnltlon, toute une serie de 
nouveaux drolts sur l'ensemble des prestatlons de l'assu­
rance-lnvalldlte. Nous aurons donc des demandes de rente 
sur la base de votre «Insbesondere»; nous aurons des de­
mandes de mesures de dlfferents types sur la base de ce 
«Insbesondere». Dans ce sens-la, II y a blen sOr extension. 
II y a aussl extenslon, d'allleurs, en ce qul conceme le tralte­
ment statlonnalre des toxlcomanes, pour la raison suivante -
et c'est la raison des actlons entreprlses actuellement par 
l'OFAS: II n'y a pas, aujourd'hul, une pratlque qul auralt ete 
de prendre en charge toutes les instltutlons dans lesquelles 
des toxlcomanes sont en traltement. Dans les annees de va­
ches grasses, on a parfols accorde des prestatlons, d'autres 
fols non. Nous sommes dans une sltuatlon ou II y a un carac­
tere non systematlque de l'appllcatlon du drolt et si l'on vou­
lait que la lol prenne en charge tous les traitements de toxl­
comanes, mals egalement, par exemple, d'alcoollques gra­
ves, on auralt une extenslon des prestatlons. En effet, actuel­
lement, dans les cas ol) cela a ete appllque de facon 
rlgoureuse, cela a ete llmlte, par exemple, aux lnstltutlons qul 
avaient 50 pour cent de personnes a considerees comme in­
valides et pas molns. Donc, vous creez lcl effectlvement une 
ouverture a de nouvelles prestatlons, pour de nouvelles cate­
gorles, et une ouverture a une systematisation d'une pratlque 
qul n'etait pas generallsee, mals qul etait le falt de declslons 
prlses un peu au coup par coup et que l'actuelle directlon de 
l'OFAS essale de rendre rlgoureuses et non arbltralres. 
Voile. le probleme auquel nous sommes confrontes: une ap­
pllcation arbltralre de la lol a laquelle le Tribunal federal a 
voulu donner un coup d'arret et qul nous place devant la sl­
tuatlon difflclle que des lnstltutlons qul ont beneficle a tort, 
aux tennes de la loi, de ces prestations dolvent pouvolr etre 
accompagnees dans un nouvel etat, dans une nouvelle sltua­
tion sans mettre en danger- je remercie la tous ceux qui sont 
lntervenus - les prestatlons extremement utlles, les solns ex­
tremement utiles qu'elles apportent a des personnes. 
En ce qui conceme l'article 4 - je repondral alnsl, par la 
meme occaslon mals tout speclaiement a M. Bortoluzzl, puis­
que j'al deja eu l'occaslon de le faire en m'adressant au pie­
num -, le Tribunal federal des assurances a clalrement deflni 
que les attelntes a la sante mentale qul peuvent condulre a 
l'invalidlte mentionnent, outre ies maladles mentales propre­
ment dltes, les anomalles psychiques ayant valeur de maia­
dle. Voile. ia raison pour iaquelle nous reprenons cette definl­
tlon qui, dans ce cas, correspond a la pratlque et n'entraine 
pas d'extenslon. 
Mals, dans le meme arret, le Tribunal federal des assurances 
est entre Justement en matiere sur la questlon de la toxicoma­
nie et de la distlnction qu'II falsalt entre la maiadle qui provo­
que l'invalldlte et la maladie qui est une maladle en elle­
meme, qui dolt etre prlse en charge notamment par l'assu­
rance-maladie, mals qul n'est pas en elle-meme deja une ln­
valldite. La maladie n'est pas elle-meme une lnvalldlte, la ma­
ladle peut condulre a l'lnvalldlte. Le Tribunal federal des as­
surances declaralt, par exemple: «Pour admettre l'exlstence 
d'une incapacite de galn causee par une attelnte a la sante 
mentale, II n'est donc pas determlnant que l'assure exerce 
une actlvite lucratlve lnsufflsante. II faut blen plutOt se deman­
der s'li y a lleu d'admettre que la mlse a proflt de sa capaclte 
de galn ne peut pratlquement plus etre ralsonnablement exl­
gee de lul ou qu'elle seralt meme insupportable pour la so­
clete.» Or, on ne peut pas dlre de la grande maJorlte des toxi­
comanes que leur capaclte de galn ne peut pratlquement 
plus etre raisonnablement exlgee d'eux ou qu'elle seralt 
meme lnsupportable pour la soclete. C'est le contralre qui est 

vral. C'est la ralson pour laquelle nous devrons dlstlnguer en­
tre la toxlcomanle qui est conslderee, dans tous les cas, 
comme une maladle et celle qul a effectlvement condult a l'ln­
valldlte par une degradatlon teile, cette fols-cl, que l'on ne 
peut plus moblliser cette capaclte de galn. 
Je partage blen sOr le soucl de toutes celles et de tous ceux 
qul dlsent qu'on ne peut pas lalsser tomber des lnstitutlons 
utlles par l'applicatlon rlgoureuse d'une deflnltlon juste, mals 
qul les mettralt en dlfflculte. C'est la ralson pour laquelle, Ma­
dame Egerszegl, j'al prolonge deja pendant deux ans l'appll­
cation moins rigoureuse du drolt. Je cherche des moyens, en 
collaboratlon avec l'OFAS et !'Office federal de la sante pu­
bllque, pour combler cette lacune. Je contlnue a penser qu'II 
y a une responsabllite essentielle des cantons et des commu­
nes qu'II taut moblllser. J'espere, dans le courant de l'ete, ar­
rlver a lever ces lnquletudes. Je sals qu'elles sont la, j'espere 
qu'elles ne bloquent pas le dlalogue avec l'OFAS et que ces 
instltutlons acceptent de nous foumlr les certlflcats medlcaux 
dont nous avons aussl besoln - qu'elles se rendent compte 
qu'on a aussl besoln d'un traltement admlnlstratlf de la polltl­
que soclale. Mals je partage l'avls de ceux qul dlsent que ce 
traltement adminlstratlf dolt nous obllger a trouver des solu­
tlons coherentes, et pas a abandonner des lnstltutlons. 
Je remercle tous ceux qul sont lntervenus au nom de celles 
et de ceux qul appllquent ces theraples, qui ont des succes 
et qul ne merltent certalnement pas, nl eux nl leurs patlents, 
d'etre abandonnes par la Confederatlon et les cantons. 

Günter Paul (S, BE): Frau Bundesrätin, wissen Sie, wie viele 
Institutionen der Suchtrehabilitation In der Schweiz durch die 
neue, engere Auslegung des lnvalldltätsbegrlffes durch das 
Versicherungsgericht vor dem Ruin stehen? Es sind viele, 
auch gut geführte Institutionen, die vor einer desolaten Fi­
nanzsituation stehen; und wir befOrchten, dass die wichtige 
vierte Säule der Drogenpolitik zusammenbricht. 
Wie sehen Sie, Frau Bundesrätin, einen raschen Ausweg, 
wenn nicht durch die ROckkorrektur der engeren Auslegung 
des lnvalldltätsbegrlffes oder eben durch die Annahme des 
Antrages Gross Jost? 

Gulsan Yves (R, VD): Madame ta Conselllere federale, Je 
vous remercle d'avoir rappele les deflnitlons des matadles 
psychlatrlques. Neanmoins, la Jurlsprudence du Tribunat fe­
deral des assurances, que vous avez citee, reste extreme­
ment large. II taut blen le dlre, nous sommes confrontes a un 
grand nombre de patlents pour lesquels ces maladles psy­
chlatrlques sont circonstancielles, sont reactionnelles et 
aboutlssent a une chronlcisatlon. Dans ces circonstances, II 
me semble que, dans toute la mesure du posslble, ces cas 
devralent etre prls en charge par les assurances d'lndemnl­
tes joumalieres conclues par leur employeur et non par l'as­
surance-invalldlte. SI c'est par l'assurance-lnvalldlte, ces dls­
posltlons transltolres devraient etre mises en evldence de 
manlere plus clalre. 
Est-ce qu'II n'y auralt pas lleu de resserrer cette deflnltlon 
pour la limlter aux maladles psychlatrlques dont la nosologle 
releve clalrement qu'II s'aglt d'une maladle permanente? En 
effet, la maniere dont cela se pratlque actuellement ouvre 
tres largement la porte a toutes sortes de sltuatlons qul, 
comme je l'al dit, sont clrconstanclelles. 

Dreltuas Ruth, conselllere federale: Je crols m'etre exprlmee 
sur Ja proposltlon Gross Jost et avoir montre que, de toute fa­
~n. la solutlon n'est pas du cOte de cette propositlon. Je 
vous lnvlte donc a la rejeter. 
En ce qui conceme le probleme que vous avez souleve, Mon­
sieur GOnter, avec d'autres, sur les lnstitutlons en matlere de 
toxicomanle, et j'inslste, en matlere d'alcoollsme aussl - j'al 
eu des recours sur mon bureau concemant cette maladle 
plus repandue dans notre pays que la toxlcomanle -, J'al es­
saye d'y repondre en montrant qu'il y a eu une pratlque non 
systematique, non rigoureuse et que certaines lnstltutlons 
ont reyu ainsl des prestatlons de l'assurance-lnvalldite qui, 
selon la definitlon qu'en donne le Tribunal federal des assu­
rances, ne leur etalent pas dues, sott qu'elles n'alent pour 
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alnsl dire pas d'lnvalldes, soit qu'elles n'alent pas les 50 pour 
cent d'lnvalldes qul donnent droit a des prestatlons. 
En ce qul concerne le minimum de 50 pour cent d'lnvaiides, 
nous avons contlnue les versements sans tenlr compte de 
cette limlte, par une alde calculee cas par cas, mals sans te­
nir compte de ce seull. Cette annee encore, nous avons pro­
longe la periode transitoire. Nous veillons aussi a ce que ie 
contröle soit le meilleur posslble et que les certlficats medl­
caux nous permettent effectlvement de reconnaitre dans 
quels cas ce caractere chronlque, souleve par la questlon de 
M. Gulsan, existe vraiment afln de pouvoir intervenlr, mals 
pas dans les cas ou ce caractere chronlque - la degradation 
permanente de la capaclte de galn entrainee par la depen• 
dance de substances telles que les stupefiants ou l'alcool -
n'est pas reconnu. C'est exactement entre vos deux ques­
tlons que se sltue la dlfflculte. 
Je ne peux donc pas repondre a votre questlon, Monsieur 
Günter, pour dire comblen d'lnstitutlons se trouveraient, a. 
partlr de l'annee prochalne, sl l'on ne trouve pas les moyens 
de combler autrement les lacunes, dans une situation dlfflclle. 
Je puls vous assurer que nous avons vellle a. ce qu'il n'y alt 
pas aujourd'hul, de mAme que l'annee passee, de conse­
quences abruptes dues a ce renforcement de la rigueur. En 
prevlslon de l'annee prochaine, nous devons veiller a ce que 
ces entreprises puissent poursulvre leur travall. Les proble­
mes qul se posent sont que, s'II y ade molns en molns de per­
sonnes reconnues comme invalides qui entrent dans de teiles 
lnstltutlons, II faudra alors trouver d'autres sources de flnan­
cement. Le probleme pourralt aussl se poser si les communes 
ne flnancent plus de tels traltements ou cherchent des voies 
meilieur marche, des traltements moins coOteux, et nous 
avons certaines cralntes dans ce domaine. La dlfficulte pour­
ralt aussl Atre sl les cantons se retlrent de ce financement. 
En ce qui me concerne, ma responsabillte est double: alle 
est, d'une part, de voir quelle est ia responsablllte de l'assu­
rance-maladle dans ce flnancement; d'autre part, eile est de 
creer un climat qui permette sl posslble - malheureusement 
sur ce fond d'inquletude et de preoccupatlon, II y a certalne­
ment defa. eu des dlfflcultes dans ce domaine- a tous les par­
tenaires de se responsabillser sur ce plller essential de la 
lutte contre la toxicomanie. 
En ce qui concerne la question de M. Guisan: ce que nous 
venons de dlscuter est une Illustration de ia question qu'll a 
posee. L'AI est l'institution qui dolt permettre, lorsque la ca­
paclte de gain est durablement detrulte, de trouver le revenu 
d'appolnt necessaire et, par des mesures preventives, 
d'aider a ce que cette capaclte de galn puisse Atre recuperee. 
Elle ne peut pas prendre en charge d'autres actlvites que cel­
les-la. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Gross Jost 

Art. 5Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 5al. 2 
Proposition de 1a commisslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... oder bei vorsätzlicher Ausübung .••• 
Abs.2 
.... oder bei vorsätzlicher Ausübung .... 

Art. 7 
Proposition de la commlsslon 
Al. 1 
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.... en commettant lntentlonnellement un crime .... 
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Al.2 
.. .. en commettant lntentlonnellement un crlme .... 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 Tltel, Abs. 2, 3; 27bls 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 27 tltre, al. 2, 3; 27bls 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 28 Abs. 1, 1 bis, 1ter; 29 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Gross Jost, Baumann Stephanle, Dormann, Fasel, Hafner 
Ursula, Hubmann, JeanprAtre, Maury Pasquler, Rechstelner 
Paul, Suter) 
Unverändert 

Art. 28 al. 1, 1 bis, 1ter; 29 al. 1 
Proposition de la commiss/on 
Ma/orite 
Adherer a la decfsion du Consell des Etats 
Mlnorite 
(Gross Jost, Baumann Stephanle, Dormann, Fasel, Hafner 
Ursula, Hubmann, JeanprAtre, Maury Pasquler, Rechstelner 
Paul, Suter) 
lnchange 

Groes Jost (S, TG): «An den Behinderten sparen», titelte ge­
stern eine grosse Zeitung, und weiter: «Schöne Worte gegen 
die Diskriminierung - ein Streit um Worte, die nichts kosten.» 
Und dann steht da wörtlich: «Schöne Worte gehören In die 
Bundesverfassung. Ein Dlskriminlerungsverbot Ist eine 
Selbstverständlichkeit, aber eine lnvalldenverslcherung, die 
nicht an den Behinderten spart, ebenso.» Dem ist nur ein 
Ausrufezeichen hinzuzufügen. 
Die von mir vertretene, äusserst knapp unterlegene Minder­
heit kämpft für die Beibehaltung der Viertelsrente, zusammen 
mit allen grossen Behindertenorganisationen, Im Namen einer 
halben MIiiion tatsächllch oder virtuell Betroffener. Warum? 
1. Die Abschaffung der Viertelsrente Ist ein Akt krasser Un­
glelchbehandlung. Behinderte werden bei der Rentenbe­
rechtigung je nachdem unterschiedlich behandelt, ob sie 
durch Krankheit, Unfall, Milltärunfall oder einen anderen Ge­
sundheitsschaden behindert sind. Denn das UVG und die Mi­
litärversicherung kennen die differenziertere, die feinere 
Rentenabstufung. Das sind schöne, aber wirkungslose 
Worte In der Bundesverfassung, wenn die Glelchbehandlung 
nicht einmal unter den einzelnen Behindertengruppen ge­
währleistet Ist. 
2. Die Abschaffung der Vlertelsrenten zerstört Elngllede­
rungsanreize und verstärkt damit die Tendenz zur Beren­
tung. Denn wer bei einer vergleichsweise geringen Einkom­
mensverbesserung gleich mit dem Verlust einer halben 
Rente - bei Alleinstehenden Immerhin 995 Franken Im Mo­
nat, bei einem Famlllenvater mit zwei Kindern bis zu 2000 
Franken im Monat- rechnen muss, verzichtet verständlicher­
weise auf zusätzliche Anstrengungen In beruflicher Hinsicht. 
Die Abschaffung der Vlertelsrente Ist somit In höchstem 
Masse eingllederungsbehindernd. 
Es wäre Obertrieben zu sagen, die «Neue Zürcher Zeitung» 
sei das sozialpolitische Gewissen der Nation. Sie rügt aber In 
Ihrer Ausgabe von gestern genau das gleiche und sagt wört­
lich: «Zieht man also die lnvalldenverslcherung der ersten 
Säule ln Kombination mit der Invalidenrente der zweiten 
Säule In Betracht, so sind Personen mit einer Invalidität von 
66,6 Prozent flnanzlell unter Umständen bessergesteilt als 
jemand, der zu 49 Prozent invalid Ist.» Und nun bitte ich Sie 
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zuzuhören: «Dass eine solche Versicherungsstruktur wenig 
Anreize dazu bietet, zu einem möglichst hohen Anteil noch 
erwerbstätig zu bleiben, liegt auf der Hand.» 
3. Die Massnahme ist eine höchst zweifelhafte Sparmass­
nahme. Nach Berechnungen der Vel'!-'altung würden die Ab­
schaffung der Viertelsrente und die Uberführung der Härte­
fallrente In das Ergänzungsleistungssystem die IV-Rechnung 
langfristig um 20 MIiiionen Franken entlasten und die Ergän­
zungslelstungen und damit primär die Kantone sofort um 
8 MIiiionen Franken belasten. Werden noch die Zusatzko­
sten als Folge des negativen Eingllederungseffektes beruck­
sichtlgt, so dürfte sich der Nettospareffekt auf einige wenige 
Millionen Franken, wenn Oberhaupt, belaufen und somit un­
ter einem Promille der IV-Ausgaben liegen. 
Opfer und Nutzen dieser Sparmassnahme stehen In einem 
krassen Mlssverhältnls, wie auch die Dachorganisationskon­
ferenz der privaten Behindertenhilfe völlig zu Recht feststellt. 
Hinzu kommt, dass es sich wahrscheinlich vor allem um eine 
Kostenverschiebung vom Bund zu Lasten der Sozialhilfe der 
Kantone und Gemeinden handeln wird, wie es Im Eintreten 
völlig zu Recht gesagt wurde. 
Vielleicht könnte der Schuss aber völlig danebengehen; Herr 
Rochst hat nämlich Im Ständerat zu Recht die Frage aufge­
worfen, ob antragstellende IV-Ärzte nicht dann, wenn die 
Viertelsrente einmal gestrichen ist, um so mehr halbe Renten 
beantragen werden. 
Ich komme zum Ausgangspunkt zuruck: Hier wird ein fal­
sches Signal gesetzt; das ist ein Affront nicht nur gegen 4000 
Viertelsrentenempfänger, sondern gegen eine halbe MIiiion 
Betroffene und Ihre Organisationen. Ein Referendum gegen 
diese ohnehin als Sozlalabbauvorlage daherkommende Ge­
setzesrevision ist vorprogrammiert. Damit wird für einen 
höchst ungewissen Spareffekt von einigen MIilionen Franken 
die ganze Vorlage aufs Spiel gesetzt. 
Es geht hier um die Glaubwürdigkeit dieses Parlamentes; 
dies Ist ein hoher Wert. Sie können nicht In der Verfassungs­
debatte von Gleichstellung und vom Dlskrlmlnierungsverbot 
sprechen und In der konkreten IV-Praxis zusätzliche Un­
glelchbehandlung und Diskriminierung einführen. 
Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsantrag gutzuhelssen. 

Nabholz LIII (R, ZH): Die FDP-Fraktion hat In Ihrer Mehrheit 
dem Antrag der Kommissionsmehrheit zugestimmt. Ich spre­
che hier als Vertreterin einer Fraktionsminderheit, die die 
Kommissionsminderheit Gross Jost unterstützen wird. Un­
sere Argumente gingen In eine ähnliche Richtung wie dieje­
nigen, die Herr Gross aufgeführt hat. Wir sind der Meinung, 
dass dies eine unechte Sparmassnahme ist, die man mehr 
Im Sinne eines Signals setzen möchte, als dass In der vorge­
schlagenen Massnahme effektiv ein Sparpotentlal enthalten 
ist. Aber das Signal, das man mit dieser Massnahme setzen 
will, erachten wir als Fraktionsminderheit als falsch und ge­
fährlich. 
Warum sind wir der Meinung, dass dies keine echte Spar­
massnahme Ist? Wenn jemand, der zu 45 oder 49 Prozent in­
valid Ist, sich dies ärztlich attestieren lassen muss, dann 
möchten wir den Arzt sehen, der den Entscheid zu Lasten 
des Antragstellers fällen würde, der dann keine Rente er­
hielte - und damit diesem gegenüber In existentielle Fragen 
eingreifen würde. Wir sind der Meinung: Wahrscheinlich wird 
dann der Arzt Im Rahmen seines Ermessensentscheides -
Festlegungen des lnvalldltätsgrades sind Immer Ermessens­
entscheide - eine halbe Rente geben. Und diese halbe 
Rente wird mehr Kosten verursachen als eine Viertelsrente. 
Hinzu kommt etwas, das uns besonders problematlsch er­
scheint: Im Gegensatz zur Vlertelsrente sind halbe Renten 
auch Ins Ausland zu exportieren. Wenn wir also In die Zu­
kunft, auf zukünftige lntegratlonsschrltte mit der Europäi­
schen Union - auf welchem Weg auch Immer - schauen, 
dann entsteht hier ein Ausgabenpotential, das wir nicht zu 
verantworten gedenken. Hier möchten wir deshalb mit der 
Viertelsrente auf der sicheren Seite stehen. 
Das zweite Argument Ist die Nichtmotivation eingliederungs­
fähiger Menschen mit einer Telllnvalldltät unter 50 Prozent. 
Wir sind der Meinung, dass die Motivation In einem ohnehin 

schwierigen Eingliederungsprozess rapide absinken würde, 
wenn diese Menschen zwischen zwei groben Rastereinhei­
ten - entweder eine halbe Rente oder gar keine Rente - stün­
den. 
Deshalb werden wir als Fraktionsminderheit für die Beibehal­
tung der Viertelsrente stimmen. 

Hafner Ursula (S, SH): Ich würde mir wünschen, dass dank 
einer besseren Einsicht - wie sie auch in Teilen der FDP­
Fraktion da Ist - in diesem Saal aus der knappen Kommissi­
onsminderheit eine Mehrheit wird. Die wichtigen Grunde sind 
schon genannt worden: Sparen lässt sich mit der Aufhebung 
der Viertelsrente sehr wenig - wenn nicht unter dem Strich 
sogar Mehrkosten entstehen würden. Viele Behinderte, wel­
che heute eine Vlertelsrente bekommen, würden sich mit al­
len Kräften um eine halbe Rente bemühen - sicher oft mit Er­
folg, denn die Schätzung des lnvaliditätsgrades Ist eine 
heikle Sache. Trotz Wegleitungen und Weisungen gibt es in 
Jedem Einzelfall einen grossen Ermessensspieiraum. Wird 
heute einem Behinderten eine Viertelsrente zugesprochen, 
dann wird er sich sehr oft damit zufriedengeben, auch wenn 
vielleicht das Ermessen nicht total zu seinen Gunsten ausge­
schöpft worden Ist; er fühlt sich zumindest ernst genommen. 
Wenn es hingegen Oberhaupt keine Rente gibt, dann wird es 
viel mehr Leute geben, die Einsprache erheben. Die Pro­
zesse werden zunehmen; nicht nur wird es schon von Anfang 
an mehr halbe Renten geben, sondern es werden auch bei 
der Verwaltung und bei den Sozialversicherungsgerichten 
noch zusätzliche Kosten anfallen. 
Noch wichtiger ist mir aber, dass der ursprungliche Zweck 
der Einführung von IV-Viertelsrenten nicht aus den Augen 
verloren wird, nämlich die Erleichterung und Förderung der 
Eingliederung von Behinderten. Der Anreiz, sich besser ein­
zugliedern - soweit das im heutigen Arbeitsmarkt noch mög­
lich Ist-, würde sinken, wenn wir die Viertelsrente abschaffen 
würden. 
Dies möchte Ich Ihnen anhand eines Beispiels zeigen. Neh­
men wir Herrn N.; er hat als qualifizierter Baupoller vor sei­
nem Unfall 81 120 Franken Im Jahr verdient. Dann hatte er 
einen Unfall; er Ist zum Teil behindert. Seine Arbeitsfähigkeit 
beträgt noch 60 Prozent; aber er hatte Glück und hat eine 60-
Prozent-Stelle gefunden. Trotz seinem 60prozentlgen Ein­
satz Ist sein Einkommen niedriger, weli er nicht mehr die qua• 
lifizlerte Bauführerarbeit verrichten kann und keine Vorge­
setztenfunktlonen mehr Innehat. Er verdient noch 40 500 
Franken im Jahr. 
Nun arbeitet er sehr gut; der Chef würde ihm 100 Franken 
mehr Monatslohn zugestehen. Damit würde das Jahresein­
kommen auf 41 700 Franken steigen; das bedeutet, dass der 
lnvaliditätsgrad auf unter 50 Prozent sinken würde, nämlich 
auf 48,6 Prozent. Die halbe Rente von 11 940 Franken, die 
er vorher hatte, ginge dadurch verloren. Somit hat Herr N. ab­
solut kein Interesse an einem höheren Lohn, denn er würde 
dadurch sehr viel schlechter gestellt. 
Ich habe mir beim «Beobachter» sagen Jassen, dass viele 
behinderte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer - aber 
auch Arbeitgeber, welche behinderte Personen mit Vlertels­
oder halben Renten beschäftigen; diese gibt es Ja Immer 
noch-, anfragen, ob eine geplante Lohnerhöhung nicht etwa 
zur Kürzung der Rente führen würde. Die IV kann natürlich 
nie feststellen, ob der Lohn, den eine behinderte Person er­
hält, der Leistung entsprechend erhöht werden müsste; da 
helfen alle Weisungen und Wegleitungen nichts. Also wird In 
den Fällen, wo der Arbeitgeber sich die Lohnkosten spart und 
zufrieden Ist und der Arbeitnehmer auch froh Ist, wen seine 
Rente nicht gesenkt oder aufgehoben wird, weiterhin eine 
halbe Rente bezahlt. 
Geht es hingegen nur um die Senkung von halben auf Vier­
telsrenten, dann Ist der Verlust durch eine Lohnerhöhung für 
die betroffene Person viel kleiner, und manche behinderte 
Person wird durchaus eine Rentensenkung hinnehmen, auch 
wenn es für sie dann In Franken etwas schlechter aussieht. 
Denn diese Personen haben den WIiien und den Ehrgeiz, ei­
nen rechten Lohn zu haben und von der IV möglichst wenig 
abhängig zu sein. 
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Ich bitte Sie deshalb sehr, die Viertelsrenten nicht abzuschaf­
fen. 

Egerszegl Christine (R, AG): Im Namen einer grossen Mehr­
heit der FDP-Fraktion bitte Ich Sie, den Entwurf des Bundes­
rates zu unterstützen. 
Die Viertelsrente ist seit Ihrer Einführung umstritten. Die Ar­
gumente zu Ihrer Beibehaltung sind genau dieselben wie da­
mals bei Ihrer Einführung. Es sind sehr wenige, die von die­
ser Vlertelsrente profitieren. Es Ist auch sehr schwierig abzu­
schätzen - Frau Hafner hat das gesagt-, ob 40 Prozent In­
validität vorhanden sind oder nicht. 
Hingegen ist die Zahl derer, die sich für eine solche Rente an­
melden, sehr gross, weil vlele das Gefühl haben: Doch, eine 
Viertelsrente könnte noch beansprucht werden, die wäre für 
diese Art Behinderung noch gerechtfertigt. Das braucht je­
doch sehr grosse Abklärungen. 
Jetzt will man Ja die Viertelsrente nicht einfach abschaffen, 
sondern wirkliche Härtefälle werden ins Ergänzungslei­
stungssystem überfOhrt. 
Ich bitte Sie, dem Bundesrat zu folgen und hier das, was die 
Versprechungen nicht halten konnten, wieder aufzulösen. 

Gonseth Ruth (G, BL): Die grOne Fraktion unterstützt In Arti­
kel 28 und 29 die Minderheit Gross Jost. 
Wir sind zum heutigen Zeitpunkt gegen die Aufhebung der 
Viertelsrente, was auch die Meinung der Mehrheit der Ver­
nehmlasser war. Zusammen mit den Behindertenorganisa­
tionen wehren wir uns entschieden gegen diesen Sozialab­
bau. Der Vorschlag, die Viertelsrente bereits jetzt Im ersten 
Tell der Revision abzuschaffen, Ist zuwenig durchdacht, 
überstürzt und konzeptlos. Die Folgen einer Abschaffung 
sind In Ihrer Auswirkung auf die IV selber sowie auf andere 
Sozialversicherungen nicht genügend absehbar. Eine einge­
hende sorgfältige Wirkungsanalyse fehlt; es geht um viel 
mehr als nur um finanzielle Aspekte. 
Der Verlust bei einzelnen Versicherten ist gross, bei Allein­
stehenden möglicherweise bis knapp 500 Franken. Für die 
betroffenen Personen und Ihre Familien sind die finanziellen 
Einbussen also enorm. Sie bedeuten neue Schwierigkeiten 
und vermögen andererseits nicht, die Probleme der IV auch 
nur annähernd lösen zu helfen. Der Einspareffekt bei der IV 
1st gering. Es Ist zu erwarten, dass mehr Versicherte, wie dies 
schon gesagt worden Ist, zu einer halben Rente kommen. 
Den erwarteten Einsparungen bei der IV werden dafür Mehr­
ausgaben in anderen Versicherungen gegenüberstehen. Es 
wird Verlagerungen zu den Ergänzungsleistungen, zur Un­
fall- und zur MIiitärversicherung geben, aber auch eine Ver­
schiebung an Kantone und Gemeinden bei den Fürsorgeko­
sten. 
Es Ist das Anllegen der grünen Fraktion, dass die ÜberprO­
fung der Viertelsrente erst Im Rahmen des zweiten Teils der 
4. Revision der IV behandelt wird. Wir erachten es als not­
wendig, dass endlich eine seriöse PrOfung einer verfeinerten 
Rentenabstufung vorgenommen wird, auch angesichts einer 
bevorstehenden PrOfung der sehr unterschiedlichen Geldlei­
stungen der IV und der Unfallversicherung. Über die Ab­
schaffung der Viertelsrente soll diskutiert werden, wenn kon­
krete und aussichtsreiche Vorschläge auf dem Tisch liegen, 
wie durch eine feinere Abstimmung zwischen Erwerbsarbeit 
und Rente den Behinderten eine Existenz In Würde gesichert 
werden kann. 
Der Anreiz für die berufllche Eingliederung wird durch die Re­
duktion auf ledlgllch zwei Rentenstufen, wie es der Bundes­
rat vorsieht, verschlechtert. Dadurch engen wir unsere Mög­
llchkelten auch beim zweiten Tell der IV-Revision erheblich 
ein, wo ja Insbesondere auch Anrelzmögllchkeiten für die Ar­
beitgeber Im Zusammenhang mit der beruflichen Elngllede­
rung geschaffen werden sollen. Diese Anrelzmögllchkelten, 
die berufliche Wiedereingliederung, erachten wir als dringlich 
und als erfolgversprechend, um Kosten bei der IV zu senken. 
Demgegenüber Ist der heute zur Diskussion stehende So­
zialabbau nicht geeignet, um wirklich Kosten zu senken. Wir 
wissen ja, dass heute Jeder fünfte Mann beim Eintritt Ins 
AHV-Alter Invalid Ist. Dazu kommt eine grosse 2ahl von Ar-
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beltslosen. Diese menschlich schwierigen Situationen kön­
nen wir reduzieren, Indem wir endlich das flexlble Rentenal­
ter 62 fQr Mann und Frau einführen, wie dies die Volkslnitla­
tlve der GrOnen Partei und die fast gleich lautende Initiative 
des Schweizerischen Kaufmännischen Verbandes vorsehen. 
Erfreulicherweise hat die Mehrheit der SGK kOrzllch diesen 
beiden Initiativen zugestimmt. 
In unserem unbestreitbar sehr reichen Land m!lssen wir auf 
Sozialabbau verzichten. Wir mOssen den politischen WIiien 
aufbringen, die Solidarität mit wirtschaftlich schwächeren Be­
völkerungsgruppen zu bewahren und Insbesondere nicht auf 
dem Buckel von Behinderten zu sparen. 
Ich bitte Sie deshalb, der Minderheit Gross Jost zuzustim­
men. 

Delsa Joseph (C, FR): Les quarts de rente attrlbues pour un 
degre d'lnvalidlte de 40 li 50 pour cent lntrodults en 1988 
n'ont pas apporte les resultats escomptes. Certes, ce n'est 
pas le petlt nombre de prestations accordees qui dolt nous in­
clter a les evacuer. C'est davantage le falt que l'on est arrlve 
ä regrouper par cette mesure des cas comportant verltable­
ment des situatlons de rlgueur et des cas que l'on peut qua-
lifler de plus legers. · 
II est d'allleurs errone de parler de suppression puisque le 
proJet du Conseil fecleral remplace les quarts de rente par 
une extenslon du systeme des prestatlons complementalres 
permettant alnsl de mleux repondre aux besoins indlvlduels. 
C'est une vole Intelligente dont notre systeme de securlte so­
clale aura de plus en plus besoln pour evlter les mesures 11-
nealres trop coüteuses. 
Divers arguments ont dejä ete avances dans le but de Justitiar 
cette modlflcation. La questlon du nombre des cas concer­
nes, de l'echelonnement relatlvement rudlmentalre des ren­
tes ou de leur exportatlon sont certalnement des aspects a 
prendre en consideratlon. Pour le groupe democrate-chretlen 
toutefols, l'argument prlncipal reste celul que, dans les assu­
rances soclales aussl, II est necessalre de proceder a toutes 
les economles ralsonnables dans la mesure ou l'on sera 
amene a demander aux cotlsants et aux contrlbuables d'lm­
portants efforts supplementalres. II y va donc de l'ancrage et 
de la crecllbllite de nos lnstltutlons soclales. 
Cela dlt, le groupe democrate-chretlen ne s'assocle a ce pro­
gramme que gräce aux precautlons prises non seulement ä 
travers l'extenslon des prestatlons complementalres, mals 
aussl - II taut le rappeler et certalns de mes preoplnants ne 
l'ont pas souligne - dans le domalne de la garantle des drolts 
acquls puisque aucune des rentes actuellement allouees ne 
sera supprimee. 
C'est avec ces conslderatlons que le groupe democrate­
chretlen dans sa maJorlte soutlendra le proJet du Conseil fe­
deral. 

Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: Ich kann es 
kurz machen - es Ist schon viel gesagt worden: Die knappe 
Mehrheit der Kommission beantragt Ihnen, die Viertelsrente 
aufzuheben. Ich verhehle nicht, dass das niemand mit gros­
ser Freude tut Es soll damit ein Zeichen des Sparens gesetzt 
werden, ein Zeichen auf der Ausgabenseite. Es gibt nur we­
nige Möglichkeiten, wo man das bei der IV tun kann. Wir kön­
nen nicht Immer nur Ober Mehreinnahmen sprechen und sa­
gen, dass die Sparmassnahmen später folgen würden, und 
wenn sie dann folgen, wieder nein sagen. Das ist das Prl· 
märe. 
Noch folgende ergänzende Punkte: 
1. Herr Gross Jost hat gesagt, dass die Aufhebung der Vier­
telsrenten zu einer Zunahme bei den halben Renten führen 
könnte. Wenn das wirklich eintreffen würde, wäre das ledig­
lich ein Hinweis darauf, dass das heutige System mit der 
Festlegung des lnvalldltätsgrades nicht zuverlässig Ist, dass 
es Mängel hat. Dann müsste man den Hebel dort ansetzen. 
2. Ich möchte noch die Frage des Exportes der Viertelsrenten 
Im Falle eines Abschlusses der bilateralen Verhandlungen 
mit der EU ansprechen. Nach dem heutigen Gesetz werden 
Viertelsrenten nur an Versicherte mit Wohnsitz oder Aufent­
halt In der Schweiz ausbezahlt. Mit einer bilateralen Verein-
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barung könnte dles nicht aufrechterhalten werden; Viertels­
renten würden - so habe Ich das In der Botschaft gelesen -
exportpfllchtlg. Die Besonderheit läge dann darin, dass sol­
che Viertelsrenten In anderen Ländern praktisch nicht oder 
nur In einem sehr bescheidenen Rahmen existieren. Wir wä­
ren also praktisch das einzige Land, das solche Viertelsren­
ten In den EU-Raum exportieren würde. 
Dann kommt noch etwas dazu: Diese Renten müssen alle 
zwei, drei Jahre überprüft werden. Sie können sich die hohen 
Kosten, die eine solche Überprüfung im Ausland zur Folge 
hätte, leicht ausrechnen. Darauf verzichten können wir aus 
Gründen der Gleichbehandlung mit den Inländischen Ren­
tenbez0gem nicht. 
Aus diesen GrOnden und aus den Gründen, die beispiels­
weise von selten der Mehrheit der Kommission oder von sel­
ten der FDP- oder der CVP-Fraktion genannt worden sind, 
beantrage Ich Ihnen im Namen der Mehrheit der Kommis­
sion, die Viertelsrenten künftig - der Besitzstand wird ja ge­
wahrt - abzuschaffen. 

Suter Marc (R, BE): Herr Berichterstatter Hochreutener, Sie 
haben geltend gemacht, Im Ausland würden keine Viertels­
renten ausbezahlt. Das stimmt nicht, da Invalidenrenten 
Oberall Im Verhältnis zum lnvalldltätsgrad - wie bei uns die 
UVG-Aenten - ausgerichtet werden. Aber ich möchte Ihnen 
eine Frage stellen: Nennen Sie mir ein Land In Europa, das 
vergleichbar mit der Schweiz Ist, In welchem für einen lnvall­
ditätsgrad von 49 Prozent keine Invalidenrente ausbezahlt 
wird. Nennen Sie mir ein einziges Land, dann können wirwel­
tersprechen. 

Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: Ich beziehe 
meine Informationen aus der Botschaft, und dort steht ganz 
klar, dass die Schweiz In Europa praktisch das einzige Land 
ist, das derartige Viertelsrenten - auch In dieser Höhe -
kennt. Ich habe die Informationen von dort und muss mich 
darauf verlassen können. 

Phlllpona Jean-Nlcolas (A, FA), rapporteur: Actuellement, 
les quarts de rente sont verses pour un degre d'lnvalldite de 
40 a 50 pour cent. Mals, dans des cas de rigueur, des assu­
res avec un mäme degre d'lnvalldlte ont drolt a une deml­
rente - rente dlte «pour cas penible». Ces rentes qui corres­
pondent a un degre d'lnvalidlte de molns de 50 pour cent ne 
sont octroyees qu'aux assures domlcflles en Suisse. 
II est prew que, pour les cas penibles, l'acces aux presta­
tlons complementalres sera facilite dorenavant pulsqu'elles 
pourront Eitre versees sans qu'exlste en mElme temps le drolt 
a la rente Al. II est a noter aussl que ces prestatlons comple­
mentalres la n'auront pas non plus a Eitre exportees a la sulte 
de la concluslon des negociatlons bilaterales sectorlelles 
avec !'Union europeenne. 
II y a certes un rlsque que la suppression du quart de rente 
entratne une augmentatlon des deml-rentes, mals II faut 
aussl prendre en compte le falt que l'evaluation des taux d'ln­
val!dite falt l'objet de dlrectives administratives tres clalres. 
On peut supposer ou esperer que ces dlrectlves solent sul­
vles, ce qul repondralt aux cralntes qul ont ete soulevees tout 
a l'heure dans le cadre de ce debat. 
II faut tenlr compte aussl du fait que la suppression prevue ne 
dolt toucher que les personnes qui acqulerent un droit a la 
rente apres l'entree en vlgueur de cette premlere partie de re­
vlslon. En d'autres termes, toutes les rentes versees actuel­
lement contlnueront de l'ätre tant que les conditions seront 
remplles. 
La majorlte de la commlsslon vous demande donc de soute­
nlr le projet du Conseil federal. 

Drelfuss Auth, conselllere federale: Je vais d'abord m'effor­
cer de repondre a Ja questlon de M. Suter, ou plutöt de com­
pleter la reponse donnee par M. Hochreutener. 
1. Les systemes de rente entre les pays europeens sont ex­
trElmement dlfflclles a comparer. Certalns pays europeens 
ont des systemes depourvus de ces seuils rigides que nous 
avons en Sulsse et qul font qu'actuellement nous avons trols 

niveaux de rentes et que c'est par un seull relatlvement eleve 
que se falt le passage dans la categorle superleure. II y a 
d'autres systemes oll exlste une plus grande proportlonnallte 
de la rente avec la perte de revenu causee par l'invalldlte. 
Dans ce sens-la, l'lnstltutlon du quart de rente est effectlve­
ment peut-Eltre unlque en Europa, mals la comparaison entre 
las systemes est difflcile. II y a d'autres types de rentes qul 
tlennent compte aussi de taux d'lnvalldlte lnferleurs a 49 pour 
cent. C'est la premlere reponse. Dans ce sens-la, les deux 
declaratlons sont vrales, la Sulsse est, une fols de plus, un 
tout petlt peu un «Sonderfall» dans ce domalne. 
2. Effectlvement, les quarts de rente ne sont pas exportes. 
Lorsque nous dlsons que, lors d'un rapprochement avec 
!'Union europeenne, y comprls dans le cadre des negocla­
tlons bilaterales sectorlelles, nous serons obllges d'exporter 
ces quarts de rente, oui, cela Je l'afflrme, parce qu'il n'y a 
aucune ralson pour qu'une prestatlon que l'on appelle «con­
trlbutlve», Oll II y a donc des cotlsatlons versees a une assu­
rance qul n'est pas en fonctlon du besoln, ne solt pas expor­
tee. Toutes les regles de l'Unlon europeenne, de la coordlna­
tlon entre les assurances soclales, nous ameneralent a tlrer 
la consequence absolument loglque qu'II nous faut solt ex­
porter solt supprlmer le quart de rente, sl nous ne voulons 
pas l'exporter, et le remplacer par des prestatlons de clause 
de besoin non contrlbutlves, payees par les pouvolrs publlcs. 
Monsieur Suter, nous vous soumettons malntenant cette me­
sure, nous n'y sommes pas obllges. Et cette mesure que 
nous prevoyons de prendre aujourd'hul est blen mellleure 
que celle qul etalt en relation avec l'Espace economlque 
europeen, parce qu'a ce moment-la, nous n'avlons pas mls 
en place le systeme de prestatlons complementalres que 
nous vous presentons lcl. Depuls la dlscussion sur l'Espace 
economlque europeen, nous avons donc falt des progres. 
Seulement, Je me fals du soucl. Je me dis que sl, pour la trol­
sleme fols, le Parlament rejette aujourd'hul la suppresslon du 
quart de rente, comment voulez-vous que le Conseil federal 
vlenne devant vous pour la quatrleme fols, dans peu de mols 
j'espere, avec un tel projet? A ce moment-la, II y sera obllge 
pour la ralson de ne pas vouioir proceder a l'exportatlon; non 
pas parce que nous ne voulons pas payer 9a aux gens qul en 
ont besoin, mais parce que nous ne pouvons pas gerer un 
systeme aussl fln a l'etranger, avec les contrOles que cela 
suppose et les reexamens. Voila la ralson pour laquelle, dans 
l'expllcatlon donnee par les rapporteurs, on a falt le llen avec 
cette question d'exportatlon des quarts de rente. 
Pour repeter de fa90n tres clalre: aujourd'hul nous ne las ex­
portons pas. SI nous entrons dans une reiatlon contractuelle 
ou d'adhesion, mais contractuelle aussi, avec !'Union euro­
peenne, nous falsons l'analyse que nous devrons les expor­
ter, a molns de changer le caractere des prestatlons. 
Ce que nous vous demandons aujourd'hui, c'est precisement 
ce changement de caractere qui permet de prendre en con­
sideratlon les cas de rlgueur et, de ce fait, de nous preparer 
deja a une sltuatlon Oll nous pourrons prendre en charge les 
gens qul en ont besoln lcl sans avolr a exporter des montants 
dont je vous rappelle qu'lls sont entre 250 et 500 francs par 
mois, ce qul correspond au minimum et au maxlmum du 
quart de rente Al. 
L'autre remarque qul nous a amenes a penser que ce sys­
teme devait 6tre revlse est la sulvante: iorsqu'on touche 
aujourd'hul un quart de rente, on n'a pas drolt aux prestatlons 
complementalres. Donc on touche entre 250 et 500 francs, 
mals sl cela ne sufflt pas pour vlvre, on ne touche rien d'autre, 
sinon a travers l'alde sociale. Si l'on en a vraiment besoin, on 
peut avolr une deml-rente dans ce cas - c'est ce que l'on ap­
pelle la «Härtefallrente», c'est ie passage au degre supe­
rleur. Mals c'est un systeme un peu etrange, n'est-ce-pas? II 
n'est pas tres loglque: on ne tlent pas compte du minlmum vi­
tal lorsqu'on a !'Instrument de la prestation compiementalre 
pour le faire, mals on en tlent quand mElme compte tout d'un 
coup en revalorlsant l'invalldlte. 
Ce que nous prevoyons aujourd'hui est un systeme - Je ne 
vals pas jouer sur les mots et je ne vals pas dire qu'II est 
revolutlonnalre, mais pour moi II lndlque un peu mleux l'ave­
nir - qui revient a de dlre que si i'on reconnait que quelqu'un 
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entre dans la sltuatlon oll l'assurance-lnvalidite devralt s'lnte­
resser a lul, a ce moment-la on peut entrer dans une sltuatlon 
Oll l'on ne pale pas automatlquement une rente, quel que solt 
le besoin, mais Oll l'on pale une prestatlon complementaire. 
En cas de besoln on pourra a l'avenlr, si vous sulvez le Con­
seil federal, payer des prestatlons complementalres mAme a 
des gens qul ne r8QOivent pas de rente. C'est une rupture 
avec le systeme precedent, qul llalt le versement des presta­
tlons complementalres a l'obtentlon d'une rente, le terme 
«complementalre» etant compris tou]ours comme comple­
mentalre a une rente. Aujourd'hul, nous essayons d'elarglr le 
systeme des prestatlons complementalres en dlsant qu'en 
cas de besoln, sl une assurance ne peut pas verser une 
rente, le drolt a la prestatlon complementalre est quand 
mAme donne - vous savez que celul-cl peut mleux tenlr 
compte de la situatlon lndMduelle, du loyer, des frais medl­
caux, etc. 
Quand je dls que c'est quelque chose qul vlse l'avenlr, c'est 
parce que certalns d'entre vous le savent: mol, je rAve d'une 
extension de la notlon de prestatlons complementalres a 
l'avenlr, qul en fasse un Instrument assurant peu a peu a cha­
cun, quel que solt le rlsque auquel II a succombe, la possibl­
llte de recevolr une aide qul lul permette de repondre a son 
besoln existential. C'est la ralson pour laquelle je peux vrai­
ment proposer en toute bonne consclence l'abolltlon du quart 
de rente - alle n'est pas sans compensatlon -, en regrettant 
que cet Instrument dont nous esperlons beaucoup en termes 
de reintegratlon n'alt pas pu tenlr ses promesses. 
Volla la raison pour laquelle le Conseil federal tente pour la 
troisleme fols de trouver une solutlon dans ce domaine. Je 
crois qu'aujourd'hul cette solutlon est plus ou moins equlli­
bree. 
Schmied Walter (V, BE): Madame la Conselllere federale, sl 
je vous al blen entendue, l'argument prlnclpal pour supprimer 
les quarts de rente est blen celul du rlsque d'exporter les ren­
tes a l'etranger. Est-ce que l'on connait, par des statlstlques 
ou selon des calculs futurlstes, quel pourralt Atre le montant 
auquel on pourralt Atre confronte a propos de l'exportatlon 
des rentes? J'estime qu'on a vote des grands credlts pour les 
secteurs de l'ecologle, de l'envlronnement; la raison humalne 
vaudralt aussi la pelne qu'on lul prAte une attentlon toute par­
tlcullere. J'aimerals vralment que vous me rassuriez sur le falt 
qu'en supprlmant ces quarts de rente on ne va pas creer des 
cas de rlgueur, mAme en falble nombre. J'estlme qu'lcl II y va 
de la dlgnlte de la Sulsse et de sa populatlon. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Deux reponses: 
1. II seralt faux de dlre que c'est l'argument prlnclpal. J'en al 
cite au moins trols, et lls etayent tous cette solutlon. 
2. Si je me souvlens blen, lors des dlscusslons sur l'Espace 
economique europeen - Je n'etals pas lcl a l'epoque, mals 
mes souvenlrs ne me trompent pas, je crols -, on parlait d'un 
montant de l'ordre de 7 mllllons de francs d'exportatlon de 
prestations au tltre du quart de rente Al. 

Namentliche Abstimmung 
Vota nomlnatff 
(Ref.: 2158) 

Fi1r den Antrag der Minderheit stimmen: 
Votant pour la proposltlon de la mlnorfte: 
Aeppll, Aguet, Alder, Antllle, Banga, Baumann Ruedl, Bau­
mann Stephanle, Bäumlln, Berberat, Blrcher, Borel, BOhl­
mann, Burgener, Caccla, Carobblo, Cavalll, Chlffelle, 
Christen, Comby, David, de Dardel, Dormann, Ducrot, 
DOnkl, Dupraz, Eymann, Fankhauser, Fässler, Fahr Jacque­
llne, Gadlent, Genner, Gonseth, Grobet, Gross Andreas, 
Gross Jost, Grossenbacher, Ganter, Gysln Remo, Hafner 
Ursula, Hämmerte, Heim, Herczog, Hollenstein, Hubmann, 
Jans, Keller Christine, Keller Rudolf, Langenberger, Lee­
mann, Lötseher, Maury Pasquler, Meier Hans, Meier 
Samuel, MOller-Hemml, Nabholz, Ostermann, Rechstelner 
Paul, Rechstelner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruf, Ruffy, 
Schmied Walter, Semadenl, Spielmann, Stamm Judlth, 
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Stump, Suter, Thanel, ThOr, Tschäppät, Tschopp, Vermot, 
Vogel, Vollmer, von Allmen, von Feiten, Waber, Weber 
Agnes, Wldmer, Wiederkehr, Zapfl, Zblnden, Zwygart (84) 

Fi1r den Antrag der Mehrheit stimmen: 
Votent pour la proposltion de la majorfte: 
Aregger, Baader, Baumann Alexander, Baumberger, Bez­
zola, Blaser, Bonny, Borer, Bortoluzzl, Bosshard, Brunner 
Tonl, BOhrer, Cavadlnl Adrlano, Columberg, Delss, Dettllng, 
Dreher, Eberhard, Egerszegl, Eggly, Ehrler, Engelberger, 
Engler, Epiney, Fehr Hans, Fehr Usbeth, Fischer-Hägglln­
gen, Föhn, Freund, Fridericl, Fritschl, Gros Jean-Michel, 
Gulsan, Gusset, Gysin Hans Rudolf, Hasler Ernst, Heber­
leln, Hegetschweiler, Hass Otto, Hass Peter, Hochreutener, 
KOhne, Kunz, Lauper, Leuba, Loeb, Maltre, Moser, MOhle­
mann, Müller Erich, Oehrll, Phlllpona, Raggenbass, Rattl, 
Ruckstuhl, Rychen, Sandoz Marcel, Schenk, Scharrer JOrg, 
Scheurer, Schmid Samuel, Seiler Hanspeter, Simon, Speck, 
Stamm Luzi, Steffen, Stelnegger, Stelner, Tschuppert, Val­
lendar, Vetteril, Welgelt, Weyeneth, Widrig, Wlttenwller, 
Wyss (76) 

Der Stimme enthalten sich - S'abst/ennent: 
Lachat (1) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Bangerter, Beguelln, Binder, Blocher, Durrer, Fasel, Fllllez, 
Fischer-Seengen, Frey Claude, Frey Walter, Glezendanner, 
Goll, Grendelmeier, Haering Binder, lmhof, Jaquet, Jean­
prAtre, Jutzet, Kofmel, Leu, Loretan Otto, Martl Werner, 
Maspoli, Maurer, Meyer Theo, Pelll, Pidoux, Pinl, Rand­
egger, Sandoz Suzette, SchlOer, Schmid Odllo, Steinemann, 
Strahm, Stucky, Teuscher, Theller, Zlegler (38) 

Präsidium, stimmt nicht- Presldence, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

Art. 34 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Baumann Stephanie, Fasel, Gross Jost, Hafner Ursula, 
Hubmann, JeanprAtre, Maury Pasquler, Rechsteiner Paul) 
Unverändert 

Art. 34 
Proposition de /a commisslon 
MaJorite 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Mlnorlte 
(Baumann Stephanle, Fasel, Gross Jost, Hafner Ursula, 
Hubmann, Jeanprätre, Maury Pasquier, Rechstelner Paul) 
lnchange 

Baumann Stephanle (S, BE): Ich bitte Sie, im gleichen Stil 
weiterzufahren wie bei der letzten Abstimmung. In Artikel 34 
geht es nämlich um den zweiten Versuch einer SparObung zu 
Lasten der Behinderten und ihrer Angehörigen. Es geht um 
die Abschaffung der Zusatzrente - eine SparObung, deren 
Ertrag umstritten Ist; eine SparObung, die zur Sanierung der 
IV-Kasse kaum einen spOrbaren Beitrag leisten kann; eine 
SparObung, die aber bei den Betroffenen Ins Gewicht fällt. 
Um die Auswirkungen dieser Abbaumassnahme abschätzen 
zu können, muss man sich einmal mehr Sinn und Zweck der 
Zusatzrente und die Überlegungen In Erinnerung rufen, wel­
che dazu geführt haben, dass die Zusatzrente bei der IV im 
Gegensatz zur Zusatzrente bei der AHV anlässlich der letz­
ten AHV-Revlslon nicht abgeschafft worden Ist. Eine Zusatz­
rente beträgt 30 Prozent der Hauptrente und wird sozusagen 
als Entschädigung fOr Betreuungsarbeit ausgerichtet. Ge­
rade diese Betreuungsarbeit ermöglicht es Ja, dass viele In­
valide noch daheim wohnen können. Andererseits können 
betreuende Ehepartner und Ehepartnerinnen wegen dieser 
Assistenzarbeit keiner Erwerbsarbeit ausser Haus nachge-



o-1 
Assurance-lnvalidlte. 4e revlslon 1264 N 18Juln 1998 

hen, so dass ein oft äusserst dringendes Zusatzeinkommen 
entfällt. 
Ein glelchzeltlger weiterer negativer Effekt resultiert daraus, 
dass damit auch keine genügende zweite Säule gebildet 
werden kann. Genau diese Lücke soll dle Zusatzrente 
schllessen helfen. Sie haben es vielleicht gesehen: Sogar 
die „Neue Zürcher Zeitung» hat bemängelt, dass die beson­
dere Situation von Ehegatten von Behinderten und deren 
Leistung in der Kleinen Kammer «nicht einmal diskutiert» 
worden sind. 
Weil IV-Rentnerinnen und -Rentner sich Im allgemeinen In 
einer schlechteren finanziellen Situation befinden als AHV­
Rentner, hat man die IV-Zusatzrente beibehalten, obwohl 
sie - hier gebe Ich zu, das ist ein kleiner Schönheitsfehler -
nicht zlVllstandsneutral Ist. Immerhin hat man sie bei der 
letzten AHV-Revlslon geschlechtsneutral ausgestaltet. 
Die Kommissionsminderheit Ist entschieden der Meinung, 
dass man heute die Zusatzrente bei der IV nicht aufheben 
darf, wenn man nicht Härtefälle und damit ein Verschieben 
auf andere Kassen In Kauf nehmen will. Belastet warden die 
Ergänzungsleistungen und die Sozialhilfe. Vergessen Sie 
nicht, dass eine Invalidität eben auch vor dem Erreichen des 
AHV-Alters eintreten kann. Was dies für eine Familie mit 
schulpfllchtlgen Kindern bedeutet, muss Ich Ihnen hier sicher 
nicht ausmalen. 
Wir dürfen die Zusatzrente nicht abschaffen, bevor wir einen 
Ersatz In Form einer Assistenzentschädigung geschaffen ha­
ben. Von dieser Assistenzentschädigung Ist heute noch 
nichts In Sicht. Wir haben nur das Versprechen, dass sie Im 
zweiten Tell der IV-Revision kommen wird; wir haben heute 
aber noch nicht einmal eine entsprechende Vortage. Mit der 
Abschaffung der Zusatzrente würden Sie einen kleinen Kreis 
von Menschen treffen, einen kleinen Kreis ohne grosse 
Lobby, Menschen, die sich In einer äusserst schwierigen Si­
tuation befinden. Bel den einzelnen Zusatzrenten geht es ja 
um kleine Beträge - für unsere Begriffe, für unsere GrOssen­
ordnungen -, aber es geht um sehr grosse und wichtige Be­
träge für Jene, die darauf angewiesen sind. 
Ich bitte Sie dringend, bei Artikel 34 mit der Minderheit zu 
stimmen. 

Präsident: Die CVP-Fraktlon lässt mitteilen, dass sie die 
Mehrheit unterstützt. Die FDP-Fraktion unterstützt ebenfalls 
die Mehrheit. Frau Maury Pasquler von der SP-Fraktlon hätte 
für die Minderheit plädieren wollen. Ich gebe zu, dass Ich sie 
genötigt habe, auf das Wort zu verzichten; ich schäme mich 
dafür. 

Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: Die Kom­
mission beantragt Ihnen mit 12 zu 8 Stimmen die Streichung 
der Zusatzrente. Das Ist der wesentlichste Sparposten der 
Revision. Er bringt In den Jahren 1999 bis 2004 Im Durch­
schnitt Einsparungen von 74 MIiiionen Franken pro Jahr und 
später Einsparungen von Ober 200 MIiiionen Franken pro 
Jahr. Das ist immerhin eine starke Einsparung, Frau Bau­
mann. 
Wir haben mit der 1 o. AHV-Revlslon das Spllttlngsystem ein­
geführt und die Zusatzrenten für die Ehefrauen aufgehoben. 
Das soll auch bei der IV nachgeholt werden, denn das heu­
tige System widerspricht dem Spllttlngsystem. Mit der Strei­
chung der Zusatzrente holen wir eigentlich hier nur das nach, 
was wir bei der AHV bereits gemacht haben. 
Eines Ist klar: Besitzstandwahrung gibt es auch hier. Härte­
fälle werden aber auch hier durch Ergänzungsleistungen ab­
gedeckt. Wir haben ein soziales Auffangnetz, und zwar ge­
nau das gleiche, das wir auch bei den Viertelsrenten gehabt 
hätten. Was aber ändert, Ist das Faktum, dass wir ohne Zu­
satzrenten keine eigentlichen Ausschüttungen nach dem 
Glesskannenprlnzlp mehr haben, sondern In Härtefällen ei­
nen gezielten Einsatz der Mittel. 
Ich bitte Sie Im Namen der Kommissionsmehrheit, gemäss 
Bundesrat und Ständerat die Zusatzrente zu streichen. 

Phlllpona Jean-Nlcotas (R, FR), rapporteur: C'est avec l'en­
tree en vlgueur de la 10e revlslon de l'AVS que la rente com-

plementalre pour l'epouse a ete supprimee dans l'AVS, mals 
maintenue et amenagee sans la discrlminatlon de sexe dans 
l'assurance-invalldlte. Cette rente complementalre pour l'un 
des conjolnts dolt malntenant ätre supprimee egalement 
dans l'assurance-lnvalldlte. Elle est devenue la seule presta­
tion liee a l'etat civll qul subslste dans le reglme des rentes et 
constltue alnsl un element etranger dans le systeme du spllt­
ting qui ne connait plus que le drolt a la rente Individuelle. 
II est a noter que le groupe de personnes handlcapees, dans 
la sltuatlon financlere la plus dlfflclle, est celui des personnes 
Invalides de nalssance ou prematurement invalides. Mals 
ces personnes n'ont drolt ni a la rente complementalre, ni aux 
prestatlons de la prevoyance professlonnelle. II taut encore 
preclser que cette suppresslon ne touchera que les person­
nes qul auront acquls un drolt a la rente apres l'entree en vl­
gueur de cette premlere partle de 1a 4e revlslon de l'AI. En 
d'autres termes, toutes les rentes complementalres versees 
actuellement doivent arrlver a explratlon. Elles seront alnsl 
versees aussl longtemps que les condltlons seront remplles. 
La majorite de la commlsslon vous demande donc d'adopter 
te projet du Conseil federal. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: J'ai soullgne dans la dls­
cusslon d'entree en matiere que ce n'est pas de galete de 
coeur que nous prevoyons cette suppresslon. D'autant plus 
que, dans de nombreuses famllles ou dans de nombreux 
couples, c'est l'un des partenaires qul s'occupe de l'autre qul 
est Invalide et qul renonce peut-etre de ce falt a un revenu 
autonome pour cela. Je regrette de presenter cette solution 
sans introdulre en mäme temps l'allocatlon d'assistance qul 
permettrait de prendre en compte les sltuatlons oü II y a non 
seulement la perte d'un revenu du travall, mals flnalement de 
deux revenus. D'un autre cOte, c'est vralment dans la loglque 
des decisions que nous avons prlses au sujet de I' AVS que 
de supprimer cette rente complementalre. Nous pensons que 
dans ce domalne l'automatlsme de cette rente ne correspond 
.pas aux besoins reels. 
Nous presentons une teile solutlon aujourd'hul parce que 
nous vouions montrer que nous sommes dlsposes a eher­
eher un equllibre entre le reexamen des prestatlons et la de­
mande de nouvelles ressources. Je crols que vous devez 
reellement soutenlr le Conseil federal dans cette volonte, sl­
non le dlscours du Parlament seralt blen contradlctolre 
lorsqu'II eplngle le Conseil federal a ia tribune en dlsant qu'il 
demande de nouvelles ressources sans contribuer a trouver 
des economles du cOte des prestatlons. 
Je crois qu'II y a la une volonte commune a afflrmer et Je 
compte sur le Parlament pour le faire. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
FOr den Antrag der Minderheit 

Art. 38 Tltel, Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 38 tltre, al. 1 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 53 Abs. 2 
Antrag der Kommission 

78 Stimmen 
53 Stimmen 

Der Bundesrat regelt die Organisation und die Aufgaben des 
ärztlichen Dienstes sowie die Befugnisse des Bundesamtes. 

Art. 53 al. 2 
Proposition de /a commlss/on 
Le Consell federal fixe les modalltes d'organisatlon du ser­
vice medical et les täches de ce dernler, alnsi que les com­
petences de l'offlce federal. 

Angenommen -Adopte 
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Art. 68, 69 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 73 Abs. 4-6 
Antrag der Kommission 
Abs. 4, 5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.6 
Der Bundesrat regelt das Verfahren für die Einreichung der 
Bedarfsplanung der Kantone. 

Art. 73 al. 4-6 
Proposition de la commission 
Al.4, 5 
Adherer a ia declslon du Conseil des Etats 
Al. 6 
Le Conseil federal regle la procedure concemant le depöt de 
la planlflcatlon cantonale. 

Angenommen - Adopte 

Art. 75bls, Zlff. 11-IV 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 75bls, eh. II-IV 
Proposition de la commisslon 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur l'ensemb/e, nomlnatif 
(Ref.: 2158) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le pro/et: 
Aeppll, Alder, Banga, Bangerter, Baumann Ruedl, Bäumlln, 
Berberat, Blrcher, Blaser, Borel, Caccla, carobblo, Cavalli, 
Chlffelle, Christen, Columberg, Comby, David, de Dardel, 
Delss, Ducrot, Dünkl, Eberhard, Egerszegi, Eggly, Engelber­
ger, Eplney, Fankhauser, Fässler, Genner, Gonseth, Grobet, 
Gros Jean-Michel, Gross Jost, Grossenbacher, Gulsan, 
Günter, Gysln Remo, Heim, Hess Peter, Hochreutener, Hol­
lenstein, Hubmann, Jans, Keller Rudolf, Kühne, Lachat, Lau­
per, Maltre, Meier Hans, Müller Erich, Müller-Hemmi, Oehrll, 
Ostermann, Phlllpona, Ratti, Rechsteiner Rudolf, Ruf, 
Rychen, Scheurer, Semadeni, Simon, Spielmann, Steffen, 
Stump, Thanel, Thür, Tschopp, Vermot, Vogel, Vollmer, von 
Allmen, Waber, Wldmer, Wiederkehr, Zblnden (76) 

Dagegen stimmen - Rejettent ie pro/et: 
Aguet, Antllle, Aregger, Baader, Baumann Alexander, Baum­
berger, Borer, Brunner Tonl, Bührer, Burgener, Dreher, Fehr 
Hans, Fehr Lisbeth, Flscher-Häggllngen, Freund, Frltschl, 
Gusset, Hasler Emst, Heberlein, Hegetschweiler, Hess Otto, 
Kunz, Moser, Schlüer, Schmid Samuel, Schmied Walter, 
Stamm Luzl, Theller, Tschuppert, Welgelt, Weyeneth, Wid­
rig, Wyss (33) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Bezzola, Bonny, Bortoluzzl, Bosshard, Dettling, Engler, Fehr 
Jacqueline, Gysln Hans Rudolf, Hafner Ursula, Hämmerte, 
Herczog, Keller Christine, Leemann, Leuba, Loeb, Maury 
Pasquler, M0hlemann, Rennwald, Roth, Ruffy, Schenk, 
Stelnegger, Suter, von Feiten, Weber Agnes, Zwygart (26) 

'abwesend sind - Sont excuseslabsents: 
ephanle, Beguelin, Binder, Blocher, Bühlmann, 

Adrlano, Dormann, Dupraz, Durrer, Ehrler, 
Fasel, Fllllez, Fischer-Seengen, Föhn, Frey 
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Claude, Frey Walter, Frlderlcl, Gadlent, Glezendanner, Goll, 
Grendelmeier, Gross Andreas, Haerlng Binder, lmhof, 
Jaquet, Jeanprätre, Jutzet, Kofmel, Langenberger, Leu, 
Loretan Otto, Lötseher, Martl Wemer, Maspoll, Maurer, 
Meier Samuel, Meyer Theo, Nabholz, Pelll, Pldoux, Plnl, 
Raggenbass, Randegger, Rechstelner Paul, Ruckstuhl, San­
doz Marcel, Sandoz Suzette, Scharrer Jürg, Schmid Odllo, 
Seiler Hanspeter, Speck, Stamm Judlth, Steinemann, Stel­
ner, Strahm, Stucky, Teuscher, Tschäppät, Vallendar, Vet­
terll, Wlttenwller, Zapfl, Zlegler (64) 

Präsidium, stimmt nicht- Presldence, ne vote pas: 
Leuenberger ( 1) 

B. Invalidenversicherung. Verbesserung der Finanzie­
rung 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Nichteintreten 

Minderheit 
(Bortoluzzi, Blaser, Borer, Hochreutener, Rychen, Schenk) 
ntel 
Bundesgesetz Ober die Invalidenversicherung 
Änderung vom .... 
Ingress 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eldgenos• 
senschaft, beschllesst: 
Zlff. I Einleitung 
Das IV-Gesetz vom 19. Juni 1959 wird wie folgt geändert: 
Art. 3Abs. 3 
Der Bundesrat kann die Beiträge vom Einkommen aus Er­
werbstätigkeit um maximal 0,2 Prozent erhöhen, falls die 
Viertelsrente gemäss Artikel 28 und die Zusatzrente gemäss 
Artikel 34 nicht abgeschafft werden. 
Zlff. II ntei 
Referendum und Inkrafttreten 
Zlff. II Abs. 1 
Diese Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
Zlff. II Abs. 2 
Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

B. Assurance-lnvalldlte. Amelioration du flnancement 
Proposition de la commlssion 
Majorite 
Ne pas entrer en matlere 

Minorlte 
(Bortoluzzi, Blaser, Borer, Hochreutener, Rychen, Schenk) 
Tltre 
Lol federale sur l'assurance-invalidite 
Modlflcatlon du .... 
Preambule 
L'Assemblee federale de la Confederatlon sulsse, arräte: 
Ch. / introductlon 
La loi federale du 19 Juln 1959 sur l'assurance-lnvalldlte est 
modlftee comme sult: 
Art. 3a/. 3 
Le Conseil federal, dans le cas ou les quarts de rente au sens 
de l'artlcle 28 et les rentes complementalres au sens de l'ar­
tlcle 34 ne seralent pas supprimes, peut augmenter les coti­
satlons prelevees sur le revenu d'une actlvlte lucratlve d'au 
maxlmum 0,2 pour cent. 
Ch. II tltre 
Referendum et entree en vlgueur 
Ch. II al. 1 
La presente lol est suJette au referendum facultatif. 
Ch. II al. 2 
Le Conseil federal fixe l'entree en vlgueur. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

90 Stimmen 
41 Stimmen 



Motion CSSS-CN (97.052) 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer les Interventions parlementalres 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 
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97.052 

Invalidenversicherung. 
4. Revision (erster Teil) 
Assurance-invalidlte. 
4e revision (1ere partie) 

Differenzen - Divergences 
Siehe Jahrgang 1997, Seite 1269-Volrannee 1997, page 1269 

Beschluss des Nationalrates vom 18. Juni 1998 
D6clslon du Conseil national du 18 Juln 1998 

A. Bundesgesetz über die lnvalldenverslcherung 
A. Lol federale sur l'assurance-lnvalldlte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a. la decision du Conseil national 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Wie Sie aus der 
Fahne ersehen können, bestehen noch einige Differenzen. 
Bis auf eine Differenz wird Ihnen Ihre Kommission beantra­
gen, dem Beschluss des Nationalrates zu folgen. 
Die erste Differenz finden wir bei Artlkel 7. Ihre Kommission 
beantragt Ihnen, In Artlkel 7 Absätze 1 und 2 dem Nationalrat 
zu folgen. Es geht darum, dass eine Kürzung von IV-Geldlel­
stungen aufgrund einer Invalidität, die bei der Ausübung ei­
nes Verbrechens oder Vergehens herbeigeführt oder ver­
schlimmert wurde, nur dann erfolgen soll, wenn das Verge­
hen vorsätzlich begangen wurde. Zu denken ist hier nament­
lich an den Fall der groben Verkehrsregelverletzungen, die 
zu Unfällen mit Invalidität filr den Verursacher führen. Die 
Formulierung des Nationalrates entspricht Im übrigen der 
Fassung des Bundesrates In seiner vertieften Stellungnahme 
vom 17. August 1994 zum Allgemeinen Tell des Sozlalversl• 
cherungsrechtes. 
Ihre Kommission kann sich dieser Ergänzung anschllessen. 
Ich bitte Sie, Artikel 7 gemäss Beschluss des Nationalrates 
zu genehmigen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 28 Abs. 1, 1bls, 1ter, 1quater 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Delalay, Brunner Christiane, Respini) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Rochst 
Abs. 1 quster 
Renten, die einem lnvalldltätsgrad von weniger als 40 Pro­
zent entsprechen, werden während höchstens zwei Jahren 
ausbezahlt Der lnvalldltätsgrad Ist anschllessend Gegen­
stand einer neuen Beurteilung. 

Art. 28 al.1, 1bls, 1ter, 1quater 
Proposition de la commisslon 
Majorlte 
Malntenir 
Mlnorfte 
(Delalay, Brunner Christiane, Resplnl) 
Adherer a. la declslon du Conseil national 

Proposition Rochst 
Al. 1quater 
Les rentes correspondant a. un degre d'lnvalldlte Interieur a. 
40 pour cent sont versees durant deux ans au plus. Le degre 
d'invalldlte falt alors l'objet d'une nouvelle evaluation. 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Die zweite Diffe­
renz betrifft die Absätze 1, 1 bis und 1 ter von Artikel 28. Weil 
es hier um die Frage der Vlertelsrenten geht, betrifft sie auch 
Artlkel 29 Absatz 1 des Bundesgesetzes Ober die Invaliden­
versicherung und Artikel 2c Buchstabe a des Bundesgeset­
zes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen­
und lnvalldenverslcherung sowie die entsprechenden Über­
gangsbestimmungen. Wir haben hier also ein Paket vor uns, 
und wir werden mit einem einzigen Entscheid Ober dieses 
Gesamtpaket entscheiden können. 
In der Zwischenzelt hat Herr Rochat noch einen Antrag zu 
Absatz 1quater eingereicht Dieser Antrag hat der Kommis­
sion nicht vorgelegen; Ich werde dazu Im Anschluss an die 
BegrQndung durch den Antragsteller noch kurz etwas sagen. 
Ich möchte noch eine formelle Bemerkung machen, bevor Ich 
auf die Inhaltliche Differenz eingehe: Der Antrag Rochat Ist 
meines Erachtens so einzuordnen, dass er eine Ergänzung 
zum Beschluss des Nationalrates und damit auch eine Er• 
gänzung zum Antrag der Minderheit Delalay darstellt. Das 
helsst mit anderen Worten, dass der Antrag Rochat In das 
geltende Recht eingefQgt \YOrde, ohne dass Im Anschluss 
daran noch irgendwelche Anderungen vorgenommen wer• 
den müssten. Es liegen somit zwei Konzepte vor: einerseits 
der Beschluss des Ständerates und der Antrag der Mehrheit 
der Kommission, an diesem Beschluss, die Viertelsrenten 
aufzuheben bzw. zu ersetzen, festzuhalten, anderseits der 
Beschluss des Nationalrates und der Antrag der Minderheit 
Delalay, das geltenden Recht beizubehalten und allenfalls 
durch den Antrag Rochat zu ergänzen. So präsentiert sich 
die Ausgangslage. 
Am 17. Dezember des vergangenen Jahres hat unser Rat 
dem Entwurf des Bundesrates, wonach die Viertelsrenten 
aufzuheben seien, mit 23 zu 13 Stimmen zugestimmt. Der 
Nationalrat hat am letzten Donnerstag mit 84 zu 76 Stimmen 
einen gegenteiligen Beschluss gefasst. Die Mehrheit der 
Kommission beantragt ihnen, am Beschluss vom 17. Dezem• 
ber 1997 festzuhalten. 
Ich möchte nicht die ganze Palette von Pro- und Contra-Ar­
gumenten wieder präsentieren. Wir haben dies in der Winter• 
sesslon 1997 In einer ausführlichen Diskussion getan, und 
die Beratungen im Nationalrat haben kaum neue Aspekte zu­
tage gefördert. Es sind die bekannten Argumente, die dafOr 
und dawider ins Feld gefQhrt werden. Welches sind die 
GrQnde, die die Kommissionsmehrheit veranlassen, Ihnen zu 
beantragen, an unserem Beschluss vom 17. Dezember 1997 
festzuhalten? 
1. Die allgemeine finanzielle Situation der Invalidenversiche­
rung: Das Defizit der lnvalldenverslcherung per 31. Dezem­
ber des vergangenen Jahres haben wir mit einem Transfer 
von 2,2 MIiiiarden Franken aus dem wohlbestallten EO· 
Fonds ausgeglichen. Derzeit läuft der neue Schuldenberg In 
der lnvalldenverslcherung wieder auf, und zwar In einem 
recht beträchtlichen Tempo, nämlich mit einem Betrag von 
rund 1300 Franken pro Minute. Über die nächsten vier Jahre 
wird sich bei der IV ein neuer Schuldenberg von Ober 3 MIiii­
arden Franken auftürmen. In einer solchen Situation vertritt 
die Mehrheit der Kommission die Auffassung, dass alle Spar­
möglichkeiten grQndllch ausgeleuchtet werden müssen, auch 
dort, wo es schmerzt. 
2. Das konkrete Sparpotential: Die Sparpotentiale in der In­
validenversicherung sind nicht mannigfaltig. Wer es nicht 
glaubt, soll die Botschaft des Bundesrates zur 4. IV~Revislon 
konsultieren. Betreffend den angekündigten zweiten Tell wird 
häufiger von Lückenfüllung und Ausbau gesprochen als von 
Einsparungen oder auch nur von Stabilisierung der Ausga­
ben und des Ausgabenwachstums. 
Das Sparpotential, das durch die Ersetzung der Viertelsren­
ten durch halbe Härtefallrenten entsteht, wie sie der Bundes­
rat vorschlägt und der wir In der ersten Runde zugestimmt 
haben, macht trotz anderslautenden Behauptungen Immer­
hin rund 20 MIiiionen Franken aus, und zwar deshalb, weil 
nach Feststellungen der Verwaltung im Falle des Abschlus­
ses der bilateralen Verhandlungen Viertelsrenten Im Betrag 
von rund 7 Mllllonen Franken exportiert werden müssten. Die 
Summe von 7 Millionen Franken stammt aus dem Jahr 1992, 
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als sich dieselbe Problematik der Exportverpflichtung von 
Viertelsrenten Im Zusammenhang mit dem EWR stellte. 
Heute hält man grundsätzlich an diesen Zahlen fest, geht al­
lerdings davon aus, dass dieser Betrag an der oberen 
Grenze liegt. Hervorzuheben Ist indessen, dass Härtefallren­
ten, also jene Rentenart, die an die Stelle der Vlertelsrenten 
treten sollte, wahrschelnilch nicht exportiert werden müssen. 
Das Ist nach Meinung der Kommissionsmehrhalt ein nicht zu 
vernachlässigender Aspekt. 
3. Im Nationalrat war unklar, ob Viertelsrenten aufgrund der 
bilateralen Abkommen, deren Abschluss ja jetzt etwas näher 
gerückt Ist, exportiert werden müssen. Aufgrund der Abklä­
rungen der Verwaltung steht nun allerdings fest, dass im 
Falle des Abschlusses der bilateralen Verhandlungen mit der 
EU diese Viertelsrenten In die EU-Länder exportiert werden 
müssten, da es sich um beltragsbezogene Leistungen han­
delt. Es scheint sinnvoll zu sein, dass der Nationalrat In die­
ser Situation angesichts seines knappen Entscheides von 84 
zu 76 Stimmen die Frage des Ersatzes von Viertelsrenten 
durch nlchtexportpfllchtlge Härtefallrenten noch einmal prüft. 
Auch aus diesem Grund bitte Ich Sie, an unserem ursprüng­
lichen Entscheid festzuhalten. 
4. Es wird immer wieder geltend gemacht- auch im National­
rat war dies der Fall-, die Einsparungen bei Aufhebung bzw. 
bei Ersatz der Vlertelsrenten durch Härtefallrenten seien 
mehr als bescheiden. Ich muss das erklären: Man vertritt die 
Auffassung, dass dann Inskünftig vermehrt halbe Renten 
ausgerichtet warden. Wenn dem so ist, dürfte man eigentlich 
erwarten, dass diejenigen, die diese Auffassung vertreten, 
angesichts der äusserst prekären flnanzlellen Situation der 
IV alternative Sparmöglichkeiten aufzeigen. Im Nationalrat 
war davon nicht dle Rede. Es Ist zu hoffen, ja zu erwarten, 
dass der Nationalrat, sollte er wiederum an seiner Position 
festhalten, aufzeigt, wo denn der entsprechende Sparbeitrag 
anderweitig erzielt werden könnte. Wir sind gespannt auf 
neue Vorschläge des Nationalrates. 
Schllessllch noch zum Argument, die Aufhebung bzw. der 
Ersatz der Viertelsrenten durch Härtefallrenten würde dazu 
fOhren, dass vermehrt halbe Invalidenrenten ausgerichtet 
würden. Ich kann nicht sagen, ob dieses Argument aus der 
Sicht des praktischen Alltags eine gewisse Berechtigung hat 
oder ob sie Ihm abzusprechen Ist. Wenn dem aber so Ist, 
dann müsste man eigentlich erwarten, dass irgendein Vor­
schlag vorgebracht wird, um dieser unerwünschten, nicht ge­
rechtfertigten Folge einen Rlegel vorschieben zu können. Of­
fenbar nimmt man diese Folge - sie wird Immer wieder er­
wähnt -, wenn sie denn eintreten sollte, als von einer höhe­
ren Macht gewollt hin. Da stimmt doch etwas im System 
nicht. Wir dürfen uns von diesen Folgen einer allfäiilgen Auf­
hebung der Viertelsrenten und deren Ersetzung durch Härte­
fallrenten nicht einfach aufhalten lassen. Es Ist vielmehr un­
sere Pflicht, darüber nachzudenken und Vorkehrungen zu 
treffen, damit eben nicht einfach zusätzliche halbe IV-Renten 
ausgerichtet werden. Wenn dies nicht gelingt, so wird es 
auch nie gelingen, die Invalidenversicherung mit relativ be­
scheidenen Beiträgen auf der Leistungsseite zu sanieren. 
Aus all diesen und vielen anderen Gründen bitte Ich Sie, an 
unserem Entscheid vom 17. Dezember 1997 festzuhalten. 

Delalay Edouard (C, VS): Cet artlcle 28 de la 4e revlslon de 
la lol fecterale sur l'assurance-lnvaildlte regle donc le pro­
bleme longtemps debattu du quart de rente. Je rappelle qua 
le versement du quart de rente lntervlent lorsque le degre 
d'invalidlte se sltue entre 40 et 50 pour cent, et que le quart 
de rente a ete introdult en 1988 dans notre leglslation. 
Ce qua J'observe a ce sujet tout d'abord, c'est qua deJa a trols 
reprlses le Conseil fecteral a demande au Parlament de sup­
prlmer le quart de rente, entre autres lors de la discussion sur 
Eurolex et lors de la 10e revlslon de l'AVS egalement. D'une 
manlere toute aussi constante que le Conseil federal, les 
Chambres ont refuse a trols reprlses la suppression de ca 
quart de rente. Le Conseil national vlent encore de conflrmer 
cette declslon, a une courte majorlte II est vrai, mais nous 
nous trouvons quoi qu'II en solt a ce sujet devant une diver­
gence. 
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Je croyais pendant longtemps que cette question du quart de 
rente en Suisse etait une pratlque absolument unique de no­
tre pays. J'al d0 corrlger mon polnt de vue parce qua j'ob­
serve qua nous ne sommes pas les plus genereux a cet 
egard. Par exemple, la Suade accorde ägalement un quart 
de rente lorsqu'II y a 25 pour cent d'lnvalldlte, donc a un seull 
inferleur au nötre qui se sltue, Je le rappelle, a 40 pour cent. 
La Hollande attrlbue egalement une rente sltuee entre 21 et 
50 pour cent de la rente complete lorsque l'invalldlte est de 
l'ordre de 20 pour cent deja; et la Finlande accorde une deml­
rente lorsque l'invalldlte se monte a 40 pour cent. On ne peut 
pas donc dire que ia Sulsse pratlque un systeme ultraprotec­
teur sur le plan soclai a cet egard, puisque nous sommes rat­
trapes, volre depasses par d'autres Etats europeens. 
Le projet du Conseil fecteral et la proposltlon de la majorlte de 
la commission n'entrainent pas une veritable economle. Tout 
d'abord, si l'on supprlme le quart de rente, on va se trouver 
tres probablement devant un nombre de deml-rentes plus lm­
portant qu'aujourd'hul parce que, quol qu'II en solt, II y a une 
marge d'appreclatlon qul exlste dans ce domaine. Mäme si 
j'al grande conflance dans le corps mectical, Je dols blen ad­
mettre qu'ici ou la les gens qul beneflclent aujourd'hul du 
quart de rente, dans la mäme sltuat1on d'lnvalldlte, passeront 
a une deml-rente a l'avenlr sl le quart de rente etalt supprtme. 
Ensulte, ce n'est pas une economle non plus parce que ce 
que veut faire le Conseil federal, c'est transferer la charge 
aux cantons par une ex:tension des prestatlons complemen­
talres qui devralent prendre le relals du quart de rente. Per­
mettez-mol de juger un peu severement ce genre de polltlque 
d'economles de la Confederatlon qul aboutlt tout slmplement 
a transferer des charges aux cantons. 
Je voudrals evoquer un autre argument en faveur du maln­
tlen du quart de rente, c'est le fait que la relntegratlon des In­
valides est plus probable lorsqu'lls beneflclent d'un quart de 
rente qua lorsqu'ils sont au beneflce d'une deml-rente. A cet 
egard, la proposltlon Rochat, qul est complementalre a celle 
de la mlnorlte de la commlsslon, est dlgne d'lnterät 
puisqu'elle prevolt que las quarts de rente seralent mainte­
nus, mals pendant une perlode de deux ans seulement, 
apres quol ils feralent l'objet d'une nouvelle evaluation. Je 
voudrais apporter une petlte correctlon a la propositlon Ro­
chat, que son auteur m'a slgnalee lui-mäme: ce ne sont pas 
«les rentes correspondant a un degre d'lnvalldite Interieur a 
40 pour cent», mals «les rentes correspondant a un degre 
d'invalldlte entre 40 et 50 pour cent» qu'II taut Ure ( «zwischen 
40 und 50 Prozent»), pulsque ce sont celles-la qul donnent le 
beneflce d'un quart de rente. 
Un dernler point que j'almerais evoquer egalement, en ce qul 
concerne le quart de rente invalidite, c'est la question de l'ex­
portatlon. On en a beaucoup parle. Pour l'heure - je signale 
blen: pour l'heure -, les quarts de rente ne sont pas exportes. 
II s'aglt d'un montant, d'allleurs pas exträmement eleve, de 
7 mllllons de francs par annee. II est vral que l'exportatlon du 
quart de rente pourralt lntervenir par une convention avec 
l'Unlon europeenne, ou dans le cadre des negociations bila­
terales ou d'une autre forme d'lntegratlon europeenne, mals 
pour le moment las quarts de rente ne sont pas exportes, ce 
qul n'est pas le cas des deml-rentes qul, alles, sont exportees 
deja aujourd'hul. Cela plalde aussl pour evlter d'lntrodulre un 
systeme qul tendralt a augmenter le nombre des deml-ren­
tes. 
Enfln, j'aimerals vous dlre qua j'al eu l'occasion de partlclper 
ce prtntemps a l'assemblee generale d'une assoclatlon can­
tonale d'lnvalides. On y a exprlme, a cette occaslon, las plus 
grandes reserves concernant la suppresslon du quart de 
rente, mäme apres que j'eus assure l'assemblee que notre 
Intention n'etalt pas de las supprlmer totaiement, mals de las 
maintenlr pour las beneflclalres actuels en les abrogeant 
seulement pour les eventuels nouveaux beneflclalres. J'al pu 
mesurer, a l'occasion de cette rencontre, que cette reductlon 
du quart de rente etait pen;ue, de la part des assoclatlons 
d'lnvalides, comme une reduction de la protectlon sociale. 
J'en al tlre la concluslon que, tres certainement, si nous arrl­
vlons au terme de la 4e revlslon de l'assurance-lnvalidlte 
avec la suppression du quart de rente, nous nous trouverlons 
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devant un referendum et que, tres probablement, la revtslon 
auralt des dlfflcultes a etre admlse par le peuple. <;a n'est pas 
une menace, c'est une simple constatatlon et une pesee d'ln­
teräts que Je fals. Je consldere que, etant donne le falble po­
tentlel d'economles que renferme la suppresslon du quart de 
rente, nous n'avons pas a. courlr le rlsque d'un referendum 
pour la 4e revlslon de I' Al. 
C'est la raison pour laquelle je vous lnvlte a. soutenlr la pro­
positlon de la mlnorlte de la commlsslon, avec l'adjonctlon 
proposee par M. Rochat quant a. la necesslte de revlser pe­
rlodlquement, d'evaluer la justlflcatlon du quart de rente pour 
les nouveaux beneflclaires. 

Rochat Erle (L, VD): Membra de la Commlsslon de la secu­
rlte soclale et de la sante publlque, II y a longtemps que 
j'aurals d0 en falt vous faire cette proposltion. Frappe par la 
dlvergence apparue entre nos deux Conseils, lncapable de 
partlclper a. la seance extraordlnalre de notre commlsslon le 
22 Juln demler vu le tres court delal de convocatlon, Je me 
suls a la fols penche sur le soucl louable du Conseil federal 
de realiser quelques economles dans le domalne des assu­
rances soclales et sur celul tout aussl legitime de donner une 
efflcaclte sur le terraln aux modlflcatlons que nous voulons ln­
trodulre dans l'assurance-lnvalldlte. Les deflclts colossaux de 
cette assurance sont en effet autant la consequence d'une 
gestlon tres souple, un peu prodlgue, que de celle d'une de­
mande accrue, subsldlalre a la sltuatlon economlque et au 
chOmage. 
Le quart de rente est tres dlfflclle a deflnlr, medlcalement par­
lant. Comment decrlre en effet les attelntes a la sante qul per­
mettent de travalller plus de 50 pour cent du temps de fa~n 
durable? Comment verlfler que le quart de rente accorde 
serve durablement a compenser une lncapacite de travall, 
alors que le falble montant de l'allocatlon ne permet pas vral­
ment un complement de salalre? Dans ce sens, II seralt ral­
sonnable de supprlmer le quart de rente, comme nous le pro­
pose la majorlte de la commlsslon. 
Mals que va-t-11 advenlr alors de ceux qul s'annoncent a l'as­
surance-lnvalldlte? Recevront-lls la demi-rente ou la rente 
complete? Et a ce tltre, ne beneflcleront-lls pas d'apprecia­
tlons medicales trop elevees par defaut de pallers lnterme­
dlalres? Je dols vous dlre, avec M. Schlesser, ma crainte de 
voir une multltude de cas plus soclaux que medlcaux obtenlr 
deflnltlvement- et j'lnslste sur ce point, definltivement, car en 
20 ans, je ne crois pas avolr asslste a une seule reductlon de 
rente -, obtenir deflnltlvement, dis-je, une demi-rente ou une 
rente complete. Dans ce contexte, un quart de rente llmlte 
dans le temps pourralt ätre a. la fols une alde dans une pe­
rlode dlfflclle et, par la llmltatlon de sa duree a. deux ans, un 
moyen d'evlter que tous les requerants de l'assurance-lnva­
lldlte ne viennent a beneflcler d'une deml-rente ou d'une 
rente complete. Comme M. Schlesser, Je ne vous cache pas 
donc mon inquletude de volr augmenter, et non dlmlnuer, les 
coOts de l'assurance-lnvalldlte avec la suppresslon du quart 
de rente. 
SI en revanche le quart de rente peut ätre accorde pour une 
duree llmltee, accompagne de mesures de formation et de 
reinsertlon, s'U dolt faire necessalrement l'obJet d'une reeva­
luation apres deux ans, nous aurons probablement la chance 
de sortlr un certaln nombre de personnes de l'lnvalldlte parce 
qu'II pourra ätre demontre qu'elles ont mls en place un nou­
veau mode de vle et de travall qul leur permet l'autonomle. 
Quant aux autres, ceux et celles dont l'lnvalldlte sera certl­
flee, lls beneflcieront alors durablement d'une demi-rente ou 
mäme d'une rente complete. En retardant l'lntegratlon au 
systeme de l'assurance-invalldlte, nous aurons alnsl le temps 
de procurer aux requerants l'asslstance medicale, psycholo­
glque et professlonnelle dont ils ont besoin, nous aurons 
aussl le temps d'evaluer leur reelle lncapaclte de travall resl­
duelle et de la fixer de fa~on adequate. Un quart de rente, oul, 
mals actlf, dynamlque et llmlte a. deux ans. 
II est vralment dlfflclle d'evaluer serelnement une incapacite 
de travail, et je n'en veux pas a. M. Delalay d'emettre quel­
ques doutes sur notre llberte d'actlon a. nous autres, mede­
clns. Le medecln sublt de multiples presslons, que ce solt de 

son patlent lui-mäme, de l'employeur de ce patlent, de la 
commune et des servlces sociaux. La certltude d'un reexa­
men approfondl et obllgatolre, pulsque le quart de rente ne 
peut ätre versa plus de deux ans, cette certltude permet plus 
d'obJectMte et de serenlte. Elle permet aussl a terme d'accor­
der des prestatlons plus substantielles a ceux qul souffrent 
d'une lnvalldlte partielle ou totale, et de sortlr de l'lnvalidite 
ceux qul ont pu, ceux qul ont su et ceux qul ont voulu se re­
creer une actlvlte complete. 
L'amendement que je vous propose a l'artlcle 28 allnea 
1quater apparait ainsi comme une solutlon de compromls. 
Mals II est aussl un outil de gestlon. L'artlcle comprend 
aujourd'hul trols allneas. Je vous en propose un quatrleme 
qul preclse mes propos, llmlte le quart de rente dans le temps 
et lmpose une reevaluatlon. II sult la mlnorite en malntenant 
le quart de rente et la lol actuelle; il suit la majorlte en excluant 
qu'une teile rente solt versee durablement; II evlte qu'en l'ab­
sence de quart de rente, seuie la deml-rente ou Ja rente com­
plete solent a dlsposltlon de l'examlnateur; II permet a terme 
de sortlr un certaln nombre de personnes de l'lnvalldlte. 
C'est pourquol je depose devant vous cette proposltlon, en 
vous prlant en plenum - et Je m'en excuse une fols encore -
d'en evaluer les avantages que je vous al cltes, et les lncon• 
venlents qu'H raste peut-ätre a decouvrlr. J'ose esperer 
qu'auJourd'hul, dans la procedure d'ellmlnation des dlvergen­
ces qui nous opposent au Conseil national, certalns seront 
sufflsamment sensibles a l'aspect dynamlque et economique 
de ma proposltlon pour la soutenlr. 

Gentll Plerre-Alaln (S, JU): J'almerals vous lnvlter a soutenlr 
la proposltlon de mlnorite qu'a defendue tout a l'heure M. De­
lalay, en plaldant le falt que la suppresslon du quart de rente, 
qul nous est proposee par le Conseil federal, constltue une 
mesure d'eeonomles a court terme qul ne prend pas en con­
slderatlon l'utlllte d'un paller lntermedlalre et l'lmportance de 
ce paller pour des mllllers de personnes qul accompllssent de 
grands efforts pour rester professlonnellement actlves mal­
gre leur handlcap. 
A l'orlglne, le quart de rente a d'ailleurs preclsement ete lntro­
dult pour promouvolr la readaptatlon professlonnelle. On dolt 
probablement ameliorer !'Instrument - M. Rochat vlent de 
proposer des elements lnteressants en ce sens -, mals II ne 
me parait pas Judlcleux de le supprlmer. 
Au surplus, les arguments lnvoques pour cette suppresslon 
ne sont pas convalncants. II y a tout d'abord natureltement 
l'element des economles, mals on a releve tout a l'heure que 
cet argument est un peu court parce que personne ne se 
rend compte des repercusslons des demandes de deml-ren­
tes, en lleu et place de quart de rentes. 
L'argument de l'harmonlsatlon de notre leglslatlon au drolt 
europeen est a. peine plus convalncant, dans la mesure oü II 
faut blen convenlr que - meme sl, effectlvement, le moment 
venu, nous devrons adapter cette leglslatlon - II faut blen re­
connaitre que ce n'est assurement pas le probleme le plus 
marquant que nous aurons a resoudre dans le cas ou notre 
legislatlon devra se rapprocher de celle de l'Unlon euro­
peenne. 
Enfln, II y a un demler element a prendre en conslderatlon et, 
au stade de l'ellmlnatlon des divergences, je consldere qu'II 
dolt ätre determlnant: c'est l'equillbre general de la mesure. II 
ne falt pas de doute que sf la proposltlon de majorite l'em­
porte, et que sl donc le quart de rente est supprlme, les asso­
clatlons de defense des handlcapes lanceront le referendum. 
Nous devrons donc soutenir un debat publlc sur le quart de 
rente, qul est un element marginal d'un paquet de reformes 
par allleurs lncontestees. 
Vaut-11, des lors, Mesdames et Messieurs de Ja majorite, la 
pelne de s'entäter sur ce polnt du quart de rente, alors que 
les economies reallsees sont falbles, que le slgnal donne a 
des gens qul font des efforts conslderables pour se relntegrer 
dans le clrcult professlonnel est assurement mauvals et que 
la loglque globale de cette revislon sera probablement re­
mlse en cause devant le peuple? 
Au terme de cet examen crltlque, une conclusion s'lmpose: la 
suppresslon du quart de rente est et demeure une mauvalse 
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mesure, une mesure a courte vue, qul pose plus de proble­
mes qu'elle n'en resout. C'est la ralson pour laquelle je vous 
propose de vous ralller sur ce point a la declslon du Conseil 
national, sous reserve de l'examen de la proposltlon Rochat, 
et de malntenlr le quart de rente en suivant la proposltion de 
mlnorite. 

Brlndll Chrlstoffel 01, GR): Wir haben die Viertelsrenten­
Diskussion immer wieder gefOhrt und dabei festgestellt, dass 
die Lösung mit dieser sehr groben Abstufung, wie wir sie 
heute haben - bei 40 Prozent Invalidität eine Vlertelsrente, 
bei 50 Prozent eine halbe Rente und bei 66 Prozent eine 
ganze Rente - an und fOr sich kein gutes System Ist. Wir 
müssten zu einem System kommen, mit welchem wir die Ab­
stufung feiner vornehmen könnten, damit man nicht solche 
Sprünge hat, die zu ganz unmöglichen Reaktionen fOhren, In­
dem jemand eine Arbeit nicht annimmt, weil er mit der Rente 
besser fährt. Diese Diskussion Ist da. 
Zum zweiten Ist die Beurteilung - Herr Rochst hat darauf hin­
gewiesen-, ob jemand einen lnvaiidltätsgrad von 40, 45 oder 
50 Prozent aufweist, nicht einfach. Es führt dazu, dass Leute, 
die heute Viertelsrenten haben, zu 50 Prozent Invalid erklärt 
werden und dann eben die Leistung einen zweite! ausmacht. 
Es Ist nicht sicher, ob am Schluss die ganze Ubung nicht kon­
traproduktiv Ist. 
Wir haben die Zusatzrente aufgrund einer gründllchen Abklä­
rung gestrichen. Ich meine, dass wir die Frage der Abstufung 
der Renten so oder so bei der nächsten IV-Revision diskutie­
ren müssen und wahrscheinlich zu einem anderem - Ich 
habe gesagt: zu einem differenzierteren - System kommen 
müssten. Wir gehen mit der Abschaffung der Vlerteisrente ei­
nen falschen Weg, indem wir die bereits heute zu grob­
schlächtige Aufgliederung noch grobschlächtiger machen, In­
dem wir nur noch 50 Prozent oder 100 Prozent lnvalldltäts­
rente haben. 
Ich sehe nicht ein - persönlich bin Ich der Meinung: Es macht 
keinen Sinn -, dass wir jetzt dieses Thema hier aufnehmen 
und die Viertelsrente streichen und In zwei oder drei Jahren 
die ganze Diskussion wiederaufnehmen. Man sollte es beim 
Ist-Zustand belassen und dann die ganze Frage der Abstu­
fung der Renten seriös und gründlich durchdiskutieren und 
einer zweckmässlgen Lösung zufahren. 
Ich bitte Sie In diesem Sinne, dem Minderheitsantrag zuzu­
stimmen. 

Onken Thomas (S, TG): Ich habe mich bereits zweimal dezi­
diert gegen die Abschaffung der Viertelsrente ausgespro­
chen, und Ich möchte es auch ein drittes Mal tun. 
Ich möchte mich Insbesondere auf das Votum von Kollege 
Schlesser beziehen und zwei, drei Bemerkungen dazu ma­
chen: 
Er hat gesagt, dass wir es nicht einfach hinnehmen sollten, 
dass Viertelsrenten, wie das von den Experten vermutet wird, 
In halbe Renten umgewandelt würden, wenn man die Vler­
telsrente abschaffen würde. Das wird wahrscheinlich ein Ap­
pell bleiben, der ungehört verhallen wird, weil die Realität In 
einem solchen Falle vielfach dazu zwingt, eine halbe Rente 
zu gewähren. Das Ist das, was alle Experten, die an der Front 
tätig sind, bestätigen. Das Ist auch das, was man von vielen 
Ärzten hört. Statt der Viertelsrenten werden mehr halbe Ren­
ten gewährt; das Ist die Folge. Wenn man diesen Menschen 
gegenübersitzt, wenn man Ihre Bedrängnis spürt, Ihre Not 
teilweise, dann kommt man eben nicht umhin, einer solchen 
Umwandlung Im Sinne des sozialen Handelns stattzugeben. 
Herr Schlesser hat weiter ausgefOhrt, dass die Härtefallren­
ten anders als die Viertelsrenten nicht exportiert werden 
müssten. Mir liegt ein Auszug aus dem Protokoll der Sitzung 
der natlonalrätllchen Kommission vor. Danach sagt der Ex­
perte aus, dass das vermutlich, dass das wahrscheinlich 
nicht der Fall sein werde; aber eine hundertprozentig ver­
blndllche Aussage darüber, dass die Härtefallrenten in Zu­
kunft wirklich nicht exportiert werden müssen, haben wir 
auch noch nicht. So sicher, so verbindlich scheint-jedenfalls 
zum heutigen Zeitpunkt - die Aussage, dass wohl die Vier­
telsrenten, nicht aber die Härtefallrenten exportiert werden 
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müssen, also nicht zu sein. Wir haben Im Rahmen der bilate­
ralen Verhandlungen ja schon einige Überraschungen erlebt, 
gerade Jüngst auch bei der Arbeitslosenversicherung. Auch 
hier meine Ich, dass - zumindest Im Augenblick - noch ein 
grosses Fragezeichen zu setzen Ist. 
Schllessllch hat Kollege Schlesser gesagt, wenn der Natio­
nalrat die Viertelsrenten nicht abschaffen wolle, dann solle er 
bitte aufzeigen, wo er denn ein entsprechendes Sparpoten­
tial sehe. Warum soll er das machen? Warum soll er das tun 
müssen? Warum soll ein Rat, der den sozialen Schutz nicht 
reduzieren will, gleichzeitig aufzeigen, wo er das Geld sonst 
einsparen will? Warum soll ein Rat bei einem Einsparpoten­
tial, das noch nicht einmal genau beziffert werden kann, 
gleichzeitig zu einem solchen Beschluss auch noch eine 
Kompensationsmöglichkeit dartun? Das sehe ich nicht ein. 
Wir sind laufend dabei, neue Ausgaben zu beschiiessen. 
Heute morgen beispielsweise hat uns die WBK beantragt, bei 
der Differenzbereinigung betreffend die Vorlage «Volkszäh­
lung 2000» einer Bestimmung zuzustimmen, die festlegt, 
dass der Bund den Kantonen und Gemeinden Beiträge an 
diese Volkszählung gewähre. Wir hatten bisher eine Kann­
Formulierung beschlossen. Jetzt Ist es ein verpflichtender 
Auftrag, ein neuer Subventionstatbestand. Kein Wort ist ge­
fallen, kein Finger hat sich gerührt, um dagegen Einsprache 
zu erheben - entgegen den Absichtserklärungen bei der Be­
ratung des Subventionsberichtes und entgegen dem «heise­
ren Gesang», der damals ausgestossen wurde. Das Ist nur 
ein kleines Beispiel; auch Ich habe mich nicht dagegen aus­
gesprochen. 
So geschieht das laufend, und niemand beziffert die Mehr­
ausgaben. Nur hier will man jetzt sozusagen gleich auch 
noch das Sparpotential aufgezeigt bekommen, wenn man 
bereit Ist, an einer sozialen Schutzmassnahme weiterhin 
festzuhalten und entscheidet, dass die Viertelsrente nicht ab­
geschafft werden soll. 
Ich glaube nicht, dass hier ein grosses Sparpotential besteht; 
Ich bin aber überzeugt davon, dass mit der Viertelsrente die 
Reintegration von Behinderten wesentlich gefördert wird. 
Und der Grundsatz «Eingliederung vor Rente» besteht im­
mer noch, aber er Ist In der heutigen Wirtschaftslage wahn­
sinnig schwer einzulösen. Gerade da Ist die Viertelsrente ein 
entscheidendes Instrument, um Invaliden einen Einstieg, 
eine Wiederintegration Ins Wirtschaftsleben zu ermöglichen. 
Darum appelliere ich ein drittes Mal mit Nachdruck an Sie, 
dass wir die Viertelsrente beibehalten und sie nicht abschaf­
fen. 

Schmid Carlo (C, Al): Ich unterstütze den Antrag der Kom­
missionsmehrheit. Ich bin auch der Auffassung von Herrn 
Schlesser, dass derjenige, der In dieser Zelt aus beachtens­
werten Gründen sagt, dass man hier nicht sparen wolle, Im 
Prinzip eine Schuld hat, Alternativen zu zeigen. 
Herr Präsident der Finanzkommission, Sie wissen es selbst, 
dass wir hier In einem Rat sind, In dem nicht jede Einzelper­
son alle Geschäfte In gleicher Manier gleich sorgfältig vorbe­
reiten kann. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie In diesem 
Jahr, in dem Sie die Finanzkommission präsidieren, jedes 
Geschäft auf neue Ausgaben Oberprüfen und den Antrag 
stellen würden, auf neue Ausgaben nicht mehr einzutreten. 
Ich werde Ihnen ungeschaut folgen, wenn Sie das tun. 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Darf Ich noch ei­
nige kurze Bemerkungen machen zu den Voten, die jetzt ge­
fallen sind? 
Zuerst eine Bemerkung formeller Art zum Antrag Rochat: 
Rlchtlgerwelse müsste der Antrag - Ich beziehe mich nur auf 
den deutschen Text - lauten: «Renten, die einem lnvalidltäts­
grad von mindestens 40 Prozent, aber weniger als 50 Pro­
zent entsprechen •••• », denn bei einem lnvalldltätsgrad von 
50 Prozent wird bereits eine halbe Rente ausgerichtet. Das 
wäre die präzise Formulierung. Das sage ich nur als Hinweis 
fOr den Fall, dass diese Bestimmung angenommen werden 
sollte, wobei sich auch dann eine Differenz zum Nationalrat 
ergäbe und die Formulierung noch einmal überprüft werden 
könnte. 
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In der Diskussion sind verschiedene Argumente gefallen. 
Dazu möchte ich noch einiges bemerken. Zuerst eine kurze 
Bemerkung zu _Herrn Delalay: Es trifft zu, dass die Verwal­
tung uns eine Uberslcht gegeben hat, die zeigt, In welchen 
anderen Ländern auch noch unseren Viertelsrenten ähnliche 
Renten ausgerichtet werden. Allerdings Ist der lnvalldltätsbe­
griff unterschiedlich, und die Systeme sind nur bedingt ver­
gleichbar. Ich greife Holland heraus, um zu zeigen, dass wir 
In anderer Beziehung wesentlich besser dastehen als andere 
Länder. In den Niederlanden Ist es offenbar so, dass bei ei­
nem lnvallditätsgrad von 20 bis 80 Prozent eine Rente In der 
Höhe von 21 bis 50 Prozent ausgerichtet wird. Wenn man auf 
der einen Seite sagt, Finnland oder auch Schweden richteten 
bereits bei einem tieferen lnvallditätsgrad Viertelsrenten aus, 
muss man auf der anderen Seite auch sehen, dass es unter 
diesen hier aufgeführten Ländern auch solche gibt, die In der 
Skala wesentlich strenger sind als wir. 
Kollege Brändll, Sie haben den Vorschlag des verfeinerten 
Systems schon In der letzten Runde gebracht. Ich muss Ih­
nen sagen, dass Ich an der Praktikabilität eines differenzier­
teren Systems zweifle, wenn Ich die Ermessensspielräume 
sehe, und Ober die finanziellen Folgen, die mit einem solchen 
System verbunden sind, mache Ich mir keine Illusionen. 
Kollege Gentil hat auf die Referendumsgefahr hingewiesen. 
Ich bin Realist genug, um zu sehen, dass diese Referen­
dumsgefahr besteht, und Ich kann sie nicht von der Hand 
weisen. Ich gebe auch offen zu, dass es wahrscheinlich sehr 
schwierig wäre, einen Referendumskampf gegen die lnvall­
denorganisatlonen zu führen. Aber angesichts der finanziel­
len Situation der Invalidenversicherung muss, glaube ich, 
auch die andere Seite dazu beitragen, dass wir diesen So­
zialversicherungszweig wiederum auf eine elnlgermassen 
gesunde finanzielle Basis stellen können. 
Das Votum des Präsidenten der Finanzkommission hat mich 
etwas erstaunt Wir m0ssen von folgendem ausgehen: Nach­
dem wir Im letzten Jahr den Schuldenberg der lnvalldenver­
slcherung durch eine ausserordentllche Aktion auf Null redu­
ziert haben, laufen dieses Jahr bei der IV Schulden in der 
Grössenordnung von 700 MIiiionen Franken oder 2 Millionen 
Franken pro Tag auf. 
Auch die Aussichten, die uns der Bundesrat in der Botschaft 
fOr den zweiten Tell der 4. IV-Revision aufzeigt, sind nicht so, 
dass wir diesen Schuldenberg oder dieses Defizit auch nur 
elnlgermassen in den Griff bekommen könnten. Wenn wir die 
Invalidenversicherung auch nur elnlgermassen auf eine ge­
sunde finanzielle Basis stellen wollen, müssen wir, seien wir 
doch ganz realistisch, jährlich - nicht nur einmal, Herr Kol­
lege Onken - namhafte neue Mittel In diese Invalidenversi­
cherung einschiessen. Ich möchte die Verantwortlichen der 
lnvalidenorganisationen doch bitten, auch diesen Punkt zu 
sehen. 
Ich glaube, dieser Rat hier hat gegen0ber der lnvalldenversl­
cherung und den Betelllgten sehr grosses Verständnis ge­
zeigt. Wir haben dem Transfer von 2,2 MIiliarden Franken so­
fort zugestimmt. Wir haben In der Diskussion auch gesagt, 
dass wir diese lnvalldenverslcherung, die meines Erachtens 
Im Moment in einer äusserst schwierigen finanziellen Situa­
tion steckt, auf eine saubere Grundlage stellen müssen. Die­
ses Bemühen muss man auch einmal anerkennen, auch bei 
den Befürwortern der Abschaffung der Viertelsrenten. Wir 
sind nicht einfach die bösen Bubenl 
Noch etwas zur Exportpflicht: Im Moment Ist die Formulie­
rung- das Ist zutreffend, Herr Onken - In den bllateralen Ver­
handlungen noch nicht definitiv. Die Wahrscheinlichkeit ist 
aber gross, dass diese Härtefallrenten wie die Ergänzungs­
leistungen nicht darunterfallen, weil sie den gleichen Rechts­
charakter haben. 
Ich möchte noch einmal darauf hinweisen: Wenn wir die Vier­
telsrenten durch Härtefallrenten ersetzen, dann sind das 
halbe Renten und nicht Viertels-Härtefallrenten. Wir stellen 
also diejenigen, die es besonders nötig haben, besser. Es 
gäbe zu dieser Frage noch viel zu sagen; ich glaube, die Mei­
nungen sind gemacht. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Kommissionsmehrheit zu fol­
gen. 

Nur noch eine - persönliche - Bemerkung zum Antrag Ro­
chst: Der Antrag wurde In der Kommission nicht gestellt; ich 
kann also nicht als Berichterstatter sprechen. Ich bin nicht si­
cher - aber das möchte Ich eigentlich einer weiteren Beurtei­
lung überlassen -, ob der Antrag Rochat materiell eine we­
sentliche Veränderung gegenüber dem heutigen Rechtszu­
stand bringt. Formell wäre es offenbar so, dass die heutige 
Praxis mit dem Antrag Rochat auf Gesetzesstufe gehoben 
würde - heute Ist sie auf der Stufe der Weisungen fixiert. Zum 
ersten Mal w0rde auf Gesetzesstufe klar gesagt, dass es 
eine zeitlich befristete Rente gibt. Das wäre das Signal des 
Antrages Rochat. Ob sich aber In der Praxis etwas wirklich 
Grundlegendes Andern würde, das weiss Ich nicht. Ich 
zweifle daran, aber dies bedürfte weiterer Abklärungen. 
Eine weitere Bemerkung: Wenn die Viertelsrenten Im Rah­
men der bilateralen Verhandlungen exportiert werden müs­
sen, dann stellt sich nl!türllch die Frage, wie praktikabel eine 
derartige zweijährige UberprOfung Im Ausland Ist. Wir müs­
sen uns auch Oberlegen, wie wir die ÜberprOfung von Renten 
vornehmen können, die Ins Ausland ausbezahlt werden. Per­
sönlich habe Ich grosse Vorbehalte, dass dies wirksam erfol­
gen kann. 
Ich bitte Sie, trotz allen Einwänden der Mehrheit zu folgen. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: Nous avons deja eu de 
nombreuses dlscusslons sur ce theme. Le rapporteur a 
donne toute une serie d'lntormations tout a falt preclses et utl­
les, par exemple sur la sltuatlon en Europa et ce que slgnlfle­
ralt un rapprochement dans ce domalne de la Sulsse avec 
l'Europe, Je n'y revlendral pas. Je revlendral sur trois ou qua­
tre remarques qui ont ete faltes. 
La premlere, pour la liquider rapidement: M. Delalay a eu des 
mots assez durs envers un Conseil federal, ou une Confede­
ratlon qul remettralt une charge aux cantons an se deslnte­
ressant, dans ca domalne, du sort des personnes concer­
nees et des finances cantonales. J'almerals vous rappeler -
c'est a la page 35 du message, malheureusement avec une 
taute de trappe qua Je constate malntenant - qua l'operatlon 
premlere partle de la 4e revlslon de l'AI est blanche pour las 
cantons. lls partlclpent aux economles, donc lls beneflclent 
des economles pulsqu'lls partlclpent egalement au finance­
ment des prestatlons de l'AI, et lls sont appeles a compenser 
ces operatlons d'economles par une partlclpatlon supple­
mentalre aux prestatlons complementalres, et l'operation est 
blanche. lls economlsent 11 mllllons de francs, d'apres nos 
estlmatlons, et lls auralent a payer 11 mllllons de francs au tl­
tre des prestations complementalres. II ne faut donc pas voir 
dans ce projet de 4e revlsion de la loi federale sur l'assu­
rance-lnvalldlte un transfert de charges sur les cantons. 
Je l'al dit au Conseil national, ce n'est pas de galete de coeur 
que je prevois une teile mesure, mals avec bonne cons­
clence, et avec une blen meilleure consclence qua les mesu­
res precedentes, en particuller celles qui avaient ete lncluses 
dans un paquet d'economles et qua votre Chambre avait 
alors refuse, ou a l'epoque d'Eurolex ou J'avals une autre 
fonctlon. Pourquol? Parce que nous avons cree le fllet qui 
permet de retenir les personnes pour lesquelles la suppres­
slon du quart de rente creeralt des sltuatlons dlfflclles. Nous 
avons d'abord consldere qu'II y avalt un acquls pour les per­
sonnes qui etalent actuellement au beneflce d'un quart de 
rente, c'est-a-dlre qua l'lntroductlon de la lol ne supprlmeralt 
pas ce drolt. Mals ce drolt est, comme tous les drolts a la 
rente, soumls a un reexarnen perlodlque: quelqu'un qul est 
actuellement au beneflce d'un quart de rente, dans le cas ou 
sa sltuation d'invalidlte se modlfle, solt qu'elle se pejore et 
qu'll passe a un nlveau de rente superleur, soit qua sa sltua­
tlon ou qua son Integration, malgre son lnvalldlte, s'amellore 
et qu'on pulsse renoncer a ca quart de rente, entre dans ce 
systeme de reexamen regulier. Mais l'acquls est conserve. 
En d'autres termes, II contlnue, lul, a fonctlonner ou a lltre 
soumls a l'ancien drolt. Dlsons-le, comme ca II n'y a pas de 
changement pour les 4000 personnes, Je crols, qui benefi­
clent actuellement du quart de rente. 
Toutes las autres personnes qui se trouvent avec un taux 
d'lnvalldite situe entre 40 et 50 pour cent, d'apres l'apprecla-
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tlon qul en est faite, beneficleralent en cas de besoin de pres­
tatlons complementalres. De prestatlons complementaires 
auxquelles alles n'ont pas drolt actuellement, sauf, en cas de 
besoln, par le passage, cette fols-cl sous le nom de «Härte­
fallrenten», du quart de rente a la deml-rente. Nous avons 
donc un fllet qul pennet de garantlr que, sur le plan exlsten­
tlel, personne ne se trouveralt menace par l'lntroductlon de 
cette nouvelle reglementatlon. 
C'est la ralson pour laquelle, en decouplant pour la premlere 
fols la declslon d'accorder une rente et la possibillte de rece­
volr des prestatlons complementalres, nous creons un instru­
ment adapte aux besolns, un nouvel Instrument, un Instru­
ment fin, un Instrument qul pennette de mleux tenlr compte 
de la sltuatlon Individuelle des personnes par rapport a un 
drolt a la rente. Et c'est blen cette securlte qul me pennet non 
seulement de vous soumettre cette mesure, mals de vous 
prler de ne pas vous ralller a la declslon du Conseil national. 
L'opinlon exprlmee par M. Brändll conslste a dire: «De toute 
fa~n. revlsons l'ensemble de notre systeme d'AI en tennes 
de modulatlon des rentes, parce qu'un systeme avec des 
seulls aussl eleves n'est pas le systeme dont nous avons be­
soln.» Je lul donne volontlers qultus pour le falt que des sys­
temes avec des seuils sont toujours des systemes extrAme­
ment dlfficlies a garer et qul peuvent creer des sltuatlons d'ln­
justlce - on peut se retrouver tout d'un coup, theorlquement, 
a 49 pour cent, et on n'a rlen, alors qu'a 50 pour cent on a 
quelque chose. Je dls theorlquement, car je pense que ce 
n'est pas avec ce degre-la de finesse que les declslons peu­
vent Atre prlses - c'est quand mAme par categorles que les 
declslons se prennent. Mals je reconnals que, pour l'esprlt, 
ce n'est pas tres satlsfalsant d'lmaglner qu'on a une schelle 
et que les degres de cette schelle sont tres eleves et qu'lls 
devlendralent mAme plus eleves par la sulte. 
Mals f al aussl des doutes quant a la praticablllte d'un sys­
teme beaucoup plus fln. Nous n'avons pas l'lntentlon actuel­
lement d'etudler, dans le cadre de la deuxleme partle de la 
revlslon, un changement dans ce sens-la, une modulatlon 
plus fine des prestations. SI l'on allalt dans ce sens-la, sans 
doute l'esprlt du temps voudralt qu'on le fasse en fonctlon 
des besolns economlques aussl, et pas seulement du degre 
d'lnvalidlte. 
La mesure que je vous soumets ne va pas a contresens de 
cette evolutlon, mals au contralre, vralsemblablement dans le 
sens de cette evolutlon, que vous semblez souhalter. II n'y a 
donc pas actueliement de travaux serleux en cours qul per­
mettralent, comme le dlsalt M. Brändll, dans deux ou trols 
ans, de venlr avec un projet qul modlfieralt le systeme dans 
le sens d'une modulatlon plus flne ou d'un abalssement de 
ces seulls, d'un ajout de degres a cet escalier. 
J'en vlens malntenant a la propositlon Rochat en dlsant, 
comme M. Schlesser, que dans la pratlque cela ne change 
rlen. L'ldee mAme de revolr les rentes perlodlquement falt ab­
solument partle lntegrante de l'AI. Par contre, votre proposl­
tlon, Monsieur Rochat, a un defaut pratlque reel: eile cree 
une confuslon entre les mesures de readaptatlon et la rente. 
En falt, vous voulez faire d'une rente un accompagnement 
d'une phase de readaptatlon alors que, dans le systeme de 
l'AI, II faut d'abord epulser les posslbllltes de readaptatlon, 
lesquelles s'accompagnent du versement d'lndemnltes jour­
nalleres qul sont en general plus elevees que la rente, parce 
que c'est la phase essentielle ou II faut evlter une chronlclsa­
tlon des dlfflcultes qul condulsent a l'lnvalldlte. 
Donc, sl vous creez cette confuslon, quelle sera la prochalne 
etape? C'est le rlsque que la perlode de readaptatlon et la pe­
rlode de rente pulssent se mAler, et que des personnes qul 
auralent droit actuellement aux lndemnltes joumalleres puis­
sent entrer dans un systeme ou alles auralent drolt a quelque 
chose d'hybrlde qul seralt une rente aux fins de relntegratlon. 
Vous modlflez, par cette simple proposltion, la loglque mAme 
de l'AI. Pour une proposltlon qul vlent sans avolr passe par la 
commlssion, au demier moment, au moment de l'ellminatlon 
des dlvergences, cela me parait quelque chose qul marlte 
une refiexlon en tout cas plus approfondie. Avec votre propo­
sitlon, Monsieur Rochat, vous changez la phllosophle de l'AI. 
Veulllez la garder, sl je puls me permettre cette remarque, 
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pour une reflexlon approfondle dans le cadre de la deuxieme 
partle de la 4e revision de l'AI. Aujourd'hul, eile nous forceralt 
vralment a prendre une declslon sans que toutes les conse­
quences aient pu en Atre evaluees. 
Comme l'a dlt M. Schlesser, sur le plan de la philosophle ge­
nerale, cela change aussl l'esprlt de l'AI, qul dit maintenant 
que toutes les rentes sont accordees sur la base d'un exa­
men, sans llmltatlon dans le temps, mals qu'elles sont perlo­
diquement reexaminees. Nous le savons, tant qu'II n'y a pas 
eu un reexamen qul condult a une autre decision, le drolt a 
cette rente est assure. Vous renversez les choses, Monsieur 
Rochat, en dlsant: «Non, nous n'accorderons plus, dans le 
cas du quart de rente - mais c'est un corps etranger dans ia 
phllosophie de l'AI -, que des rentes llmltees, et II faut qu'II y 
alt une nouvelle decislon pour que cette rente pulsse Atre ac­
cordee.» 
Volta ia raison pour iaquelle cette Idee, qui est certalnement 
aussl lnsplree par votre experlence de pratlclen, d'homme du 
terraln, demande une refiexlon beaucoup plus approfondle 
qu'aujourd'hul dans ce tour de dlscusslon, et n'alde strlcte­
ment pas a sortlr du fameux dllemme, du douloureux dl­
lemme, du dlfficlle dllemme: voulons-nous malntenlr le quart 
de rente tel qu'II est actuellement? Voulons-nous adopter le 
systeme propose par le Conseil federal, qul detrult des auto­
matlsmes dans le sens de la rente, mais qul prend au serleux 
le mandat soclal qul est d'evlter que la pauvrete s'lnstalle 
pour cause d'une rente d'lnvalldlte redulte? C'est cela que 
nous vous demandons de soutenlr aujourd'hul. 

Präsident: Zunächst Ist der Wortlaut des Antrages Rochat 
zu bereinigen. Herr Rochat beantragt folgendes: «Renten, 
die einem lnvalldltätsgrad von mindestens 40 Prozent, aber 
weniger als 50 Prozent entsprechen, werden ..•• » 

Der Antrag Rochat Ist als Ergänzung des Antrages der Min­
derheit zu verstehen. 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A tltre prellmlnaire 
Für den Antrag der Minderhelt/Rochat 
Für den Antrag der Minderheit 

Deflnltlv - Deflnltlvement 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Mlnderhelt/Rochat 

Art. 29 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Delalay, Brunner Christiane, Resplnl) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 29 al.1 
Proposition de la commlsslon 
Maforite 
Malntenlr 
Mlnorite 
(Delalay, Brunner Christiane, Resplnl) 
Adherer a la declsion du Conseil national 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 53 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 53 al. 2 
Proposition de la commlsslon 
Adherer a la declslon du Conseil national 

19 Stimmen 
15 Stimmen 

25 Stimmen 
13 Stimmen 

Schlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Die Bestimmung 
von Artikel 53 Absatz 2 hat In der natlonalrätllchen Kommis-
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slon zu einer ausgiebigen Debatte geführt. Dabei wurde un­
ter anderem der Wunsch geäussert, der Ständerat solle sich 
über die Lösung des angesprochenen Problems nochmals 
Gedanken machen. Eigenartigerweise hat dann diese Ergän­
zung von Artikel 53 Im Plenum des Nationalrates überhaupt 
zu keiner einzigen Bemerkung Anlass gegeben. Daraus darf 
wohl geschlossen werden, dass sich die In der Kommission 
erhitzten Gemüter bis zur Plenardebatte Im Nationalrat wie­
der gehörig abgekühlt haben. 
Worum geht es? Einfach gesagt geht es darum, durch Vor­
schriften des Bundesrates die In den einzelnen Kantonen 
sehr unterschiedlichen Praktiken einander anzunähern. Es 
ist zum Beispiel nur schwer einsehbar, weshalb In einzelnen 
Kantonen prozentual doppelt so viele Invalide vorhanden 
sind wie in anderen Kantonen. Hier bedarf es einer Bundes­
ratskompetenz, um die Arbeit auf Kantonsebene zu überprü­
fen und nach Möglichkeit etwas zu vereinheitlichen. 
Das helsst, die kantonalen Unterschiede sind auszugleichen. 
Diesem Zweck dient der neue Artikel 53 Absatz 2. 
Die Kommission beantragt Ihnen, hier dem Beschluss des 
Nationalrates zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 73 Abs. 6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 73 al. 6 
Proposition de la commission 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Sehlesser Fritz (R, GL), Berichterstatter: Bel Artikel 73 Ab­
satz 6 geht es um die Bedarfsplanung für kantonale Anstal­
ten, Werkstätten und Wohnheime. 
Nach Auffassung des Nationalrates Ist es notwendig, dem 
Bundesrat die Befugnis einzuräumen, Vorschriften über das 
Verfahren für die Einreichung der Bedarfsplanungen auf Ver­
ordnungsstufe aufzustellen. Der Nationalrat hat diese Be­
stimmung ohne Diskussion genehmigt. 
Ihre Kommission beantragt Ihnen, In diesem Punkt ebenfalls 
dem Nationalrat zu folgen. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II Zlff. 2 Art. 2e Bst. a; Zlff. III Bst. a, b 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Delalay, Brunner Christiane, Resplni) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II eh. 2 art. 2e let. a; eh. III let. a, b 
Proposition de la commlssion 
MaJorite 
Malntenlr 
Mlnorite 
(Delalay, Brunner Christiane, Resplnl) 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Präsident: Ich gehe davon aus, dass die beiden Differenzen 
durch die Abstimmung bei Artikel 28 Im Sinne der Zustim­
mung zum Antrag der Mehrheit bereinigt sind. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposltlon de la majorite 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

E 23 Juln 1998 
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Differenzen - Dlvergences 
Siehe Seite 1248 hlervor-Volr page 1248 cl-<levant 
Beschluss des Ständerates vom 23. Juni 1998 
D~ion du Conseil des Etats du 23 Juln 1998 

A. Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
A. Lol federale sur l'assurance-lnvalldlte 

Art. 28 Abs. 1, 1blS, 1ter; 29 Abs. 1; Zlff. II Zlff. 2 Art. 2c 
Bst. a; Zlff. III Bat. a, b 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Egerszegl, Bangerter, Bortoluzzl, Föhn, Heberlein, Hochreu­
tener, KOhne, Theller, Wittenwiler) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 28 al. 1, 1 bis, 1ter; 29 al. 1; eh. II eh. 2 art. 2e let. a; 
eh. III let. a, b 
Proposition de 1a commlssion 
MaJorite 
Malntenlr 
Mlnorlte 
(Egerszegl, Bangerter, Bortoluzzl, Föhn, Heberlein, Hochreu­
tener, KOhne, Theller, Wlttenwller) 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Egerszegl Christine (R, AG): Die SGK hat heute mit 13 zu 12 
Stimmen beschlossen, die Viertelsrente bei der IV nicht zu 
streichen. Im Namen der 12 Unterlegenen bitte Ich Sie, sich 
dem Beschluss des Ständerates, also dem Entwurf des Bun­
desrates, anzuschliessen. Das Ist die einzige Differenz, die 
wir im ersten Tell der 4. IV-Revision noch haben. 
Ich werde Ihnen die einzelnen Grunde nicht mehr In Erinne­
rung rufen, mit Ausnahme eines einzigen, entscheidenden: 
Die Verwaltung hat bestätigt, dass Im Falle eines Abschlus­
ses der bilateralen Verhandlungen mit der EU die Viertels­
rente - Im Umfang von rund 7 Millionen Franken - In diese 
Länder exportiert werden müsste. Allein deshalb waren wir 
der Ansicht, dass wir die Viertelsrenten, wo sie wirklich nötig 
sind, durch die nicht exportpfllchtlgen Härtefallrenten erset­
zen sollten. 
Wir haben diese Vorlage, die wir heute verabschieden könn­
ten, aus dem Eidgenössischen Departement des Innern. 
Frau Bundesrätin Drelfuss als Vorsteherin dieses Departe­
mentes hat uns glaubhaft machen können, dass es hier um 
kleine Sparmassnahmen geht, die zumutbar sind, die sozial­
verträglich sind. Deshalb sollten wir uns .hier dem Beschluss 
des Ständerates bzw. dem Entwurf des Bundesrates an­
schllessen. 
Ich bin mir bewusst. dass es sich hier um eine kleine Spar­
massnahme handelt. Wir haben aber vom Volk den Auftrag, 
den Haushalt In Ordnung zu halten. Während wir hier spre­
chen, nehmen die Schulden der Invalidenversicherung 
stOndllch um rund 180 000 Franken zu. Wir wissen, dass 
diese Sparmassnahme nur ein kleiner Beitrag Ist. Wir wissen 
aber auch, dass wir beim zweiten Tell der 4. IV-Revision wie­
derum Ausgaben beschllessen mOssen; Ich denke an die As­
sistenzentschädigung. 
Ich bitte Sie namens der Minderheit der Kommission, bei Ar­
tikel 28 dem Beschluss des Ständerates zuzustimmen. 

Gros& Jost (S, TG): Ich bitte Sie, Jetzt der Mehrheit zu folgen 
und die Viertelsrente der IV nicht abzuschaffen. Ich möchte 
hier nicht die ganze BegrOndung wiederaufnehmen. Wir ha­
ben In der letzten Woche sehr eingehend diskutiert. Ich 
möchte aber einen kurzen Blick auf die ständerätllche De­
batte werten, und Ich möchte natürlich auch ganz kurz auf 
das eingehen, was Frau Egerszegl hier gesagt hat. 
Im Ständerat, aber auch Jetzt wieder von Frau Egerszegl, 
wird die Frage der Beibehaltung der IV-Viertelsrenten aus­
schilesslich unter finanzpolitischen Gesichtspunkten disku­
tiert. Es gehe um die Sanierung der lnvalldenverslcherung. 
Der zweifelhafte Spareffekt dieser Massnahme wurde Ober­
haupt nicht thematisiert, auch Jetzt wieder nicht durch Frau 
Egerszegl. Ebensowenig wurde thematisiert, dass arbeltswll­
llge Behinderte demotiviert werden, überhaupt noch eine Er­
werbstätigkeit aufzunehmen. 
Auch heute wieder hat die «Neue Zürcher Zeitung» Im redak­
tionellen Teil ein zweites Mal innerhalb einer Woche - unge­
wöhnlich genug - auf die elngllederungsfelndllchen Wirkun­
gen dieser Massnahme hingewiesen. Das Interessiert offen­
bar die Mehrheit des Ständerates nicht. DafOr hat er die Dis­
kussion Ober die Frage wiederaufgenommen, ob die bilate­
ralen Verhandlungen nicht dazu fOhren könnten, dass Vier­
telsrenten lnskOnftlg ins Ausland exportiert werden mOssten. 
Dabei wird mit einer Mehrbelastung des Bundes von 7 Millio­
nen Franken operiert. 
Wer nun die Abklärungen und den Bericht der Verwaltung 
und die In der SGK-SR erteilten Auskünfte resümiert, stellt 
folgendes fest: 
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1. Es ist nach Auffassung der Verwaltung und damit - davon 
gehe Ich aus - auch des Bundesrates keineswegs sicher, 
dass Viertelsrenten der Invalidenversicherung Inskünftig bei 
einem entsprechenden Ergebnis der bilateralen Verhandlun­
gen Ins Ausland exportiert werden müssen. Die Frage Ist po­
lltlsch offen und umstritten. 
2. Die von der Verwaltung errechneten 7 Millionen Franken 
beziehen sich auf den Stand der Rentenauszahlungen Im 
August 1992. Diese Viertelsrenten stehen -: das wird hier ge­
flissentlich Obergangen - gemäss den Ubergangsbestlm­
mungen unter Bestandesschutz. Wie viele ausländische 
Rentenempfänger künftig vom Rentenexport profitieren wer­
den, Ist völlig ungewiss. Die 7 Millionen Franken sind deshalb 
eine unseriöse Grundlage fOr die Berechnung einer allfälligen 
Mehrbelastung des Bundes. Es Ist meines Erachtens unfair­
Ich brauche das harte Wort mit Absicht -, mit dieser Zahl 
Oberhaupt zu operieren. 
Wenn der Ständerat aus wlrtschaftllchen Gründen, aus fl­
nanzpolltlschen Gründen sparen wlll, dann muss er dies ge­
stützt auf verlässliche Zahlen tun. So gesehen bleibt der Ein­
druck, dass die Mehrheit des Ständerates - es gibt dort Ja 
auch eine starke Minderheit - ungeachtet aller Warnungen 
und aufgrund einer zweifelhaften Berechnungsgrundlage an 
den Behinderten sparen möchte; dies offenbar als Auftakt zu 
einem sparpolltlschen Sozialabbau. 
Ich bitte Sie deshalb Im Namen der SP-Fraktion, dem Antrag 
der Mehrheit der Kommission zuzustimmen. 

Präsident: Die FDP-Fraktion lässt mitteilen, dass sie die 
Kommissionsminderheit unterstützt. 

Kühne Josef (C, SG): Namens der Mehrheit der CVP-Frak­
tion bitte ich Sie, dem Ständerat zuzustimmen. Auch uns Ist 
der Entscheid zur Streichung der Viertelsrente nicht leichtge­
fallen, aber bei einer Abwägung sämtlicher Kriterien haben 
am Schluss drei Punkte den Ausschlag gegeben: 
1. Einsparungen sind möglich, nicht gewaltige zwar, aber es 
geht doch um ein Signal Im Bereich der Sozlalpolltlk. Bei den 
Renten gibt es bezüglich Beurtellung_nlcht nur objektive Kri­
terien, und es sind vor allem die Arzte, bei welchen die 
Schwelle für die Zusprechung einer Viertelsrente verhältnls­
mässig tief liegt. 
2. Bel den Sozialleistungen gibt es die Frage der Reziprozität 
Im Rahmen der bilateralen Verhandlungen, wo natürlich ten­
denziell fast automatisch ein Exportüberschuss entsteht. Sie 
können unschwer ausrechnen, dass es In fast allen Fällen at­
traktiver Ist, schweizerische Sozialleistungen in andere Län­
der zu exportieren, als ausländische Sozialleistungen In die 
Schweiz zu transferieren. 
3. VlertelsrentenbezOger, die Im Ausland leben, können in 
den Folgejahren bezüglich Rentenberechtigung nur schwer 
auf Ihren Gesundheitszustand Oberprüft werden. 
Deshalb bitte Ich Sie, die Differenz zu beseitigen und dem 
Ständerat zuzustimmen. 

Bortoluzzl Tonl (V, ZH): Die SVP-Fraktlon wird den Be­
schluss des Ständerates unterstOtzen. Es geht In diesem er­
sten Tell der 4. IV-Revision darum, gewisse Strukturen anzu­
passen. 
Die Frage, die sich In diesem Zusammenhang stellt: Ist die 
Abschaffung der Viertelsrente ein vertretbarer Beitrag zur 
Verbesserung der IV-Finanzen? Darum geht es. Dabei stellt 
sich die weitere Frage, ob es sich um einen sozlalpolltisch 
vertretbaren Akt handelt. Es geht nicht darum, die Antwort 
auf die Frage zu finden, ob es nun ein kleiner oder grosser 
Beitrag zur IV-Sanierung sei. Es Ist zweifellos ein kleiner Bei­
trag. Eine Anzahl kleiner Beiträge Jedoch bilden einen we­
sentlichen Tell, so dass letztlich die Sanierung der IV auch so 
ermöglicht werden kann. Wenn wir diese Schwelle bereits 
beim ersten kleinen Teil nicht zu überschreiten vermögen, 
frage !eh mich ernsthaft, wie Sie glauben, diese schwierige 
Situation In der lnvalldenverslcherung In Zukunft bewältigen 
zu können. 
Wir werden weitere Korrekturen vornehmen mOssen, um zum 
Zlel zu gelangen. Ein zweiter Tell der 4. JV-Revlslon steht uns 
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bevor. Dort werden wir über weitere Strukturveränderungen 
reden müssen, die Härten zur Folge haben. Sozialpolitisch 
sind solche Korrekturen heute nicht mehr zu umgehen. Wir 
werden nicht darum herumkommen, das Versicherungsprin­
zip zu Lasten des Bedarlsprlnzlps zurückzunehmen. 
Ich bin Oberzeugt, dass das der sozialpolitisch richtige Weg 
ist, weil die Bereitschaft, In der Bevölkerung nach Bedarfs­
nachweis Sozialleistungen zu erbringen, nach wie vor vor­
handen Ist. Nicht mehr vorhanden aber Ist sie für Umvertei­
lungen und die Erfüllung von Rechtsansprüchen, wie wir sie 
hier In der IV zum Tell vorfinden. Damit Ist nicht gesagt, das 
sei besonders bei der Viertelsrente der Fall. 
Ich bitte Sie, diesen kleinen Schritt zu tun und damit zu zei­
gen, dass es möglich ist, die Invalidenversicherung gelegent­
lich zu sanieren. 

Martl Werner (S, GL): Herr Bortoiuzzl, Sie haben die Ab­
schaffung der Viertelsrente mit der finanziellen Sicherstel­
lung der IV begründet. Gleichzeitig haben Sie - zusammen 
mit Herrn Kühne, der soeben den Saal verlassen hat - dafür 
gestimmt, dass wir ein Viehregister einführen. Dieses Vieh­
register kostet den Staat etwa 14 Millionen Franken pro Jahr. 
Die Abschaffung der IV-Viertelsrente ergibt eine Ersparnis 
von 7 MIiiionen Franken. 
Ich frage Sie: Liegt Ihnen das Vieh näher als die Interessen 
der behinderten Mitbürger unseres Landes? 

Bortoluzzl Tonl (V, ZH): Herr Martl, diese Frage scheint mir 
so weit hergeholt, dass sie schlicht und einfach nicht vernünf­
tig beantwortet werden kann. (Heiterkeit) 

Hochreutener Norbert (C, BE), Berichterstatter: Die Mehr­
heit der Kommission empfiehlt Ihnen Festhalten am bisheri­
gen Entscheid des Nationalrates - das Abstimmungsresultat 
In der Kommission lautete 13 zu 12 Stimmen -; das helsst: 
keine Streichung der Viertelsrente. Dies im Gegensatz zu 
Ständerat und Bundesrat, welche für Streichung sind. Der 
Ständerat hat dies gestern mit 25 gegen 13 Stimmen bestä­
tigt. 
Wo Hegen die Gründe? Zum einen stehen nach der Meinung 
der Mehrheit die Einsparungen In keinem Verhältnis zum Op­
fer; d. h., das Opfer für die potentiellen künftigen Vlertelsrent­
nerbezüger Ist unverhältnlsmässlg gross, gemessen an den 
Einsparungen. 
Zudem dürfe die Frage - so die Mehrheit- nicht nur unter der 
Optik der Finanzen betrachtet werden. Herr Gross Jost hat 
dies ja vorhin ausführlich dargelegt. Ein Verzicht auf die Vier­
telsrente sei elngllederungsfelndllch, dabei sollte doch das 
IVG elngllederungsfreundllch sein. 
Weiter wurde In der Kommission gesagt, das Referendum 
gegen die 4. IV-Revision drohe, wenn die Viertelsrente ge­
strichen würde; dann könnte sich leicht dieselbe Situation er­
geben wie bei der Abstimmung über die Arbeitslosenversi­
cherung. Es lohne sich nicht, wegen dieser verhältnismässlg 
geringen Summe mit dem Referendumsfeuer zu spielen. 
Diese Einsparungen würden gemäss der Meinung der Mehr­
heit auch nicht 20 MIiiionen betragen, sondern weit weniger, 
weil bei einer Streichung der Viertelsrente mehr potentielle 
Bezüger eine halbe Rente beziehen würden. 
Weiter Ist die Kommissionsmehrheit der Meinung, dass es 
zumindest voreilig sei, den Export In den Vordergrund zu rük• 
ken, also zu sagen, die Viertelsrenten müssten Im EU-Raum 
exportiert werden, wenn ein bilaterales Abkommen zustande 
kommen würde. Ob dies wirklich so sei, könne man zum jet­
zigen Zeitpunkt noch nicht zuverlässig sagen. Deshalb sei es 
unseriös, bereits jetzt den Export als gegeben zu erachten 
und gestützt darauf einen so wichtigen Entscheid zu fällen. 
Herr Gross hat dies ja vorhin dargelegt. So weit zur knappen 
Kommissionsmehrheit. 
Jetzt noch ganz kurz zusammengefasst die Gründe der Kom­
missionsminderheit, zu der Ich mich persönlich auch zähle: 
Diese will ein Zeichen des Sparens setzen, ein Signal, dass 
man mit dem Sparen ernst macht und nicht Immer nur davon 
redet. Die Minderheit befürchtet auch den Export Im Falle ei­
nes bilateralen Abkommens. Die entsprechenden Aussagen 
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der Verwaltung, aber auch von Frau Bundesrätin Drelfuss, 
scheinen der Minderheit hier eigentlich klar und zuverlässig 
zu sein. 
Zudem hat sie Betorchtungen wegen der Kontrolle: Die Vier­
telsrenten werden Ja periodisch überprüft, und wie will man 
das Im Ausland tun? Schllesslich ist die Minderheit der An­
sicht, dass eine allfällige Zunahme der halben Renten höch­
stens ein Indiz dator wäre, dass das Bemessungssystem 
dann allenfalls korrigiert werden, dass man dort allenfalls den 
Hebel ansetzen müsste. 
Wie gesagt: Als Kommissionssprecher empfehle Ich Ihnen 
aber, der Mehrheit zu folgen, am ursprünglichen Beschluss 
festzuhalten und den Antrag der Minderheit Egerszegl abzu­
lehnen. 

Phllfpona Jean-Nlcolas (R, FR), rapporteur: La semalne der­
nlere, soit le Conseil federst, sott la majorite de la commlsslon 
vous proposalent de supprimer le quart de rente et notre 
Conseil decldalt de Je malntenlr, par 84 volx contre 76. De­
puls lors, le Conseil des Etats malntlent sa declslon et est re­
venu au projet du Conseil federal, par 25 volx contre 13. 
Aujourd'hul, votre commlsslon s'est reunle et vous propose 
de maintenlr la declslon qul a ete prise la semalne demlere, 
sl blen qu'en tant que rapporteur de la commlsslon, je dols 
vous proposer exactement le contralre de ce qu'on vous pro­
posalt la semalne demlere, c'est-a-dlre de malntenlr le quart 
de rente. 
1. Un des arguments qul a ete declslf en commlsslon, c'est 
que la suppresslon du quart de rente donne un mauvals sl­
gnal, a savoir que l'on veut faire des economles dans un sec­
teur Oll les besolns sont lncontestables et souvent mime as­
sez grands. 
2. Le passage a la deml-rente rlsque d'annihller toutes les 
posslbllltes d'economles pulsqu'il est a cralndre certalnes lar­
gesses d'lnterpretatlon de la part des medeclns. 
3. II semble que la relnsertlon est plus faclle pour les handl­
capes avec un quart de rente qu'avec une deml-rente. C'est 
un encouragement a la relnsertlon qu'II taut absolument sou­
tenlr. 
4. II semble que l'lnsecurite est tres grande dans les mllleux 
des beneficlalres, une lnsecurite qui esttout a falt regrettable. 
Voila les points essentlels qul ont falt que la majorite de la 
commlsslon a change de camp et vous propose de malntenlr 
le quart de rente. 
D'apres la mlnorite, qul est assez forte quand mime, II y 
aurait le risque de devoir exporter le quart de rente a l'avenir 
en vertu des accords lntematlonaux. L'exportatlon du quart 
de rente risque de provoquer quelques abus puisque les con­
tröles sont souvent tres dlfficiles, volre Impossibles dans cer­
talnes partles du monde. D'autre part, en ce qul conceme le 
quart de rente, II s'aglt plutöt d'un remplacement que d'une 
suppresslon pulsque les prestations complementalres se­
ralent versees soit en complement du quart de rente, soit 
mime pour le remplacer. 
C'est par 13 volx contre 12 que la commisslon vous demande 
donc de malntenlr la declslon de la semalne demlere, c'est­
a-dlre ne pas supprimer le quart de rente. 

Drelfuss Ruth, conselllere federale: J'almerais m'exprlmer 
sur deux polnts: 
1. Pour des declslons de ce genre, on aimerait toujours lma­
glner qul pourralent itre les vlctlmes d'une teile declslon. Je 
pense a ceux qul ont actuellement un quart de rente. lls con­
tlnueront a le toucher, sous reserve blen sOr des contröles pe­
riodiques usuels pour l'assurance-lnvalldlte dans tous las cas. 
2. J'essale de m'lmaglner alors les personnes qul, plus tard, 
pourralent entrer dans cette sltuatlon. D'abord, Je me dls 
qu'elles ne seront pas tres nombreuses pulsque, en tout, de­
puls la creatlon de l'AI, nous sommes arrives a un socle de 
4000 personnes. Puis, je me dis que ces personnes qul vlen­
dront plus tard auront la posslbllite, sl leur revenu pour cause 
d'lnvalidite est en dessous du seuil existential, de recevolr 
des prestatlons complementalres, mime si elles ne r~lvent 
pas de rente. Bien sOr, je me pose la questlon de savolr ce 
que devlendront las personnes etrangeres qul travaillalent en 

Sulsse. Aujourd'hul, alles n'ont pas drolt a l'exportatlon de 
ces prestatlons, demaln peut-itre. SI vous malntenez le quart 
de rente, les probabllites sont grandes que d'lcl quelques an­
nees, elles auront le drolt de toucher aussl a l'etranger ce 
quart de rente et que cela representera pour alles un polnt 
positlf. Cela vaut egalement pour des Suisses qul se trouve­
ralent a l'etranger. Je me dis que c'est une declslon qul n'est 
pas du tout banale et sans consequence, mals qu'elle n'est 
pas de nature a provoquer des cas de rigueur. En se privant 
de cet Instrument, on salt qu'on aura un Instrument fort pour 
la relntegratlon des Invalides. 
Volla la questlon que je me suls deja posee lorsque j'al pre­
sente cet objet au Conseil federal et lorsqu'II a declde de la 
proposltlon a vous faire. Je tenals a vous dlre que la declslon 
que vous prendrez, quelle qu'elle solt, n'aura pas d'effet de 
rigueur. 
Le Conseil federal vous lnvlte cependant a marquer 
aujourd'hul cette volonte d'aglr de taeon plus clblee et molns 
automatlque dans les cas llmltes qul donnent drolt a des 
prestatlons de l'AI aujourd'hul. C'est dans ce sens-la qu'II 
pense qua ta declslon du Conseil des Etats marlte que vous 
y adherlez. 

Schmied Walter r,J, BE): Mon vote dependra de la reponse 
que vous donnerez a ma question. 
Vous avez evoque le fait que ceux qul sont Invalides et qul 
touchent un quart de rente aujourd'hul ne seront pas preterl• 
tes par la suppresslon du quart de rente, des !'Instant Oll vous 
vous engagez a leurverser une rente complementalre. Vous 
avez aussl parie du seuil a deflnlr pour l'octrol d'un mlnlmum 
vital necessalre qul fera que ces gens toucheront une rente 
complementalre ou non. 
Est-ce que vous tlendrez compte du falt qu'une personne In• 
vallde a plus de frais dans la vle de tous les Jours au nlveau 
des lnfrastructures et de l'utillsatlon de pas mal de choses, 
par exemple d'une volture qul dolt itre transformee? Est-ce 
que vous tenez compte des exlgences de ce genre dans vo­
tre calculatlon pour deflnlr sl une personne a drolt a une rente 
complementalre ou non? 

Drelfuss Ruth, conseillere federale: Oul, mals peut-itre pas 
de tous les types de besoln qul pourralent se presenter. Je ne 
peux pas donner une reponse exhaustlve. 
Je vous rappelle que le systeme des prestatlons complemen­
talres tlent compte du loyer et des frais medlcaux, donc de la 
situation Individuelle. C'est une alde clblee qul depend vral­
ment de la situatlon reelle de la personne X ou Y. Je recon­
nals blen sOr que le plafond n'est pas des plus eleves, mais 
II est ajuste en fonctlon de ces depenses partlculleres. 

Namentliche Abstimmung 
Vote nomlnatlf 
(Ref.: 2217) 

Für den Antrag der Minderheit stimmen: 
Votent pour la proposltion de la mlnorlte: 
Aregger, Baader, Bangerter, Baumann Alexander, Baumber­
ger, Bezzola, Blocher, Bortoluzzl, Bosshard, Brunner Tonl, 
Cavadlnl Adrlano, Christen, Delss, Dettllng, Durrer, Eber­
hard, Egerszegl, Eggly, Ehrier, Engelberger, Engler, Eplney, 
Fehr Hans, F111Iez, Fischer-Häggllngen, Fischer-Seengen, 
Föhn, Freund, Frey Walter, Frlderlcl, Fritschl, Gros Jean­
Mlchel, Gulsan, Gusset, Gysln Hans Rudolf, Hasler Ernst, 
Heberleln, Hegetschweller, Hass Otto, Hass Peter, Hochreu­
tener, Kofmel, KOhne, Kunz, Lachat, Langenberger, Leu, 
Leuba, Loeb, Loretan Otto, Maltre, Maurer, Moser, MQller 
Erich, Oehrll, Phillpona, Raggenbass, Randegger, Ruckstuhl, 
Rychen, Schenk, Scheurer, SchlOer, Schmid Samuel, Simon, 
Stamm Luzl, Steinegger, Stucky, Theller, Tschuppert, Vallen­
dar, Vetterii, Welgelt, Widrig, Wlttenwller, Wyss (76) 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen: 
Votent pour la proposltion de Ja majorlte: 
Aeppll, Alder, Antille, Banga, Baumann Ruedl, Baumann 
Stephanle, Bäumlin, Beguelln, Borel, BOhlmann, Burgener, 
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Caccla, Carobblo, Cavalll, Chiffelle, Comby, David, Dor­
mann, DOnkl, Dupraz, Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, 
Fehr Jacqueline, Frey Claude, Gadlent, Genner, Goll, Gon­
seth, Gross Jost, Grossenbacher, Haerlng Binder, Hafner 
Ursula, Hämmerle, Helm, Hollenstein, Hubmann, Jans, 
Jaquet, Jutzet, Keller Christine, Leemann, Lötseher, Maury 
Pasquler, MOller-Hemml, Nabholz, Ostermann, Rechstelner 
Paul, Rechstelner Rudolf, Rennwald, Roth, Sandoz Suzette, 
Schmid Odllo, Semadenl, Stamm Judlth, Strahm, Stump, 
Suter, Teuscher, Thanel, ThOr, Tschäppät, Tschopp, Vollmer, 
von Allmen, von Feiten, Waber, Weber Agnes, Widmer, Zbln­
den, Zwygart (72) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstlennent: 
Blaser, Keller Rudolf, Schmied Walter (3) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Aguet, Berberat, Binder, Blrcher, Bonny, Borer, BOhrer, 
Columberg, de Dardel, Dreher, Ducrot, Fahr Lisbeth, Gle­
zendanner, Grendelmeier, Grobet, Gross Andreas, Günter, 
Gysln Remo, Herczog, lmhof, Jeanpl'Atre, Lauper, Martl 
Werner, Maspoll, Meier Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, 
MOhlemann, Pelll, Pldoux, Plnl, Rattl, Ruf, Ruffy, Sandoz 
Marcel, Scharrer JOrg, Seiler Hanspeter, Speck, Spielmann, 
Steffen, Steinemann, Steinar, Vermot, Vogel, Weyeneth, 
Wiederkehr, Zapfl, Zlegler (48) 

Präsidium, stimmt nicht - Presldence, ne vote pas: 
Leuenberger (1) 

An den Ständerat-Au Conse/1 des Etats 

Amlllches Bulletin der Bundesversammlung 

Menschenwllrdlge Fortpflanzung 
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839 Schlussabstimmungen 

97.Ö52 

Invalidenversicherung. 
4. Revision (erster Teil) 
Assurance-lnvalidite. 
4e revision (1ere partie) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Siehe Seite 734 hlervor - Volr page 734 cl-devant 
Beschluss des Nationalrates vom 24. Juni 1998 
Däion du Conseil national du 24 Juln 1998 

A. Bundesgesetz Ober die Invalidenversicherung 
A. Lol federale sur l'assurance-lnvalldlte 

Abstimmung - Vote 
FOr Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

35 Stimmen 
4Stlmmen 



Votatlons finales 

97.052 

Invalidenversicherung. 
4. Revision (erster Teil) 
Assurance-lnvalidite. 
4e revision (1 ere partle) 

Schlussabstimmung - Vote final 

N 

Siehe Seite 1398 hlervor-Volr page 1398 cl-devant 
Beschluss des Ständerates vom 26. Juni 1998 
~on du Conseil des Etats du 26 Juln 1998 

26 Juln 1998 

Hafner Ursula (S, SH): Die SP-Fraktlon wird diese Vorlage 
ablehnen. Wir halten die Abschaffung der IV-Viertelsrente fQr 
einen grossen Fehlentscheid. Der Spareffekt Ist ungewiss, 
und fQr die Behinderten bedeutet das eine klare Verschlech­
terung. Sollte gegen die Vorlage das Referendum ergriffen 
werden, wird die SP dieses Referendum bestimmt unterstüt­
zen. 

Suter Marc (R, BE): Soziale Gerechtigkeit misst sich daran, 
wie wir mit den Schwächsten umgehen. Die Streichung der 
IV-Vlertelsrente trifft wenige Leute am unteren Ende; es sind 
dies Leute, die trotz schwerer Behinderung erwerbstätig sind 
und sich anstrengen. 
Wir sind dagegen, dass man Ihnen diesen klelnen Zustupf -
250 bis 500 Franken Im Monat - wegnehmen und sie für Ih­
ren Eingliederungswillen bestrafen will. Wir lehnen eine sol­
che Augenwischerei ab. Mit dieser Streichung der Viertels-
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rente tragen wir nicht zur finanziellen Sicherung der lnvall­
denverslcherung bei. 
Wer sind wir? Wir sind Frauen und Männer von llnks bis 
rechts, behindert und nlchtbehlndert, Inner- und ausserhalb 
des Bundeshauses, die überzeugt sind, dass man so Sozlal­
polltlk nicht machen darf. 
Mit dieser Streichung der Viertelsrente lösen wir keine Pro­
bleme der IV, sondern wir schaffen neue Ungerechtigkeiten. 
Ich bitte Sie, von einem Kniefall gegenüber dem Ständerat 
abzusehen und dieser missratenen Gesetzesrevtslon Ihre 
Zustimmung zu versagen. Wir wollen keine Sparübung auf 
dem Buckel der schwächsten Glieder unserer Gesellschaft. 
Ich möchte betonen, dass wir das Referendum ergreifen wer­
den, wenn Sie trotzdem zustimmen. Wir tun dies nicht aus 
Freude - glauben Sie es mir-, sondern der Not gehorchend. 
Aber wir glauben, dass wir diese Anstrengung den elngllede­
rungswllllgen Behinderten, ja allen Invaliden überhaupt 
schuldig sind, die von der Politik Hoffnung und Unterstützung 
erwarten. 
Ich danke Ihnen für Ihr Verständnis. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Die CVP-Fraktlon steht hinter 
der 4. IV-Revision. Wir haben In einer früheren Session Mehr­
einnahmen von 2,2 MIiiiarden Franken durch einen Kapital­
transfer von der EO an die IV beschlossen und damals klar 
gesagt, dass dann auch Sparmassnahmen folgen mOssen. 
Wir stehen deshalb jetzt konsequent zu diesem Wort und da­
mit hinter der 4. IV-Revision. Es sind auch massvolle Spar­
massnahmen, die sozlalverträgllch sind. Es gibt keine Rück­
wirkungen, und tor die wirklich Bedürftigen gibt es auch klar 
geregelte Ansprüche Ober andere Sozlalverslcherungen. Wir 
lösen nur das Glesskannensystem durch ein feineres System 
ab. Zudem beinhaltet das Gesetz eine Reihe von weiteren 
sinnvollen Massnahmen, z. B. die Kostensteuerungsele­
mente oder die Verstärkung der Möglichkeiten bei der Miss­
brauchsbekämpfung. 
Gerade weil wir die Sozialwerke erhalten und sichern wollen, 
auch In Zelten der finanziellen Engpässe, sind wir von der 
CVP-Fraktlon nicht nurfOr Mehreinnahmen, sondern auch für 
massvolle Sparmassnahmen, die sozial abgefedert sind. 
Deshalb stehen wir hinter der 4. IV-Revision. 

Gonseth Ruth (G, BL): Auch die grüne Fraktion lehnt die 
Sparmassnahmen auf dem Buckel der Behinderten ab. Ich 
glaube, wir hätten in diesem Parlament andere Möglichkeiten 
zu sparen. Wir werden selbstverständlich, wenn es zu einem 
Referendum kommt, dieses auch unterstützen. 

A. Bundesgesetz Ober die lnvalldenverslcherung 
A. Lol tederale sur l'assurance-lnvalldlte 

Nament//che Abstimmung 
Vote nomlnatlf 
(Ref.: 2233) 

FOr Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Aregger, Bangerter, Baumann Alexander, Baumberger, Bez­
zola, Blocher, Bonny, Borer, Bortoluzzl, Bosshard, Brunner 
Ton!, BOhrer, Cavadlnl Adrlano, Christen, Columberg, Dett­
llng, Durrer, Eberhard, Egerszegi, Eggly, Ehrler, Engelber­
ger, Engler, Eplney, Fehr Hans, Fehr Usbeth, Flscher­
Häggllngen, Fischer-Seengen, Föhn, Freund, Frey Walter, 
Frlderlci, Frltschl, Glezendanner, Gros Jean-Michel, Gulsan, 
Gusset, Gysln Hans Rudolf, Hasler Ernst, Heberleln, 
Hegetschweller, Hess Otto, Hess Peter, Hochreutener, 
lmhof, Kofmel, Kühne, Kunz, Lachat, Langenberger, Leu, 
Leuba, Loeb, Loretan Otto, Maltre, Maspoll, Maurer, Moser, 
Müller Erich, Oehrll, Pelll, Phlllpona, Pldoux, Raggenbass, 
Randegger, Rattl, Ruckstuhl, Rychen, Sandoz Marcel, 
Schenk, Scheurer, Schlüer, Schmid Samuel, Seiler Hans­
peter, Simon, Speck, Stamm Judlth, Stamm Luzl, Steffen, 
Stelnegger, Steinemann, Stelner, Stucky, Theller, Tschup­
pert, Vallendar, Vetterll, Vogel, Weigelt, Widrig, Wittenwller, 
Wyss (92) 
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Dagegen stimmen - Rejettent Je projet: 
Aeppll, Aguet, Banga, Baumann Ruedl, Baumann Stepha­
nie, Bäumlin, Beguelln, Berberat, Bircher, Bore!, Bühlmann, 
Burgener, Carobblo, Chlffelle, de Dardel, Ducrot, DOnkl, 
Eymann, Fankhauser, Fasel, Fässler, Fehr Jacqueline, 
Gedient, Genner, Goll, Gonseth, Grobet, Gross Andreas, 
Grossenbacher, Gysln Remo, Hafner Ursula, Hämmerle, 
Helm, Herczog, Hollenstein, Hubmann, Jaquet, Jutzet, Kel­
ler Christine, Keller Rudolf, Lauper, Leemann, Lötseher, 
Martl Werner, Maury Pasquler, Meier Hans, Meier Samuel, 
Meyer Theo, Müller-Hemm!, Nabholz, Ostermann, Rechstei­
ner Paul, Rechstelner Rudolf, Rennwald, Roth, Ruf, Schmid 
Odllo, Semadenl, Spielmann, Strahm, Stump, Suter, Teu­
scher, Thanel, Thor, Tschäppät, Vermot, Vollmer, von All­
men, von Feiten, Waber, Weber Agnes, Wldmer, 
Wiederkehr, Zblnden, Zlegler, Zwygart (n) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Antllle, Blaser, Comby, David, Delss, Dormann, Dupraz, Frey 
Claude, Sandoz Suzette, Schmied Walter, Tschopp, Zapfl 

(12) 

Entschuldigt/abwesend sind - Sont excuses/absents: 
Alder, Baader, Binder, Caccla, Cavalll, Dreher, Fllllez, Gren­
delmeier, Gross Jost, Günter, Haerlng Binder, Jans, Jean­
prätre, Mühlemann, Plnl, Ruffy, Scharrer Jürg, Weyeneth 

(18) 

Präsidium, stimmt nicht - Presldence, ne vote pas: 
Leuenberger ( 1) 

An den Bundesrat-Au Conse/1 fsderal 



Ablauf der Referendumsfrist: 15. Oktober 1998 

Bundesgesetz 
über die Invalidenversicherung 
(IVG) 

Änderung vom 26. Juni 1998 

Die Bundesversammlung der Sch»-·eizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 25. Juni 19971, 

beschliesst: 

I 

Das IV-Gesetz2 wird wie folgt geändert: 

Art. 4 Abs.1 
1 Als Invalidität im Sinne dieses Gesetzes gilt die durch einen körperlichen, geistigen 
oder psychischen Gesundheitsschaden als Folge von Geburtsgebrechen, .Krankheit 
oder Unfall verursachte, voraussichtlich bleibende oder längere Zeit dauernde Er­
werbsunfähigkeit. 

Art. 5 Abs. 2 
2 Nichterwerbstätige Personen vor dem vollendeten 20. Altersjahr mit einem körper~ 
liehen, geistigen oder psychischen Gesundheitsschaden gelten als invalid, wenn 
der Gesundheitsschaden wahrscheinlich eine Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben 
wird. 

Art. 7 Entzug oder Kürzung der Leistung 
1 Hat eine versicherte Person die Invalidität vorsätzlich oder bei vorsätzlicher Aus­
übung eines Verbrechens oder Vergehens herbeigeführt oder verschlimmert, so kön­
nen die Geldleistungen dauernd oder vorübergehend verweigert, gekürzt oder entzo­
gen werden. 
2 Absatz 1 ist anwendbar auf Leistungen für Angehörige, welche die Invalidität einer 
versicherten Person vorsätzlich oder bei vorsätzlicher Ausübung eines Verbrechens 
oder Vergehens herbeigeführt oder verschlimmert haben. 

l BBl 1997 IV 149 
2 SR831.20 

1998-415 
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Art. 27 Sachüberschrift und Abs. 2 

Zusammenarbeit und Tarife 
2 Aufgehoben 

Art. 2'J"i' Streitigkeiten 
1 Streitigkeiten zwischen der Versicherung und Leistungserbringern entscheidet ein 
Schiedsgericht. · 
2 Zuständig ist das kantonale Schiedsgericht am Ort der ständigen Einrichtung oder 
der Berufsausübung des Leistungserbringers. 
3 Die Kantone bezeichnen das Schiedsgericht und regeln das Verfahren. Das 
Schiedsgericht setzt sich zusammen aus einer neutralen Person, die den Vorsitz in­
nehat, und aus je einer Vertretung der Versicherung und der betroffenen Leistungs­
erbringer in gleicher Zahl. Die Kantone können die Aufgaben des Schiedsgerichts 
dem kantonalen Versicherungsgericht übertragen; dieses wird durch je eine Vertre­
tung der Beteiligten ergänzt. Der schiedsgerichtlichen Behandlung eines Streitfalles 
hat ein Vermittlungsverfahren vorauszugehen. 
4 Die Entscheide werden den Parteien mit Begründung und Rechtsmittelbelehrung 
schriftlich eröffnet. 

Art. 28 Abs. 1, Jbi• und rr 
1 Ist ein Versicherter zu mindestens 50 Prozent invalid, so hat er Anspruch auf eine 
Rente. Diese wird wie folgt nach dem Grad der Invalidität abgestuft: 

lnvaliditätsgrad 

mindestens 50 Prozent 
mindestens 661 

/ 3 Prozent 

Ibis d lter A ,/:. J b un 11;ge w en 

Art. 29 Abs. 1 

Rentenanspruch in Bruchteilen einer ganzen Rente 

ein Zweitel 
ganze Rente 

1 Der Rentenanspruch nach Artikel 28 entsteht frühstens in dem Zeitpunkt, in dem 
der Versicherte: 
a. mindestens zu 50 Prozent bleibend erwerbsunfähig geworden ist; oder 
b. während eines Jahres ohne wesentlichen Unterbruch durchschnittlich minde­

stens zu 50 Prozent arbeitsunfähig gewesen war. 

Art. 34 

Aufgehoben 
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Art. 38 Sachüberschrift und Abs. 1 erster Satz 

Höhe der Kinderrenten . 
1 Die Kinderrente beträgt 40 Prozent der dem massgebenden durchschnittlichen Jah­
reseinkommen entsprechenden Invalidenrente .... 

Art. 3,r• Abs. 3 
3 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. insbesondere die Kürzung von Teilrenten 
sowie von halben Renten. 

Art. 53 Abs. 2 
2 Der Bundesrat regelt die Organisation und die Aufgaben des äntlichen Dienstes 
sowie die Befugnisse des Bundesamtes für Sozialversicherung. 

Art. 68 Statistik und Analysen 
1 Die Versicherung vergütet dem Bund die externen Kosten für die Erstellung von 
Statistiken für die Evaluation dieses Gesetzes, soweit diese für dessen zweckmässi­
gen, wirksamen und rationellen Vollzug notwendig sind. 
2 Der Bundesrat erlässt die notwendigen Bestimmungen über die Erstellung, die 
Auswertung und die Veröffentlichung der benötigten Statistiken sowie über den Zu­
gang zu den gesammelten Daten. Er sorgt dafür, dass der Persönlichkeitsschutz ge­
währleistet ist. 

Art. 69 Rechtspflege 
1 Gegen Verfügungen aufgrund dieses Gesetzes kann innert 30 Tagen bei der verfü­
genden IV-Stelle Einsprache erhoben werden. Der Bundesrat regelt das Verfahren 
und kann Ausnahmen vom Grundsatz der Unentgeltlichkeit vorsehen . 

• 
2 Gegen Einspracheentscheide kann Beschwerde an die Rekursbehörden der Alters­
und Hinterlassenenversicherung erhoben werden. Die Artikel 84-85bi& sowie 96 
AHVG3 sind sinngemäss anwendbar. 
3 Gegen die Entscheide der Rekursbehörden und der Schiedsgerichte kann beim Eid­
genössischen Versicherungsgericht Verwaltungsgerichtsbeschwerde nach dem Bun­
desrechtspflegegesetz4 erhoben werden. 

Art. 73 Abs. 4-6 
4 Beiträge nach Absatz 2 Buchstaben b und c werden unter der Voraussetzung ge­
währt, dass eine kantonale oder interkantonale Planung den spezifischen Bedarf 
nachweist. 
5 Das Bundesamt für Sozialversicherung genehmigt die Bedarfsplanung der Kantone 
mittels Verfügung. Es kann den Entscheid mit Vorbehalten und Auflagen verbinden. 

3 SR 831.10 
4 SR 173.110 
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6 Der Bundesrat regelt das Verfahren filr die Einreichung der Bedarfsplanung der 
Kantone. 

Art. 751,/s Rechtsptlege 
1 Gegen Verfügungen des Bundesamtes für Sozialversicherung nach den Artikeln 73 
und 74 kann innerhalb von 30 Tagen seit Zustellung Beschwerde an die Eidgenössi­
sche Rekurskommission für kollektive Leistungen der Invalidenversicherung erho­
ben werden. Ausgenommen sind VerfUg~ngen über Beiträge, auf die das Bundes­
recht keinen Anspruch einräumt. 
2 Der Bundesrat bestellt die Eidgenössische Rekurskommission. Er regelt Organisa­
tion und Verfahren. 
3 Gegen die Entscheide der Eidgenössischen Rekurskommission kann Verwaltungs­
gerichtsbeschwerde an das Eidgenössische Versicherungsgericht erhoben werden. 

II 

Änderung bisherigen Rechts 

1. Das AHV -Gesetz5 wird wie folgt geändert: 

Art. 431
er Abs. l 

1 Der Bundesrat bestimmt, unter welchen Vomussetzungen Bezüger von Altersren­
ten oder Ergänzungsleistungen mit Wohnsitz und gewöhnlichem Aufenthalt in der 
Schweiz, die für die Fortbewegung, für die Herstellung des Kontaktes mit der Um­
welt oder für die Selbstsorge kostspieliger Geräte bedürfen, Anspruch auf Hilfsmit-
tel haben. · 

2. Das Bundesgesetz vom 19. März 19656 über Ergänzungsleistungen zur Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung wird wie folgt geändert: 

A11. 2c: Bst. a und b 

Anspruchsberechtigt im Sinne von Artikel 2 sind Invalide: 
a. welche einen [nvaliditätsgrad von mindestens 40 Prozent im Sinne des IV­

Gesetzes 7 aufweisen; 
b. Aufgehoben 

5 SR831.10 
6 SR831.30 
7 SR831.l0 
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Überga11gsbestimmunge11 
1. Besitzsta11dswalzrung bei Jaufe11de11 Viertelsrellten 
Laufende Viertelsrenten werden auch nach Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung 
unter den bisherigen Voraussetzungen weitergewährt. 

2. Überjiilmmg der Härtefallremen in die Ergä11zungsleistungen 
· 

1 Renten, die auf einem Invaliditätsgrad von weniger als 50 Prozent beruhen, sind 
innert eines Jahres seit dem Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung in Revision zu 
ziehen (Art. 41 IVGB). . . 
2 Ergibt die Revision weiterhin einen Invaliditätsgrad von mindestens 40 Prozent, so 
leitet die IV-Stelle ihren Entscheid an die zuständige EL-Stelle zur Abklärung des 
Anspruchs auf Ergänzungsleistungen weiter. Bis zum Entscheid der EL-Stelle wird 
die Härtefallrente weiter ausgerichtet. 

3. Besitzsta11dswalzrm1g bei laufenden Zusatzrellten 
Laufende Zusatzrenten werden auch nach Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung un­
ter den bisherigen Voraussetzungen weitergewilhrt. 

Re[ere11dum und fllkrafttreten 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

· 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Ständerat, 26. Juni 1998 

Der PrJsident: Zimmerli 
Der Sekretär: Lanz 

Datum der Veröffentlichung: 7. Juli 19989 

Ablauf der Referendumsfrist: 15. Oktober 1998 

9156 

8 SR831.20 
9 BBl 1998 3479 

Nationalrat, 26. Juni 1998 

Der Präsident: Leuenberger 
Der Protokollführer: Anliker 



Delai referendaire: 15 octobre 1998 

Loi federale 
sur I' assurance-invalidite 
(LAI) 

Moditication du 26 juin 1998 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu le message du Conseil federal du 25 juin 19971, 

arrete: 

I 

La loi federale sur l'assurance-invalidite2 (lAI) est modifiee comme suit: 

Art. 4, 1er al. 

t L'invalidite au sens de la presente loi est la diminution de la capacite de gain, 
presumee permanente ou de longue duree, qui resulte d'une atteinte a la sante physi­
que, mentale ou psychique provenant d'une infirmite congenitale, d'une maladie ou 
d'un accident. 

Art. 5, ie al. 

2 Les assures ages de moins de 20 ans revolus qui n'exercent pas d'activite lucrative 
sont reputes invalides lorsqu'ils sont atteints dans leur sante physique, mentale ou 
psychique ·et que cette atteinte aura probablement pour consequence une incapacite 
de gain. 

Art. 7 Retrait ou reduction des prestations 
1 Les prestations en esp~ces peuvei:tt etre refusees, reduites ou retirees, temporaire­
ment ou definitivement, a l'assure qui a, intentionnellement ou -en commettant in­
tentionnellement un crime ou un delit, cause ou aggrave son invalidite. 

2 Le 1 er alinea est applicable aux prestations en faveur des proches qui ont, inten­
tionnellement ou en commettant. intentionnellement un crime ou uri delit, cause ou 
aggrave l'invalidite de l'assure. 

Art. 27, titre median et 2e aL 
Collaboration et tarifs 

2Abroge 

t FF 1997 IV 141 
2 RS831.20 
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Art. 27his Litiges 

1 Les litiges entre l'assurance et les foumisseurs de prestations sont juges par un 
tribunal arbitral. 

2 Le tribunal arbitral competent est celui du canton dans lequel le foumisseur de 
prestations a un etablissement stable ou exerce sa·profession. 

3 Les cantons designent le tribunal arbitral et fixent la procedure. Le tribunal arbitral 
se compose d'un president neutre et de representants en nombre egal des assureurs; 
d'une part, et des fournisseurs de prestations concemes, d'autre part. Les cantons 
peuvent confier les taches du tribunal arbitral au tribunal cantonal des assurances en 
y adjoignant des representants en nombre egal de chacune des parties. La procedure 
devant le tribunal arbitral doit etre precedee d'une tentative de conciliation. 

4 Les jugements doivent etre motives, indiquer les voies de droit et etre communi­
ques par ecrit aux parties. 

Art. 28, al. 1, 1 bis et Jter 

1 L'assure a droit a une rente s'il est invalide a 50 pour cent au moins. La rente est 
echelonnee comme suit, selon le degre d'invalidite: 

Degre d'invalidite 

50 pour cent au moins 
66 ~h pour cent au moins 

l bis et I ter Abroges 

Art. 29, 1 er al. 

Droit a la rente en fractions 
d'une rcnte entiere 

une demi-rente 
rente entiere 

1 Le droit a la rente au sens de l 'article 28 prend naissance au plus tot a la date des 
laquelle: 
a. l'assure presente une incapacite de gain durable de 50 pour cent au moins, ou 
b. l'assure a presente, en moyenne, une incapacite de travail de 50 pour cent au 

moins pendant une annee sans interruption notable. 

Art. 34 

Abroge 

Art. 38, titre median et Jer al., premiere phrase 

Montant des rentes pour enfants 

t La rente pour enfant s'elev.e a 40 pour cent de la rente d'invalidite correspondant au 
revenu annuel moyen determinant .•.. 
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Art. 38his, Je al. 

3 Le Conseil föderal edicte des prescriptions detaillees concemant notamment la 
reduction des rentes partielles ainsi que des demi-rentes. 

Art. 53, 2c aL 

2 Le Conseil föderal regle les modalites d'organisation du service medical et les 
täches de ce demier, ainsi que les competences de l'office federal. 

Art. 68 Statistique et analyses 

1 L'assurance rembourse a la Conföderation les frais externes lies aux statistiques et 
analyses concemant l 'appl_ication et les effets de la loi, pour autant que ces donnees 
et etudes soient necessaires a l 'application appropriee, efficace et ,rationnelle de la 
presente loi. 

2 Le Conseil föderal reglemente l 'etablissement, l 'evaluation et la publication des 
statistiques requises, ainsi que l'acces aux donnees recoltees. Ce faisant, il veille au 
respect de la protection de la personnalite. 

Art. 69 Voies de droit 
1 Toute decision rendue en vertu de la presente loi peut faire l'objet, dans les 30 
jours, d'une opposition aupres de l'office Al qui l'a prise. Le Conseil federal regle la 
procedure et peut prevoir des exceptions au principe de la gratuite. 

2 Les decisions rendues sur opposition peuvent faire l 'objet d'un recours aupres des 
autorites de premiere instance competentes en matiere d'assurance-vieillesse et 
survivants. Les articles 84 a 85bis et 96 LA VS3 sont applicables par analogie. 

3 Les decisions des autorites de recours et des tribunaux arbitraux peuvent a leur tour 
faire l'objet d'un recours de droit administratif aupres du Tribunal federal des assu­
rances, conformement a la loi federale d'organisation _judiciaire4. 

Art. 73, 4e a 6e al. 

4 Les subventions prevues au ze alinea, lettres b et c, sont accordees a condition 
qu'une planification cantonale ou intercantonale prouve qu'il existe un beso~n speci­
fique. 

s L'Office federal des assurances sociales approuve la planification des besoins des 
cantons par voie de decision. ll peut assortir sa decision de reserves et de charges. 

6 Le Conseil föderal regle 'la procedure concemant le depöt de la planification canto- · 
nale. 
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Art. 75bis Voies de recours 

1 Les decisions prises par l'Office federal des assurances sociales en vertu des arti­
cles 73 et 74 peuvent faire l'objet d'un recours, dans les 30 jours des la notification, 
aupres de la Commission federale de recours en matiere de prestations collectives de 
l'assurance-invalidite. Font exception les decisions portant sur des subventions qui 
ne se fondent pas sur un droit prevu par la legislation federale. 
2 Le Conseil federal institue une Commission federale de r~cours. II regle son orga­
nisation ainsi que la procedure. 

3 Les decisions de la Commission federale de recours peuvent faire l'objet d'un 
recours de droit administratif aupres du Tribunal federal des assurances. 

II 

Modification du droit en vigueur 
1. La loi federale sur l'assurance-vieillesse, survivants et invalidite5 (1.A VS) est 
modifiee comme suit: 

Art. 43ter, Jer aL 
1 Le Conseil federal fixe les conditions auxquelles les beneficiaires de rentes de 
vieillesse ou de prestations complementaires qui ont .leur domicile et leur residence 
habituelle en Suisse et qui ont besoin d'appareils couteux pour se deplacer, etablir 
des contacts avec leur entourage ou assurer leur independance ont droit a des 
moyens auxiliaires~ 

2. La· loi federale du 19 mars 19656 sur les prestations complementaires a 
l'assurance-vieillese, survivants et invalidite est modifiee comme suit: 

Art. 2c, Let. a et b 

Ont droit aux prestations au sens de l'article 2 les invalides: 
a. qui presentent un degre d'invalidite de 40 pour cent au moins selon la loi fede­

rale sur l'assurance-invalidite7; 
b. ab,:ogee 

III 

Dispositions transitoires 

1. Garantie des droits acquis pour les quarts de rente verses actuellement 
Les quarts de rente dont le droit a pris naissance sous l'ancien regime continuent a 
etre verses aux memes cooditions ·apres l 'entree en vigueur de la presente modifica­
tion. 

5 RS 831.10 
6 RS831.30 
7 RS831.20 



Assurance-invalidite. LF 

2. Transfert des rentes pour cas penibles au regime des prestations 
complementaires 

1 Les rentes fondees sur UD degre d'invalidite inferieur a 50 pour cent doivent faire 
l'objet d'une revision dans le delai d'un an a compter de l'entree en vigueur de la 
presente modification (art. 41 LAIS). 

2 Si la revision aboutit a la confirmation d'un degre d'invalidite de 40 pour cent au 
moins, l'office Al transmet sa decision a l'organe competent en matiere de PC pour 
qu'il determine le droit aux prestations complementaires. Jusqu'a la decision de 
l'organe PC, la rente pour cas penibles continue a etre versee. 

3. Garantie des droits acquis pour les rentes complementaires versees 
actuellement 

Les rentes complementaires dont le droit a pris naissance sous l'ancien regime con­
tinuent a etre versees aux memes conditions apres l'entree en vigueur de la presente 
modification. 

IV 

Referendum et entree en vigueur 
1 La presente. loi est sujette au referendum facultatif. 

2 Le Conseil federal fixe la date de l'entree en vigueur. 

Conseil des Etats, 26 juin 1998 

Le president: Zimmerli 
Le secretaire: Lanz 

Date de publication: 7 juillet 19989 

Delai referendaire: 15 octobre 1998 
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Termine di referendum: 15 ottobre 1998 

Legge federale 
sull'assicurazione per l'invalidita 
(LAI) 

Moditica del 26 giugno 1998 

L 'Assemblea federale della Confetlerazi.one. Svizzera, 
. . 

visto i1 messaggio del Consiglio federale del 25 giugno 19971, 
decreta: 

I 

La legge federale_sull'assicurazione per l'invalidita (LAI)2 e modificata come segue: · 

Art. 4 cpv. l 

1 L'invalidita, nel senso della presente legge, e l'incapacita al guadagno, presunta 
permanente o di rilevante durata, cagionata da un dann<;> alla salute fisica, psiehica o 
mentale conseguente a infermita congenita, malattia o infortunio. 

Art. 5 cpv. 2 

2 Le persone di eta inferiore a . 20 anni, menomate· nella salute fisica, psiehica o 
mentale, ehe non esercitano un'attivita luerativa, sono considerate invalide se i1 dan­
no ana· salute cagionera probabilmente un'incapaeita al guadagno. 

Art. 7 Soppressione o diminuzione delle prestazioni 
. 1 Le prestazioni pecuniarie possono essere rifiutate, diminuite o soppresse durevol­
mente o temporaneamente se l'assieurato ha cagionato o aggravato la propria invali­
dita intenzionalmente o commettendo intenzionalmente un crimine o un delitto. 
2 II capoverso 1 e applicabile alle prestazioni spettanti ai congiunti ehe, intenzional­
mente o commettendo intenzionalmente un erimine o un delitto, banne cagionato o 
aggravato l'invalidita dell'assicurato., 

Art. 27 Titolo e cpv. 2 
Collaborazione e tariffe 

2 Abrogato 

l FF 1997 IV 141 
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Art. 21'1s Controversie 

t Un tribunale arbitrale giudica le controversie tra l 'assicurazione e i fomitori di pre­
stazioni. 

2 E competente il tribunale· arbitrale del Cantone in cui si trova la sede stabile del 
fomitore di prestazioni o in cui questi esercita la sua professione. -

J I Cantoni designano il tribunale arbitrale e· disciplinano la procedura. II tribunale 
arbitrale si compone di un presidente neutrale e di una rappresentanza paritetica de­
gli assicuratori e dei · fomitori di prestazioni interessati. I Cantoni possono affidare. i 
compiti del tribunale arbitrale al tribunale cantonale delle assicurazioni, completato, 
in tal caso, da una rappresentanza paritetica delle. parti. 11 procedimento dinanzi al 
tribunale arbitr3:le e preceduto da una procedura di mediazione. 

4 Le decisioni sono comunicate per scritto alle parti con la motivazione e l'indi­
cazione dei rimedi giuridici. 

Art. 28 cpv. 1, Jbls e zier 
1 L'assicurato invalido almeno al 50 per cento ha diritto a una rendita. Secondo i1 
grado di invalidita, la rendita e ·graduata com~ segue: 

Grado di invaliditi 

almeno 50 per cento 
almeno 662'3 per cento 

tbis e lter Abrogati 

Art. 29 cpv.1 

Diritto alla rendita in ftazioni di rendita intem 

meta rendita 
rendita intera 

1 D diritto alla rendita secondo l'articolo 28 nasce al piu presto nel momento in cui 
1 'assicurato: 
a. presenta un'incapacita permanente al guadagno pari almeno al 50 per cento, 

oppure 
b. e stato, per un anno e senza notevoli interruzioni, incapace al lavoro per almeno 

il 50 per cento in media. 

Art. 34 

Abrogato 

Art 38 Titolo e cpv. 1 prima periodo 
Importo delle rendite per figli 

1 La rendita per figli alßl'!lonta al 40 per cento della rendita di invalidita ehe corri­
sponde al reddito annuo medio determinante .... 
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Art. 31Jbis cpv~ 3 

3 11 Consiglio federale disciplina i particolari, segnatamente la riduzione delle rendite 
parziali e delle mezze rendite. · 

Art. 53 cpv. 2 . . 

2 Il Consiglio federale disciplina l'organizzazione e i compiti del servizio medico, 
nonche le prerogative dell 'Ufficio federale delle assicurazioni sociali. 

Art. 68 Statistica e analisi 
1 L'assicurazione rimborsa alla Confederazione le spese esterne relative all'alle­
stimento di statistiche per la valutazione deUa presente legge, in quanto esse siano 
necessarie aUa sua applicazione appropriata, efficace e razionale. 

2 II Consiglio federale emana le necessarie disposizioni suU'allestimento, la valuta­
zione e la pubblicazione delle statistiehe occorrenti nonehe sull'accesso ai dati rae­
colti. Esso vigila affinehe sia garantita la protezione della personalita. 

Art. 69 Rimedi giuridiei 
1 Cöntro Ie decisioni basate sulla presente legge e ammessa l'oppostzione, entro 30 · 
giorni, presso l'ufficio AI ehe le ha pronuneiate. II Consiglio federale discipliila la 
procedura e puo prevedere deroghe al principio della gratuita. 

2 Le decisioni su opposizione possono essere impµgnate con ricorso presso le auto­
rita di ricorso competenti in materia di A VS/ Af. Gli articoli 84-SSbis e 96 LA VS3 si 
applieano per analogia. · 
3 Le decisioni deUe autorita di ricorso e dei tribunali arbitrali possono essere impu­
gnate eon ricorso di diritto amministrativo dinanzi al Tribunale federale delle assicu­
razioni, giusta la legge federale sull'organizzazione giudiziaria4. 

Art. 73 cpv. 4-6 
4 I sussidi di eui al ~poverso 2 lettere b e c sono assegnati a condizione ehe una pia­
nificazione eantonale o intercantonale provi l'esistenza di un fabbisogno specifico. 
5 L'Ufficio federale delle assieurazioni sod~li approva mediante decisione la piani­
ficazione del fabbisogno dei Cantoni. Esso puo subordinare la sua decisione a riser­
ve e oneri. 
6 Il Consiglio federale disciplina la procedura per la presentazione della pianifica­
zione del fabbisogno dei Cantoni. 

Art. 75bis Rimedi giuridici 
1 Le decisioni dell 'Uffieio federale delle assicurazioni sociali prese in virtu degli 
articoli 73 e 74 possono e~re impugnate, entro 30 giorni dalla notifica, dinanzi alla 

3 RS831.10 
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Commissione federale di ricorso in materia di prestazioni collettive dell'assicu­
razione per l'invalidita. Fanno eccezione le decisioni concementi sussidi al eui otte­
nimento la legislazione federale non eonferisce un diritto. 

2 D Consiglio federale istituisce la Cemmissione federale di ricorso. Esso ne disci­
plina l'organizzazione e la procedura. 

3 Le decisioni della Commissione federale di rieorso possono essere impugnate con 
ricorso di diritto amministrativo dinanzi al Tribunale federale delle assieurazioni. 

n 
Modi,fica del diritto vigente 

1. La legge federale sull'assieurazione per Ja vecchiaia e i superstitiS (LA VS) e mo-
dificata come segue: · 

Art. 43rer cpv. 1 
1 II Consiglio federale stabilisce a quali condizioni i beneficiari di rendite di vec­
ehiaia o di prestazioni eomplementari domieiliati e dimoranti abitualmente in Sviz­
zera, ehe abbisognano di apparecchi costosi per spostarsi, per stabilire contatti con il 
proprio ambiente o per attendere autonomamente alla propria persona, hanno diritto 
a mezzi ausiliari. · ' 

2. La legge federale-del 19 malZo 19656 sulle prestazioni complementari all'assicu­
razione per 1a vecchiaia, i superstitie l'invalidita e modificata come segue: 

Art. 2c fett. a e b 

Hanno·diritto alle prestazioni giusta l'articolo 2 gli invalidi ehe: 
a. presentano un grado di invalidita pari almeno al 40 per cento ai sensi della leg­

ge federale sull'assicurazione ~r l'invalidita7; 
b. Abrogata 

m 
Disposizioni transitorie 

1. · Garanzia dei diritti acquisiti per i quarti di rendita co"enti 

I quarti di rendita correnti continuano ad essere assegnati alle eondizioni. del diritto 
previgente anehe dopo l'entrata in vigore della presente modifica di legge. 
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2. Trasferimento delle rendite per,casi di rigore alle prestazioni complementari 
1 Le rendite assegnate in base a un grado di invalidita inferiore al 50 per cento devo­
no essere rivedute entro un anno dall'entrata in vigore della presente modifica di 
legge (art. 41 ~-

2 Se la revisione rileva ancora un grado di invalidita' pari almeno al 40 per cento, 
l'Ufficio AI trasmette la propria detjsione:an'organo competente in materia di PC 
affinche questo determini il diritto alle prestazioni complementari. Fiilche l'organo 
PC non prende la decisione, 1a rendita per casi di rigore continua ad essere versata. 

3. Garanzia t/t!i diritti acquisiti per le rendite completive co"enti 
Le rt:ndite completive correnti continuano· ad essere assegnate alle condizioni del 
diritto previgente anche dopo l 'entrata i~. vigore della present~ modifica di legge. 

IV 

Referendum ed entrata in vigore . 
1 La presente legge sottosta al referendum facoltativo. 
2 II Consiglio federale ne determina l'entrata in vigore. · 

Consiglio degli Stati, 26 giugno 1998 

11 presidente: Zimmerli 
II segretario: Lanz 

Data di pubblicazione: 7 luglio 19989 

Termine di referendum: 15 otiobre 1998 
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Consiglio nazionale, 26 giugno 1998 

II presidente: Leuenberger 
II segretario: Anliker 


